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Vorrede. 



Welche Bedenken anch immer geltend gemacht worden sind 
gogen die in Deutschland begründete juistiBche Methode im 

Staatsrechte, das Eine steht fest, dass die ansschliesslicli historisch- 
politische JBehandluigsweise staatsrechtiicher i^agen mit ihren 
doch nur individuelle Befriedigung gewährenden Sesoltaten ein- 
far allenial der Vergangenheit angehört. Seihst diejenigen, welche 
in der formalen Ansprigung der pnUicistiflchen B^gziffa nicht 
das einzige Ziel der '^(^ssensdiaft rom Sffisnfliohen Redite er- 
blicken^ erkennen die Bedeutung und die Nothwendigkeit scharfer 
Fonniiihnmg der staaterechtlichen Bechtssatee an, so dass von 
allen Seiten hente daran mitgearbeitet wird, das Staatsrecht ans 
dem flüssigen Elemente einer schwer zu begränzenden Kunde 
▼om Staate dauernd hinttberzufiihren in den festen Aggregntraistand 
einer juristischen Disciplin. 

Die BesultatOi welche durch Anwendung der neuen Methode 
gewonnen wnrdoi, wenn anch wie alle joristisclien Satze zor 
nüclist nnr dem positiven Emzelrechte angehdiig, haben nichts- 
destoweniger eine über dasselbe weit hinausgreifende Bedeutung. 
Bei aller individuellen Eigenart geben doch durch den Bau aller 
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modernen Staaten krat't der gtiutiiisamcn Rechtselenientc und 
der ümerhalb gewisser Grenzen gemeinsamen socialen Gliederung 
viele gemeinsame Gnmdzfige, welche nothwendigerwease die typische 
Ausgestaltung gewisser Rechtssätze und Rechtsinstitutc des 
Einzelrechtes zur Folge haben. Daher kommt es, dass manche 
Ergebnisse der deutschen Btaatsrechtlichen Forschimg bereits in 
die ausserdeutsclie Literatur eiiigeiirungen bind, dass der Bann 
deutscher Jurisprudenz auch auf diesem Gebiete sich heute schon 
bis in die staatsrechtlichen Werke der romanischen wie der 
skandinavischen und slavischen Völker zu erstrecken beginnt. 

Bei dieser SacUage ist es begreiflich, dass gerade emem der 
deutschen TK^ssenschalt, aber nicht dem deutschen Beidie An- 
gehörigen die Frage niüietritt, in welchem Masse die erwähnten 
ilesultate der deutschen Jurisprudenz als typisch für das Staats- 
recht anderer Staaten betrachtet werden können. Diese Frage 
muss umsomehr von einem Oesterreicher erhoben werden, als das 
Österreichische Staatsrecht, bei manchen tie^ehenden Unterschieden 
aUerdings, die historische Grundlage mit dem deutschen Staata- 
reclite tlieilt. Was sich in Oesterreich an pubhcistischer Literatur 
entwickelt hat, ist unter dem stetigen Einflüsse der deutschen 
Wissenschaft gestanden, darin iibrigens nur derjenigen auf den 
anderen Rechtsgebieten nachfolgend, auf denen durch innigen 
und nicht bloss reoeptiven Zusammenhang mit den Leistungen 
Deutschlands die österreichische Jniispmdenz zu Bedeutung und 
Ansehen sich emporgeschwungen hat. 

Es ist die Untersuchung der durch die constitutionelle 
Staattordnimg geschaffienen Formen, in denen der Staatswille 
sich äussert mit manchen sich daran knüpfenden Problemen, 
wdche den Gegenstand des vorliegenden Buches bilden. Auf 
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Gnmd der gesdiichtlichen Entwickelnng und m6g1ich ani»- 
gedehuter B^chUvergleichuug sollen die üesultate gewonuen 
werden. Der Werth und die Bedeutung einer dnnurt constmirten 
Theorie kann nur an der Haltbarkeit ihrer Ergebnisse gemessen 
werden. Allerdings wird die volle Durchbihluug der Details nur 
auf dem festen Boden des Bechtes eines jeden concreten Staates 
erfolgen; je weiter das Gesichtsfeld, desto weniger scharf wird 
der einzelne G^enstand erblickt. Allein solche Betrachtungsweise 
moss ergänzend und läuternd zu der Behandlung des positiven 
Einzelrechts hinzutreten, sonst werden auch dessen Resultate 
unzutreüend werden und zwar um so mehr als sie sich auf die 
LSeong principieUer Fragen beziehen. Ich bin übrigens nur der 
Methode treu geblieben; die ich bereits früher in meiner Lehre 
von den Staatenverbindungen zur Anwendung gebracht habe. 
Ist auf jenem schwierigen Gebiete eine Einsicht in die Grund- 
lagen des Staatsrechtes verbündeter Staaten nur durch umfassende 
und vergleichende Kenntniss der historisch gegebenen Yerbindungs- 
formen möglich, so ist es nicht minder der Fall mit den spedfischen 
Kate^'orien, in denen die Willensbildung und Willensäusserung 
des constitutionellen Staates sich bewegt. 

Die folgenden Untersuchungen sind staatsrechtUcher Art. 
So ualie sie sich oft berühren mit Fragen, die der allgemeinen 
Bechtslehre und der Philosophie des Bechts augehören, so ist 
die Grenze des Staatsrechts nur dort überschritten worden, wo 
CS unbedingt iiütliig war zur Durchdringung des positiven Rechtes. 
Aber manches der Lehre von den Principien des Staatsrechtes 
angehörige Moment musste zum besseren YerstSndniss meines 
Standpunktes eingehender erörtert wonkii. Auch darin habe ich 
mir Mässigung auferlegt und Vieles nur angedeutet, was näherer 
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Ausftflinuig wQrdig wfire. Nicht leichten Hersens allerdings; 
denn inuner klarer wird mir das Bewusstfieiiiy dass oft bis in die 
Uemsten Emgriheiteii herab die richtige LSeung staatsrechtlicher 
Fragen abh8tigt von te ErkttUitmBS, die man vom Wesen des 

Staates besitzt 

Wien, im April 1887. 

Ctoonr JsUIisIl 
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Erste Abtheilimg. 

Oesehlchte des Gesetzes und der Terordnung 



Wenn das tiefere Verständniss des in Oesterreich und Deutsch- 
land geltenden Privatrecbts die Eenntniss fremder Bechtssyst^me vor- 
aussetzt, so ist dies nicht minder der Fall mit dem öffentlichen Hechte 
dieser Staaten. Wie dort das iieiniiselie Keclit durch Rect'i>tiün des 
römischen und cauonischen umgebildet wurde, so sind hier Heohts- 
ideen and Rechtssätze recipirt worden, deren üispmng theils in ab- 
strakten .Theorien, theils in dem positiven Hechte Ton England und 
den Vereinigten Staaten, von Frankreich und Belgien zu suchen ist. 
Allerdings ist das Fremde durch das Einfügen in das heimische Rechts- 
system vielfa« li umgewandelt worden. Aber auch in der oigentliüra- 
lichen neuen Gestalt, welche das aus fremden Quellen Stammeade 
gewonnen hat, ist es von Grund aus nur zu begreifen, wenn man 
seinen ganzen Entwickelungsprooess kennen gelernt hat. Manche dog- 
matische Stratfrage konnte sich nur erheben, weil man esnnterliess, 
diese Entmckelung allseitig zu verfolgen. 

Nun ist allerdiiig.s in der deutschon Literatur kein Mangel au 

Darstellungen fremder Rechtssysteme vorhanden und die Lehre vom 

constitationellen Staate bat von Aretin und Rotteck bis auf L. von 

Stein und 6 n eist den Zusanunenhang zwischen den in der Fremde 

geborenen Ideen nnd den heimischen Institutionen stets klarer zum 

Bewusstsein zu bringen gesucht. Allein die streng juristische Be- 
Jellinek, Getetz und Vwoiäiiviif. j 
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handlungsweise des Staatsrechts stellt in dieser Richtani^ noch höhere 

Anforderungen. Sie kann sicli nicht «hunit bei(iiüi,n'n, lliniges schärfer, 
Anderes jedoch nur uils der Vogelperspective zu sehen, sondern ver- 
langt eine gleichmässige, detaillirte, in die feinen Nuancen ihres 
Objektes eindringende Untersuchung. Sie verlangt nicht sowohl die 
Benrtheilung des Fremden nach äUgemeinen politischen Ideen, als 
leidenschaftslose Kenntniss der positiven Bechtssfttze. In dieser Hin> 
sieht bleibt trotz des Bedeutenden, was bisher geleistet wurde, noch 
viel zu thun ül)rig. Namentlich die Kechtsgeschichte der letzton 
hundert Jahre wird noch häufig mit allgemeinen Schlagwörtern ab- 
gethan, seihst da, wo es sich nm die eigenen Institutionen und die 
eigene Literatnr handelt. iSngehendere Untersuchung wird aber auch 
hier oft unverrnnthet eine Entwickelung in bestimmter Richtung ent- 
decken, wird die L'eberzeugung erwecken, dass manche Probleme der 
Gegenwart eine leichtere und zugleich gründlichere Lösung finden, 
wenn man die nächste Vergangenheit und verwandte Institutionen 
anderer Staaten zu Bathe zieht. 

Ehe daher an die Aufteilung einer Theorie von Gesetz nnd 
Verordnung geschritten wird, soll die historische Entwickelung dieser 
grossen Kategorien der staatlichen Willonsäusserungen dargelegt wer- 
den. Diese Darlegung soll zugleich den Beweis erbringen für die 
soeben aufgestellten allgemeinen Sätze. Es soll durch sie nicht nur 
mancher gangbare literarischeirrthum berichtigt, manche dogmatische 
Lehre sicher fimdirt, manche Controverse geklärt, sondern auch die 
Ueberzeugung gefördert werden, dass historische and rechtsverglei- 
chende Behandlung des Staatsrechte einerseits uud formal-juristische 
Ausbildung desselben andererseits keine Gegensätze sind, sondern sich 
wechselseitig bedingen und ergänzen. 
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Der englische Gesetzesbe^iff und seine Geschiclite. 

Wie der Entwickelungsgang des englischeu Hechts mannigfache 
fibemschende Analogieii mit der Geschichte der Bechtsbildung in Rom 
aafiroweiaen hat, so auch die Oeistesrichtung der englischen Juristen 
mit der der rSmisehen. Allseitige Erörterung des Einzel&lles mid 

joristiscbe Durchdringung desselben, verbunden mit der Vernach- 
lässigung des Eraporsteigens zu allgemeinen Begrilfen, ja mit der 
Unmöglichkeit, zu solchen zu gelangen, bilden einen gemeinsamen 
Charakterzag romischer und englischer Jurispradenz. 

Man wird daher in England so gnt wie in Born bei den Juristen 
sich vergebens nach selbststftndigen Untersuchungen Aber das Wesen 
des Gesetzes umsehen. Wie die Römer auf allgeiuoine, mehr oder 
minder unl)estiramte Aussi»rüc)ie griocliisoher Redner und Philosophen 
zurückgehen, um einen Gesetzesbegritf zu erhalten, der mehr orna- 
mentaler Schmuck als nothwendiger Bestandtheil ihrer juristischen 
Schriften ist, so Termissen wir auch bd den englischen Juristen jede 
angehende üntersuchnng Ober die Natur und die Grenzen des Gesetzes. 
Mit dem Worte „law* wird ununterschiedlicb Alles bezeichnet, was 
aus den verschiedensten Rechtsquellen kommend den mannigfaltigsten 
Inhalt haben kann. Law. stets mit le.\ übersetzt, ist identisch mit 
jus und umfasst Gewohnheitsrecht, römisch-kanonisches Beoht, Farhi- 
mentsstatut, königliche Charters. Die englische Jurisprudenz kommt 
in diesem Punkte nicht Aber die allgemeinen, 7on Bracton yor 
sechshundert Jahren autgesttllteu Siitze hinaus: »Cum autem fere 
in Omnibus regionibus utantur legibus et jure scripto, sola Anglia 
uaa est in suis finibus iure non scripto et consuetudine. In ca quidem 
ex non scripto ins venit quod usus comproba?it. Sed absurdum non 
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erit leges Anglicanas (licet non seriptas) leges appellarp, cum legis 
vigoreni hahoat , quicquiil de coiisilio et de consensii inagüatum et 
reipublicae communi sponsione. authoritate regis r>ive principis prae- 
cedente juste faerit defimtum et approbatum* '). 

So zerfiUlt nach Blackstooe die lex in die non scripta imd 
die scripta'). Die lex non scripta nmfaast die allgemeinen und 
besonderen Rechtsgewohnheiten, sowie das in eiulgeo Gerichtshöfen 
krafl Gewolinheitsreclitszur Anwendung kommende röraisiii-kauonisLhe 
Kecht. Die lex si-ripta ist identisch mit den Parlanieotsakten , was 
immer ihre Form und ihr Inhalt sein mögen. Das geschriebene Becht 
bedentet .Statutes, acts, or edicts, made by the king's nuyesty by and 
with the adrice and consent of the lords spiritual and temporal, and 
eommons in parliameot assemi)led* Die Statuten zerfallen nach 
ihm in allgemeine und specielle. in öftentlidip luid private^). Atuh 
die letzteren, die durch den formalen Proce^^s ihrer Entstellung, durch 
Fublicität und Notorietät «»ich von den öffentlichen Statuten unter- 
scheiden, werden, trotzdem ihr Inhalt sich eher «als eine Ausnahme 
denn eine Rechtsregel* ^) darstellt, unter den Oberbegriff der lex 
zusammengefasst. Allerdings fühlt Blackstone, dass die Ent- 
scheidung eines Einzellallos durch eine Parlamentsakte wenig von 
einer Kegel au sich trägt, die nach der von ihm gegebenen Gesetzes- 
definition ein constitutives Element der lex bilden soll, durch eine 
sophistische Wendung jedoch setzt er sich kühn über dieses Bedenken 
hinweg"). 



1) De leji^ibus et cdiiBtietadinibafl Angllae ed. by Tr. Twis8(Itenuii brit. 
Script. LXX) Vol. I, p. 2. 

3} fiUekatone, Commentariea on the lawa of England (15. cd.) I. p. 63. 
8) BUckstone I. \). S'k 

4) Blackstone 1, p. 85. 

5) .ratfaer ezoeptions than rules" I. c. 

6) Das Gosetz definirt Blackstone I, p. 41 als .a rulo of civil .onJuct 
piMcribed bjr tha sapremü power in a State, conimaudiug what ia rigkt and 
prohibiting what is wrong**. Demnach wfire „a particnlar act of legnUttion", die 
Gütor dos Titia» sa oonfisdren, oder ihn we^en ITk -hvi-rr iths zu vcrurtheilou don 
Ideeu des Gesetxei nidit enirorecbend: ,it is ratber a senUncc than a law". 
Aber wenn dnreh Pariamentsane erkürt wird, das Verbrechen, wegen welche« 
Titius angeklagt ist. soll al.> Hoolivorrath beurtheilt werden, so hat ein solcher 
Akt ap<''naau«ncy. aoifonnit^ and uaiveraalit^', and tberefore U propcrly a rule*. 
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üefioirt demnach die englische Jurispradenz gfcatute law als 
identisch mit dem, was aof dem Continent Gesetz im Sinne der 

modernen constitutionellen Verfassungen heisst*"), so prgiebt eine 
nähere historisrli-doßfmatische Botraditunir (\^ süituto law, dass 
die Natur der Sache innerhalb der Statute eine auf materiellen 
Granden beruhende, aber auch in formellen Merkmalen zu Tage 
tretende Scheidung henrorgemfen hat. 

Die verschiedenen Fonktionen, in welchen das Parlament schon 
frühe als integrirendes Glied der Reichsverwaltung tbätig war, 
kommen auch in der Form der zu behandelnden Geschäfttf zum Aus- 
druck. Das Parlament als Vertreter des Reiches bewilligt dem 
Könige anf seine Bitte Subsidien. Das Parlament als Verkörperung 
des englischen Volkes richtet seinerseits Bitten an das Staatsoherhanpt; 
der König willfahrt ihnen und genehmigt die an ihn gebrachten 
Petitionen. Aus der Stellung des Parlamentes als Gerichtshofes, aus 
dem Gnindsat/,«'. dass auch dem Einzelnen kein vom gemeinen Rechte 
abwei hendes Privilegium ertbeilt und keine ihn uiiirnnstiger stellende 
Pflicht anders als auf Grund des Gesetzes auferlegt werden kann, 
ans der fortschreitenden Beschränkung des Dispensationsrechtes der 
Krone ergiebt sich schon Mhe, in steigendem Masse unter den Tudors 
und namentlich seit den Kämpfen zwischen den Stuarts und dem 
Parlament eine dritte Gattung von Statuten, sulclic die formell als 
Ausnahmen allgemeiner Regeln — als ,senatus decr«ita im Gegensatze 
zu den senatus consultis" — materiell jedoch als Entscheidung oder 
Regelung concreter Angelegenheiten, als Rechtssprfiche oder Ver- 
waltungsakte sich darstellen. 

fiat Aiuh die amerikanischo .lurisprudenz kuriiiiit niclit zu ciiuT iiKitfriellen 
Specialiöirung des allumfassenden GesetzesbegrifTHs. Vgl. Kt-nt. Commentaries 
on Ameriean law 12th «1. 1873 I. p. 507 (417 der ersten Amgftbel: »Municipal 
law is corajiose«! of written aii<l unwrittt'ii or of Statute and common law. Statute 
law is th.' cxpress will of t!ic l*.'gi.slatnr«' rciidcred authentio by certain prescribed 
forms and solennities." Es ist demnach nicht zutrefi'end. wenn La band. Zur 
Lehre vom Badgctrecht, Ar fiiv für r.fr.ntliohes Recht I. S. IHi* behauptet, 
dass Statute law das Gesetz im iiiat« ii( llcii. act of parlianieut das CJesetz im for- 
lui'Ib^'n Sinne bezeiehihm. Beide Ausdrücke werden in der englischen Jurisin ii b ii/. 
Tieiiuehr als vüUif^ synonym ^ebnncht. Aach die private acts sind statate law. 
6b) Blackntone p. 86. 
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Trotzdem die offidelle Lehre allen dra Gattungen von Statuten 
die gleiche Eigenschaft als höchste Aensseningen der sonverftnen 
Gewalt zuschreibt^), zeigt sich formell der von Alters her anerkannte 

Untprschied derselben schon in der Art, wie die königliche Geneh- 
migung, durch welche die Bills in Parlamentsakte verwandelt werden, 
ertheilt wird. Bei öffentlichen Bills, also dem Gebiete der Geseta- 
gehnng, welches im Wesentlichen die Normirung der Bechtsordnung 
in sich scUiesst, macht der König den Beschlnss des Parlaments zu 
seinem eigenen: Le roy (la reyne) leveult; das Gesetz ist Wille des 
Königs. Bei Geldbilla, welche nur auf Initiative der Krone be- 
schlossen werden, steht das Parlament als Vertreter der Gesamnit- 
heit der Steuerpflichtigen dem Könige als dem Repräsentanten des 
Staates gegenüber; die Krone aoceptirt die ihr daigebrachte Gabe: 
Le roy (la reyne) remercie ses bons stgets, accepte leur benerolence 
et ainsi le Teult. Wenn es sich endlich um eine PriTatbill handelt, 
so erscheint die Bill gleichsam wie ein Majestätsc^esuch, auf welches 
die königliche Antwort erfolgt: Soit fait comme ii est desirö*). Es sind 
Petitionen Einzelner, welche vom king in parliament erledigt werden*). 



7) „Whatsoever passeth in parliaraent by tliis threefold consent, hath thc 
force of an act of parliament." Sir Edward Coke, 4th pari of the Institatcs 
of tbe laws of England p. 25. »An act of parliament, thus made ia tiie ezer* 
eise of the highest authority that this Kingdom adoiowledg«! npon «utb.* 
Blackstonc I, p. 185. 

8) Blackstone I, p. 184; Cox, The Institutions of the english govemment 
p. 48ff. ; Anson. Tbc law aml cnstom of the Constitution, Oxfnrf^ 1«86, I, p. 255 ff. 
Es gab noch eine Furmel, durcb welche der königlicbe Cuuäeut> ertheilt wurde: 
Soit droit et fuit comme il est de.sir£, wenn es sich nämlich vm eine Prtition um 
Rei bt handelt. So ist die berühmte petition of ripbt 1*"27 auf den Protest der 
üeineinen hin vom Könige, der eine weitschweifige Antwort ertheilt hatte, schliess- 
lich mit diesen Worten sanktionirt worden. Ferner gehen Gnadenbills und Am- 
nestien, als die königliche Prärogative tiptf-ffend, von der Krone selbst aus. 
Bei ihnen erfolgte die Perfektion durch Zustimmung des Parlaments, welche mit 
den Worten ertheilt wQrd«: Les prelats, seigneors et common«, en ce pt^tent • 
parliament as rtnbleeü au nom de touts vous autres snbjects remercient tris hnmble- 
ment votre luajeste et prient a Dieu vous donner en sante bonne Tie et longae. 
Heote werden diese Bills ganz in der Form der übrigen öffentlichen genehraiet. 

9) Die Dri itln iliiiif: fl<T Parlaraentsakte reicht in frühe Zeit hinauf; der 
modus tenendi j arliamentum (14. Jahrhundert) erklärt in dem Kapitel denegotüs 
parliamcnti: .,In Kaiendario parliamenti rememonuri debent omni« negotiapar- 
liamenti sub isto nr(]in':': primo de guerra si giiorra sit, et de aliis negotiis per- 
sonas regis, reginae et suomm liberomm tangentibus (sc. auxilüs, capat de 
anxilüa f^); Mcnndo de n^gotüi oommimibiis i^i, nt de togibw «tatnendis 
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AUirdüigs ist aber die Orense zwischen ftlTeniUcher und Privat- 
bül nieht sach dniebsrreiüBndeii aletrakteo GesiditepoiikteD gexogeu 
worden '^). Manche Akte, welche ihre Kraft in der Regelung eines 

Einzelfalles erschöpfen, haben die Form eines public act, so vor Allem 
diejenigen ausschliesslich dem englischen Staatsrechte angehörigeu 
Individualgesetze, in welchen das Parlament als über der Bechte- 
ordnong stehender Bichter erscheint: die biils of attainder und of 
pain and penalties, sodann die im Gesetaeswege ergangenen Be- 
gnadigungen. Femer ist in neuerer Zeit — dnrch IS et 14 Vict. 
c. 21 — verordnet worden, dass jede Parlanientsakte für eine öffentliche 
erachtet werden solle, sofern nicht das Gegentheil ausdrücklich be- 
atimmt ist. Damit wurde eine ganze KUisse tod Priyatakten zu 
public acte erklärt, nSmlich die local and personal acte, welche 
ftbiigens schon früher die Bestimmung enthielten, dass ihnen die 
l^iknng allgemein giltiger Gesetze beizulegen sei. Seit dem citirten 
Statute wird denselben der royal assent in derselben Form ertheilt, 
wie den öffentlichen Bills. Sonach zerfallen die öffentlichen Akte in 
public general acts imd in local and personal acta. Der Unterschied 
zwischen den beiden Klassen zeigt sich jedoch noch scharf in der 
parlamentarischen Behandlung, da eine local and personal bill, wie 
jede Frivatbill, niemals der parlamentarischen InitiatiTe entspringt, 



oontr» defeetiu legara orifpnaliQiii , jndieialiiuii , et execntorianrai , poet judicia 

reddita quae sunt maxime coTruiiunia negotia; tertic <!pbent reinemorari negotia 
siDguIaria et hoc secundum ordinciii hlatarum pttitiunum, ut praedictum est." 
Stvbbs, Seleet ohartera p. 507. Vgl. Coke, 4. Inst. p. 11. Zar Geschieht« der 
Privatbills vgl. die Andeutunjjen G n eis t's, Englisches Verwaltungsrecht, 3. Aufl., 
I, 8.178; Derselbe, Engl. Verfassungsgeschichtc, S. 378 n.3*-, ferner Ansou 
ft. a. 0. p. 239. Schon Anfang des 15. Jahrhunderts nachweisbar Torhanden, 
erreichen die irivat» bills im 16. bereita einen bedeutenden Procentsatz aller 
Parlamentitakte ; fast jede Seite des Parlanientsjournals weiss von ihnen zu erzählen. 
8io Beispiel für hunderte: es verzeichnet das Joarnal of the Commons in der 
Sitzung vom O.März 1562. 5. Eliz. : 4he bill, to makc Children, born beyond 
tbe 8«a, of John Fitzwilliams" etc. etc.. „to cnjoy tho Libertiet. of this Realme, 
tm tbef had becn born in England". Cokc. 4. Inst. p. 36 lührt zum Beweia 
der „transcendenten und absoluten" Macht dos I'arlaraenli nnr Bdipide Ton Ent- 
Scheidungen concreter Fälle contra tenorem iuris an. 

10) Vgl. zun Folgenden Erskine May, A treatii^e ou the law, privikges, 
proceedings and usage uf Parliiment. 8*^' ad., III, book p. 692 C} Cot 
p. 170 ff.; Anson p. 239 ff. 



sondern stets nur in Folge Petition der betbeiligten Personen oder 
Corporationen in VerhandluD^ gezogen wird. 

Das Verfahren bczütrlich der i>rivate bills ist nicht sowohl ein 
legislatöri.>ches, als ein ver\valtun^^sgel•i(•]ltIi('he^!, indem es den durch 
den geheischten Verwaltuugsakt betroffenen Interessenten frei steht, 
in die Petition Einsicht zu nehmen und gegen die Bewilligung des- 
selben oTentnell Einsprache m erheben. In letzterem Fklle ist eine 
bestrittene Bill vorhanden und es findet dann durch Parteienvertreter 
ein contradictorisehes Verfahren mit Beweisaufnahme vor den cxa- 
miners of petitiuns t<>r private bills statt. Vor dem Hanse wird so- 
nach die mit dem Vermerke der examiuevs über das Resultat der 
Verhandlung versehene Bill von einem Mitgliede eingebracht und in 
den gewöhnlichen Formen in Verhandlung gezogen. 
\ Die private acte sensu strictiore wurden bis 1815 nicht gedrucHt 
wobei allerdings zu beachten iftt. dass die Gesetzespublication in Eng- 
land nicht durcli den Druck, sondern durch den vor dem Parlamente 
ertheilten royal assent erfolgt. Während nun der Kichter ex officio 
die public acts kennen mnss, liegt bei Privatakten den Parteien der 
Nachwms der Existenz derselben vor Gericht ob. Seit 1815 wird 
eine Klasse von Privatakten, wohin namentlich die AblOsungs- und 
Entwässerungsgesetze gehören, gedruckt und dieser Abdruck durch 
den königlichen Drucker hat überall beweisende Kraft. .Seit 13 et 14 
Vict c. 23 wird iluieu hinzugefügt, dass sie nicht die Eigenschaft öfteut- 
licher Gesetze besitzen. Eine dritte Klasse von private biUs endlich 
wird auch heute noch nicht gedruckt, doch sind diese an Zahl in jüngster 
Zeit sehr reducirt worden. Sie betreffen rmn personliche Verhftitnisse, 
von denen viele, wie Naturalisationen und Eht^cheidungen. heute in der 
Kegel nicht mehr vom Parlamente geordnet werden. In der utticiellen 
Gesetzessammlung wird vou ihnen blos ein Verzeichnis» hinter den 
Titeln der übrigen private acts abgedruckt Sowohl gedruckte als un- 
gedrackte private acts sind Gegenstände processnaler Beweisführung; 
die amtlich gedruckten haben den Charakter Öffentlicher Urkunden, die 
ungedruckten sind dem Richter in beglaubigter Abschrift vorzulegen. 
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So zer&llen denn die Privatakte eretens in local and personal 

acts, die formell den öffentlichen Gesetzen pfleirh^estellt sind und nnr 
in den Vorstadien der parlanientarischon Bcliaiidlinig sidi von ihnen 
unterscbeideo. Sie mü^iscn daher auch d(Mii Richter ex officio bekannt 
selo. Ferner in gedrockte und ungedruckte Privatakte, die der 
Bicbter nicht zu kennen braucht, deren Existenz yielmefar von den 
Parteien zu beweisen ist, darin also den Decreten einer Behörde glei- 
chend, deren AnthentiritSt ebenfalls processnal bestritten werden kann. 

So sehen wir denn dip Fülle der yiarlamontarischen Akt<> . die 
insgesammt unter dem umfassenden Namen des Statute law zusammen- 
gefasst werden, nach Voraussetzungen und Wirkungen sich formell 
scheiden und auch dem Inhalte nach zerfiiUen in die drei grossen 
materiellen Eategorien der Staatsth&tigkeit: in Kechtssfitze, Rechts- 
sprüche und Verwaltungsakte. Als gemeinsames Merkmal aller Parla- 
mentsakte bleilit nur das formale übri<^. da-s sie von der höchsten 
staatlichen Autorität ausgehend, auch nur durch oder auf Grund eines 
actus contrarius derselben Autorität aufgehoben werden können. 

Das materielle Wesen der private acts als Verwaltungsakte und 
Bechtssprflche ist auch darin zum Ausdruck gekommen, dass för die- 
selben allgemeine gesetzliche Bestimmungen zu Stande gekommen 
sind. So existiren Gesetze über Kntwilsserungen. Aktiengesellschaften, 
Eäsenbahnanlagcn. welche für das Parlament selbst bindend sind. In 
diesen f ftllen dekretirt und entscheidet das Parlament auf Grund der 
bestehenden gesetzlichen Bestimmungen wie irgend eine Verwaltimgs- 
behörde oder ein Gerichtshof. In anderen FftUen hat sieh das Park- 
ment ein ffir allemal durch Gesetz dieser rechtssprechenden und ver- 
waltenden Thätigkeit begeben und dieselln' den (rorirliten und der 
Regierung übertragen. So sind die Klieseheidungeu an das Ehe- 
scbädungqgericht, der weitaus grösste Theil der Naturalisationen 
durch die Naturalisationsacte von 1870 an das home departement 
übergegangen. In einer dritten Gattung von Fällen endlich ist die 
Entscheidung der einzelnen Angelegenheit vom Parlament durch Ge- 
setz auf die Verwaltungsbehördeu übergegangen, das Parlameut hat 
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ffloh aber ,»01116 snmmaruicbA BatificftUoD dareh collective private acts 
Torbehalten, die dann in den gewöhnlichen Yerhandlnngsformen der 
pubUe acts ertheOt wird 

Was die Entwickelnng des formalen Vorgangs der Qosetzgcbuug 
zu seiner heutigen Gestaltung anbelangt, so sind im Folgenden jene 
Momente hervorzuheben, die von wesentlicher Bedeutung für die reale 
Gestaltung und das richtige theoretische Verst&ndniss der coostitutio- 
nellen Gesetsgebung Oberhaupt geworden sind. Bei der reichen Aus- 
bildnttg und den zahlreichen Bearbeitangen, wekhe die Gesehiehte 
des Ftolamentsrechts gefhnden hat, Iftsst dieser Flrocess mit grosser 
Klarheit in kurzen Zügen sich darstellen'''). 

Das Gesetzgebungsreclit des englischeD Parlaments hat sich, wie 
allgemein bekannt, ans dem Steuerbewilligungs- und Peätionsreeht 
desselben entwickelt. Wfthiend im dreizehnten Jahrhundert von 
einem feststehenden Becht der Commoners zur Theilnahme an der 
Gesetzgebung noch nicht gesprochen werden kann, erlangen sie im 
Folgenden durch die nur gegen Abhilfe der „grievances*, der Landes- 
beschwerdeu, gewährte Steuerbewilligung das bald als Bestandtheil 
des common law betrachtete Becht, dass nur auf ihre Petition hin 
das Landesrecht geftndert werden ddrfe. Zunftchst ist aber von einer 
Zustinnnung der Gemeinen zum Gesetze nicht die Bede, sondern der 
König erlässt im Rathe, seit Eduard I., mit Zustimmung der Prälaten 
und Barone die zur Abhilfe der Lamlesbeschwerden ergehende Ver- 
ordnung. Erst zu Ende der Begierungszeit £duard I. beginnt man 
der Mitwirkung der Gemeinen zu erwähnen, was seit Eduard Iii. 
zur Kegel wird'*). Aber auch in dieser Zeit ist von einer Zustim- 
mung der Gemeinen zum Gesetze selbst noch nicht die Bede, sondern 
immer nur von ihrer Bill. Das Statut 10 Edw. III. 1 z. B. trägt 
die Formel: The king hath ordaiued and established, by the assent 
of the said prelates, earls. barons and other nobles of this realm 
and of the request of the said knights and commons. 

11) Gueist, Verwaltungsreeht l, S. \S4. 

12) Vgl. namentl. Stabba, The constitutionalhistory of England. Oxford 1875. 

13) Daher statuta nova. Vgl. Gneis t, Verfassungsgescbichte. S. 377. 
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Die Gemeinen bnditen ihre, meist im demfithigsten Tone 
vorgetragenen Bitten an den Kaimig und gelt Eduard III. wurden 

diwe Petitionen mit der königlichen Antwort versehen in die Pftrla- 
mentsroUen uud am Ende eines jeden Parlamentes vun df»n Richtern 
in das Statuteubach eingetragen ; der Text des letzteren stimmte nicht 
immer mit dem der ersteren überein, was Anläse tu Conflikten gab. 
DnanQidrlich peütionirten die Gemeinen unter Eduard III., dass des 
Königs Antworten auf die Petitionen klar und bestimmt sein mOgen, 
dass Massregeln getroft'cn werden, um zufällige oder in fraudem legis 
volltiilirte Abänderungen der Statuten bei ihrer Eintragung zu ver- 
hindern. 

Die roiohsständische Petition wird in der ersten Zeit nicht stets 
unTorftndert angenommen. Die EOnige legten sich hftufig ein Am- 
endimngsrecht bei, sie Anderten, strichen und machten Zusfttze; durch 

die Eintragung in das Statuteubuch von Seiten der Richter war 
überdies bei dem Maiigt l au Coutrole Gelegenheit zu Fälschungen 
des Textes der Petitionen gegeben. Gegen beides beginnen die un 
Macht erstarkten Gemeinen mit Erfolg m proteetiren. Unter Richard IL 
wird 1S81 von den Gemeinen erU&rt, dass es dn Th«l ihrer ^liberty 
and freedom** sei, dass kein Statut ohne ihre Zustimmung gemacht 
werde, uud gebeten, dass ihre Petitionen unverändert angenommen 
werden mögen, was vom Könige genehmigt wird ; unter Heinrich IV. 
wird auf Verlangen der Gemeinen bestimmt, dass einige deiselben 
.^ei der Eintragung der Statuten durch die Richter gegenwftrtig sein 
sollen; unter Heinrich Y. endlich sprechen die Gemeinen es end- 
gültig aus, dass sie sowohl „assenters'' als „ petitioners}^ seien und 
bitten wiederum, dass in Zukunft keine Zusätze oder Abstriche an 
ihren Petitionen gemacht werden sollen, und der König willfahrt ihrer 
Bitte, indem er sich die königliche Prärogative vorbehält, nach 
flpsiem Belieben ihre Petitionen zu genehmigen oder abnilehnen. 
Trotz dieser Zusicherungen war eine absolute Garantie dafür, 

14) .vos hniiible . paurres eoHUUlUlM prient et supplient povr Dien et M 
fleu?r« de charite." Gneist, VÖfiMiiingigeBchichte S. 369. 
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daas die von den Bichtern redigirten Statuten mit den Petitioneo 
der Qemeinen völlig UbereinstimmteD, noch niebt Torhanden. Daher 
Icommt es unter Heinrich VT. dazu, dass die Form der genehmigten 

Petition für das Gesetz aufjrehoben wird nnd an ihrer Stelle die der Bill, 
(1. h. dos fnrmulirt<*u Gesotzentwurfes entstellt, welche in beiden Hilnsem 
eingebracht werden kann. Der in beiden Häusern durch übereinstimmen- 
den Beschluss genehmigte Entwurf wird von nun an der Krone zur 
unbedingten Genehmigung oder Ablehnung vorgelegt. Noch finden 
zwar im Laufe des 15. Jahrhunderts RüchfUle in die frfihere Präzis 
der Amendirung der Gesetze durch die Krone statt. Doch ist der 
letzte Fall dieser Art unter Kduard IV. vorgekomtnen. so dass seit 
dem Ende des 15. Jahrhunderts die heutige Form der Gesetzgebung 
feststeht 

Schon wfthrend der ersten Anfönge der Parhimentsverfaasnng 
wird die unbedingte Herrschaft des Gesetzes auch Qber den KOnig 

ausgesprochen von Bracton in mehreren berühmt gewordenen und 
von Jahrbunderl zu Jahrhuudert in Buch auf Buch citirten Stelieu 
seines Werkes über die Gesetze und Gewohnheiten Kiiglauds '•). 
Dieses Gebnndensein des Königs an das Gesetz f&hrt, seitdem mit 
der Kegiemngszeit Eduard III. die Ueberzeugung sich festwnrzdt, 
dass neues Recht nur vom king in parliament geschalTen werden 
könne, zur Anerkennung eines anderen wicbtigf'n Grundsatzes. Schon 
durch die .uernianisclie Uechtslogik. wie Gnei-t hervorhebt er- 
i:iel)t sich das xVxiom. dass auch die Aeuderung und Aufhebiuig der 
Pariamentsstatute nicht durch den einseitigen Willen des Königs er- 

15) Vg]. hierüber die eingehende Darstelinnf bei Stubbs. CoDstitvüoiial 

hifitorj II, p. 573 ff. 

16) I. B.: .Tpse antem rex non debet eese snbhomine. Red sub Deo et snb 

lege, iniia lex facit i-<'irtMii. Attribaat if^itur lex regi. qun.l 1. \ nttribuit ei, vide- 
licet dominationem et potestatein. nun est eniin rex, ubi domioatar voluntas «t 
non lex. L. I, e. VIII (L c. V. I. p. .\$). Rex antem habet saperiorem, Denm 
•-« ilicot. \Uu\ k'petii p«^r quem lactus est rox. IT, l'l fV. I. j). 2«i^1. Tt' iii niliil 
tarn proprium est inipcrii, quam legibus vivere. et inaios imperiu e&t legibus 
sobmittere pi iiu ipatum, et merito debet retribnere legi, qnia lex tribnit ei, faeit 
»•nim lex «jikhI ip.se sit rex. b. Ifl. ^ fV. Tl. p. 171). Non potest rex alifjaid con- 
cedere nisi id qood de iure lieri potest. L. V. tract. IL c. III (Vol. Y, p. 172). 
16ft) Terni8ungsg€8chichte S. 376. 
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folgeu könne; denn jede Aenderung und Autliebuug schafft neue, die 
Torhandene Bechtsordnung altorireiide Beehtaa&tze. Schon im fünf- 
sehnten Jahrhundert wird es Uar von Fortescue ausgesprochen, daas 
der KOnig ohne Zustimmung der ünterthanen weder Gesetce indem 
noch aufheben, noch Steuern auflegen kann*^). 

Trotz der priucipiellen Anerkennung der vorstehenden Sätze 
schrieb sich jedoch die Krone von Alters her die Befugniss zu, in 
einzelnen F&Uen von der Befolgung der Gesetze zu dispensiren. Der 
Papst nahm im Mittelalter das Recht der Dispensation von den welt- 
lichen Gesetzen in Anspruch und der König behauptete in Folge dessen 
ein fthnliches Recht zu besitzen, und schon aus dem dreizehnten Jahr- 
hundert wird von königlichen Dekreten mit der Dispensationsklausel: 
,non obstante any law of the country" bericlitrt Die legale Exi- 
stenz und der Umfang dieses Dispensationsrechtes war zu keiner Zeit 
unbestritten, selbst unter den Tudors nicht, in deren mächtiger Hand 
die Pr&rogative ein wirklicher Besitz der Krone war. Unter dieser 
Dynastie erhftlt in Folge der Reformation die Krone eine bedeutende 
Ausdehnung ihrer Macht; auf das Haupt der en^^lischen Kirche geht 
(las Dispensatioii-sreclit der alten Kirche über. Auf dem ganzen Ge- 
biete der kirchlichen Gesetzgebung war aber die Theilnahme des 
Parlamentes eine neue, daher die Grenzen seiner Mitwirkung unklar 
und strittig, die Ausdehnung der Grundsätze der weltlichen Gesetz- 
gebung auf die kirchliche keineswegs selbstverständlich und von der 
Krone zugestanden '*). Aber nicht nur da^ altf strittige Recht, durch 
non obstante Clausein von rurlanientsstatutcn zu dispensiren und <las 
neu prätendirte als Eirchenhaupt ?on der Befolgung der kirchlichen 



17) liex Aiigliac politice imperans genti suae nec logen ipse sine subditoruiu 
assensu mutare poterit, nec subjectuin i>upuluiu renitentem onerare iniiiositionibus 
|)eregrini8. Femer: Rex capat corporis politici mutare non potest leges corporis 
illitis nec eiusdein populi atib-stantias proprias »ubtrahere redaniantibu.s eis ant 
invitis. Endlich: liex neque ibidem per se ant ministrus «uuä tallagia üubsidia 
ant quaevis onera alia iniponit legibus suis aut le^es eoruro mutat vel novas 
condit sine concessiune vel uä^tensu totios regni sai in parliamento sao expresio. 
De laudibus Legara Angliae c. i>. 

18) Vgl. Broom, Coostitational law p. 494. 

19) Goeist, Verfimangagrschichte S. 612 ff. 
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Gc^lz^ m «ithin-i-rD. aach di«=- unhezweifrlt^ Prärogitire der Be- 
gru'iigiiDg wird tod Jako^« II. zn ei::vm umiAS^^cien Anspruch auf 
d:i.T Re-.ht der rh-i-D'iniiig t-jd allen Geseuea rerschm :'1z«?il Da der 
KOoig die Folgeo einer stnfbareo Handlimg nachzasefaeo benchtigt 
ist. 90 legt er sieb auch die Befagnis bei, im VorbioeiD eine ent 
zu begebende, dnrcb die Gesetze rerp<^nte Handlnng zu doer legalen 
m m'<i'-\iKn. ist bekanr/.. wie d« r le'zt^ Stuart dies^ angebliche 
Di-[«a=atioD;ge»s lit 7Tim Umsturz der eneliv hen Kirchs' und Ver- 
£a&iUDg gebraucheu wilL wip er ausserdem seinen Zweck durch Sus- 
peodimiig bestehender gesetzlicher £inrichtongen za erreichen trachtet 
Die Folge hieron ist die Berolation Ton 1638. Die BOi of rigbt 
setzt in zweifelloser Weise den Satz fest dass ein contia legem ge- 
übtem DLsponsation^- und Suspension^reoht d- r Ki ne fernerhin nicht 
eiiitire Damit erhält da- Prinoip, das? ein Gesetz nur kraft 
Gesetz^- geändert oder angehoben werden könne, seine folgericht^ 
DnrchbüdiiDg. 

Ans der «igenthnmlieben Entwickelnngsgescbicbte der englischen 
Gesetzgebung ergeben sieb wichtige Unterschiede bezfigUch der Art 

der parlamentari -toben Theilnahme an dem Zustande kommen der ein- 
zelnen Gattungen von Gesetzen. Dass die Initiative bei den private 
hüls in einer Petition der Betheiligten liegt, haben wir bereits ge- 
sehen. Da die Qeldbülsals Forderangen des Königs an die Gemeioan 
erscheinen, so gebt ihre Initiative stets von der Krone aas. Sie sind 
stets an die Gemeinen gerichtet; diese sind gehalten, ihre Bewilli- 

2Uj Art. 1,1: .That the preteiided power of suspeuding of laws or the exe- 
eation of laws by regal authority without consent of parlüment is illegal. 2. That 
the pretcn<letl ]i<i«cr of dispensing with laws or tlie eiecation of laws by rcgal 
aaibority. as it bath been asäumed and exercised of late. is ilk^al. Der Zwisclien- 
■Htx in Nr. 2 ist durch Amoidement der Lords binzugekonunen. In der That 
wSlde ohne denselben die Präm^j'ative der Krone eine noch viel weitergehende 
BewhränkaDg erfahren haben und die legale Ausübung des Begnadigungsrechtes 
mindeiteiu iweifelhaft g^eworden sein. Die nähere Aasführung über den Umfang 
des Dispensationsrechtes enthält Art. XII : And be it further declarinl and enacted 
by the anthority aforesaid. That from and after this present session of parlia- 
ment. no dispensation by nmobttante ofor to any Statute, or any pari thereof, 
«ball nllfiw» fl, but that the same shall be held void and ofno cffect, except a lispen- 
«ation be allowed of in such Statute and except in such cases as shall by specially 
proTided übt bj one or more bill or billa to be passed daring tbis present session of 
pvUament (VgL den Text d«r biUofright bei Stnbhi, 8el«ct Charten 524-528.) 
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gungen keinesfalls über die Höbe der geforderten Siimrae auszu- 
dehnen. Dom Hause der Lords steht folgerichtig kein Amendirungs- 
mbt der Geldbüls su, sie kOtmen sie nur in toto annehmen oder 
Torweiftn. Diese Sfttze, die nur historisch erUftrt werden können, 
hahen dnrch Blaekstone eine rationale Begründung erhalten'*), der 
es zu danken ist. dass sie ganz oder doch zum Theil in alle Ver- 
fassungen mit Zweikammersystem recipirt worden sind --). 

Da GcldbiUs von den Lords uiciit amendirt werden dürfen''), 
80 wfiide der ganze Antheil des Oberhauses an der Gesetigebang 
ülnsorisch werden, wenn die Geldbüls Bestimmungen enthalten 
könnten, die mit dem Gegenstande der Bewilligung nicht in Zn- 
sammenhang stehen. Daher d;H Verbot der ,taiks''. der ,Bepackung" 
der Geldbills von Seiten der Gemeinen mit Get^enständen der ordent- 
lichen Gesetzgebung; eine Bestimmung, die ebenfalls ihren Weg in 
Tide oontinentale Verfiissnngen gefunden hat 

Die Gesetxe nehmen ihren Ursprung in stAndischen Petitionen, 
daher kann die Krone nicht die Initiative hiezu ergreifen, es wftre 
widersinnig, wenn eine Bitte von dem ausi^ehen sollte, der allein das 
Reicht hat, sie zu gewähren. So ergiebl sieh mit juristischer Noth- 
wendigkeit der Satz des englischen Staatsrechts, dass bei allen 
Geeetaen, die nicht Geldbewilligungen sind, die Initiatire formell 
auMcfalieeslich beim Parlamente ruht*'). Aus dieser nur durch den 

21) Die LorH sind der Krone gegenübor nicht nnabhängig S'fnn^. am bei 
der Besteuerung und der Ausgabenbewilligung das Vtdksinteresse unparteiisch im 
Auge zo behalten. Hlackstone 1. p. 169. Vgl. Coke 4 lost. 29. 

22) Selbst die ünionsverfassung enthält die Bostimnton? Art. X, sub 7, 1: 
All bills ior raising revenue sha 1 originale in the Hoase of liepresentativcs. Dass 
bior einfach eine kaum in den anierikani.>>chen ZoftiodMi begründete Entlehnang 
aas der englischen Verfassung vorliegt, vgl. Storv. Commentaries on theCon- 
stitntion of tbe United States. 4""- ed. by Cooley. Boston 1873 II. ?; 

\Ät 880. Das Ainendirangsrecht ist dem Senate allerdings ausdrücklich gewahrt. 

23) Anfangs kamen auch bei Geldbewilligungen Arneiideraents durch die 
Lurds häufig vor, May, Parliament p. 594. Unter Karl II. traten die Gemeinen 
enerffiach gegen jeden solchen Versach aaf. All Oegenniassregel protestiren di« 
LorM gemn die Versuche durch tackings. ihr constitntionelles Recht zu um- 
geben, ana resolv iren am 2. Dezember 1702, dass solche tackings unparlamen- 
tariich seien und anf die Untergrabung der Verfassung abzielen. 

24) De facto jedoch bekanntlich fast ausschliesslich bei dem Cabinot, dessen 
Mitglieder, als dem Parlamente n thwendig angebörig, entweder selbst oder durch 
Dritte ihre V<wbg«D int dflm betnff«iidcii EhiiM einbringeii. 



MTvl*^. Z'.:^.Lvt »;Lkft kl$ &b der ET'iig gir k«b€9 loshiren 
Aini«] d»rr G<«itzg*tuig Übe. ^ ol» s«ki: rc-y le t«i1i» 
k^jj«: -Q. <ii*'rä t::« «2 Xi ltlI:>irrE drr Rt» bt?fcr»ft des 

Iva Fi' t ^«r gfjt!2 !:l:'5>eLr^ 'Jt->eli'?? l*r*irJt^. So 

<i*:;xi K -ii/ eiie Art tni'^icisciier UrWÄli. ci^e «Uiculte 
d'tffu'fihMr* t ilßkr kkiSifs ^fiMriit« de »lätuer* '^t eiLg^räumt. Der 
K'/Llg bat demsach nur ein ,Veu>* oid luch dieses logeblicfae 

t^'h*^lX ü* 'ux ein äW>iQt«s. einmal doroh die Fonnel. mit 

i'-T -wiri: ,1e r''»T «.'aii-^r^-. -^-lehe krine drtiniuve 
A 'if.;/ . -'' r-'i^rn n ir >-i:.-;:i Auf^ r.:.'- ivi i-vivui^Q s^/hvint und 
'iu/'.jj «ii^ '1 Lataa'.h'!.', da» »eit der Kcvoiuticn v-n 1' SS dieses 
«Vet^/* k^lt^u QDd aelbn dann nur von parlameDUnübea Protesten 
be$rleit«t vorgekommen war**;, und endlich, dass seit der Thron- 
bHrtei^Dg d«rr Kj>Dige des Hauses Haonorer und dem damit ein ffir 
all' rnal erjtvhiwl^-uen d«,'r ['arlamentaris* h^n Parteiregierung die 
V'<'j y.*;i^";riji;[( d'-r >anktio[i ülMTliaujit aiH der enL''li>choii Geschichto 
< nt-' Ii windet ^'j, f <'riier deutot die alä unbezweilelr augeuommene 
'J'liatsache, das» nur das Farlament im engeren Sinne, d. h. die beiden 
Hftiiifer ohne den König Gesetze machen und dass das Schweigewicbt 
der OeHetxgebung in das Haus der Gemeinen ftllt, (welches in der 
Zeit der Commonwealth sogar als identisch mit dem Qesammtparlament 
«THrdieiiit ), daraiil hin, das.^ nach ciiglistdiem Kechte das Gesetz uicht 
Königs Wille, sondern Volkswille sei. So erliäit die Lehre von der 

M onteMqaicu, Knurit des» luü» XI, ü. 

26) Vgl. Coz p. 30. Ab William HI. 1694 einer Bill seine Zastimmong 

v<TW<-i>,'r'il<', iiKK-htc <l;i^ I'iif. iliau.4 eine Vorstellung an den König, worin es 
dimcn Vorgang ab luigewübniich bezeichnete and die Katbeeber des Königs 
tadelt«. 

27) DttH Ict/t. riial wnnl.- ' incr BiU über die .soliottische Hilif atn 11. M£r 
1707 fon der Künigiu Anna der ru^ul asseut verweigert. 
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Volkssouveränetät uiiU der Stellung des soiivcräiirn Volkes zum 
Gesetze durch Erhebung einer nur oberflächlich betrachteten Phase 
der englischen Verfassuogsentwickelung zum Range einer allgemeinen, 
auf (Ue aDgabliehe Natur des Staates selbst fundirten Theorie darch 
die Vermittelniig engUscber Scfariftsteller (Locke, Sidney) in der 
Staatslehre der Fraozoseo eine sebeinbar nnanfeehtbare Basis. 

Indess ist dem Kundigen klar.dass eine :>okiie Auftassung das 
wahre Verständniss des englischen Staatsrechts ein für allemal ver- 
achliesst. Der heutige englische Staat hat sich organisch aas der 
juristischen Persönlichkeit seines Königs, im Augenblicke der nor- 
mannischen Eroberung des einzigen legalen Reprftsentanten der Volks- 
geraeinschatt entwickelt. Indem schrittweise der Kon'v^ seine rersön- 
lichkeit zum König im Gericlit, zum König im Kalbe, zum König im 
Parlamente erweiterte, ist der grossartige Verfassungsorganismus des 
britischen Kelches entstanden. Nicht Volksrechte, sondern Königsrechte ' 
sind es, die heute Gerichte, Cabinet und Parlament ausüben. Daher 
die ofHciellen Vorstellungen von der Allgegenwart , Vollkommenheit, 
Unfehlbarkeit des Königs'""^), welche ihn ta>t mit göttliclieii Attributen 
ausstatten, in denen sich auch heute noch die Bedeutung des Köui;^^- 
thums und seiner Prärogative im modernen Enghind sfuegelt. Mit 
eindringlichen Worten protestirt ein neuerer höchst einsichtiger und 
zu hohem Ansehen gelangter Darsteller der englischen Verfassung, 
der mit tiefem historischen Sinne .the kingship of England" zum 
Ausgangs- und Mittelpunkte seines Werkos macht, gegen die auch 
in England landläufigen Ansichten von dem königlichen Veto und 
seinem absoluten Charakter. £r führt aus, dass von Bechtäwegen 
die gesetzgebende Oewalt ein Beetandtheil der Königsmacht sei; dass 
der König selbst auch heute noch, wie es die alten Jahrbücher der 
Gerichte versichern unter Zustimmung der Peers und der Gemeinen 

28) The King can do no wrong. Rex non moritur (der physisch«" Tod 
des Königs nicht mors, sondern demissio coronae). NuUaro t«mpas occurrit regi. 
Rex fons institiae. Ubiquitft de» Königs in illeii G«riebtoh9f«ii. Vgl. BUek- 
■tone I, cap. 7. 

J e 1 1 in e k, Oetetx und Verordnang. o 
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das Qesetx madit. Das Recht der Geeetsgebnog komme der KOiügiii 
Viktoria in nicht geringerem üm&nge zu, als es einst Wilhelm dem 
Broberer zustand, wenn auch die gesetzlichen BediDguDgen , nnter 
denen allein sie es ausüben kanu, grundverschieden sind von demjenigen, 
welche für die norraannischen Könige galten^'). 

Die Natur des Gesetzes als eines, wem noch an die Zustimmung 
des Parlamentes gebundenen, königlichen Willensaktes leigt aicfa nach 
heutigem Rechte noch in der Sanetion, Ausfertigung und VerkQn- 
diguug der Gesetze, die deutlich den ursprünglichen Typus bewahrt 
haben. 

Die Petitionen der Gemeinen wurden anfangs, wie erwähnt, mit 
der königlichen Antwort versehen in die FarlamentsroUe eingetragen, 
wfthrend die Richterdanas förmliche in das Statutenbuch emgetragene 
„Statutes" machten. Diese Statuten wurden lange Zeit hindurch auf 

königlichen Befehl durch den Sheriff einer jeden Grafschaft publidrt**). 
Seit Heinrich VII. hörte jedoch diese Publicationsform auf. Die 
Statuten wurden nun gedruckt. Die Publication erfolgt jedoch nicht 
durch den Druck, sondern ist mit der Sanetion und Ausfertigung des 
Gesetzes eigenthümlich yerschmolzen. Der £önig ertheilt nAmlidi 
seine Zustimmung zum Gesetze, den royal assent, entweder in Person 
ror dem ?ersammelten Parlamente oder in seinem Auftrage eine durch 

29) ,We liear constantly of the Royal Veto, of it> obsolete cliaracter. and 
of the (Unger tbat its revival mlght prodace. It is assoined that tho power 
of legislation residw in the ooaneu; and that the torereign has merelj a negn- 
tive control on its deliberation?. which power however ho is bound not to exer- 
cise. Such a doctrine is altogotber inconsistent with a right understanding of 
onr Conatitntioii. The very tue of the terra «veto* suggeste a falae analogj. 
Tbero is nothing in rommon between the rcfasal of our King to add or to alter 
the law, and the power of a Boman thbone to prevent in a parUcular instance 
the application of an etisting law. Eveiy act of ParliaineDt bears on its rery 
front the mark of its original. It is .enactod by the Queens Most Excellent 
Majestjr". i t is in the Crown, and not in the bodjr which law aaaicna 
aa the aasiatants and adTiaeraef the Crown, that ovr Constitution 
places this right. It is the King, as the old Year Book asserts. that „tnakes 
the laws by the assent of the peers etc., and not the peers and the commune*. 
The power of legislation rerida in Qneen Victoria no lese then it reaided in 
Willium the Norman; bnt the conditions undr-r which that power is extK is. il are 
iudeed very differeut." Hearn (Professor der Geschichte und politischen Üeko- 
nmiiie an der Unlteraitit tfdboame). The govemment of England. I^ondon 
1867. j). 51. 

30) Vgl. Coka, 4. Inst. p. 2(i. 
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Patent unter dem grossen Staatssiegel bestellte Commission. Der 
königliche Befehl, der die Bill zum Gesetze erhebt, wird vom Clerk 
des PariuDADtas auf die Gesetzesarkande selbst eingetnigen und der- 
selbe dadnieh so einer antheiitisehen Urkunde über den erUirten 
k<hdglicben Willen erhoben. Das Ausprecben der königlichen Zu- 
stimmung ist auch zugleich Verkündignng des Gesetzes. Jedermann 
ist nach englischer Anschauung im Parlamente vertreten, daher wird 
die Anwesenheit des ganzen englischen Volkes bei der Ertheilung der 
königlichen Zustimmung im Parlamente fingirt. Daraus ergiebt sich 
die Poblidt&t aller vom Könige bestfttigten Farlamentsbeschlfisse*'). 
Die authentische Yerölfentlichung der Parlamentsakte durch den könig- 
lichen Drucker hat nur informativen Charakter , gehört aber keines- 
wegs zu den constitutiven Elementen des Gesetzes. So ist es der 
eine Akt der Ertheilung des royal aiaent, der die juristische Bedeutung 
der Sanktion, des Befehles sur Ausfertigung, und der Publication 
des Gesetzes in sich vereinigt. 

Aus diesem Ideenkreise heraus ist auch die bis Ende des vorigen 
Jahrhunderts in Kraft gewesene Bestimmung zu erklären, dass die 
Gesetzeskraft der Parlamentsakte mit dem ersten Tage der Sitzungs- 
periode eintrat, in der sie beschlossen wurde. Der ganze Geseti- 
gebungsproeess wurde gleichsam als ein einheitlicher Akt anfjBpe&sst, 
bei dem Anfiuigs- und Endpunkt zusammenfiillen. Die praktische 
Folge hievon war nothwendigerweise, dass häufig dem Gesetze rück- 
wirkende Kraft beigelegt wurde. Erst durch 33 Geo III c. 13 wurde 
in rirhtiger Erkenntoisä der Natur des Gesetzes als einer königlichen 
WülMBserklftrung angeordnet, dass der Clerk des Parlamentes auf jedem 
Akt unmittelbur hinter dem Titel Tag, Monat und Jahr des Passirens 
der Bill und der königliehen Gsoehmigung anzumerken hat. Dieser 



31) Coke I. c: .Althoagh procUisation b« not made in the couaty, overy 
OM is Doimd to t«ke noties of ffaat whieh ia done in parliunent: for t* soon 
08 the parliamcnt bath conclu>led any thing, tho law intends. that every porson 
hftth notice thereof, for the uarliftmont represents the bodv of tbe whole rtialm : 
•od tlMNlbie It b not reqmsite tbat any pioclftnmtion be made, seeiag the 
fftatnte took effeet beftnre.* 

2* 
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Vermerk ist selbst ein Theil des Gesetzes und constatirt den mit 
dem Datum der königlichen Oenehmigung eintretenden Moment der 

Gesetzeskraft '*-). Hiedurcli Ui eine Wirkiiog des Gesetzes in praete- 
ritum verhütet, eine varatio legis jedocii, wenn nicht im Gesetze selbst 
aogeorduet, ist iu Kngland nicht vorhaadea. 

II. 

OesoMohte des englisohen TerordniuigmolEts. 

Ein \vesentli( lK'> uiul liedeutiin<rsvolles Merkmal der onglischen 
Uc^r hichte im Gegensatze zu der continentalen liegt darin, dass der 
InseUtaat bereits im Zusammenhange mit der normannischen Eroberung 
jene Epoche des Absolutismus erlebte, welche kdnem Grossstaate 
erspart blieb, dem trotz aller Schattenseiten überall das Verdienst 
zuzuschreiben ist, den Gedanken der Staatseinheit in dem Mas.se 
erweckt und gefordert zu haben, wie es der ('nn<olidirung.'<process der 
modernen Staaten erforderte. Von der Eroberung bis zum 1.3. Jahr- 
hundert reicht dieser Absolutismus der NormannenkOnige, der den 
Unterschied Ton Gesetx und Verordnung zuvörderst nicht zum Bewusst- 
sein kommen lässt, da die königliche Verordnung alsmituobezweifelter 
Gesetzoskniit ;iu<^erüst('t erscheint. Audi die ältesten Freiheitsbriefe 
der englischen Kuoigt». welche später stets von Neuem bestätigt, den 
alten germanischen Grundsatz der Tbeiloabme der Volksgenossen an 
Kechtssatzung und Gericht wiederum anerkennen, sind formell als könig- 
liche Verordnungen zu betrachten. 

Bs kann daher nicht Wunder nehmen, dass die constitutionelle 
Geschichte Englands anhebt mit dem Ineinandertliessen der Grenzen 
von Gesetz und Verordnung. Der Verlaut derselben ist zugleich eine 
Entwickclung der immer klarer hervortretenden Grenzscheidung beider. 

So lange das Parlament nur des Königs Uath ist, erlftsst der 
König sdne Anordnungen, sei es bloss mit Zustimmung der Pr&laten 
und Barone, sei es mit der ausserdem hinzutretenden der .aliorum 

32) Maj. Parliauient p. 552. 
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fidelium regni" oder der «comunaltt' du royauine" oder bloss nacli 
Anhf^rnug des Rathes der Grossen oder des ^' j^anzen Parlamenten. 
Unter Eduard I. ist, wie Stubbs hervorhebt'}, die englische Ver- 
&ssaDg Dicht unfthDlich der gleichzdtigen firanzfieiscben unter Philipp dem 
Schonen. Die em wenig spAter aufkommende Institution des Iii de Justice, 
sowie die Oenerelstftnde glichen einigermassen dem maj^num concilium 
baronum nnd dem Gesamnitparlamente. Von ähnliehen Aus^rangs- 
punkten anhebend, gelangt der eine Staat zu einer scharfen Scheidung 
der Sphäre von Gesetz und Verordnung, w&hrend in dem anderen, 
immer tiefer in den Absolutismus Tersinkenden es nie zu einer solchen 
klaren Trennung kam*). 

Neben den auf den Rath oder mit Zustimmung einzelner Stftnde 
oder des Gesammtparlamentes crKH-fnen könitflichen Ordres erischeiueii 
in dieser Zeit auch solche, die der König selbst^tändig erlSlsst, ohne 
dass es möglich ist, eine Competenzgrenzc in dem Verhältnisse beider 
zu erblicken; jedoch werden bereits in dieser Zeit die solennen, mit 
Zustimmung der Stände erlassenen Akte als Assizes mit einem beson- 
deren Namen helegt und vor den anderen königlichen Akten her?or- 
gehoben 't. Als seit Kdiiard III. die Tlieilnahiiie der Coramoners an 
der Gesetzgebung zur Kegel wird, beginnt man die mit dem Parlamente 
vereinbarten Verordnungen als statuta, den ohne dasselbe oder nur 
mit Zustimmung der geistlichen und weltlichen Grossen erlassenen 
als ordinances entgegenzustellen *). Das Statut wird in die Parla- 
mentsrolle und das Statntenburh eingetragen, es kommt ihm der 
geheiligte Charakter des unverbrüchlichen Gesetzes /u, das nur durch 
einen anderen Akt der Gesetzgebung revocirt werden kann, während 
die ordinanee, vom Könige allein erlassen, nach Gutdunken des 

1) 11, p. 260. 

2) Trotadem sind in Fnnkreieh bis lam Ende des aneien regime die «idi* 

tigeren als lettres-patentcs erscheinenden königlicht n Erläss»; stets tb nach An- 
hömnK des conseil da Koi saiiktionirt bezeichnet worden. 

3) Gneist, Verfassnngsgeschiebte S. 377 IT. 

4) Vgl. Brooin y. 380; Coko, t Inst. j>. 20: .Tli..- ilint'r.ii(o between 
an act of j>arliameDt^ and an ordinanee in (»arliameut, ia, for that tbe 
«rdhiaocs waotetb Uie tbreefold oonwnt, and is oidained by one or two 
of them.* 
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KönigB abgeftodert und anfgebobeii werden faum. Stnbbs vers^defat 
das Statut hionehtlich sauer Beehtslnaft dem ZwOlftafdgeeetse, die 

Ordinance dem prätorischen Edikt 

Noch ist aber in dieser Zeit der sich vollziehenden formellen Schei- 
dung zwischen Gesetz und Verordnung keineswegs schon eine malrrielle 
CompetenzgreiuEe sirischen beiden gesogen worden. Fortwfthiend werden 
VerAgmigen und Emennungen mit der Zustimmung des Parlaments 
Terseben in die Parlamentsrolle eingetragen, und andererseits nene 
Rechtssätze geschaffen durch königliche Chartre oder Ordinance , wie 
in den Verleihungen der Stadtrechte. Die Unterscheidung von Gesetz 
und Verordnung reducirt sich demnach anfangs nur auf die äussere 
Form beider and auf die Beschrftnkuag des königlichen Willens bei 
Aufhebung des ersteren. Inhaltlich jedoch kommt dem Statat und 
der Ordinance die gleiche Kraft an, wie ja andi an thats&ohlicher 
Bechtskrafl das Edikt nicht hinter dem ins civile zurfickstand *). 

Für diese Zeit, welche sich der principiellen (irumilagen der in 
ihr entstandenen und sich fortbildenden Ordnung noch nicht bewusst 
ist» hat der Sats Gneist's seine Berechtigangt dass die Prävention 
entscheidet, ob ein bisher noch nicht normirtes Gebiet dnreh Gesetz 
oder Verordnung geregelt werden solle Dies ftndert sidi jedoch 
in der Folgezeit, als durch den Ausbau der Parlamentsverfassnng die 
königlichen Rechte nothwendigerweise eine klar erkennbare Bedingung 
erhalten. Es tritt nun der Begriff der Prärogative auf, als der 
Inbegriff der Rechte, welche dem Könige ohne Mitwirkung und ohne 
C<mtrole der StSnde zostehen ^% Die ganse englische YerfiusmigB- 

5) II, p. 584. 

6) Vgl. Stnbbs 11, p. 585. 

7) Englisches Verwaltunpsrcrht 1. S. 126 flf.; Derselbe, H{oltteiidorff*« 
K«cbt8lcxicon 3. Aafl. ». v. Yerorduangsrecbt III, S. ]064. 

7ft) Die PrftrogfttiT« beicfebnet nach BUekttone I, p. 239: »that special 
prc-f'min':'nco which the King hath, over and above all otber persons, and out 
of tbc urdinary coarse of the common law, in right of bis rojral dignity." 
Nach Coke, Littielon 90b entreekt sieb die PrarogatiTe .to aU powers, pre- 
eininences and priviledgcs which the law givoth to the i rowne" und wird von 
älteren Scbriftstellem bezeichnet als libertas oder priTilcginm r^gis, droit le 
roy, jns reginm und jns regimn coronaeu In loatrielivmi Sinne b«idebiMi aia 
nach Cox \,. 592 alle öffcntUdien Gewattan, welche der Krone nidit dnmb 
Statat übertragen sind. 
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g«idiidite TOD der Zeit dee eiokendeii MHtelalten Me ni der Re- 

volntion des 17. Jahrlmnderts ist die Geschichte des abwechselndeu 
Wachsthums und Sinken« der königlichen Prärogative Diese Prä- 
rogative, zu verschiedenen Zeiten an Ausdehnung und Inhalt ver- 
tebieden, wird doch jederzeit als zu Becht bestehend , oder bei der 
(bmalen Identificinnig loa statate und oommon law, als auf Gesets 
bemhend, dnrch Gesetz g^esehaffen gedacht. Das Gesetz in diesem 
Sinne ist der erste und wichtigste Titel aller königlichen Rechte 
und daher erklären die Yearbooks unter Heinrich VI.: La ley est 
la plos haute inheritance, quo le roy ad; car par la ley il m^me 
et tootes ses siyets sont mUs, et si la ley ne fhit, nnl roi et nnl 
inheritance seia^. 

In diesem Sinne erscheint die ^^auze Prftroifative der Krone als 
durch das Gesetz geflohen, daher auch diis in der Prärogative ent- 
haltene Verordnungsrecht. Und durch diese Auffassung wird das 
Verh&itniss von Gesetz und Verordnung von Grund aus geändert. 
Ist «oeh des Etaigs Prftrogati?e durch Geseta da, so ist das Gesets 
die einzige WiUensftussemng des Staates, welche ihre Eiaft von 
Niemandem ableitet, sondern durch sich selbst da ist. Jede andere 
staatliche Willensäussening, also auch die Veronliiung. ist demnach 
nicht nur durch das Gesetz b^^renzt, sondern durch da.s Gesetz 
auch bedingt» Jede Verordnung muss, will sie rechtsbestandig sein, 
sieh auf em gesdiriebenes oder ungeschriebenes, die PrSregntiTe 
definirendes oder anderweitigss Gesetz stutzen können. Daher fasst 
Sir Edward Coke untor Jakob I. die ganze bisherige Entwickelung 
des Verordnungsrechtes zusammen in den Worten . dass königliche 
Verordnungen bindende Kraft haben . wenn sie auf die Gesetze des 
Königreiches gest&zt sind^°). Und aber ein Jahrhundert später 
erklärt Blackstone, dass des Königs Festsetzungen und Edikte die 
ünterthanen binden, sofern sie weder alten Gesetzen widersprechen. 



8j Broom S. 314 ff. 

9) Gneist, Verfaasongsgeschichte ü. 450. 

10) Frodamatioiit are of gnat f«ree, whicb sve grounded opon the Iswi 
of the mime. 8. Iwt. 162. 
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noch neue duzaflUireii tnchtoi, sondero nur die AusfUinuig bestehender 
dorchziisetieD bestrebt sind in solcher Weise, als es dem König 

nothwendig dünkt"). 

Diesen Anschauungen irogenüber behauptet nun Gneist, (la.<;s 
nath englischem Staat:?rechtc die Krone ein selbstständiges Verordnungs- 
recht besitze, das nicht inhaltlich durch Gesetze bestimmt, sondern 
nnr von ihnen begrenzt sei. Die B^enmg des englischen KOnigs 
sei eine Herrschaft nach Oesetiten, das Gesetx sei jedoch nnr Sehranke 
für die königliche Gewalt, nicht Voraussetzung eines jeden königlichen 
Regierungsaktes überhaupt. Es sei die falsche Lehre von der Volks- 
souveränetät, welche die Vorstellung veranlasst habe, dass alles Ver- 
ordnnngsrecht vom Gesetze delegirt sei. Es gebe vielmehr ein selbst- 
stftndiges Yerordnnngsrecht, welches seine Kraft anf den von der 
Gesetzgebung noch nicht occopirten Gebieten zeige. Nicht nnr fBr 
das englische, auch für das deutsche Staatsrecht, das auf der gleichen 
historischen Bai?is ruhe, ^ei diese Auffassung des Verordoungsrechtes 
von der grössten Bedeutung ^"'). 

An dieser Deduction ist zweifelsohne richtig, dass die königliche 
Ifacfat nicht durch einen Volksschlnss geschaffen, dass sie das 
historisch frfiher Gegebene ist, zu dem erst spftter die parlamentarische 
Beschränkung hinzutrat. Daraus folgt aber nur der nie bezweifelte 
Satz, dass die königliche Prärogative nicht auf Parlanieutsstiitut 
beruhe, wenn sich auch Parlamentsstatute häutig mit derselben, nicht 
nur einschränkend, sondern auch bekräftigend, beschäftigt haben. In 
Enghmd, das eine geschriebene Ver^sung nicht besitzt, beruht die 
Bechtsstellung der unmittelbaren Staatsorgane — des Königs und 
beider Häuser des Parlaments — auf dem common law. Da Gneist 
selbstverständlich weit davon entfernt ist, dem Könige eine Stellung 
über dem Gesetze einzuräumen und dem constituüoneUen Monarchen 

11) His - proclaitiaticnt! aro liinJing upon the subject , where they 
do not eitber contradict the oid laws or teod toestablish new ones; bat only 
«nfofce tbe «cecntion of such laws ts are aliwdy in being, in such manner 

M the King .-ball ju.lco nrr.>>sary. I, p. 270. 
Ua) Verwaltangsrecbt. 1, gj} 11, 12. 
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der Gegenwart tin Stiieltclien des firöhereD absoluten Herrschers hinzu- 

zufügen, -«0 kann die Lehre von dem selbstständigen Verordnun(,n?recht 
des englischen Königs nur den Sinn habeu . dass derselbe verordnen 
könne, nicht nur kraft ausdrücklicher Beatinunung eines Parlaments- 
stainta, aondem auch kraft des common law. Aber bei der Qleich- 
werthigkdt ron common law und atatute law nach engliacher Bechts- 
ansehaauDg, gilt der Satz, dass jede Verordnung hinsichtlich ihrer 
Kechti;kratl sich zurflckführen lassen müsse auf eine re^ula iuris, dass 
es eine V erordnung, welche als eine ebenbürtige Form der staatlichen 
Willensäussening neben dem Gesetze stehe, nicht gebe. 

Ebenaowenig jedoch ist Ton der Zeit an, da der juristische 
Charakter dea Oeaetzes klar erkannt wurde, ein Wettlauf von Gesetz 
und Verordnung zar Norminin^r von bisher bmehliegenden Gebieten 
staatlicher Thätigkoit rechtlich zulässicr. Das zeigen namentlich die 
parlamentarischen Kämpfe gegen die beiden ersten Stuarts, so der 
Fall des Kaufmanns Bates, der sich weigerte, den von Jakob 1. 
kraftaeiner Prftrogative auf Korinthen gelegten Zoll zu bezahlen 
und vom court of exchequer verurtheilt wurde, was (1610) zu der 
Petition of grievances führte so der weltberühmte Ftell des John 
Hampden, der die Zahlung des kraft der Prärogative ihm aiiferlegt<*n 
SchifFgeldes verweigert. Das zeigt sich in den AngnlVen auf die 
Stemkammer, welche 1641 zur Aufhebung dieses nicht nach Gesetz 
TOchtaapreehenden Gerichtshofes fahren. Durch diese Aufhebung, durch 
die neuerliche Anerkennung des alten Rechtssatases, dass eine Freiheits- 
beschrtnkuDg nur „per legem terrae* stattfinden kdnne, durch 
den von allen Zweideutigkeiten befreiten Satz, dass nur kraft 
Gesetzes eine Autlage von den L'ntertbunea erhoben werden dürfe, 
ist es für das englische Kecht zweifellos geworden, dass neues Recht 
und damit neue Pflicht durch Verordnung nieht begrfindet werden 
könne. 

Die juristische Logik mussdaher in jedem nenen Rechtssatze, welcher 
Pflichten und Hechte der Individuen untereinander oder zum Staat« 

12) Vgl. aber ihn Broom p. 247 ff. 
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normirt, oothwradigenreise ob Objekt der GeeetzgelHing sehen. Se 
jEfilt daher das Dilemnuif dass entweder diese selbstständigen Verord- 
nungen keine neuen Rechtssätze enthalteu, dann stehen sie auf dem 
Boden des geltenden Rechts — oder dass sie solche enthalten, dann 
sind sie, vorausgesetzt, dass nicht ein besonderer Recbtssatz zu ihrer 
Erhusong ennftchtigt, nach eoglischem Staatsrechte, wie nach dem 
eines jeden constttotionellen Staates Ter&ssongswidrig. 

Die englische Verfossungsgeschiehte ist die Geschichte eines vom 
mittelalterlichen zum modernen sich umbildenden Staatswesens. Die^ 
Umbildung ist natürlich begleitet von einer schärferen Auspräfrung 
der Competenzgrenzen, die im Zwielicht des Mittelalters ineinander- 
flössen. Es geht aber nicht an, das heutige mittagheUe Recht kfinat- 
lich wieder in die Beleachtung der Horgendftmmenmg za stellen. 

Sieht man die Bdspiele selbstständiger Verordnungen, die 6 nei st 
giebt'^), näher an. so erblickt man einfach Anwendungen der auf 
common law beruhenden, durch Tarlamentsstatut begreii/.ten könig- 
lichen Prärogative. Der König ist oberster Kriegsherr, l'olglich 
kann er Proklamationen xu einer Kri^^serklftmng erlassen, einen 
FHedenssehloss verkfindigen, kann ein Embargo in Kriegssseiten auf* 
legen, kann den Handel während eines Krieges beschränken. Procla- 
mationen dieser Art sind nicht selbstständig in dem Sinne von Ver- 
ordnungen praeter legem, sondern ihre rechtliche Verbindlichkeit 
ist „grouoded upon the laws of the realm^. Das eroberte oder 
oedirte Territoriom steht nicht unter des Parlamentes, sondern unter 
des Königs ausschliesslicher Herrschaft; daher kann dieser durch 
Verordnung die Rechtsordnung solcher Gebietstheile ändern oder 
festsetzen '*). Hin Theil der englischen Colonien erhält daher seine 
Gesetze nicht kraft Parlamentsstatuts,' sondern kraft königlicher Prä- 
rogatiTe. In junsti^cher Hinsicht steht es mit all diesen Verord- 
nungen nicht anders, wie mit ähnlichen in den oontinentalen 

IS) VerwaltungBrecht I, 8. 127. 

14) Vgl. Bowjer, Commentaries on the conatitotioiial law of RBgltnd 
2, ed. p. 45; Blackitone I, p. 108. Coz p. 30. 
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MonardiieD, wo in slldo VerfimogBorlrondeii, seien sie aof dem 

monarchischen Principe oder dem der Volkssouveränetät aufgebaut, 
der Krone ein weit zugemessenes Mass freier Bewegung entweder 
vorbehalten oder — wie z. B. in Belgien — eingeräumt ist. Der 
gUM Untenchied bestebt nur darin, da» auf dem Gontinento sebrift- 
lieh fixirt ist, was in England auf ungeschriebenem Herkommen beruht. 

Die Prftrogative kann allerdings durch Oesetz eingeschränkt 
werden; dann occupirt jedoch keineswegs die Gesetzgebung ein 
bisher von rechtlicher Normirung freies Gebiet, sondern an Stelle 
eines — auf common law — beruhenden Kechtssatzes tritt ein anderer 
— auf Statute law — basirter. fibeneo kann die FrftrogatiTC duveh 
Parlamentsstatut erweitert werden, wie unter Heinrieh Till. ^*), 
in dessen letzten Regierungsjahren den königlichen Verordnungen 
durch Parlamentsakte Gesetzeskraft beigelegt wurde '•), 

Die Gneist'sche Lehre von der selbststüudigen Verordnung hätte 
nur dann praktische Bedeutung, wenn behauptet würde, dass jede 
Verordnung auf einer Sperialdelegation des Gesetigebers beruhe, 
eine Ansicht, welche weder die abstrakte constitutionelle Theorie 
aufgestellt, noch irgend ein positives monarchisches oder republi- 
kanisches Staatsrecht verwirklicht hat. Es giebt vielmehr überall 
Verordnungen, welche nicht auf Kiozelgesetzen, sondern unmittelbar 
auf berechtigenden Veifassungssfttsen ruhen. 

Die Verordnungen des englischen Rechtes scheiden sich daher 
in Verordnungen kraft der Prftrogative und Verordnungen kraft 
Parlamentsstatuts»'). Was zunächst die Prärogativverordnungen 
anbelangt, so ist ihr Kreis bei der fort^jchreitenden Einengung der 
Prärogative durch die Gesetzgebung ein stets engerer geworden. 
Sie werden in der jRegel als Orders in conndl erlassen Begriff- 



15) 31 Hen. VIII, c. 8. von Ötubb» II, p. 588 die lex regia der tng- 
lilcht'D Geschichte genannt; vgl. Blacks tone I, p. 271; Broum p. 331. 

16) ,bat witli a fall ezception of the sabjecto knds, goods and chattds.* 

17) Vgl. Coi p. 27. 

18) Todd, Die parlamentariBcbe Bcgiemng in England, abenetit von 
AttnaBD I, 8. 247 tt.i Cox 27. 
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lieb gebdren auch die Staatavertrftge hierher, insofern zur Aus- 
führung derselben ein Parlamcntsstatot nicht nothwendig^ ist. Dann 
Uie in der Kegel nicht publicirten OrgaDisatiüDSvert)rdnungen . die 
royal Warrants, die aber bei der grossen Ausilohnung der Orgaoi- 
sationsgeseizgebuDg nicht von weitreichender Bedeutung sind. Bei 
der Unsicherheit, mit der die Grenzen der auf eominon law beruhenden 
PrArogative gezogen suid, wie dies die Natur des Oewohnheitsreehtes 
mit sich bringt, herrschen auch Aber die Grenzen des Verordnungs- 
rechtes kraft th r Prärogative manche Zweifel 

Als der N'erordnung kraft Prärogative /.ugehOritr müssen auch 
die eigenthümlichen Verordnungen contra legem bezeichnet werden, 
welche die Praxis in England hervorgerufen hat Trotz des strikten 
Verbotes der Suspension von Gesetzen in der bOl of r^ht ist die 
constitut ioneile Möglichlteit von Suspensionsverordnungen ohne vor- 
herL^ehende gesetzliche Autori.>ation unhezweifelt. Es ist durch die 
Praxis anerkannt, dass in dringenden Fällen der Hegierung das 
Aecbt zusteht, unter ihrer Verantwortlichkeit gegen nachträgliche 
Genehmigung ihres Vorgehens durch „biU of indemuity'', bestehende 
Gesetze ausser Kraft zu setzen. In solchen FftUen ^anticipirt*' 
die Krone durch order in Council die künftige Aktion des Parla- 
mentes. Natürlich ist seit der Herrschaft des parlamentarischen 
Systems die nachträgliche Genehmigung des Parlamentes so selbst- 
verständlich , wie die Krtheilimg des royal assent zu den Gesetzen. 
Auf diese Art hat sieh ein den Verordnungen mit Gesetzeskraft 
und Notbverordnungen auf dem Continent analoges Institut durch 
die Macht der realen staatlichen Verhältnisse auch in England aus- 
gebildet»»). 

Neben dem Verordnungsreeht kraft Prärogative steht der Krone 
auch ein weitgehendes Verfügungsrecht aus demselben Becbtstitel 
zu. Indem die Krone die auf Einberufung, Eröffnung, Proro- 
girung und Auflösung des Parlamentes bezflglichen Verfügungen 

iSa) Todd I, ä. 250. 

19) Zahlreiche Fille dtirt bei Coz p. 29, 30; vgl. iitabbs II» 5»7. 



erlftsst, Indem sie die Peers, die Mitglieder der cabinet und privy 

Councils erupüiit, sowie die militärisclieD uud die Stellen des Civil- 
staatÄdieustes und der Kirche besetzt, indem sie von dem ihr zu- 
stehendeo BegDadig^garecht Gebrauch macht, haodeit sie auf 
Gnmd ihrer Prftrogative, da diese Beßignisse anmittelbar aus der 
UTsprfiDglichen Stellung des Eönigthums, nicht aus einer durch 
Parlamentsstatat definirten Vollmacht fliessen. Auch in diesem 
Verfüguugsrecht zei^t sieh die iJe>on'Jeriieii eines Staates mit uu- 
geachriebeuer Verfassung, wo die Concretisirung des Staatswillens 
in letzter Instanz durch Sätze des Gewohnheitsrechtes normirt ist. 

Trotz ihres Ursprunges aus der durch die Parlamentsverfsssung 
noch nicht eingeschr&nkten FftUe der königlichen Macht in der Zeit der 
Nonnannenkönige ist das Mass der freien Bewegung, welches die Prä- 
rogative der Kroue aU Haupt der Regierung einräumt, bei der Breite 
des Gebietest, auf dem die Gesetzgebung .sich niedergelassen hat, heute 
ein geringeres als in den constitutionellen Monarchien des Coutinents. 
Nicht einmal Analogieschlüsse zu Gunsten des Yerordnungsrechts 
des Monarchen nach deutschem Staatsrechte lassen sich aus dem 
englischen Rechte der Gegenwart ziehen, da der von vielen deutschen 
Staatsrechtölehrevn aufgestellte Sat/ , ilass in zweifelhaften Fällen 
die Vermuthuug für die Freiheil des Trägers der Souveränetät 
streite, für England seit der .Wablkapitulatioo" der bill of rights 
zweifelsohne nicht existirt, wie er denn schon unter den Stuarts eines 
der Hauptobjecte des Streites zwischen Dynastie und Parlament war. 

Die Prärogative in ihrer heutigen Gestaltung, d. h. insoferne 
sie nicht auf den king in parliameut übergegangen ist. bezeicliuot 
das Minimum der von Einzelgesetzen unabhängigen Befugnisäe, 
ohne das eine die Staatszwecke mit sicherer Hand versorgende 
Regierung überhaupt nicht gedacht werden kann. In der IVirk- 
lichkeit ist auch dieses Minimum nur in den seltensten und daher 
leicht aufzählbaren Fällen der Initiative der Könige anheimgegeben. 
Wie die Gesetzgebung vom king in parliameut, so wird das Verord- 
nungsrecht kraft Prärogative vom king in Council, d. h. beute von dem 
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Oabinet aii8gefi1»t. Damit ist ihr praktiselier Werth, so lange das System 
der Partei regier ungen besteht, sicherlich kein grösserer als der, \s ckheu 
sie nach der constitutionellen Theorie Benjamin Constauts besitzt, 
trotzdem der Franzose des neunzehnten Jahrhunderts ebensoweit davon 
entfenit war, den Ban des eiiglischea Staates in seiner historischen Aus- 
gestaltung m erkennen, wie im aehtiehnten Jafarhnndert Montesqmen. 

Der theoretische Charakter der PrSrogative jedoch und die 
Stellung, welche sie im Leben des englischen Staates einnimmt, ist 
von Niemandem klarer erkannt und besser charakterisirt worden als 
von Locke, der sie definirt als die Macht, ^nach freiem Ermessen 
zu handeln f&r das gemeine Beste ohne Vorschrift des Qeseties 
manchmal sogar gegen dieselbe'*'*). Indem er erkennt, dass die 
Regienro^ vrsprünglich nicht ein Herrsehen kraft geschriebener Ge- 
setze, sondern kraft Prärogative war, dass Gesetze später die Aus- 
dehnung dieser Gewalt einschränkten, dass trotzdem auch fernerhin 
som Besten des Staates der freien Anordnung des Fürsten manehe 
Dinge überlassen sind, wo die Gesetze schweigen, dass aber diese 
Macht, wie jede öffentliche Gewalt auf der, von ihm allerdings un- 
historisch ans dem sonverftnen Volkswillen abgeleiteten, Bechts- 
ordüung ruhe, hat er das Wesen der Präroi^ative endgiltig ge- 
zeichnet. Und weit über das englische Staatsrecht hinaos ragt der 
Sats, in dem er die Bedeutung der fr&rogatire zusammenfasst: 
PrftrogatiTe ist nichts anderes als die Gewalt ohne specielle Vor- 
schrift f&r das aUgemeine Beste zu wirken '0- 

Die zweite Klasse der englischen Verordnungen , der auf 
Statuten gegründeten, zerföllt in zwei Arten. Zunächst in die der 
Vollzugs Verordnungen, welche die Verwirklichung des Gesetzes 
durch Behörden und Volk bezwecken. Die AusfOhrungsrerord- 
nnng wiU und kann nicht neues Becht schaffen, sondern nur bereits 

20) ,to act acoording to discretion, for the publick good withont the 
prescription of the law, and sometimes eren agaiiut it." On civil gOTenunent 
XIV, § 160. Works S*«« ed. London 1777. II. 

21) »Prerogativc is nothiag bat tbe power of doiog publidc good wltbottt 
a rule." 1. c, XIV. § 166. 
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bestohendeB nur Qeltang bringen. Bb sind Art, Zeit und Umstlnde 

der Vollziehung der Gesetze, welche nach Blackstone dem Gr> 
messen der vollziehenden Obrigkeit anheimgestellt werden müssen*'). 
Diese Verordnungen, nach Wesen und form von den entsprecheaden 
der continentalen Staaten nicht Teiaefaieden , bendifin ihier Gel- 
tung nach ebenfalls auf der Prftrogative, indem in dieser die gene^ 
reUe Beftagniss zoni Erlasse von kOnigliclien Anordnungen zur Ter* 
Stärkung der Gesetze enthalten ist. 

Die zweite Art ist die auf ermächtij^enden Gesetzesbestimmungen 
(empowering clauses) gegründete'*). Hier ist die Kegierung aus- 
drücklich zum Erlassen von Anordnungen angeipissm oder errnftchtigt, 
die prineipiell in das Gebiet des Pärlamentsstatuta Allen'*). Diese 
Verordnungen sind einerseits bestimmt, den Willen des Gesetz- 
gebers zu ersetzen, oder zu ergänzen: es sind mit anderen Worten 
Akte einer delegirten Gesetzgebung-'}. Andererseits grenzen sie 
intra l^em ein Gebiet ab . auf dem die Regierung iiach freiem 
Ermeesen selbetstAndig Verwaltungsnormen und VerfQgungen erlassen 
kann*^. Schon die VollzugsTerordnung dient dem Bedurfiiisse 
tSpeciellere Nonnen innerhalb des Gesetzes zu geben für eine 
sinngemässe und gleichmässige Handhabung der Gesetze." ^'). !n 
grösserem Masse sind jedoch diese in steigender Auzahl heute auf- 
tretenden Verordnungen ein Beweis dafür, wie die Forderungen der 
modernen Venraltung in einem Staate sich geltend machen , wo 
die Ctesetzgebung der frden normirenden Thfttigkeit der Begierung 
fhst allen Boden zu rauben drohte. Durch Gesetz whrd der Be- 

22) Tbouph thi' making of laws is entirely the work of a distinct part, 
the legislative brauch, of tbe üovereign power, jet the manner, time and 
circamstances of pattin^t those laws in execution mut firaqnen^ be teil to fhe 
difcretion of the exe^-ntive r)ia;,'istrate. I. p. 270. 

23) Qneist, Verwaltungsrecht I, 128. 

24) Schon im vienehnten Jahrhtandart iitdiweiab«r. Vgl. Stnbbt II 

588. 

25) Diese empowering claoses können auch zur Aufhebung bestehender 
Gesetze emiehtigVD. Schoo Cokc, 2. lut. 742: A Statute maj, by tacfm» 

wnrds, be operative until anniilled by royal proclatnation. 

2C) Vgl. Cox p. 27; Todd, Die parlamentarische Regierung in Eug- 
laad, übers, von Assmann I. S. 249 flf. 

27) Gneis t, Verwaltungsrecht I, S. 129. 
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gierung die Freiheit zurückgegeben , welche ihr bisher das Gesetz 
verwehrt hattt-. , Hatte die ältere Gesetzgebung Jas G*'biet der Ver- 
ordnungen übermässig eingeengt , so trat jetzt die GesetzgebuDg 
dafür eio, dem Verordnuagsrecht seine aneotbehrliche Stellung wie- 
der einniiftumen* Die empowering clanses bedeuten sogleich 
eine Entlastung der Gesetsgebnng, welche mit einem Material über- 
hftuft war , das in erspriesslicher Weise zu bewftltigen , sie weder 
hefthigt noch berufen war. Namentlich auf Grund der enapowe- 
ring clause« hat sich auch ein weitgehendes Verordnungsrecht der 
Centraldepartements oder Verwaltung entwickelt, weil selbst die 
Form kdniglicher Orders in Council für die zahlreiehen Verordnungen 
dieser Art nicht mehr passend ist*'). 

Neben dem königlichen, formell im piivy coundl gefibten, Ver- 
urdiuHigsrecht steht nämlich ein von der Krone an die untergeord- 
neten mittelbaren Organe iler Staatsgewalt delegirtes. Dieses dele- 
girte Verordnungsrecht umfasst jenes 1) der Miuisterien und Gentrai- 
behörden unter dem Namen von general regdations, Warrants, 
Orders, rules u. a.; 2) der Grafschaften und Bezirke durch die 
general und spcial sessions der Friedensrichter und deputy Heute- 
nants in der Form von byelau.> geübtes; 3) der Gerichtshöfe durch 
rules und 4) der Urtsbehördcii durch byelaws. So ist nicht minder 
als auf dem Continente in England den wechselnden Bedürfnissen 
der Verwaltung durch ein fast unfibersehbares Geflecht von nach 
Inhalt und Ursprung verschiedenen, sich rasch erneuernden und er- 
setzenden Verordnungen Genüge geschehen^"). 

Uiese so stauneuswerthe F'ülle von Verordnungen der verschie- 
denen Stufender Staatsverwaltung, in die mau erst durch Gneist's 
Werke auch in England eine umfassende wissenschaftliche Einsicht 
gewann, legt das Bedfirfliiss nach einem System von Garantien nahe, 
welche die Gesetzmässigkeit der ungeheuren Zahl der nicht auf dem 



28) Gneist a. a. O. I. S. 130; ToJd 1, S. 252. 

29) Oneiit «. a, 0. I, S. 132 ff. 
80) Oneitt a. a. 0. I, § 49. 
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Wege der GeBetsgebniig entstandeneo Normeii Yerbürgt Hier greift 
nmi jenes wohlansgebildete, wenn auch im Einzelnen mancher Ver- 
besserung bedürftii^e, wie alle englischen Institutionen in althisto- 
risciiem Boden wurzelnde System von Controleu der Verwaltung ein, 
welches in seinem Wesen und seiner Bedeutung erkannt zu haben, 
das bleibende Verdienst 0 n e i s t's ist. Die durch den in der neuesten 
Zeit sieh Tollriehenden ümwandlungsprocess der Formation und der 
Ausdehnung der Central- und Lokalvorwaltung an Bedeutung stetig 
wachsende administrative ('ontrole der unteren durch die oberen 
Behörden, die civil- und strafrechtliche Controle durch die ordent- 
lichen Gerichte, die durch dieselben Gerichte geäbte Verwaltungs- 
rechtsprechung, die Beohnungseontrole durch exchequer, comptroller 
und auditor general, die parlamentarische Controle durch Berathung 
über Petitionen, Ernennung von select committees, Interpellationen, 
die -Generalcontrole des Parlamentes durch Budgetberathung und 
Nachprüfung der Staatsrechnungen endlich die äusserste, subsidiäre, 
in <iem parhunentariscben Hecht des impeachment liegende Controle 
kraft der constitutionellen Verantwortlichkeit der Minister, haben 
dem ESnzeben und dem Staate die Oewfthr dafür gegeben, dass der 
Gegensatz von Gesetz und Verordnung und die Unterordnung der 
letzteren unter das erstere nicht nur theoretische juristische Bedeu- 
tung haben. Dieses iSjstem sechsfacher Verwaltungscontrolen näher 
zu erörtern, liegt ausserhalb unseres Themas. 

Lehrreich ist es, im Anhange an die Darstellung der Ent- 
wiekelnng der Ideen, welche das Verordnungsreeht in England be- 
herrschen, die Grundgedanken des eiitsprocheudeü Keehtszustandes 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika zu skizziren. Unter 
dem Einflasse der ererbten englischen Anschauungen nämlich, aber 
auch beherrscht von der Lehre der Gewaltentheilung hat sich die 
Verfassung der Union gebildet. Kraft derselben ist dem Congress 
die Gesetzgebung der ihm zugewiesenen Gebiete (d. h. die gesammte 
Gesetzgebung mit Ausnahme der Verüisäuiigsändtnuugen) in dem 
denkbar grössten Umfang zugesprochen, derart, dass für einen nicht 

J e 11 i u V k, Gesetz und Vviurduuog. 3 
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noniUtellMur das Gesotz verwirklicheDdsn WUlwisakt dss Piisidsttta 
and seiner Staatssekretäre kein Baum forbanden m sein scheint 

In der That gehört eine feierliche — einer englischen order in 
Council analoge — Proclamation des Präsidenten zu den Seltea- 
heiten im Leben der l'nion ^'). Nichtsdestoweniger zeigt die 
Unionsveiftssnng deatlicb, dass auch sie die Idee der Piftrogative 
redpirt bat. Indem die Vertenng denn Prftsidenten die Militftr- 
gewalt einrftomt. ihn den Verkehr mit fremden Mächten unterhalten 
lässt (lu der Krueniiiiug der Gesandten und dem Abschlüsse von 
Staatenverträgeu allerdings durch dio Zustimmung des Senates ein- 
geschränkt), ihm das Kecht der Ernennung der UnionsbeamteOf zum 
Theil sogar ohne Beschränkung durch das Zustimmongsreeht des 
Senates, sowie die Leitung der UnionsbehOrden xugesteht und ihm das 
Begnadigungsrecht suertheilt, hat sie ihm ein Stück der königlichen 
Gewalt übertragen, welche vordem über die .\ euenglandstaaten 
herrschte. Und zwar steht ihm diese in Verordnung und V erfügung 
sich äussernde Gewalt bei der Selbstständigkeit, welche in Befolgung 
der Lehre Montesquieu*s die Verfassung dem executive power gewährt 
hat — abgesehen von der Einschränkung durch den Senat — in 
unabhängiger Weise zu. Kein parlamentarisches Cabinet tritt dem 
Präsidenten zur Seite und macht die Regienmg zu einem Ausschuss 
der herrschenden Congressraajorität. Daher hat man die Behauptung 
aufgestellt, dass der Präsident der Union mächtiger sei als der 
Ki^nig ron iüngland. Allerdings aber hängt der reale Umfang dieser 
Macht ab von der grösseren oder geringeren dem Präsidenten Tom 
Congresse im Wege der Oesetsgebung gewährten Selbstständigkeit**). 
Dem republikanischen Grundgedanken entsprechend soll die Regierung, 
wie alle Staatstunktion als Delegation von Seiten der souveränen 
Volk^ewalt eischeineu. Aber in der Union so wenig als in irgend 

31) Vgl. Siorj, Commentaries od the Constitution uf the United States» 
«d. bj Gooley, Borton 1878. II. § 1570. 

32) Vgl. V. Holst. Das Staatsrecht der Vereinigten Staaten von 
Amerika. Maraiiard«en's Handbuch des öffentlichen Rechts. IV. Bd. i. 3. 
S. 103. 



biyiiized by Google 



euMBi anderoo Staate ist die Yerordnung bcaelirftiikt aaf die Vell- 
sogfverordniiDg, hat Welmehr aocta hier einen — ans der Idee der 

Prärogative stammenden — freieu, uur auf allgemeinen verfassuügs- 
mftssigen Voilmachien ruhenden Spielraum. 



III. 

Der Qeeetseebegriff in der GeBohichte der Reohtephilosophie 
und der eonstitalioneUen Theorieb 

Wie (Jas Denken über den Staat überhaupt, so nimmt auch die 
Untersuchung über das Wesen des Gesetzes ihren Ursprung bei den 
HeUenen. Einetedts daa Streben nach begrifflich-theoretischer Er- 
kenntoias, andererBeita ein beispiellos reiches, normale nnd abnorme 
Verhältnisse in Ffllle seigendes Verfassungsleben regen die grossen 
Denker dieses einzigen Volkes zn philosophisch -politischen Unter- 
suchungen an. deren Bedeutunt( und Kintluss sich bis in die Gegenwart 
erstreckt, was dieser allerding.>< nicht immer zum Bewusstsein kommt. 

Bereits in dem populären Denken der Hellenen treten die beiden 
Elemente des Gesetzesb^riffes, welche diesen selbst als einen dna- 
listisdi gestalteten erscheinen lassen, mit voller Schärfe hervor. Kraft 
der religiösen Onindlage der griechischen Anschauungen über Staat 
und Gesetz erscheint da«^ letztere als eine gottfjewollte. allverbindliche 
und allgeuieine Anordnung, welche von den Menschen gefunden, aber 
nicht geschaffen wird. Das göttliche, dem menschlichen zu Qronde 
liegende Gesetz ist eine allgem«ne nnd ihrem ürspmnge nach auf 
den höchsten die Welt durehwaltenden Willen znrfickzuführendeKorm'). 
Daher ist dem Hellenen das Gesetz seinem Inhalt*' nach die allge- 
meine, der Menschen Thun und Lassen belierrschende Kegel, seinem 
Ursprung nach Wille der höchsten Gewalt Das Gesetz herrscht, 

1) Pindar; xat« fusiv 

Svatoiv TS xal ä^avitiov. 
la) Vgl. Leist, Graco-it«lische Kechtsgescbicht« S. 516 fl*. 

3* 
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deeshalb mua» es penönlicher Wille des Hemcheis sein: so endieuit 
das objektive und subjektive Momeot des Qesetiesbegriffes logisch 
mit einander verbunden. Nun entgeht es aber dem scharfen Blick 

des Hfllcuen nicht, dass nicht allp Willonsakte der höchsten staat- 
lichen Gewalt abstracte Kegeln seien und damit ist es bereits ihrem 
schar&innigsten Denker klar geworden, dass es souverfloe Rechtsakte 
giebt, die materiell siuh nicht als Gesetze darstellen. 

In dem ersten epochemachenden Systeme der nachsokratischen 
Philosophie, in der Lehre Phito*s, erscheint das Gesetz als abstrakte 
lind daher starre Kegel, die wetjeii ihrer (ileichförmigkeit der Fülle 
der concreten Fälle, au deueu sie ihre Wirklichkeit finden soll, nicht 
gerecht werden kann. Desshalb sollen io dem besten Staate auch 
keine absolut bindenden Gesetze vorhanden sein, sondern die ans 
der Idee der Gerechtigkeit schöpfende philosophische Einsicht der 
Herrscher soll für jeden einzelnen Fall die ihm innewohnende 
Xorni tiuden^,). Der IdeaUtaat bedarl keiner l unstituiionellen Garan- 
tien, da sein Wesen in der Harmonie der Seeleukräfte seiner ein- 
zelnen Theüe besteht, welche mit der Gerechtigkeit identisch ist 
Dadurch, dass jeder aus innerem Antriebe das Seine thut ist allein 
eine Verwirklichung des Idealstaates möglich, zu dem als minder 
vollendetes Seitenstück der Stiiat der abstrakten Normen, der Gesetzes- 
staat. i^ediicht ist. 

In den , Gesetzen", sowie in anderen Dialogen erscheint das 
Gesetz als das abstrakte Gebot des Staates, tfaeils als sittliche Macht 
unbedingt Gehorsam heischend, theils kritisch an der höheren ethi- 
schen Norm auf seinen absoluten Werth gepröft. In den jdatonischen 
Auslulirungen sind daher die beiden Seiten des Gesetzesbey-rifles stets 
als /.usammengehörig 'j^edaeht. mag hier darauf luugewiesen 
werden, dass die antike Philosophie anch bei dem auf die Natur 
oder die Vemunll übertragenen Gesetzesbegriife dasselbe objektive 

2) Vgl. iiaiiientlicli den Dialog über den Staatsmann. Ueber die in ihm. 
suwie in il^r I{e|iuMik enthaltenen lilofn über Recht und Gesetz v:,'!. Hililen- 
braitd, Geschichte und >S}'6t«n) der Hechts- und Staat&pbilotiopbie I. f». 116, ü'. 



und r^ubjektive Moment unterscheidet, wie bei dem staatlichen 
Gesetze. Der Begriff des Natur- oder de.s Denkgesetzes ist ohne 
Zweifel durch AnwendoDg einer Analogie entstandeD. Weil das 
wiBeeiiflchafIliche Nachdenken Reihen regelmftsager Wiederkehr in 
den NatmrerscheinuDgen entdeckt, so lie^ es ihm nahe, aof eine Person 
oder ein personificirtes Abstraktuiii zu schliessen. als dessen Gebot 
die Reerelmäs-sigkeit und Unverbrüchlichkeit der natürlichen Vor- 
gänge erscheinen und ebenso ist es mit der Erkenntuiss der Normen 
unserer OeisteeUifttigkeit beechaifen, welche auf die Vernunft als 
Gesetageber hinzudeuten scheinen. Zuerst ist der Begriff des staat- 
liehen Gesetzes vorhanden, aus ihm erst durch analoge üebertraguiig 
— durch welche unbewusst der Eiitsrlieidung mancher höchster 
Fragen präjudicirt ist — der Begrill des Natur- und des Denkge- 
setzes entstanden Es ist daher ein methodischer Fehler, aus dem 
Bsgrilfe des Natur- oder des logischen Gesetzes dnen Räckschluss 
auf das Wesen des staatliehen Gesetzes zu machen. 

Natur- und Denkgesetze erscheinen nun objektiv als abstrakte 
Normen, als ausnahmslos geltende, allverbindliche Gebote. Sie 
erscheinen aber el»enso subjekti^ als Vorschriften einer höchsten 
Macht: als Gebote der Gottheit, der Natur, der Vernunft. So ist 
auch für das metaphysische und erkenntnisstheoretische Denken 
das materielle und formelle Element des Gesetzes in seinem weitesten 
Begrifbumfang vorhanden. Zu einer Isolining beider Elemente, 
wie in der juristi.schen kaiui es allerdings in der philosophischen 
Erkenntniss nicht kommen, da weder eine der höchsten Gesetzes- 
quelle untergeordnete Macht allgemeine Gebote vorschreiben, noch 
auch diese höchste Quelle der Gesetze in der Natur und der 
geiatigen Welt Privilegien ertheilen oder von ihren unverbrflchlichen 
Gesetzen dispensiren kann. 

In der vollsten begrifflichen Klarheit treten die beiden Elemente 
des Gesetzesbegriffes bei Aristoteles hervor. Das Gesetz ist ihm 

•i) V^l. Ed. Zeller, Ueber ikgriff und Bedeutung des «ittlicbeu GescUes. 
Tovtrife mid Abhandliing«!! 8. Swunliuig 8. 189. 
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die von der höchsten Gewalt vorgeschriebene, allgemeine, abstrakte 
Regel. Das Gesetz kann daher unmöglich jedem Einzelfall gerecht 
werden, kann kraft seiner Abstraktheit nicht alle concreten zo normireo- 
den Fftlle Torauasehen. Daher idiibb an Stellle des »vötMc* eine för 
den EittJEelfiBll beredinete und ihn normirende Enteeheldnng ,t6 
^Y^^tatia* treten, ein VolkssebloBS, der, trotzdem er von der bOehsten 
Gewalt ausgeht, nicht Gesetz ist, nicht eine Rechtsregel aufstellt, 
sondern im Gegensatz zu dem ius strictnm der aequitas im Einzel- 
falle zum Sieg verhilft, dadurch die Tolle Gerechtigkeit znm Ans- 
drock bringend *), In der Politik wird aosgefübrt} dass Gesetze 
stets Allgemeinsfttze seien, daher niemals im Yorans Torsebreiben 
können, was in jedem einzelnen Fall zn tbnn sei*). Das starre 
Gesetz, unter allen Umständen verwirklicht, sei ein Hindemiss 
gnter liegierung. Nicht nur Gesetze, auch Menschen müssen 
regieren and der Herrschenden Aufgabe sei es, von der Befolgung 
im gegebenen Falle schädlicher Gesetze zn entbinden, die LQckin 
der bestehenden Gesetze anszofiOllen. Es giebt FttUe, wo das Gesetz 
entweder gar nicht odor nicht gut Bestimmungen getroffen bat^), 
und daher muss die Frage entsdiieden werden, wessen persönliches 
Ermessen hier einzutreten habe. Diese im Staate nothwendige 
snpplirende und corrigirende Gewalt kann bei einem Monarchen sein, 
es lassen sich jedodi bessere GrOnde dafür anfilbreD, dass einer 

4) ATttev 9*8tt b \iiv v6}i.o( xadoXou tt&(, mol ivtwv 2< ob^ oi6v t e opdö»^ eiicctv 

xoMXoo. "ütav o&v Xfff pAv b v6)io( «adoXoo, oo|L&t ^'^^^ xootoo Kap& ti 

«a^AXoOy töte opd(ü( lytt, ^ icapaXtticn o voiioMtv)C. — — Toüto ^ap atnov xat xob 

JL-}] ndvta «at& v6|fcov etvou, Stt «tpl iviuiv Müwxxw dia^ai vö^iov, (uotc <^rMi9iiaxaiV 
tl. Toft f äoptQtOo MpiQtoc «ol b «avttiv coTiv, &OKtp xoA rqc Asopta^ olxo- 
2o|Ji'^( 6 (LoXoßitvoc Xftviuv' itp6c f&p to 'T/r^\ln xoö Xi^ou ^taxivtitac, xal oh \iivtt 
b «avouv, «al t4 ^(ptofia «pig to jif/df fiata. Eth. Nie. V, 10. Bekk. 1137 b. In 
der Gegenüberstellung von vofto^ und '|Tj(fiio|i.a hat sich A ristoteles an die be- 
stehenden attischen Vcrfassungseinrichtungen angelehnt, indem die dauernden 
Recbtsregeln durch vQ^iot festgcätellt wurden, welciie durch das Zusammenwirken 
von Rath, Volksversammlung und Nomotheten entstanden, während die Entschei- 
dung einzolner vorliegender Fragen durch '^if)'fio|iata, d. h. Volks beschlösse 
schlechthin erfolgte, welche den Charakter von transitorischen, ihre Kraft ao dem 
Einzelfall erschöpfenden Bestimmungen hatten. Leist nennt dw vifiot NofllMilo 
geeette, die ^^r^fi9}iaxa Aktionsgesetse. a. ft. 0. S. 555 fL 
5} Poüt. III, 15 flf. 

5a) ,1a«}} tovttt^ tiv v6fuv «pbttv ^ SX«c Pd. III, 15. 1886a. 
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Mehrheit oder Allen die Regierungspewalt zustehe; dann hat die 
herrschende aristokratische Minderheit oder die demokratische Volks* 
vcnammliuig die Entsoheidaiig der doreh des Geseto nieht oder 
achkciit noniürteii FftUe za treffeD. Und mit tieldriDgeiidem 
Blicke erkeDDt der grone Steginte, dass dmreh Oeeetze alleio keine 
Regierimg ermöglicht wird. Es giebt im Staat»- stets Angelegen- 
heiten und zwar nicht wenige, die kraft ihrer specifischen Eigen- 
thümlichkeiten durch Gesetz nicht geordnet werden können. Ja, es 
ig| nmnOglieh, ftber die meiefeeo AngelegenhateD, welche im Staate 
Qegenstaiid der Berathang sind, im Yorhinein dnreb die Anssprftdie 
€UM8 Gesetzgebers su enteekeiden, und daber mnss Vieles dem 
Willen der Obrigkeit zur Regelung überlassen bleiben 

Nach Aristoteles ist es aber dasselbe Organ , welches zur 
Gesetzgebung berufen ist, das anch jene nicht als Gesetze zu be- 
trachtenden Einaelentscbeidongen zu fikUen hat. Wenn er daher 
keineswegs zn der Pordemng kommt, die spftter von der constitotio- 
nellen Theorie erhoben wurde, dass iDnerlich geschiedene Funktionen 
auch äusserlich verschiedenen Staatsorganen zu übertragen seien, so 
ist er sich doch bewusst, dass dort, wo ein und dasselbe Organ 
Gesetze giebt und über concrete Fälle, sei es ohne eine, sei es gemäss 
einer Norm, entscheidet, dieses Organ in Ausähnng der verschiedenen 
Fnnktiontt einen Torsehiedenen Charakter besitzt. So flilirt er an, 
dass es Stftdte giebt, wo eine Vielheit zusammentritt, um als Volks- 
versammlung im Gesetze nicht vorhergesehene Fälle zu entscheiden, 
als Kathsversammlung zu berathen, als Gerichtshof zu urtheileo *^'). 
Im all diesen Fällen haudelt die sonverftoe Versammlang nicht 
geastigebend, sondern theils gesetzanaffihrend, theils innerhalb der 
geBBtafieheo Schranken. 

Das begriffliche Requisit der Allgemeinheit, d. h. nicht nur 
der All Verbindlichkeit, sondern der abstrakten, eine unbestimmte 
Vielheit von Fällen nonnirenden Regel wird auch von der späteren 

6) Polit. IV. 14. Bekk. 1297. 1298. 

6ll) Pol. III, 15. 1286a. pxai -{äp vöv aoviövzti oiväCoooi xai jtouMÜov^cu xa: 
«ptMQOiv, «Im 8*Mdv ol «pbttc wSont mpl tAv iMid^ Ixttetoy'. 
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griechueben Philosophie, nammtlieh iier stotecben. scbarf betont, da 

das menschliche Gesetz al> ein Ansfluss des fffittliclien, die Welt 
durchwaltenden, daher ausnahmslos und unverbrüchlich geltenden 
encbeint Am klarsten ist die stoische Aoschaoimg Tom Gesät» 
an^gesproebeii in jener Stelle des Chrysippoe, die ihien Eiogang 
in die Digesten gefanden bat'). 

Änsscbliesslicb dem belleniscben Einflasse ist es zuzuschreiben, 
dass die dualistische Natur des Gesetzes auch den Hfiniern. denen 
selbststäodige principielle theoretische Untersuchungen so ferne la^en, 
znm Bewnsstsein kommt. Allein beide Elemente des Qesetaes- 
bagriffes stehen for die BOmer unvermittelt neben einander, ohne 
dass auch nnr der Yereoeh gemacht wird, sie m innerer ISnheit 
zn verschmelzen. 

Der röniisi he Gesetzesbegrifl ist von Haus aus ein formaler, 
identisch mit jedem durch Initiative des Magistrates zu Stande 
gekommenen Beschluss der Gomitien; es ist der allverbindlicbe 
popnli inssns, was anch sein Inhalt sein mdge. Lex est, qnod 
populns Romanos senatorio magistratu interrogante, velnti oonsnle, 
constituebat Der Inhalt der lefjes. denen später die plebiseita 
gleichgestellt werden, ist keineswegs auf Heehtsregeln beschränkt, 
eine Menge von Verwaltungssachen werden, wie schon eine ober- 
flachliche Betrachtung der römischen Becbtsgeschiohte lehrt, durch 
einen Volksschluss , d. h. durch ein formelles Geseti erledigt 
Assignation von Gemeindeland an Private, Verleihung der Giviiftt, 
Gründung einer Colonie, Consecrirung von (Trundstuckeu für eiof 
Gottheit , Verbannungen . Zustimmungen zu Kriegserklärungen 
u. 8. w. werden auf dem Wege eines Comitienbeschlusses, sei es 
der Gentuiiat- und Tributcomitien, sei es der concüia plebis tributa 
erledigt*). .Die zunehmende Macht des Volkes gegenüber den 
Magistraten und dem Senate zdgte sich darin, dass in einer grossen 

7) L. 2 D. de l6gg. 1, 3. 

8) J. I, 2 g 4. 

9) Karlowft, BBmische Rechtsgvehiehte 1, 8. 410. VfL Will«»«, Le 
dnit pablie romain 5. id. p. 188 Ü, 
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Zahl von Verwaltuiigsfra^on . deren Erle<ligunj( in früherer Zeit 
allein von den Magistraten und dem Senat abgehangen hatte, die 
Zustimmung, sei es der Tributcomitien , sei es der coDcilia plebis 
tribata eiogehoit werden musste* '^). Diesen VerBammlongen kommen 
zwar noch andere Funktionen: creare und jndicaie zu, aUdn inner- 
halb der gesetzschalTenden Funktion des inbere werden irgend weldie 
juristisch relevanten Unterschiede nicht anerkannt •'). 

Gegenüber diesem formalen Gesetzesbegrifi'e tritt nun das 
materielle Moment desselben durch Cicero in den Gesichtskreis 
der Römer ein. Die griechischen VorsteUungen eines höchsten Aber 
dem menschlichen waltenden göttlichen Gesetzes ach zu eigen 
machend, wird er sich des Gegensatzes zwischen der absoluten allge- 
meinen Norm, die allein wahres Gesetz ist. uti<{ den in der römischen 
Rechtssprache als leges bezeichneten staatlichen Akten bewusst. 
In seinem Werke de legibus erklärt er: ,Ea (sc. lex) est enim 
natmrae vis, ea mens ratioqne pmdens, ea jniis atque iniuriae 
regola, sed quoniam in populari ratione omnis nostra rersatur oratio, 
populariter interdnm loqni necesse erit et appellare eam legem, quae 
scripta sancit quod vult aut iubeudo aut prohibeodo, ut volgus 
appellat ^''). 

Als in der Folgezeit im Verlaufe der Epoche des Prindpates 
die formalen Competenzen allmfthlich sich verwicN$hen und die Grenz- 
linien zwischen lei, senatus oonsuHum und magistratischem Edikt, 

zwischen diesen und den C(»nstitutionen des Piific( |)S immer unklarer 
werden, bis schliesslich das Kaiserthum in seinem unbeschränkten 
und unbeschränkbaren Willen die Qtielle aller rechtöverbindlicben 
Kraft, sei es der Rechtsnormen, sei es der VerwaltungsTerfttgmigen 
erblickt, da tritt der während der Republik allein lebendige formale 

10) Kar Iowa 1. 8. Hl. 

11) Ihering, Zweck im K«cht I. S. :j21t findet in dem »ie^j'-nsatz von 
und priviletria ^irif Scheidung innerhalb de-« römischen (iest^t/esbegriffes. 

Ab-r auch die privilegia sind leges in |>riv(is bomin«» latae. Krst bei Ateju.s 
Carito, Also ttage nach Cicero, findet »ich die Gegenüber.st«llang der lex 
ak d> s generale iassnm populi auf plebis und der Privilegien, der inna de 
singuliä coDcepta. Gellius Noct. Att. X. 2u. 

12) De bgibu I, 6. 
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OMtetsMilMgriir an Bedentnoif weit nirfiek luDter dem dem hetteniselieii 

Änschauungskreise entlehnten inat^rielleD. Namentlich die der Durch- 
bildung des Privatrechts sich hingebenden Juristen berühren den ersteren 
nur nebenbei, da ihr Interesse an der Abgrenzung staatsrechtlicher 
Gompetouen ein sehr geringes ist, and fBr ihre Zwecke die allge- 
meine Norm, die r^gola inris, als das einsig Bleibende und daher 
Werthvolle ereeheint. Die lei wird dadurch identiseh mit dem 
objektiven Rechte überhaupt und daher werden in den Quellen lei 
und ins so häufig als Synonyma gebraucht Zu dieser Identifi- 
cirung der lex mit dem Begriffe der Rechtsnorm trägt auch wesent- 
lich bei die ebenfalls nnter der Einwirkung hellenischer KinflüHse 
stehende Lehre von der ratb — der nntumlis oder dvOis ratio — 
als hOehster Qoelle des Rechts. Der reehtsschalfende Xtf^oc wie die 
reclitserzeugende ratio können ihre Befehle nur in der Form abstrakter 
Normen aussprechen. 

So erscheint den klasdschen Juristen das Gesetz wesentlich als 
das abstrakte, allgemeine Bechtsgebot, welches bestimmt ist, die 
FQUe der Lebenseneheinmigen m regeln, w&hrend der sieh sslten 
ereignende Binselfhll der Normirnng dnreh das Oesets entgeht 
Auch die ein ius singulare constituirende Verfügung des Gesetzgebers 
hat in dieser Auffa.ssung nicht deu Ohariikter eines Gesetzes '^). 
Allerdings tritt bei manchen Juristen das formale Element des 
Geoetzesbogriffes wieder schftrfer hervor, namentlich, wenn es gilt, 
die Eigenschaft desselben als von der hOehsten staatUchen Antoritit 
ausgehenden und daher unverbrOehfiehen WÜlensaktes hervorzu- 
heben Eine innerliche Vereinigung beider Elemente wird jedoch, 

13) VgL den guien Titel D. de le^. 1, 8. 

14) Celsus L. 4, 5 eod. tit. : Ex his qaae forte nno aliqao casu accidcre 
poKBunt, iura non coustitaontar. Nam ad ea potias debet optari ins, qaae et 
mquentBr etÜMdle, quam que perraro ereniimt. Jvliftn vs. L. 10 eod. tit : Neqae 
lee-is neqae spnatns cnnstilta ita scribi pnssant, at omnes casus qui quandoque inci- 
derint oomprehendantur, sed sufücit et ea, qaae pleromqae aocidont, oontiueri. 

15) ulpiaBiie. L. 8 eod. tit: Jim non in lingvhw peraonos. led gw- 
nHter constitunutur. 

16) Namentlich Gaias. inat I, 2, 7 gebt aaescblietisiich von dem formellen 
GeMtseebegriff aas. Aedi Ulpianns L. 1 pr. O. 1, 4: Qood prindpi nlaeoit 
1^ habet Tigeran. — $ 1. QMiemiqiie igitnr Imperator per epntolaa et 
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wie schon erwähnt, nicht versucht, sowie es andererseits auch zu 
keiner bewnsstea Trennung nnd Gegenüberstellung kommt. Nur 
wo der BOmer mit den Worten des Oriechen redet, eraoheiDt ihm 
die AUgomeiiiheit des Geeetus mit desseD Qoalitftt als AwfliUB 
dos höchsten Willens TeThnnden, so in der berfihmten Stelle des 
Demosthenes. welche aus den Institutionen des Marcianus iu 
die Digesten aufgenommen worden ist, und nach dem Ausspruche 
Hildeubrand's sämmtliche Momente des hellenischen Qesetates- 
begriffiBS enthftlt Diese Stelle macht sich anch Papinian fOr 
sebio Definition des Qesetaes zn eigen, welche dasselbe aoilasst, 
sowohl als oonrnrane praeoeptum, als auch zogkieh als communis 
reipublicae sponsio 

Bei dem Einflüsse griechisch-römischer Anschauungen auf die 
rechts- nnd staatsphüosophiscben Lehren der Folgezeit ist es 
nicht m Terwandem, wenn die natnnechtlichen Theorien die 
beiden Elemente des Gesetzesbegriffes wohl kennen nnd bald das 
eine, bald das andere in den Vordergrund stellen, auch wohl nach 
hellenischem Beispiele die Zusammengehörigkeit beider betonen. 
Dies an der gesammten weitschichtigen naturrecbtlicben Literatur 
nachznweisen , kann nicht unsere Aufgabe sein. JBs wird ?iehnehr 
gentlgeiit auf die herrorragendsten SchrifksteUer hinanwasen, die 
auf die Bildungen der politischen und juristischen Ansehanungen 
ihrer und der Folgezeit von hervorrdgender Bedeutung gewesen 
sind. 

So erklftrt Bodin das Oesets einerseits als die •inflenbilis 
aerma* '*), andererseits als die nothwendigsrweise von der sonverftnen 
Gewalt ausgehende Norm : «iubendae legis potestatem eomm tantum 

esse, qui summum imperiuni habeut, id est, qui suis imperiis non 

rabficriptionem statnit. vel cognoscens decrevit, vel de ideno interventns «t. 

edicto praecepit, legem esse constat; baec sunt qoae valgo consUtationes 
sppdkmu. er. L. 2 COd. 1» 4. 

17) L. 2 D. 1, 3 Hild«nbrand 0. 8. 81. 

18) L. 1 eod. tit 

19) De iqwUicft fraacofturti 1609 L. VI. p. 1177. 
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modo singiilos, sed etiam universos obligare ]>os8iint" ^^), trotzdem 
,verbum legis aliud est quam summae pot^statis in.^suin- ^'i. Die 
von der souveränen Gewalt ausgebende £inzelentscheidung hingegen 
ist weder lex, weil ihr der Moment der Allgemeinheit mangelt« 
Docb indidmn, weil sie oicbt an die Gesetze gebunden ist, äe ist 
decretnm, Entsebeidmi^ nach den Orondefttzen der aeqnitas **). Mao 
sieht hier deutlich die Einwirkung der aristotelischen Lehre von 
der Verwirklichung des Hechtes durch vö^iOi;, der Billigkeit durch 

Jobannes Altbasius, dessen Bedeutung fttr die natarreobt> 
lieben Theorien des 17. und 18. Jahrhunderts durch Gierke*8 
vortreffliches Boch**) in nenester Zeit nachgewiesen wurde, geht 
f'benfalls von dem antiken Gesetzesbegriffe aus, wenn er, Gesetz 
mit liecht identificirend , dasselbe detinirt als ^faciendorum vel 
omittendomm regula, siDguUs et universis rogni membri» ad iustae 
vitae et consociationis uniTersalis oonservationem praescripta* **) und 
andererseits die positive Geltung des Oesetzes znrQckfShrt auf die 
Sanktion des Königs ,conspnsu (tptiin;ituni et statuum imperii. seu 
regni sui" -^). In der '/jnt des dem Siege zustrebenden Absolutismus 
erscheint dem deutschen Denker als die höchste positive Quelle des 
Oesetses wie einst nach altem germanischen Landesrechte und wie 
in der fernen Zukunft nach eonsütutioneUem Staatsrechte der König, 
wdeber die Zustimmung des Volkes zu dem Akte der Gesetzgebung 
eingeholt hat. 

Innerhalb desselben Gedankenkreises steht Hugo Grotius, 
wenn er Gesetz im weitesten Sinne als ,regula actnum moraliura 
obligans ad id quod rectum* definirt und das Aufstellea der all- 
gemdnen Normen als Sache des Staatsoberhauptes erklftrt: ,Nam 

20) 1. f. L. 1 |). 235. 

21) 1. c. L III p. 466. 

22) 1. c. L. III p. 476. 

23) Gierke, JohamiM Althitfliii» und die Bntwsek«tii]|g der nttnneeht» 

liehen Staatstheorien. 

24) Politica X, 4; cl. XXI. 16. 

25) ib. XXIX, 4. 
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qui ctyitatem regit, eam partim per se, partim per alios regit. 

Per se aukm vcrsatur aut circa nniversalia aut circa siugularia. 
Circa universaiia versatur condiiido leges easque tolleado, tarn circa 
äacra — — — quam circa profaua" ^^j. 

Auch die folgeadeo honrorragendeo naturrechtUchen Autoren 
weichen nicht ab von dem aristoteliscfaen Standpunkte. So erklärt 
Hobhes: «Summi iraperii eat, oommunes omnibus exhibere regnlas, 
sive mensuras, et publice eas declarare. — — — Regulae auteni, 
sive mensurae illae, voeari suleut leges civiles, sive leges civitatis, 
ut quae eius qui siimmum io civitate imperiuin obtiuet sunt mau- 
data. £t legea civil es (ut eas definimus) nihl aliud sunt, quam 
qui in civitate summa potestate praeditus est, de oivium futuris 
actionibus mandata*^). Und der Hobbesischen Definition folgend, 
setzt Pufe Udorf die Autgabe der potesta> lei^islatoria lolgender- 
masseu auseinander: , — — Summi imperii e.s?ie intelligitur omni- 
bus signilicare et |uaescribere, quid agenduni sit. quidve omittendum. 
£t quia imposaibile foret in tanta hominum multitudine singuHs, 
et circa singulas actiones peculiaria inssa promulgare; ideo genendes 
regulae praescribuntur, nnde omnibus et in perpetnum de agendis 
oraitteudisve lonstet" Kndlich möge uoch Christian Wolff 
angeführt wordeu, der die lex gleichsetzt der „regula iuxta quam 
actioueä nostras determioare obliganiur* '^") und hierauf in weniger 
scharfer Weise als seine Vorgftnger die leges civitatis als solche be- 
teichnet «qui a superiore feruntur subditis in civitate* 

Das Naturrecht bleibt jedoch nicht bei der formalen Bestim- 
mung stehen, dass die Gesetze Ausflüsse der höchsten Willeusmacht 
im Staate sind, sondern erhebt den Anspruch, kraft seiner Erkennt- 
niss von der Natur des Staates zu bestimmen, welchem Clement 
im Staate der ausschliessliche Anspruch gebfihre, als Träger der 

26) De iure belli ac pads. L. I, o. I, IX, 1; L. I. c. III, VI, 2. 

27) De cive VI, 9. 

28) De iare natnrae et gentium VII ; c. IV, 2. 

29) Institutionen inris natnrae et gentiam § 89. 
90) ib. g 1068. 
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Oawtigebmig xn gdten**). In dem mit cnnfidender ffintSoiglmt 
gefBhrteii SMte, ob FQvstan- oder VolksBoarerliiettt ans dem 
Weaen des Staates folge, wifd anfangs nur der Ursprung der 
Staatsgewalt untersucht und derselbe in einem Vertrage der Staata- 
geooseen gefunden. Aber trotz der Ableitung des Staates und 
eeiBer Gewalt am einem Unrerfarage dar nnprnnglich üeien, tod 
einander gnabhftngigen Menschen, eehreitet das Natarreeht ddit 
sofort za der Forderang, dass der Tolksgesammtlieit. Ton der der 
Staat sein Dasein empfangen bat, auch stets die Gesetzgebung zu- 
stehen müsse. Kraft eines Uuterwerfungsvertrages erscheint ihm 
nicht das Volk . sondern die concrete Obrigkeit eines jeden Staates 
als die gesetzgebende Gewalt. Selbst die Autoteil ans jener eiaten 
Epoche des Natorrechts, welche im eonstitairten Staate die Volks- 
sonverinetftt fortdauern lassen, gestatten doch nur im Falle eines 
Angriffes der Obrigkeit auf die Grundgesetze, also eines Bruches 
•les \>rtra<^e> z\viv lieii ihr und dem Volke . eine direkte in 
der Empörung gegen den zum Tyrannen gewordenen Herrscher 
sich ftussemde unmittelbare Ausübung des souyeiftnen Bechtas des 
Volkes. So gipfelt die praktische Bedeutung der Lehre von der 
VoIkssonreiflnetAt zurOrderst in der von den Monarchomachea auf 
das Xachdnlcklich.ste verfochtenen Empöruugslehre. 

Allerdings kommt es bei diesen bereits zu der Folgerung, dass 
eine Theilnahme an der Ausübung der Geset/.geijung zu den un- 
ferftusserlichen Volksrechten z&hle. Im Hinblick auf die Ende des 
16. nnd Anfong des 17. Jahrhunderts entweder noch intakt be- 
stehenden oder wenigste noch fHsch [in der allgemeinen Erinne- 
rung lebenden ständischen Institutionen sucht nmu dieselben als 
national zu rechtfertigen. So preist Maria na die alten ständischen 
Einrichtungen, welche die Könige in den Schranken der Mässigung 
und Bescheidenheit hielten, dadurch dass Nichts von Bedeutung 
ohne den 'Willen des Volkes und der Grossen festgestellt werden 
sollte und spricht den Wunsch aus, dass, was zu seiner Zeit noch 

31) Gitirke a. r. ü. S. 140. 
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in Angtoniflo und tndereD ProTinien erhalten war, audi andenwe 

▼on den Fürsten wiederhergestellt werden möpe So will 
Buch an an dem Volke, welches dem Könige die Herrschaft über- 
tragen hat, das Kecht zuachreibeo, gemainaam mit dem KOnige die 
Qeeetie MiusteUen**). 

Die ToUe logisebe Conaeqnena der natonechtUchen Slialalelire 
liegt aber nicht in dem Anepmehe eines Hitwirknngnreehtes des 
Volkes au der Gesetzgebung und dem Nachweise der Gebundenheit 
des Königs an die Gesetze, sondern in der Forderung, dass die 
ganze Oesetzgebung unveräusserlich, d. h. nicht nur quoad ius, 
mndeni aach quoad ezeidtiiim dem Volke, sei es direkt, sei es 
durch Reprftsentanteii zustehen mAsse. Diese Folgerung wird in 
voller Klarheit zuerst in der Staatslehre der Englftnder gezogen. 
Die alten im ('ommon law sanktionirten , seit Jahrhunderten im 
Volksbewusstsein lebendigen Hechtssätze von dem über dem Könige 
stehenden, seinem Inhalt nach auf die allgemeine Volksüberzeugung 
oder die Petition des im Parlament reprlssntirten Volkes zorfick- 
znfShrsnden Oesetie, husen in finglud die üelMizeugung entstehen, 
dass das Gesetz Volkswillen sei , welche in dem grossen Kampfe 
gegen die Stuarts daiim fortschreitet, dass es seiner Natur nach 
Volkswille sein müsse. 

In der in England sich entwickelnden constitutione llen Theorie 
wird das Schwergewicht auf den formellen Gesetzeabegriff gelegt. 
Es wird nicht gefragt, was das Gesetz seinem Inhalte nach sei, 

82) De rege et regia institutione I, 8 ed. sec. Monguntiae 1605, p. 75: 
Hoc maiores nostri providentes viri prndantM poriculon). nt Reges continercnt 
intra inodestiae et mediocritatis ßnes, ne sc nimia potestate efferrent. ande 
pabüca pernicies existeret, malta sapientcr sanxeront atqoe praeclare. In his 
qsam pttidntes qaod nihil maioriB rei sine -folontate prooenun et popnli 
sanctam esse voloerant; eoqtie con^ilio delectos ex omnibus ordinibaa ad con- 
Tentas regni. Pontifices tota ditione, proceres et procaratores ciTitattun evocare 
■oris erat. Qilod hoc tempn« in Ang<Mnia «lütqiie pforincüs rvtentimi, T«ikiii 
BOStri Priiicipes rcponerent. 

83) De iure regni apud öcotos ed. sec. Edinburgi 1580 p. 30: Fopolo, 
qid «i (k. ngii imperiam in se dedit, licere toIo, at eins imperii modom d 
ptaescribat : eoque iure, qaod popalus in se dederit, ut rex utatnr postulo. Neqne 
haa leges per vim, at ta interpretaria, imponi toIo, sed commuuicato cum r^e 
oooailio, communiter •tetaCDaviii arbitrar, qaod ad omaiani nltttn «nb* 
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aondern die Forderung erhobeD, dass als Gesetz nur, aber aucb 
stets, der feierlich Terkflndete Yolkswille ta gelten habe. Es ist 

selbstvtTstäudlicl) . dass so die den luiistitutionellen Staat propagi- 
lende Theorie das tonneile (iesetz hauptsächlich ins Auge fasat, 
indem es ihr iu erster Linie darum zu thun ist, die Com))et«azen 
der Staatsorgane absogrenien und den Organen der Geeetssgebung 
den möglieh grössten Spielraum einzuräumen. 

Es ist nichts anderes, als die alte englische Volksöberzeugung, 
welche unter der Königin Elisaljeth Kichard Hooker iu seinem 
erst später verotluuUkhten und im Laute des 17. .lahrhunderts zu 
hohem Ansehen gelangten Werke ausspricht, wenn er, der noch 
weit daTon entfernt ist, die Consequenzen der Theorie von der 
VolkssouTerftnetät zu ziehen, erklftrt, dass die Gewalt, Gesetze zu 
«(eben, nur von der Gesammtheit ausgehen könne, dass gesetzgebende 
.Macht des Köniirs aus eigenem, niclit durch die Verfassung über- 
trageueni iveclito nicht besser sei als Tyraunei , dass alle Gesetze 
nur durch den allgemeinen Consens ihre bindende Kraft erlangen 
und dass das fiecht der Gesetzgebung nur der Gesammtheit, 
nicht aber einem Thefle zustehe, wenn auch einem Gliede bezüg- 
lich dieses Rechtes ein herrorragenderer Antheil zustehen könne, 
als den anderen 

M) The Works of tliat learned aml juditiou? divine Mr. Itichard Hooker 
in eight books of ecdesiastical polity. Londoa 1Ö82. Ueber Uooker, tob 
dessen Werke die letiten drri Bllcber erat unter der Restaitration gedroekt und 
Carl II. gowidiiiet wurden vgl. Ranke. Zur fio.scliicbtc der Doctrin vnn >len 
drei ätaatsgewalteu. Werke Bd. 24 S. 223 ff. Ranke lag &inc* andere Auü- 
gftbe des anf dem Continent seltenen Werkes vor als mir. 

35) I. 10 ji. 87: — that which we say conccrninj: the ]towor of 

goveminent muat here be applied ante tlie Dower uf making laws, wberebjr to 
govem; which power God hath oyer dl; and by the Rational Law, where nnto 
he hath mado all subject, the lawful power of making Laws t<> iMimirnnd whole 
PoUtick Socictios of tuen, belongetb so properlj anto tbe same catire Societies. 
tiiat for any prinoe or poteotate. of wnat kind soerer npon earth , to exerdse 
the sume of himself. and not cithev by pxpross (^>miiiission iraniediately fron» 
(iod, or eise by Aucthority deriveU at the firut froui tbeir consent, opon whose 
l>crsons thcy impose Laws, it is no better than meer tyranny. Laws therefore 
they are not, wiii< h ruVdic Oonsent hath not madf so. Approbation not only 
they gire wbo personaily declare their assent by voic«, sign or act; bat also 
when otbers do it in tbeir names, by originally. at tlie least derived from 
thcm in Parliaments, CooncUs, And tlit- liki' Assemblie«. although webe not 
personally our aelves present, notwithstandiug our Assent is by reason of otber 
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Diese Anschanung nimmt in den Kämpfen des Parlamentes 

gegen Karl 1. und später der .Kesistanre" Partei während und 
unmittelbar nach der Epoche der Restauration die radicale Wen- 
dung, dass des Volkes Wille derart Gesetzgeber sei, dass dem 
Könige überhaapt kein positiTer Antheil an der Gesetzgebung eu- 
komme. Und zwar wird diese Behauptung nicht nur principiellf 
sondern aueb aus dem positiven englischen Yerfassungsrecht zu begrü nden 
gesucht. Auf Seite der Stuarts wird ebenso die Herrsihorsouve- 
räuetät nicht nur in theologischer und sjieculativer Weise, sondern 
aus dem positiven Kecbt zu deduciren unternommen. So sucht 
der Vertheidiger der souverftnen Macht des Parlamentes, William 
Prjnne aus den Aussprüchen der alten englisehen Juristen, welche 
das Oebundensein des Königs an die Gesetze herrorheben, aus 
Parlameiitsstatuten, aus analogen Erscheinungen in anderen Staaten 
den Nachweis zu führen, dass die gesetzgebende Gewalt bei dem 
Parlamente ruhe, dem der König untergeordnet sei^"). So operirt 
andererseits mit demselben Material der Vertheidiger des König- 
thnms iure divino, Robert Filmer*^, indem er namentlich aus 
den Statuten und Ordonnanzen aus der Zeit der beginnenden und 
daher noch unklaren Competenzgrenze zwischen Gesetz und Ver- 
ordnung und den oben erwähnten Abweichungen von deni sich bil- 
denden Grundsätze, dass die Petitionen des Parlaments nicht von 

Agents there In onr behalf. Auch in dee ftbsolotoi Monarchie beraht die Kraft des 

Gesetzes auf dem Willen der Gcdammtheit. Auch die vor einem halben Jalir- 
tauend erlassenen (iesetze binden die gegenwärtig Lebenden, weil Corporationen 
nntterbHeb «Ind, denn wir leben in nnveren Vornbren nnd sie in nns. .Law« 
thorefon' Humane of what kind soever are available by consent". T,. c. \>. 8S. 
Ferner VIII, p. 467 : Ii is a thing eren undoabtedly natural, tbat all free and 
Tndependent Societiee ahonld therateiree malce their own Law» and fhat thie Power 
shüuld belong to thc whole, not to any cert;rm part of a PolitiL'k B mIv, though 
hapiy some one part mi^ bave greatcr sway in tbat Action tliaii the rest. 

36) Williani Prynne. The soveni^e power of parliament« and king- 
domes. I/indon IG 13. N nnentlich S. 3:3 (T. tühit »r ^lie These durdi: „that 
tbe Higb Court of Faritaiseot, and whole kingdom wich it represents, majr 
in divers retpeete be tnidy and properly said, to be the Highest Soreraigne 
power of all others, and above the King hiniselfe". 

87) Am bekanntesten üt Filmers Schrift: Patriarcha or tbe )x>wer of 
Kings. Die detaiUiiten historlsehen Belege sehier Anediaufing Yom engliiehen 
Staate sind jedoch enthalt )) in : The free-holders gnuid inqneet toadhing onr 
. Sovereign Lord the King an<l Iiis Farliament. 

Jelliuek, (iesetz und Verorduuii«;. ä 
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der EroDe amendirt werden kdnnen, eiii aelbststtodigee, fom Für]»- 

mente ganz unabhängiges Qesetzgebungsredit des Königs dedneirt. 
Indem er den allerdings wiclitigen Satz, dass nicht da^; parliament, 
sondern der king in parliameut Gesetze mache, ausführt, gelangt 
er vermittelst seiner patriarcbalisch-absolatistischen Theorie yom 
Könige ni dem der englischen Verfessongsentwickelimg stracks m- 
widerlanfenden Satze, dass der KOnig-Vater durch die selbstgegebenen 
Gesetze nicht gebunden werden kOnne**). 

Auch die beiden, gegen Filmer's Patriarcha geschriebenen, 
bedeutendsten politischen Schriften . welche die englische Literatur 
des letxten Viertels des 17. Jahrhunderts aufzuweisen hat, Locke's 
two treatiaes on govemment und die früher geschriebenen, aber spAier 
veröffentlichten discourses on goremmentdes 1683 enthaupteten Alger- 
non Sidney behaupten, dass positiv-rechtlich dem durch sein Parla- 
ment vertretenen englischen Volke allein die go^ietzgebendo tiewalt zu- 
stehe, wenn auch dem Könige ein Antheil au ihr delegirt sei. Bei 
ihnen jedoch, wie schon früher bei Milton erheben sich die von 
ihnen in England als durch das Gesetz verwirklicht vorgefundenen 
Znst&nde zu absoluten, durch die Idee des Staates geforderten. 
Sidney behauptet, dass die englische Geschichte den unanfecht- 
baren B«nvei> liefere, dass das Parlament, die Vertretung des souve- 
ränen Volkes allein Gesetze mache: selbst der tyrannisch gesinnte 
Heinrich VIII. habe dies anerkannt. Aber diese Thatsachen der 
englischen Geschichte seien nur Verwirklichungen des aus der Katnr 
der staatlichen Vereinigungen hervorgehenden Satzes, dass alle Ge- 
walt vom Volke ausgehe, und dass im Gesetze das Volk fortdauernd 
die ihm zukommende Herrschaft ausübe'*). Und Locke zeichnet 
nach englischem Vorbilde den Staat, in welchem die legislative 

38) bes. Patriarcha cbap. III. 8. 77 ^Ausgabe i&öQ): Pusitive laws 
do not infhnge the natonl and ntherly power of Kings. Sogar das common 

law ist ursprQntrlich _t]i.- laws and Connnands of Kings unwritten" (§ 9 p. 102^. 
Die St«)lang, welche er dem Parlamente zaweist, keunzeichnet er mit den 
Worten Jakob I.: that fn Parüameut all Statotes or law* are nuule properly 

by the Kin? al^n^ nt the Rogation of the Pcople (§ l ''> p. 126). 

Uiäcuurses od tr>veniment MCt. XXVIl, XXVlil, XLVl. 
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und die eiecntive Gewalt getrennten Organen zugewiesen sind and 

die Herrschaft der ersteren, durch das Volk und seiue Vertreter 
auszuübenden, ü))i'r die letztere auerkannt ist*®). 

Alle vorangehenden Ideen über die Natur des Gesetzes werden 
jedocli Kosanunengefasst und zu einer an Scb&rfe und Breite die 
frahefenüniemichangenfibertreffendeD Lehre verdichtet TonBousseau. 
War bis dabin die logische Katnr des Gesetzes, sein Ursprung, sein 
Verhültuiss zu den Organen des .Staates Gegenstand der Untorsnrhunf?, 
so werden nun im contrat social nicht nur diese Fragen erörtert, 
eondern auch der erste eingehende und zugleich epoche- 
machende Versuch gemacht durch Erfassung des ma- 
teriellen Wesens des Gesetzes das Gebiet der Gesets- 
gebung inhaltlich von dem der Verwaltnng abzugreneen. 
In ihm verschmilzt die aristotelische Lehre von der Allgeuainheit 
des Gesetzes mit den Forderungen der Tiieone der Volkssouveränetät 
zu einer neuen Doctrin, welche von dem bedeutsamsten Einflüsse 
auf die Entwickelung des Gesetzesbegriifes in der Verfassungs- 
geschidite des Zeitalters der Revolution ist. Es ist auMlend, dass 
die Einwirkung des contrat social auf die Gestaltung der Theorie der 
Gesetzgebung in Deutschland bisher gar nicht l>eachtet wunle. um so 
auffallender, als Rousseau nicht nur bis in die erste Uällte des Jahrhun- 
derts auf die i^uifassung der staatsrechtlichen GrundbegriiTe in Deutsch- 
land vielfiich eingewirkt hat, sondern auch in seinen Ansichten mit der 
neuesten Geeetzestheorie des deutschen Staatsrechts sich nahe berflhrt. 

Ans saner Auffassung des Gesetzes als des allgemeinen Willens 
folgert er, dass auch das Objekt desselben stets ein allgemeines 
sein müsse. Das Gesetz könne niemals bloss ein Individuum oder 
eine einzelne Uandlimg zum Gegenstände haben, sondern nur abstrakte 
Begeln au&tellen. Jede concreto Anordnung ist ihrem Wesen nach 

40) On ciril goTernment ch. XI— XIII. Selbst die weitgehendste Forde- 
roiig Housseaos, dass das Volk selbst die ^osetzj,'ebentle Gcwilr ausüben 
solle, ist bereits bei Locke bedingungsweise vorhanden; tbe legislative being 
unly a fiduciary power to act for certain ends, there renudllE ttill «in ihe 
pcople a supreme power to reinov- oi alter the legislature", whcn they find 
tbe legialAtive act oontrary to tbe traat reposed in tbem. ch. XllL g 149. 

4* 



nicht Gesetz, sondern Anwendung eines Gesetzes, nicht Akt des 
iionTeTänen allffemefnen Willens, sondern Akt der Ma^tratnr, nicht 

.loi . sondern .decrel * , selbst dann w n n der Souverän 
diese Auordnung erlässt*'). Das Gesetz, kann Privilejncn 
einführen, aber es kann sie nicht uamentlich einzelnen Personen 
ertheilen, es kann eUie königliche Regierung einAhren. aber es kann 
kmnen König wählen, noch eine königliche Familie ernennen. Das 
Gesetz hat daher zwei noth wendige Kennzeichen: erstens dass es 
von dem «ruiverän^'n All^emeinwillen aussfeht , zweitens das.s es 
eine allKenieine He^jel aufstellt und damit die Gesaramtheit bindet **). 

Das Volk handelt nur dann als Sooverftni wenn es dem aUge- 
meinen Willen Ausdnick giebt; sobald es eine concreto Angelegen- 
heit erledigt, so ist es nicht Sonrerftn, sondern Behörde, nicht 
^esetzgeliend . sondern gesetz.ansfnhrend. also dem Gesetze unter- 
worfen. Wt^nn z. H. dio athenische Volksversammlung die Beamteu 
ein- und absetzte, dem Kineii Khren zuerkannte, dem Anderen .Strafen 
auferlegte und durch eine Monge besonderer Decrete ununterachieden 
alle Akte der Regierung ausübt«, so war sie in diesen Fftllen nicht 
Trägerin des allgemeinen Willens, sondern brachte bestehende Gesetie 



41) Coutrat i>ocit.l 1. II. ch. II.: Par 1» roeme raison <^ac la souverainet« 
est hialKnable. eile ent indirisible: car la volonte eat flnlmle. on eile ne Teat 

pas; t'llf ost cello du c<»rps (bi peuplc on üciilemeut iVnwp partie. Dans It* 
premicr cas. cette volonte declaree est an act« de soaTcraincte est fait loi ; dans 
le second ce n*eat qa'nne volonte particnlicre. on an acte de maffiatratare. c*est 
nn dtawl tont au plus. 

48) L II, ch. M: - ^uaiid toat Iv (H^u^le »tatui* sar tont Ic peaple, 
il ne eonsid^ qne Ivi nifme; et s*il se forme alon m rapport. c'eiit de Tobjet 
entier sons un point (1<^ vue ä Pohjet eiitier -^ur nn autre point 'Ic vuc, saus 
aacnnc division dn tout. Alors la raatiere sur hijuenp on statuc eät generale 
eomme la volonte qni statae. Cest cet acte qne j'appelle nno loi. 

Quant] j'"' tli« <[tu' l'ohjet des lois **.st tonjours iriii^ral, jVntonds quv 
la loi conäidere Ics snjets en Corps et les actions comme abstraitcs. jaroais un 
hoimne comme indlridn ni nne action particnlüre. Ainai la loi peot bien 
statuor qn'il y nura des privilc<re8. niais eile n'^n peut donner nnmmement ä 
personne — - - — en an niot. toute fracti(»n qni se rapporte a un objet 
indiTidvel n'appartient point a la puisBance legislatiye. — - 

On voit eiiritre quo la loi r('nni«H:int l'univcrsalite df In volonte et 
Celle de lobjet. ce quun homnie, quelqu'il puii>äe etre. ordonne <lo son chef 
n*est ]»oint une loi. ce qu'ordoDne mitne le Maverain aar an objet pnrticaUer 
nVst pas non ()Ias une loi. muw an dtowt; ni an acte de aouTeratnet^. niaia 
de magistraturt'. 
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zur Aiisfiihning *^). Daher \^\ die Bestimmung der Kegieruugstorin 
durch den allgemeinen Willen Gesetz, die Einsetzung der concreten 
Bogieraog jedoch durch das Volk ist nur ein VerwaltuDgsakt, der 
an das Geseto gebunden ist. Der Sonverftn ftndert hier, indem er 
das selbstgegebene Gesetz vollaeht, sein Wesen und wird som 
demokratischen Staatshaupte **}. 

Da Rousseau in entschiedenster Weist die Einheit der Staats- 
gewalt betont, so ist ihm die vollziehende Gewalt keine selbststÄndige, 
der Geeetsgebong gleichartig und unabhängig zu Seiten stehende, 
sondern sie ist vielmehr ein logisches Element der untheUbaren 
souveränen Gewalt, ein Element, das Einzelnen vom Volke zur Aus- 
übung fibertragen werden kann, aber nicht roass In der demo- 
kratischen Staatsforni delegirt das Volk sich selbst zur Ausübung der 
logisch in dem Wesen der Regierung liegeud»'n Funktiini. so das.s hier 
nur wissenschaftliche fiinsicht in die Natur der formell als Willensakte 
des souverftnen Volkes erscheinenden Staatsakte die materiellen Unter- 
schiede innerhalb derselben und auch die daraus resultirende ver- 
schiedenartige Qualifikation des Souveräns zu erkennen vermai^^^). 

Aus den Deductionen Rousseau's folgt daher nii ht , dass 
Gesetzgebung und Vollziehung in ihren Organen i^etreuiit sein 
mflssen, wie die XiChre von der Gewaltentheilung fordert. Das 
souverftne Volk kann auch regieren, nur ist es in solchen Fftllen, 



43j 1. II. cb. IV: — — de mdme qu'aue volonte particuliere ae {wut 
repr^senter h yolonti g^nfmie, 1» volonte ufiatmU i aon tonr change de natnre. 

ayant tin objet particulier. et ne i>' nt romm*' crenöralo prononcer ni snr im 
homme ni aar an t'ait. Qaand le peuplc d'Atbeoes, par exeinplc, uomtuoit 
<ra eanoU ms chefe, d^cemalt des branenrs k Von, impoiolt des fmm i Taatre 
et par des ninlfitiults il.^ d^ete particuliers. exer^oit imlistinctoniont hms les 
actes du gouverueraeiit, le penple alors n'avoit plus de volonte generale propre- 
ment dite, n'a^ssoit plos comme sooTerain, tnn» «omme magifltrat 

44) 1 III, ch. XVIII. Sons (^\u^\€^ 'ulC'c f;iut-i| donc conrevoir ract»- par 
leqael le goavemement est institueV Je remart^uerai d'abord cet acte est 
oomplra«. on compost de den aotres, saT<»fr: r^tabltssement de la loi et Tei^- 
ention de la loi. 

Par le premier le t»oaverain statoe, qa'il j aora an corpti de gouverue- 
ment ttabU sons tdle on teile forme; il est dair qne cct acte est nne loi. 

Piwr lo s*vunil. le peaplc noinmo les chefs qni scroiit chargcs tlu iroiivrrr. - 
ment tobli. Or cetie nomination etant uu acte particulier u'est pas une secondc 
loi. naia «enkment nne suite de la premiire et ane fonction da goavemameat. 

45) 1. III, eh. III. IV. 
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wie jede Regierung, an die Gesetze gebunden und seine Regierungs- 
akte, wenn sie auch auf demselben "Wege zu iStande kommen, wie 
die Gesetze, sind ihrem Wesen nach nicht »lois*, sondern »dkrets', 
welchen Kamen anoh immer sie fiöhreD mögen. 

So finden wir denn bei Rousseau in der denkbar 
schärfsten Weise den Begriff des materiellen Gesetxes 
erörtert, die Möglichkeit bloss formeller Gesetze klar 
erkannt, die Natur derselben als Verwaltungsakte 
bestimmt. Wir werden sehen. avpIcIk^ Wirkungen diese Aua- 
fOhrnngen seines epochemachenden Werkes im Verlaufe der fran- 
sOsischen Berolution ftussem, wie man sich hier der Unterschiede 
von materiellem und formellem Oesets wohl bewusst ist, wie auch 
sp&ter die französische Jurisprudenz die Rousseau 'sehen Deduktionen 
nicht vergessen hat. 

Zum Schlüsse dieses Abschnittes ist noch ein Blick zu werfen 
auf die deutsche rechtsphilosophische Theorie der Natur des staat- 
lichen Geseties. 

Von der Kousseau'schen Lehre beeinflusst« an Sobflrfe und 

Durchbildung jedoch nicht an dieselbe heranreichend ist die Ansicht 
K a n t's. Das üesetz ist für Kant, der von dem ethisch-theoretischen 
Begrifife desselben ausgebt, selbstverständlich die allgemeine Regel. 
Die Staatsgesetze können nur in dem «Tereinigten Willen* des 
Volkes ihren Ursprung finden Die vollziehende Oewalt, welche 
dem Regenten zukommt, kann nicht Gesetze geben. Die Funktionen 
dieses „Agenten* des Staates bestehen vielmehr dariu, ,dass er die 
Magistrate einsetzt, dem Volke die Regeln vorschreibt, nach deueü 
ein Jeder in demselben dem Gesetze gemäss (durch Subsumtion 
eines Falles unter demselben) etwas erwerben oder das Seine er- 
halten kann. Als moralische Person betrachtet, hosst er das 
Directorium, die Begiemng. Seine Befehle an das Volk und 
die Magistrate und ihre Obern (Minister;, welcheu die Staats ver- 

46) Metaphysiscbe Anfangigrtnde der Beehtdehn §46. W«rk«, b«MUf. 
T. Bosenkrant IX, & 158. 
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waltnng (^(iibernatio) obliegt, sind Verordnungen, Decrete (nicht 
Gesetze): denn sio geln n auf Entscheidung in eiiicin ln"sonderen Fall und 
werden als abäuderlich gegeben. Eine Kegierung, die zugleich 

gwatsgebend wftre, wärde despotisch zu nennen sein * *^ 

Tritt nnn auch bti Kant — wohl snm ersten Mal in Deutschland 
— der Begriff und die Beieichnung der »Verordnung* als klar 
bewusster Gegensatz dee Gesetzes auf, so sind doch aber das Wesen 
derselben, welche einerseits als Regeln vorschreibend, andererseits 
als nur die Entscheidung des Einzelfalles bestimmend erkl&rt wird, 
logisch unveninbaie Merkmale ausgesagt» 

In Fiehte*s Grundlagen des Naturrsehts nach den Prindpien 
der Wissensehaftslebre (1796), welche noch unter dem Einflüsse 
des Oedankenkreises der französischen Revolution stehen, findet sieh 
die Bemerkung, dass die Verwalter der executiven Gewalt das Recht 
haben müssen, «die Verordoungeu selbst zu entwerfen, welche 
eigentlich keine Bsaen Gesetze, sondern nur bestimmte Anwendungen 
des einigen Grundgesetzes sind, welches so kutet: Diese bestammte 
Mensehenmenge soll neben einander bestehen* Zu einer klaren 
Scheidung von Gesetz und Verordnung, za einer selbstständigen Er- 
kenntniss möglicher materieller Unterschiede innerhalb der Akte der 
höchsten Gewalt kommt es jedoch bei ihm nicht. 

Sonst hat sich die philosophische Staatslehre mit der frage 
nach dem Wesen des Gesetzes und seinem Yerhftltnisse zu dem, 
was die eonstitutionellen Verfassungen als Gesetz bezeichnen, wenig 
befasst. Sie kommt , wie z. B. bei Hegel nicht über die Kate- 
gorien des Allgemeinen und des Kinzelnen bei Charakterisirung der 
Akte der Gesetzgebung und Regierung hinaus, ohne diesen Gedanken 
nkher m verfolgen Erst bei Stahl begegnet man eingehender 
Untersuchung über das Verhftltniss von Gesetz und Verordnung, die 
aber nur fSr die Theorie der letzteren von Bedeutung ist 

47) § 49 a. a. U. S. 162. 18) Werke III. S. 166. 

49) Philosophie des Rechts i; 273. 

50) Vgl. urtcn S. 72, 116 a. IL Abth. 2. Absehn. Kap. VI. 
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IV. 

Oemdiidite der eonstüntioneUeii Theorie der Terordmmg. 

Der Gedanke, dass das Gesetz als oberste Norm alle menseh- 
lichen HandlimgeD, also anch die der höehsteD Staatsorgane binde, 
ist ein so selbstTerstftndlielier nnd naheliegender, dass er m keiner 

Zeit, in der man r.n einem klaren (iesetzesbegriflfe gekommen war. 
gänzlich gemangelt hat. Schon im Alterthum ist er vorhanden, 
wo in der hellenischen Auffassung das Gesetz als höchster Herrscher 
der Unsterblichen und Sterblichen dasteht. 

Ans der aristotelischen Lehre vom Gesetz folgt die Eingrennmg 
der Sphftre der Regierangsthfttigkeit clnrch die Gesetzesnorm. Nicht 
etwa a])er verhält <wh das Gesetz zur Kegierini^^ wie der anordnende 
Wille zur vollziehenden That. Solche Schablonen mä-ssige Abgrenzung 
lag dem die concreto Fülle von mehr als andertbalbbuudert Ver- 
fassungen überblickenden Geiste des Aristoteles ferne. Die Kegie- 
ning in der aristotdisehen Anschauung verhält sich vielmehr zum 
Gesetze wie der edicirende Magistrat in Rom zum ins dvile: es 
anwendend, seine Lücken ausfüllend, seine Härten rnildernd. Vor 
allem ist ihr innerhalb der Gesetzesschranken ein breite:i Gebiet 
angewiesen, das sie als der gesetzlichen Normirung unfähig, durch 
ihre den Forderungen der concreten Verhältnisse angepasate Thfttig- 
keit ausf&llen soll. Dabei erhebt sieh der antike Denker keines- 
wegs zu der priucipiellen Forderung einer Trennung der wesent' 
liehen Staatsfunktionen und Auftheilung dersellten unter von einander 
unabhüngigo Organe, In der berühmten stelle der Politik, wo 
er im Staate die drei Theile des ßouXsDÖjLsvov «pi t«»v xotvtbv, rnpl 
IOC und des dixoCov unterscheidet, denkt er, wie seine Aus- 
Ahrungen lehren, durchaus nicht an eine prinoi]uelle Zuweisung 
dieser Funktionen an gesonderte Organe. Es ist eine auf das materielle 
Wesen der Staat>funktionen gegründete Eintheilung. die Aristoteles 
hier vornimmt, nicht eine zum Zwecke der Auffindung Constitution 



neller Garantien gezogene Scheidelinie Wenn die moderne 
Theorie der Gewaltentheilung — wie alle politischen Theorieen — 
unter dem nachweisbaren Einflüsse aristotelischer Gedanken steht, 
80 Igt die antike Lehre doch nicht nnTerftudert in das moderne 
Denken an^^enommen worden. 

Die Staatslehre seit der letzten Zeit des Mittelalters stand der 
grossen historischen Thatsache der sich immer mehr und mehr 
concentrirendou Fürstengewalt gegenüber. Die wichtigsten poli- 
tischen, socialen und religiösen Interessen sind betbeiligt an der 
Frage nach der £echtsstellang der sich bildenden obersten Staate- 
gewalt. Daher ist das bleibende Ornndthema der politischen 
Schriften dieser Zeit die Untersuchung, ob und in wie weit der Tr^er 
der Staatsgewalt an Oesetze gcbiinilen sei und gehiniden sein könne. 
Während die Absolutisten den Fürsten als Quelle des Gesetzes und 
daher als über dem Gesetze stehend auffassen, fuhrt die G^enpartei 
in den ferschiedensten Wendungen aus, dass der Ffirst zwar singnlis 
maior, jedoch universis minor sei, dass er nur die im Grundvertrage 
zwischen ihm und dem Volke festgesetzten Hechte besitze, dass 
ihm nur übertragene uimI daher von Voniliereiii limitirte Gewalt 
zustehe, dass im (»esetze der Gesetzgeber seinen eigenen Willen 
binde und der allgemeinen Norm unterwerfe u. s. w. Während 
nun die Abeolutisten zu einer formalen Scheidung der Willensakte 
des Monarehen nicht gelangen, indem ihre ganze Weisheit beschlossen 
ist in dem Satze : quod prineipi placuit legis habet vigorem . so 
bewegen shh die entgegengesetzt«!! Unter.surlnmgt'ii in der Hegel 
in so allgem^^incr Richtung, dass ebenfalls zu keiner eingehenden 
Uniersnchung des Verhältnissen des Königs zum Gesetze kommt. 
Es wird gewöhnlich nur ausgeführt, dass der Monarch einseitig 
die Rechtsordnung nicht ändern dtirfe, dass er in manchen Kich- 

1) Polit. IV. 14. I'297b. 125»Sa. Schon, <Lss er dem hemcbenden (xüpiov) 
Rathe zuweiist die Entscheidung Ober Krieg und Frieden, Eingeben und Aufheben 
Ton Bandesgenossenschaften . über <jt^etze, Verliängung von Todesstrafen, 
Landf^verweisnngen nnd Giitt-rconfiscationen. endlich Abforderung der Kechra- 
schamiegang der Magistratt». zeigt , daes ihm eine abstrakte Schablooieirang 
der StMtethät^eiten fem lag. 
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tuDgeD an die ZTOtimmuDff od«r Ifitwirkiiogf anderar Organe ge- 
bunden sei, allein eine genaue Abgrenzung der beiderseitigen Sphftreü 
wird vor dem 17. Jahrhundert nicht vorgenommen. 

lodflssen haben auch in dieser Zeit tbeils in folge der m 
Aristoteles empftngenen Anregangen, theOs kraft eigener Binadit 
VerBQche stattgeftmden, wenigstens in grossen Zfigen das Verbftlt- 
nfss des Willens der Staatsorgane zu dem Gesetzeswillen soxn- 
deuten. Auch die Absohitisten behaupten selbstverständlich, dass 
nur der Fürst über dem Gesetze stehe . alle Anderen jedoch , also 
aach die Beliörden des Forsten dem Qesetae unterthan seien. Durch 
diese Constatimng des Yerhiltnisses der Behörden mm Oesetie 
sind selbst sie VorUnfer der constitationellen Theorie geworden. 
Namentlich Bodin ist hier zu erwähnen. Das Gesetz ist ihm eine 
kraftlose Hegel, die erst durch die Magistratur Leben und Macht 
erhält: «Magistratus autem lex est vivens ac apirans^. Das Im- 
periim, die potestas imperandi prohibendiqne verleiht eist dem 
Gesetie wirkende Kraft, daher ist es klar, ,vim legnm in üs poettam 
esse, qui publicum imperinm habent* *). Es giebt daher swei Oai- 
tungen des Imperium: ,alterum quideni summum. legibus ac magi- 
stratum imperio solutum, alterum legitimum, quod legibus obli- 
gatur: hoc magistiatuum proprium est. illad vero maiestatis — — -~ 
magistratus vero principis maieatatem suspieit eiusqoe legibos ac 
insns obligatur* *). 

Die Vertreter der entgegeugesetjEtea Ansiebt betonen soweilen 
nicht nur die Gebundenheit des Herrscherwillens an das Gesetz, »^on- 
dem suchen auch bereit« nach einer Formulirnng der Verhältnisse 
beider. Und hier b^nnt die Vorstellung einer gesetzausföhrenden 
Gewalt, die spitor in der eonstitutionellen Theorie eine so grosse 
Rolle spielt, sich in ihren Anfingen sn xsigen. DieMonarehomacben 
sind die ersten, welche die Idee der executiven Gewalt, wenn auch 
noch nicht in voller Klarheit, erlassen. Zuerst deutet Buchana n 

2) De republica III, 5, p. 468 ff. 

3) 1. c p. 479. 
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ihn an, wenn er die Könige bezeichnet »velut tabulariorum custo- 
des**). Kurz nachher führt der Hugenotte Langu et den Gedanken 
aus, das8 der König nicht willkürlich die Gesetze ändern könne. 
Dm Gesets aei die ni einer Einheit niMunmengefittste Weisheit 
Vieler; es sei die Seele des guten Monarchen: ,Bex legis Organum 
et qoesi corpne per qaod illa suas vires exerit, sua mnuera obit, 
8ua sensa eloquitur. — Kegibus vero id praecipue muneris coni- 
mendatum. ut legum cnstodes, ministri et conservatores essent. — 
Dicimos rero, Principem tamquaro legis ministrum et eise- 
entorem**). Dem Könige stehe daher aueh nicht das Becht 
authentischer Interpretation der Gesetze zn*), wohl aber ertheflt 
ihm Langoet naeh aristotelischer Anweisung das Recht der Geeetzes- 
ergüuziiiig zu ,quia \t\ in oiuucin eventum prospicere nou potuerat' 

Klarer als diese Sciiriftsteller tritt zu Beginn des 17. Jahr- 
hunderts Althusius mit einer Untersuchung über die exsecntio 
legum hervor, durch welche er vorbereitend auf die Ideen der 
Folgezeit wirkt Das Gesetz bedarf, wie er ausfiUurt, der genauen 
Vollziehung durch die Obrigkeit. Diese ist dem Gesetze unter- 
geordnet, hat aber die VollziehuniJ: desselben zu individualisiren 
gemäss den Umständen des concreteu Falles: «Huius exsecutionis 
faciendae gratia magistratos constitatus est, ut sit ille lex vivens, 
minister et custos legis mutae. Et ut in navi necessarü nararchi 

et veetores; sie in Bepnblica eisecntores legis. Lex quid 

fuieodum, vel omittendum sit, indicat, sed ipse non fhdt vel 
eisequituT. Lex circumstantias geuerales habet, uti medicina: sed 
roagistratus, uti optimus medicus, adhibita temperamenti aegroti 
distinctione pharmaca sua adhibet, causarum auditis drcumstantiis 

4) De iure regiii apod Scotos p. 31 ; Git-rk Althusius S. 157 behauptet, 
dass Kochanan neben Hook er im äiniie der akh aasbildenden englischen 
Lehre ron der principiellen Theilang der Gewalten gewirkt habe. Bnchanan 
weicht jedoch nicht wesentlich ab in sfin»Ti AtTsführun^^en von den zahlreichen 
gleichzeitigeD Autoren, die den König durch das Gesetz gebunden erachten, ohne 
ae«halb m «Imt prineipidten Scheraang von OeseligeMnig nnd VoUtiehung n 
glbngen. 

5) Janios Bratoa, Vindiciae contra t^rannos. Edinb. I«'i80. p. 115. 

6) 1. c. p. 125. 

7) 1. e. p. 120. 
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propriis, ittdieftt et legibus iMgotia adoommodat' *). Die Obrigkeit, 

der die Vollziehung der Gesetze obliegt, ist der an der Spitze des 
StÄato< stehende .«ummus magistratus. (jui serundum leges ad 
salutem et utilitatem universalis consociationls constitutus , iura illius 
admiiustrat et ezeecutioni Bumdat*. Die Gesetze babea sich nun 
Dicht etwa bloss auf die Ordnmg des Privatrechts und ihre straf- 
rechtlichen Sanktionen zu erstf«H;ken. fBr das ganze grosse Oebiet 
dessen, was wir heute Verwaltung nennen, fordert .\lthusius 
bereits feste Gesetze '|. Tnd das Gesetz wendet sich nicht nur au 
alle Unterthanen, sondern schreibt auch der Obrigkeit «ratiouem 
administraQdi* vor Die dvilis (im Gegensätze zur eedeaiasttca 
admimstratio velche sich bezieht auf die Gesammtheit der 
äusseren und inneren Staatsthfttigkeit, zerfiUlt in eine auf das ius 
.generale regni. d. h. auf die Rechts- und Friedensbewabnmg ge- 
richt*;te und eine auf das ins special*', d. h. de procurandis ni«'diis 
ad vitae socialis coramodiiat''.s necessariis bezügliche '■^). Die letztere 
im Verein mit der auf das Staats- und Volksvermögen gerichtete 
Thfttigkeit des Staates bezeichnet im Grossen und Ganzen das 
Gebiet der Verwaltung, auf dem der summus magistratus eben&lts 
nicht nach Willkülir. sondern dem Gesetze gemäss ziun Wohle des 
Ganzen regieren iiius>. 

Selbst die Aualührungen des Aithusius jedoch bleiben ver- 
einzelt und ohne nachhaltige Bedeutung. Die nachfolgende fint- 
Wickelung des Natnrrechts bringt es zunächst auch nicht über 
allgemeine, rein schulmässige Unterscheidungen hinaus. So Grotius, 
wenn er in Aul* hniinii an die arist"t<'lische Eintheilune der Gesetz- 
gebung als der aul das Allgemeine gericlileten Kunktion die auf 
Erledigung der Einzelangelegenheiten gerichteieStaatsthätigkeitgegen- 
äberstellt und von dieser^ zerfallend io die äussere und Finanzverwal- 

s/ iVlilica XMX, 
'«t ib. XIX. 1. 
]üj ib. XXI. 

11) ib. XXIX. 1. 

12) ib. XXX VIII. 



tang, so^wie die auf das dominiam eminens gerichtete, die riehter- 

licho Thäti^keit unterscheidet Nicht anders, wenn Pufendorf 
eine Reihe von Gewalten im Staate aufstellt: die potestas legis- 
latoria. ferner die ]>otestas poenas sumondi, iudiciaris, belli et 
pads tdemqae foederam feriendorum, daa ins magiatratua oonatitoeDdi 
und das ius tribata iodioendi. Diese Terschiedeoen potestates und 
iura sind ideale Riehtongen innerbalb der Staatsgewalt, deren Ein- 
heitlichkeit uikI I ütheilbarkeit von Pufendorf mit der ^rössten 
Schälle hervurt^eiioben wird. Sie sind , partes potcutialer«'' und 
können nicht an verschiedene Organe vertheilt werden «nisi regularis 
forma civitatis oormmpator et irreguläre corpus resnltet, male firmo 
dumtaiat pacta cohaerens' Wenn z. B. Gesetzgebung und Straf- 
gewalt völlig von einander getrennt wftren, würde entweder die 
(Jesetzgel>uug kraftlos oder die letztere der «minister" niul ,nudu8 
exsecutor" der erstereu werden. Daher ist jede Mischung der 
Staatsformen , in der so Viele das Heil erblicken, zu verwerfen "^). 

Dass die Naturrechtslehrer des Continenta nicht in der Lage 
waren, eine über allgemeine Andentungen hinausgehende Theorie der 
Verordnung aitSKubilden, wird verständlich, wenn man erwägt, dass 
alle politischen Theorien, mögen sie noch so sehr sich als Krzeuguiss 
abstrakt-rationalistischer l'ntersuchung darstellen, sich doch immer 
dem gegebenen Bechtsstoffe anschliessen und daher eine mehr oder 
minder verhüllt hervortretende, auf Umbildung imd Verbesserung 
der herraehenden staatlichen Zustände gerichtete Tendenz haben. 
Auf dem Oontinente war es nun bei dem allgemeinen Verfhll der 
ständischen Institutioneti nicht möglich, eine scharte (Irenzliuie 
zwischen der ständisch beschränkten und der freien Regieruuga- 
thätigkeit des Forsten xa ziehen, zumal selbst die Blüthezeit des 
ständischen Staates, wie das Mittelalter überhaupt, klaren Competenz- 

18) De iare belli ae puci« L. I. c. III. VI, 2. 

14) De iure nuturae et gcntinm VIT. 

15) ib. 1. VIJ, c. IV, ll. Die Analyse hierauf bezQ|fUchcr Ansichten 
anderer natuneditlicher nnd jaruttscher SdiriftetolWr dieser Einehe bei Oierke 
a. a, 0. S. 155 ff. 
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abgremuiigeii wenig hold war. Diher kommt es, ätm io 4m 
Sbtte der eieh tnsbUdeDdoD constitiitioneUeB Ordming auch die 

abstrakte Theorie von der Verordnung entsteht. In England, wo 
.seit dem 15. Jahrhundert der Geeren^atz von >tatute und ordinance 
oder proclamation zum klaren Bewusstsein gelangt ist und die 
GremeD beider bereits Gegenstand posttim staatsreditUcber Untor- 
siicliiing sind, bildet sich im Laufe des 17. Jahitoderts die erste 
allgemeine Lehre vom Verordnirngsrecht 

Es ist niihts Anderes al.> dk alte Lehre des Bracton und 
Fortescue, \vol<he Hooker au jener Stelle seiner Ecclesiastical 
Polity Torträgt '^), in welcher Ran ke die erste deatUcbe Scheidung 
Ton Legislati?e ond Execntive und Gonstaturong Toa deren gegen- 
seitigem VerhSltoiss xu erkennen glaubt Indessen ist der Sata, 
das» der KOnig an die Gesetze gebunden sei nnd dieselben sur 
Ausführung zu bringen habe, noch so allgemein gehalten, diJss eine 
Theorie des Verordnuugsre< hts darin kaum gefunden werden kann. 
Wohl aber weist Kanke mit Hecht auf die Epoche des eommon- 
wealth hin, wo Crom well kein Antheil an dem legislatorisohen 
Prooess zustand und daher das Bedürfniss einer klar erkennbaren 
Grenzlinie zwischen der Competenz des Parlaments vmi der des 
Protectors dringend hervortritt, welches den auch in der politischen 
Terminologie nun deutlich enthalteneu Gegensatz von Legislative 
und Executire in das allgemeine Bewusstsein übergehen lässt 
Diese Brkenntniss bleibt unverloren in der naehfolgenden Zeit der 
Restauration, welche zuerst eingehende Untersuchungen über das 
Verordnangsrecht und seine Grmiien zeitigt. 

IG) What Power the Kiog hath, he hath it bv Law, the boutids aud 
liraita of it are known; the entire Coramanity givetn general order by Law. 
how all things publickly are to bc donc, and the King na tbe Head thereof. 
tho Higbest in Authority ovor all. caaseth, according to the same law every par- 
ticular to be framed and ordered thereby. The whole Body Politick mak<'th 
Luws, wbich Laws gave Power unto the King, and the King having bound 
himodf to ose accoraing nato Law that Power, it so falleth uut that tbe exe* 
cQtion of the one it aooomplished by the other ia most BeUgioui and Peacable* 
•ort. VllI, p. 465. 

16a) a. a. 0. S. 242 ft. 

17) ». a. 0. S. *i^3 ff. 
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Dono niohig /liideres als ein Streit Aber die Grandla^en und 

die Grenzen des Verordnungsreohtes ist der von Sidney und Locke 
gejifen Filme r (geführte Kampf. Film er liatt</ behauptet, dass 
der König nicht ao die selbstgegebenea Gesetze gebanden sei, dass 
er die allgemeinen, im Parlament gemachten Gesetze mildem und 
SQspendiren kOnne naeb seinem Ermessen, dass der König der Inter- 
pretator der Gesetze sei, dass es Pflicht sei, selbst einer geeets- 
widrigen Anordnung des Königs Folge zu leisten. Wird von Filmer 
die ganze Gesetzgebung als königliche Prärogative hingestellt und 
der Gegensatz von Gesetz und Verordnung derart verwischt, daas 
alle Geaetae nur als kdnigliche den Legislator nicht bindende Yer* 
Ordnungen ersehdnen so protestirt Sidney mit flammenden 
Worten gegen eine solche Lehre **). Nicht nur, dass er die gesetz- 
gebende Gewalt des l iiiiduu nts . die Bindung des königlichen 
Willens durch das Gesetz, wie schon erwähnt, ans historischeu und 
rationalen Gründen nachzuweisen versucht, er erkl&rt vielmehr 
auch unumwunden, dass eine königliche Verordnung niemals ein 
Geseta ersetzen , niemals Gesetzeskraft haben könne. I>er König 
könne keinen anderen Willen haben, als den des Gesetzes. Entfernt 
er sich von dem Gesetze, so handelt er nicht mehr als König und 
sein Wille hat alsdann für die ünterthanen keine bindende Kraft. 
Verordnungen können höchstens vorübergehend, auf Bath des councU, 
auf Grund des Gesetzes gegeben werden. Haben sie diese Eigen- 
schaft nicht, so besteht keine Verpflichtung der Ünterthanen, sie zu 
befolgen, und die Ratligelx i , welche bei ihrer Erlassung mitgewirkt 
haben, müsseu bestraft werden^*'). Verordnungen werden daher 

18) Patrittdia ch. III, 6. 7, z. B. General Laws made in Parliament, 
may. upon known Respects to the Kin^'. hy his autbority be Mitifratf l or 
Saspended opon Causes only known to bim. And althongb a King do frame 
all nia Actions to be according to tbe LawB, yet be h not bonnd theveto. 

but at bis pood will and for i^nni] i.-xample. 

19) Vgl. namontlich Discourücs ch. III, scct. XLIII: Pruclamiitian:* are 
not kw«. 

20) Tlic proclamations .,cann<)t bc so much si^Miitioations of his will; 
for as be is king, he can have no will but as the hiw directä. If he depart 
fton ibe laWt bo is no longer king« tnd bis will is nothing to nt. Fimd»* 
matiom, at moit, nr« bot temporaiy bj tbe adviee of tbe conneil, in pomaiioe 
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durch Gesetze geregelt, uicht umgekehrt Gesetze durch Verord- 
nQtiffen. «They are to he eonsidered only so fär as thej are cod- 

tbrmable to tbe law tiom which they receive all the streogth that 
is in thera, and can confer nnne tipon it* 

Weit wichtiger jedoch ist die Theorie, welche John Locke 
aul^Ut. Sehie Lehre von dem Weaeo ood dem Umfooge dee 
Verordmnigsrechtes ist zweifolaohDe die bedeatendste, welche die 
constftntionelle Theorie ttberhanpt hervorgebracht hat. Aus der 
hinialigen Uebung des englischen Staatsrechts abstrahirt, st^ht sie 
aut festem liistorischea Boden im Gegensätze zu den späteren 
Doctrinen der Franzosen. Darum ist sie von grosser — nicht nnr 
historischer — Bedeotong und da sie, wie mit Befiremdeu constatirt 
werden muss in der continentalen, selbst der deutschen Literatur, 
keine genügende Beachtung gefunden hat, so sei sie in Folgendem 
in ihren Gnindzügen entwickelt. 

Locke unterscheidet bekanntlidi mit grösster Schärfe drei 
Gewalten im Staate: die geset^ebende, welche das Recht hat, ansu- 
ordnen, wie die Kräfte des Staates verwendet werden kennen zur 
Erhaltung der Geseltschaft und ihrer Glieder, die voUriehende, 
welche die Gesetze verwirklicht und ihre Kraft bewahrt . endlich 
die vertragschlie-Miide (federative power», welche über Krieg und 
Frieden , Allianzen und Staatsverträge entscheidet. Die beideii 
letzten Gewalten sind am Besten in einer Hand vereinigt, jedoch 
geschieden von den Organen der ersteren. Die vom Volke ans- 
gehende gesetzgebende Gewalt, an der aber dem KOnig auch ein 
Antheil zustehen soll, ist die höchste, die souveräne Gewalt, die 
voUzieltende und vertragschlie>>ende ihr untergeorduet. .iedoch ist 
das Subordinationsverhältniss der Executivezur Legislative nicht derart, 
dass jene gar keine Selbststfindigkeit besitzt — schon desshalb, weil 
kein Gesetz ohne Zustimmung des Trägers der VoUzugqgewalt zu 
Stande kommen kann. Dadurch wird dieser selbst in gewissem 

uf the law. It they be not so, the subject is iio way obligeü to obey theui. 
rad the couiisellots are to be punished for them.* 
20a) 1. c. 
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SiDoe liOchstes Staatsorgan '^); er steht nieht unter der Herrschaft 

des gesetzgebenden Korpeis, sondern des Gesetzes. Die mit der 
vollziehenden zu vereinigende Vertraprsgewalt ist aber ihrer Natur 
nach inhaltlich nicht durch Gesetze bestimmbar, das 8taatswobl 
allein ist ihr Leitstern. Oesetie können der Untertbanen Hand- 
langen untereinander, nicht aber die Beziehungen von Staat ni 
Staat regeln, die dem Wechsel politischer Gonstellationen unter- 
liegen. Die Weisheit derer, wehhe mit der föderativen Gewalt 
beiileidet sind, hat hier das zu thun, was der Augenblick erfordert 
Aber auch unabhängig von der föderativen Gewalt ist die Voll- 
ziehung keineswegs in allen Stücken als ein des selbststftndigen 
Willens entbehrender Mechanismus der Gesetzgebung zu betrachten. 
«Wenn die gesetzgebende und die vollziehende Gewalt in verschie- 
denen Händen rulieii, \sie in allen besehränkteu Monarchien und 
wohltjeordneten Staaten, heischt es das Wohl der Gemeinschaft, dass 
ein Theil der Staatsgeschftfte der freien Verfügung des Inhabers 
der vollziehenden Gewalt überlassen werde. Denn die Gesetzgeber 
shid nicht im Stande, Alles vorherzusehen, noch durch Gesetze für 
Alles zu sorgen, was der Gesellschaft nützlich und uothwendig ist. 
Daher hat derjenige, der mit der vollziehenden Gewalt bekleidet ist, 
durch die Naturgesetze des Staates das liecht, seine Macht zum 
Besten der Gesellschaft anzuwenden in jenen Fällen, wo die Gesetze 
des Staates Nidits verordnet haben, bis zu dem Zdipnnkte, wo die 
gesetagebende Gewalt in gehöriger Form constituirt ist, und selbst 
die bezüglichen Anordnungen treffen kann. Deshalb müssen in gewissen 
Fällen selbst die Gesetze der vollziehenden Gewalt weichen oder 
vielmehr dem Grundgesetze, welches befiehlt, dass so viel als mög- 
lich alle Mitglieder der Gesellschaft erhalten werden sollen Es 

it) »he is (>ro| :l\ enoagh in ihis sense sapreme". On civil gorerament 
n. eh XHT, § löl. 

22) ch. XU, § 147 — thiß federative power is mach less 

e«|Mihle to be directed by antoeedmt. «tanding, posttiTe Um, than the «n- 
cutivi'; aiul so mnst neccssarily be Icft to tht- prudonco and wisdom «rf* thow 
«hoM hmda it is in, to be mÄnaged for the pablick guod. 

28) it is fit that the lawt tnenwetvet ahould in aome cases give way to 
the executivc power, or ratber to thia fbadamental law of mtare and gorenunent. 

Jelliaek, Uesets and Vwoidnnag. 5 
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können UmBtftnde antreten, in denen eine strenge Beobaehtnng der 
Gesetze Unglück herbeifEUuren kann, z. B. das Nichteinreissen eines 

Privathauses um die Ausdehnuug einer Feuersbruost zu vermeiden 
und ,ein ^I(Miscb, der sich sorgfaltig an das Gesetz hält, welches keinen 
Unterschied der Personen kennt, kann dadurch eine Haudlung begehen, 
die eine Belohnung verdient und zugleich eine Begnadigung nöthig hat. 
Deshalb muss der Herrseher in vielen FftUen die Macht besitMn, die 
Härte des Gesetzes zu mildem und manche Verbrechen zu verzeihen' *^). 

Diese Gewalt des freien Handelns im Staatsinteresse, sm es, wo 
das Gesetz l'ehlt, sei es, wo die Ausführung des Gesetzes den Staat 
schädigen würde, ist die Prärogative. »Weil in einigen Staaten die 
Legislative nicht immer versammelt ist, weil die Versammlung selbst 
gewöhnlich zu gross und zu langsam ist, um die Geschäfte, welche 
eine schnelle Erledigung verlangen, zu beschleunigen, weil es un- 
möglich ist, Alles vorauszusehen und durch Gesetze für alle zufälligen 
und nothwendigen Ert'ordciuisse des Staates zu sorgen, oder Gesetze 
zu macheu, die nicht unter gewissen Umständen durch unbeugsam 
strenge Ausfahrung Schaden stiften kömien: aus all diesen Gründen 
hat man der vollziehenden Gewalt ein grosses Mass von Frdheit 
eingeräumt, und ihrem Chitdflnken und ihrer Einsicht viele Dinge 
überlassen, von denen die Gesetze Nichts sagen* In der Jugend- 
zeit der Staaten gab es nur wenige Gesetze, daher l>estaüd die 
Regierung zura grossen Theile in einer Herrschaft kraft Prärogative; 
im Verlaufe der staatliehen Entwickeluug wurde die Prärogative 
immer me^r eingeschränkt durch Gesetze; was zu thun des Volkes 
unbestreitbares Becht ist. Denn auch die Prärogative ruht auf 

24) eh. XIV. § 159. ~ a man maj oome lonMtiineB within the racfa 

of the law, whicli inakes no distinction of persona, by an action that tnay 
desem reward aod oardon; it is fit the ruler sboold have a power, in many 
cases, to mitigate the aererity of the hw. 

25) 4$ 1()0 — sincL- in some p^verniiieiits tli<' liiw-Tiiakin.!? power is not 
alwars iu being, aud is asuaU^ too nuiiierous, and so too slow for tlie dispatsch 
reqnisite to execation; and became also it i« impoanble to foresee, and so by 
law.s to jirovitle for all accidents and necessities that may concem the publick. 
to uiake such laws as will do no barm, if tbej are ezecuted with aa in- 
flexible rigonr on all oceaaione and npon all peraoas that may come in üuSi «ay ; 
thcreforr- tliere is a latitude left t<> the exeentiTe power, to do many thinga of 
choice wbicb tbe lawst do not preäci'ibo. 



Digitized by Google 



— 67 — 

gosetdiehan Bodeo, ist m das Staates Bestem festgestellt, weshalb 
einem guten, die Interessen der Gesammtlieit schätzenden und fördern- 

deü Fai stell keine zu grosse Prärogative eiDgeräumt werden kann'^"). 

Die Grundgedanken in den Ausführimgen Locke's gipfeln in 
der Idee der Subordination der VoUziehong unter die Qesetzgebang, 
welefae einen doppelten Charakter besitzt: dnerseits eine inhaltlicbe 
Bestirnmnng , andererseits eine Begrenzong der eisteren durch die 
letitere. Vi» Verordnung hat demnaeh nicht nur den Zweck, das 
Gesetz zum Vollzug zu bringen, sondern kann auch normiifiul in 
das breite Gebiet eingreifen, das die Gesetzgebung der Vollziehung 
in Form der Prärogative überlftsst. Damit ist der Verordnongs- 
gewalt bei aller Subordination unter die Qesetagebung dennoch 
eine innere SelbststAndigkeit gewährt, die unter Umstanden soweit 
gehen kann, dass sie das Geeetz provisorisch zu ersetzen und kraft 
des Dispensationsrechtes abändernd in die Sphäre des Gesetzes ein- 
zugreifen vermag. So weist Locke dem Inhaber der vollziehenden 
und iMerativen Gewalt zur gesetzgebenden dieselbe Stellung an, 
wie Aristoteles dem «6peov, wie das römische Staatsrecht dem 
Pritor im Yerhftltniss zum ins civile; seine Funktionen bestehen 
im adinvare, oorrigere, supplere der Farlamentsstatuten. 

Treten bei Locke bereits im Wesentlichen die richtigen Grund- 
züge des Verordnungsrechts der modernen constitutionellen Monarchie 
hervor, so werden diese in der weuige Dccennien vor der lievolution 
sieh entwickelnden französischen Theorie des Constittttionalismus 
wieder verdunkAlt, indem das selbststftndige Moment in der Begierung, 
welches Locke bei aller Unterordnung derselben unter das Gesetz 
fordert, zunächst reducirt und hierauf gänzlich vernichtet wird. 

Der Kern der Lehre Montesquieu's , die unter dem offenbaren 
Einflüsse Locke's steht, ist zwar das Gleichgewicht der Gewalten, 
das jede einzeke verhindert, ans der ihr vorgeschriebenen Bahn 



26) ib. § 162. Treffend bemerkt Ranke t. a. 0. 8. 260, da» Loeke 

der Monarchie unter Wilhelm III. solche Befugnisse vindicirte, welche ihr 
«Dter den Stuarts von dem Parlamente streitig gemacht worden waren. 

5* 
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ZU traten: poiir qo*oii ne puisse abnaer du pouvoir, il &iit qoe, 
par la dispositiofi des choses, le pouToir arrtte le ponvoir '^). Aber 
die Selbstständigkeit der ♦ xeditiven Gewalt, welche Montesquien 
veilaugft, besteht uur iu der auvseren Trennung ihrer Organe von 
denen der Gesetzgebung. Inhaltlich ist vielmehr die Vollziehung 
Dienorin der Geset^bung. Die föderative Gewalt wird in oemUch 
unklarer Wdse mit der executiYen identificurt**). Die Gesetigebiuig 
ist mohte Anderes als der allgemeine Wille und die YolMelrang 
nichts Anderes als die Ausführung desselben-*"). Gerade damit 
die Vollziehung stets eine das Gesetz im coiRreten Falle verwirk- 
lichende sei, soll sie von der Gesetzgebung geschieden werden, nicht 
aber weil sie ein selbstetändiges Element in äch entb&lt Die Präro- 
gative ist auf die Beaebungen des Monarcben m den Kammern, 
auf das Becht der Einberufiing, Vertagung und AuflOsang derselben, 
sowie auf das Veto gegen Gesetze beschränkt, sie wird jedoeh 
keineswegs als ein selb-stständiges Moment in der Executive erkannt, 
wie denn auch eine besondere Bezeichnung iur sie mangelt Das 
Recht, die Gesetze gemäss den Umständen des £inzelfiiUes zu modi- 
fidren, das Locke als einen wesentliohen Bestandtheil der Präro- 
gative beseichnet, wird ron Montesquieu dem Oberhanse zo- 
ertheflt. Von einem Verordnungsrecht der Regierung ist nirgends 
die Rede. Aus den Principien Montesquieu s ergiebt sich aber, 
dass von seinem Standpunkte aus alle Verordnungen de jure nur als 
VollzugSTerordnungen in Betracht kommen können. 

Dieee Lehre der inhaltlichen Unselbststftndigkeit der vollziehenden 

27) Esprit des lob 1. XI, ch. 4. 

28} MQntesi]uiea unt^^rschcidot zoent 1. XI, ch. 6 1a paissuioe exöcu- 
tricc des choses qui d^pradent du droit des gens von der ])nis$ance executrice 
de Celles qai dependent du droit civil. Die erstere. offenbar das federative 
power Lockes. ist die. kraft welcher die Obrigkeit ,fait la paix et la guerre 
envoie oa refoit des ainbusades, ^tablit )a suröt^, pr^vient les invasions* (rgl. 
Loeke I. c. ch. XII, § 146 von dem federative power: This tlierefore oontains 
the power of war an«! peace. leagues aiul alliances, and all the transactions 
with all persona and comrouDities witbout the Commonwealth) nennt Montea- 

Iniev in der Folge „simplement la pnissance ex^cntrice de T^tat*. während 
ie «weite Gattung Executivgewalt zur richterlichen wird. 

28a) ~ n'^tant, Tun, qae la volonte generale de l'^tat, et raotre, 
qn* Vniknikn de cette Vdontd g^nänle. 
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Gewalt erhielt fpiner Xalirung durch das zu grosser Verbreitung 
gelangende, eine glänzend geschriebene, aber flüchtige und ober- 
flächliche Skizze der englischen Verfassung entwerfende Bach De- 
lolme's. Hier encheiiit der KOnig einfaoh als VollzngBOigan des 
QesetMS. Wenn das Fhrlament niebt Tersammelt itit, bestehen doch 
die von ihm beschlossenen Gesetse fort: «le Roi est Charge de 
Väx^ution et rauni du pouvoir necessaire pour la procurer — — 
Charge de Tadministration publique , il n'est que Magistrat et les 
loix, soient celles qni existoient avant lui, soient Celles anxqneUes, 

por son asNotiinent, il a donnl Tenstenoe dolvent diriger 

sa eondoite et TohligeDt anssi hien qne ses sqjets***). 

Ist nach Hontesqnien nnd Delolme die Verordnung nnr 
als Vollzugsverordnung denkbar, so verschwindet die Möglichkeit 
der Verordnung überhaupt in den so folgerei» heii Ausführungen 
Rousseau's im contrat social. Indem Rousseau die Mdglich- 
keit der Qewaltentheüang negirt, die innere Einheit der Souverftnetät 
ram leitenden Principe des Staatsrechts erhebt, in dem sonverftnen 
Yolkswillen die Quelle aller staatlichen Anordnungen erblickt, 
kann er in dem mit der Vollziolning der Gesetzt' betrauten gouver- 
nement nur die mit der Auwendung der (ieset/.e auf den Einzelfall 
betraute Behörde erkennen. Das gouvernement kann daher nur 
VerfÖgongen treffen, niemals allgemeine Anordnungen erlassen, sein 
Wille kann niemals allgemeiner ¥^lle sein, da dieser ausschliess- 
fich dem Souverän zukommt. Daher ist die Begierung eine zwischen 
dem Souverän und den Individuen stehende und vermittelnde K^^rper- 
schaft, welche die a]l":emeinen Anordnungen empfangt und diese 
auf die einzelnen vorkommenden Falle applicirt '"). Der Souverän 
«Iftsst das Gesetz, die Begienmg das Decret, welches seinem Wesen 
nach nur eine Verfltgong ist, die an dem concreten Fklle ihre Kraft 

29) La consütation d'Angieterre (177 Ij cb. IV. (Aasgabe Paris 1792, 

]iag. «5.) 

•S-ij Qu'i>t CO donc qui' \c i^'^iuvoriiementV Un corps intcnn6diaire etabli 
«ntre les suiets et le soaverain uoor lear raataelle correepondance , chargd de 
ralentuHi aes Imi et da naintien de la liberti tant drile que politiqoe. 
Cdntnit toeial L HI, eh, 1. 
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erschöpft. Daher hat das ,gotivernement", die ^supreme adniini- 
stratioD* nichts zu thun, als das Gesetz zu concretisiren ; es verhält 
sich zum Gesetze, wie die That zum Willen. Eine aelbstsUndige 
Sphäre der B«gienuig, weiche ebeii dgenen Willeo voraoBsetefc, 
wflrde die Hemchaft des dlgemeiiieii WUleos krmueii und mt- 
stftien. Die Regierung ist daher das hliode Werkzeng des Gesetees, 
und zwar ein Werkzeug, dessen selbstständiges Dasein kein absolut 
nothwondiges ist. Es piebt Perioden im Staatsleben , wo nur der 
Souverän, nicht aber das von ihm eingesetzte gouvemement vor- 
handen ist: «A. rinstant qae le peaple est l^timement aaaembl^ 
6D oorps Bouyerain, tonte jnridiction du gonrenement oesse, la 
pnissance ez^cntive est snspendne et la personne dn demier 
citoyen est aussi sacr^e et inviolable que celle du premier magistrat, 
parcequ'oü sc trouve le reprfeent^ il n'y a plus de repr(^sentant* 
Niemals ist das Wesen des Staates und der Kegierung mehr ver- 
kannt worden. Die blosse Annahme der Möglichkeit einer »Saspen- 
dirung der vtdliielieDden Gewalt* ohne sofortigen stritt der völligen 
Anarchie ist das Verkehrteste, was abstrakte Speenlation tiher den 
Staat jemals geleistet hat. 

Der Verlauf d<M- französischen Revolution hat gezeigt, wie die 
Vernichtung einer mit selbstständig anordnender Kraft aasgestatteten 
Regierung die Anarchie seihst bedeutet nnd in dem sweitfolgenden 
Kapitel ist nachgewiesen, wie die Gewalt der UmstSnde fiber ahstnkteb 
die reale Macht der Dinge verkennende Theorien ai^ nnd in der 
DirektorialTerfiissung bereits eine mit Verordnungsrecht ausgerüstete 
Regierung anerkannt wird. Parallel damit geht in der französischen 
constitutionellen Theorie eine auf Anerkennung einer grösseren 
Aktionsfreibeit der B^emng gerichtete Bewegong vor sich. 

Schon die erste Ver&ssnng mit ihrem Schattenbild von könig- 
licher Gewalt hatte eine weitgehende Kritik hervorgenifen. Bereita 
1792 hatte Neeker in seinem vielgelesenen Buche über die Regie- 
rung der Nationalversammlung den Vorwurf gemacht, dass sie das 

81) Contrat social 1. III, cb. XIV. 
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Wesen der vollziehendeD Gewalt gftnzlicb verkannt habe. Diese Ge- 
walt, obwohl dem Anscheine nach die zweite in der Staatsordnung, 
spiele in derselben in Wahrheit die erste Rolle, ihre Org^anisation 
biete die Haupt- und vieLleioht die eiozige Schwierigkeit für alle 
Staatsformen dar. Dnich ihre Tbätigkeit und Wachsamkeit werden 
die ahstrakten Sfttse des Gesetzes verwirklicht und der Verwaltang 
hewegende Kraft zngefShrt"). Clermont-Tonndre sneht die 
englische lüstitiition der Prärogative für die constitutionelle Theorie 
zu verwerthen, indem er die königliche Gewalt von der den Ministern 
zustehenden vollziehenden trennt, ohne indess eingehend seine An- 
schanmigeD zu begründen^*). Selbst der starre Doctrioftr Sieyds 
flieht ein, dass ohne das Recht , selbsteigene Entschlüsse sn lassen, 
eme Regierung unmöglich sei, dass sie den Inhalt ihres Willens 
nicht aü^M hliesslich in der von ihr getrennten, daher ihrer Persön- 
lichkeit fremden Legislative finden könne. In den Debatten des 
Convents über die Direktorialverfassung erki&rt er ,die vollziehende 
Gewalt sei ganz Handlang, die Regiemng ganz Gedanke; diese 
ISsst die Berathschlagung zu, jene versagt sich dieselbe in allen 
Stufen ihrer Leiter ohne Ausnahme^), and spricht von einer der 
Regierung zustehenden , Vollzugsgesetzgebung " *^). 

Nach Beendigung der Revolution greift der theoretische Vcr- 
theidiger und Propagandist dei^u, was man par excellence den 
französischen Constitationalismus nennt, Benjamin Constant, 

32) Du jiouvoir ♦•xeculif tlans ]c< ^'lands »'tat> I. \>. 1^. 1!*. 

33) ,11 y a dans le pouvoir monarchique deux pouvuira distiiioU, le pou- 
voir eilentif, iDvati des pr^gativos positives et le pouvoir royal. qai est 
•ontenn par des souvenirs et par dos traditions religieiises." Citirt bei Ben- 
jamin Constant, Cours de politiquc constitntionelle, heraubg. von Laboulayt* 
I, p. 1 vr.. 

8-1) Je nt' oonfonds point le pouvoir execntif avec le goavernement 

Le pouvoir execntif est tout action. le gouvemement est tout peneee; celui-ci 
adni(>t la deliberation, Tautre Fexclut ä tous Ics degres dewmMielle. Sitsqng 
vom 2. Thermidor an III. Monitour 1795, Nr. 307. 

3:«) Les membres de comit<!s — — — savent si, iiidöpcadaminent de la 
ffrande K'gislature, il ii*«t pas une inasso ('nonno de d^inons ä donner, de 
rijglement.s ä faire, sons le nnni 'Frirr-'t^ü ou tout autre, tn£mc en (^loignant le« 
Acten et les resolutious qui appartienueat au pouvoir execQtif et quo la confnrion 
des affaires actuelle» rejetta cncore dans les comitia, ce aera en qaelqae sorte 
la l^ialatiure d'ex^tioD. 
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mroek auf die AndmitiuigeD Clermont-Tonndre*s und scheidet 
die nentrale, mehr in der AasAbmigf toh Beehten formal-eoIeDner 

Natur (Ernennung und Entlassung der Miniskr, Sanktion der Ge- 
setze, Einberufung, Vertagung und Auflösung der Kammern. Er- 
neonung der Richter, Begnadigung) bestehende königliche Gewalt 
von der ministenellen, in welche, wie in das englisehe CSabinet, der 
Schwerpunkt der B^gienuig flUt*^. Die ministeriene Gewalt ist 
auch die Terordnende und wenn der Wortlaut der Charte dem Könige 
das Kecht zuschreibt. Reglements und Verordnungen zu erlassen, 
so ist der Sinn dieser Bestimmung, dass der König, indem er die 
Minister ernennt, diese kraft einer Generalvollmacht zur Ausübung 
dieses Verordnimgsreehtes delegirt Die Verordnung ist daher stets 
MinisterialTerordnung *^ Eäne eingehende Untersochnng fiber Weaen 
und Arten der Verordnung jedoch, wie bei Locke, fehlt bd Oon- 
stant nicht minder als bei Montesquieu. Bei allem Bestreben seit 
Neck er, die Regierung zu verselbstständigen, kommt die gesaramte 
französische Theorie nicht äber den Gedanken hinaus, dass alle Ver- 
ordnung ihrem Wesen nach Vollziehung des Qesetses ist. 

Die oonstitntloneUe Theorie in Deutschland, sofora sie nicht in 
Beiiehnng zu dem positiven Staatsrecht steht, ist bis 1848 ganz 
abhängig von den französischen Anschauungen, so dass es nicht 
verlohnt, den Spuren derselben hier nachzugehen. Erst in der 
Staatßlehro Stahl's tritt eine selbstständige Theorie der Verordnung 
anf; wonach es för die Begiemng ein Gebiet giebt, wo sie in dem 
Gesetze nicht den Inhalt, sondein nur die Schianken ihres Willens 
zn finden hat, ihr demnach ein Becht selbststftndiger Yeroidaung 



88) EiqnisM de Constitution ch. II a. a. 0. I, p. 180 ff. 

37) 1. c. note G. p. 305. Separez le noni än roi des actcs des ministre*.. 
afinqne la responsabilite soit plus reelle, et rinvioiabilite pluB sacree. Objectera- 
t-on qne la Charte porte qae le roi faU le» r^lemmtt U» ordomaneaf 
Qui ne voit qae cet article signifie simpleroent qo en nomroant les miDistres, il 
le6 aatorise a faire ces ordonnances et ces rteloDents. La charte ne dit }K>int 
qne le foi eigne : eile s'est soigneosement uMteniie de le dire. Elle a senti 
qrxc le nom da roi dmit neter pvr de tont eisiiMD, de tonte dd^anoe, de 
tont jagement. 
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ans eigeoem Reehte zusteht, welches dnreb GsMtz begrenzt aber 

nicht bedinpft ist^"*). Die Theorien, welche seit 1848 aiifprestellt 
wurden , werden als den literarischen Strf^mungen der Gegenwart 
angehörig im dogmatischen Theile ihre BerücksichtiguDg finden. 



V. 

OeieUehto des oonstitotioiiftlloii OMetieB in Fhmknioh. 

Der Einfloss des eontrat social auf die Principien der firanzOsi- 
scheo Bevolntkm zeigt sich fast in allen wichtigen Ponkten. So 
aneh in der ersten Fonnalimng des Geaetzeebegriffes dnreh die Con- 
stituante. In der Sitzung vom 17. AugiLSt 1789 le^^te Mirabean 
als Obmann des Fünfcrcoraites zur Berathuug der Erklärung der 
Menschenrechte einen Entwurf vor, der den Koiissoau'sehon Uesetzes- 
begiiff seiner Begründung und seinem Inhalt nach adoptirt, indem 
ausgesprochen wird: »La loi ^nt Teipression de la volonte gäi^ 
nde, doit dtre g^n^rale dans son objet '). Der anf Antrag Talley- 
rand's^) arceptirte Text bringt denselben Gedanken zum Ausdruck, 
wenn auch in viel weniger präciser Form : ,La loi est Texpression 

de la volonte generale — Elle doit etre la memo pour tous. 

seit qa*eUe prot^ge, seit qu'elle punisse'). Das Gesetz erscheint 
daher in der Geschichte der französischen Bevolntion znerst in sdner 
Bedeotnng als allgemeine Rechtsregel. 

Bald jedoch taucht eine zweite Bedeutung de? Wortes Gesetz 
auf. Die Beschlüsse der Constituantf wurilf ii nämlich vom König 
in den bisher äblichen Formen königlicher Erlässe ausgefertigt und 

88) Stutskhre 2. Aufl. 8. 169. 

1 ) Art. V: vgl CoUeetioii complette des traTanz de H. Mirabean Taine: 

Pari-s 17H1. II. p. 22. 

2) liuchez, Hi>toirc tl«' la Constitnant»^ II. p. :jl)7. 

3) Art. VI. Die hier oitirton französischen Gesetze aus Jcr Zeit vor »lern 
Enicheinon des bullf-tin des lois sind enthalten thoil': in Helic, Les consti- 
tations de la Franee. theils in einer untor dt ia ersten Kaiserreiche wieder ab- 
gedrnckten Sammlnng der (}e«6tae von 1789 bis zum 22. prairiat an II nntw 
dem l^tel; Lois et actes dn gonTernement, Paris 1806 ff. 
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pnblicirtf und zwar ohne irgend ein teUs Piincip. Man unter- 
schied nach der Form der Ansfertig^iing lettree-patentes, d^larations, 

prnclumations, arrets de conscil d'^tat du roi ii. s. w. Nur in den 
leitres>patentes und d^larations wurde der König redend angeführt, 
in allen anderen Fällen wird von ihm in der dritten Person gesprochen. 
Es wurde nnn anfiings naofa Willhdr die eine oder die andere 
Form for die Promnlgation nnd Poblikation der parlamentarischen 
BeeehlHese gewthlt mid ebenso war eine feststehende Formel der 
Sanktion nicht vorhanden; eine Berufung auf die erfolgte Zustim- 
mung der Asscmbl^e nationale fand überhaupt nicht statt. Bald 
erklärte der König, dass er auf Wunsch der Assembl^e ein Decret 
derselben sanktionirt, bald berief er sioh auf seinen freien Entschloss, 
kraft dessen er einem fiescfalass seine Approbation ertheOte, balp 
wnrde erklftrt, dass ein Protokollsanszng ans einer Sitsung der 
Assembl^e vom Könige acceittirt worden sei u. s. 

Diesen ungeordneten Zuständen gegenüber beantragte nun der 
Verfassungsausschuss in der Sitzung der Constituante vom 8. Oktober 
1789, dass jedee vom Steige sanktionirte Decret von diesem mit 
dem Siegel versehen ond auf seine Anordnmg den Qerichteo nnd 
den administrativen nnd mnnicipalen Versammlongen zugeschickt 
werden solle ,pour y Otre delibere, inscrit sur les registres publics 
et execute*. Eine einheitliche Sanktious- und Proniulgationsformel 
jedoch, sowie ein einheitlicher Name für diese Decrete war nicht bean- 
tragt Da erhob sich Kobespierre und verlangte vor Allem einen 
Beschluss über eine einheitliche Form der Ausfertigung der sanktio- 
nirten Decrete. Ein anderes Mitglied beantragte einen einheitlichen 
Xamen für alle Akte der gesetzgebenden Gewalt. Der Ausdruck 
«Gesetz* wurde anfangs als .purement m^tapbysiqae" bezeichnet, 

4) i. B. : L'Assemble«^ iiationil. s etaiit ocrup^ da prtt a int^rßt, eile 
tious a fait presenter le decret dont la teueor «uit — — Noits avons cra 
qu'il <tait de notre sagesae de PappToiiTer et 4*en ordonner rex^tioii dana 
notre royiiumo. Lettres-patente« dn roi, donnees a Paris le 12. Octobre 1789. 
Oder: Vu par le Boi le decret do TAssemblee nationale da 2 de ce mois, dont 

la teneur rait: . Le Hoi a aeoept< et aeeepte le dit dtoet; ordonm 

en con.s6qnen«-e qu'il s- ra puMie thiiis tout le royaume, et envoyß MX tribniUUUt 
et monicipalites. Prodamatioa du Kol da 4. Novembr« 1781). 
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sofort wird jedoch auf die weihevolle Bedeutung dieses Wortes 
hingewieseu und hierauf stellte Robespierre den Antrag, dass alle 
Decrete der NatioDalveraammlung den eiubeitlicben Namen „loi" 
tragen soUen*). So wurde durch das Qesetz Tom 12. Ok- 
tober — 6. November 1789 der formelle Gesetzesbegrifl 
für den eonstUutioiiellen Staat des Continents gescbaffen, 
indem hier zum ersten Male erklärt wurde: ,Les d^rets (vid. de 
TAssemblee nationale) sanctiono^ par le Roi porteront ie nom et 
rintitul^ de lois"'). 

Indess wurden trotz dieses Gesetzes die alten Bezeichnungen 
noeh beibebalten bis zum Gesetz vom 2. — 5. November 1700, welches 
eingebendere Normen über die Promulgation au£ifcdlte. Erst von 
da angefangen kommt ausschliesslich der Name loi für diese De- 
crete vor. In diesem Gesetze wurde auch bestimmt, dass alle 
früher unter verschiedeuen Namen promulgirten saaktionirten Decrete 
der Nationalversammlung «lois du JBoyaume* sein soUen und der 
Vnterselned der Titel kernen Einfluss auf die Giltigkeit solcher 
Gesetze haben soDe*). 

Die den formellen Geeetzesbegriff schaibnden Bestimmungen 
der citirten Gesetze wurden in die Verfassung vom 3. September 1791 

5) Der Monitenr von 1789. Nr. 60, schildert den Vorgang folgender- 
massen. Kobespierre: Voos vencz de tixcr la forme da consentement, toos 
alles d^terminer oeOe de la inponmlgation, il fast en mime temue en etablir la 
Iwmiile. Vons ne ponvez adopter ni celle des arröts du conseil, ni celle des 
dedarations ; vous rejett«rez sans doate ces expreääiotu da despotisnie, de notre 
tcience, pleine puissance et aiOorai royole, cor fei est notre plaisir. La 
libert^ doit cxistcr dans ies mots par lesqnels vous exprirncz K s rlins^s. <>t dans 
la forme de la loi, comme Jans la loi m^me. Je demandc qa'on s'occupe en 
ce raoment de cette formale. Dnport: II favt d*abord didaier le nom qa'amra 
la loi. et qn'il seit nniforrac. Elle poarrait ötie dorenavant appell^e decrets 
tuUionaux Oll lois nationales. Mais lois est trop general et ce tenue est pare- 
meot m^taphysiqne. Dcsmeuniers attaqve cette dernitee obierration. Le 
niot loi cxprime tont ce qu'il y :i d«^ plu.s impoeaot, pvJaqii'il aimonce l'aote 
anquel tous les Peuplcs doivent etre soauiis. 

6) Qoe toos m dtawta de rAesemblie loient eii^mA par le teraie nni- 
fonne de loi. 

7) Art. 7. 

8) L'Assembl^ nationale declare: — - 2". Qoe tons les decrets acceptes 
et sanctionnes par le Roi. promalpues sous les divers titrcs de lcttr<^5-patentt's, 
proclamations du döclarations du Roi. arr^is du conseil, oo tous aotres, 
aont ögalement lois da Boyanme, et que la difference dann riiiititiil6 des pro- 
mslgstioiw n'en piodait aveime ponr Ja vaUdit^ d« ces loia. 
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auf^enominen. Es wird bier verordnet: Les d^crets sanotioonfe 

par le Roi, et ceux qui lui auront et^ presentes par trois l^gislatores 
fonseaitives ont forcp deloi, et port<>nt le nnin et l'intitnl^ de 
lois'). Damit tritt in voller Klarheit ein neuer Begriff, der der 
formelleu Gesetzeskraft auf, welche den sanktionirtefi, beae- 
hentlich von drei anftinander folgenden Legislaturen beecliloeseneD 
Deereten der NationalTeraammlimg, was auch ihr Inhalt sein mOge, 
den Charakter von feierlichen staatlichen Willensacten verleiht, die 
nur auf demselben Wege, auf dem sie entstanden sind, aufgeiioben 
oder moditicirt werden können. 

Mit der Aofttellung des formellen Qesetzesb^griffes hat man 
jedoch den materiellen keineswegs gftndich anfg^gelien. Die Doppel- 
bedentang des Geeetses als Act des allgemeinen Willens und als 
Wille der fifesetzgebenden Faktoren sieht sich vielmehr durch die 
ganze erste französische N'erlassungsurkunde hindurch. 

Einerseits wird der Charakter formeller Gesetze noch beigelegt 
gewissen Beschlüssen der Nationalversammlung, welche der könig- 
lichen Sanktion nicht unterliegen, nämlich allen Beschlüssen des 
geaetsgebenden Körpers über seine Geschäftsordnung, innere Polizei, 
Wahlverifikationen, If inisterankhigett u. dgl. femer den Deereten 
über Einführung, Verlänis^rüng und Erhebung öffentlicher Abgaben"). 
Offenbar wollte man, trotzdem diese Beschlüsse nicht alle Kequisit« 
des formellen Gesetzes trugen, sie durch Gleichstellang mit den 
Gesetzen der Unersetzbarkeit und Unanfechtbarkeit durch den ein- 
seitigen königlichen Willen thalhaftig erklären. 

Andererseits jedoch zeigt die Abgrenzung der Gompetenz des 
gesetzgebenden Körpers deatlicli, dass man sich bewussl war, nicht 

9) titre III. ch. III, sect. Art. 6. 

10) titre III, ch. III. sect. III, Art. 7: Seront neanmoins tüecutes 
comme lois, saas ötie sojets ä la sanction les actcs da Corps legisUtif con* 
oemrat n Constitution cn assemblfe ddliberant«: sa polic« intcrieore cte. 

11) 1. f. Art Lfs decrets du Cnrps l.jfjishitif < oiicernaiit IV-tabliss«^ 
ment, la proroeation et la perception des contribatioDs publique« porteroot le 
nom ^ mtatoK de lois. u« seront promulgn^ et «ifeatfe mm ttnnjrti i 
Ift fltiiefcioii, ri ce nV < p i hu dispositi i^s qoi ^tablinient Ües peinee Mtree 
qve de» «mendeB et contraintes peconiaires. 
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alles, was GesetKeskraft habe nnd «le Dom et rintitol^* tod Ge- 
setzen trage, sei auch seinem iiinereu Wesen nach Gesetz. Die 
Competenz der Le^slative wird nämlich zuvörderst in zwuH 
Hauptpuuktea aufgezählt. Als er>>ter Punkt erscheint das Hecht, 
Gesetie vonraschlageii und za beechlieeeeo Was das Gebiet 
dlflBor matenellen Geaetcgebang ist, erfiUirt man aus der SrUftrung 
der IfensehsDrechte, welche den Eingang der Yerftssnng bildet: 
Bewahrung und nähere Bestimmung der Hechte der persönlichen 
Freiheit, des Eigenthums, der Sicheriieit, des Widerstandes gegen 
unrechtmässige Unterdrückung u. s. w. Die folgenden von der 
Competenz der Legislative handelnden Punkte zfthlen eine Keihe 
von Angelegenheiten auf, welche überwiegend die Katar von Ver- 
waltongsaklen haben**). Aus dem Zusammenhange ergiebt sich 
deutlich, dass bezüglich der Punkte 2 bi» 12 die sanktionirten Be- 
schlüsse zwar Gesetzeskraft haben und Gesetze heissen sollen, dass 
sie aber ihrer materiellen Natur nach von den alois* des ersten 
Punktes sich unterscheiden. 

Namentlich zeigt sich das Bewusstsein des Ünterschiedes ron 
materiellem und formellem Gesetze bei oner Gattung gesetzgeberischer 
Angelegenheiten. Das Gesetz als Akt des allgemeinen Willens ist 
nach Rousseau ein absolut freier, nur au die Formen der Gesetzgebung 
gebundener Wiilensakt. Ein in Form des Gesetzes auftretender 
Yerwaltungsakt jedoch kann gebunden sein durch materielle Gesetze, 
ja mnss es sein, wofbm die in der Erklftrung der Menschenrechte 
ledpirte Rousseau'sehe Lehre gelten soll. Der gesetzgebende EOrper 

12) titre III, ch. III, sect I, Art. 1. 1": «de proposer et decröter 
Ics loia". 

13) z. B. Feststellung des Ausgabcnbudgets. Hepartition der Steueni, 
Errichtung and Abschaffang der üffentliclien Aetnter, Erlaubniss zur Einführung 
fremder Streitkräfte aof friunSsisches Gebiet, jährliche Festsetzang der Stärke 
der Land- und Set-streitniacht. Verausscrung und Verwaltung der Staatsdomünen, 
Minister- und Staatsanklagen u. s. w. Mehrere Ponkte greifen allerdings über 
in das Oebkt der materialen Gesetzgebung, x. B. Feststellung des Münzfusses 
und vor allem die Steuergesetze. Diese wurden jedoch von der Constituante 
— und noch viel snater — nicht ala materielle Gesetze betrachtet Das Wort 
.loi" kehrt nur nocn wieder fn Kr. ll*t «d'^blir les loia d^apcee kaanelles 
les marcjucs d'honncur ou decorations pnrenMiit penonellea seront accoruea a 
COQZ gm ont rendu serrices a Tfitat". 
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als BepfftMittiit des Soofeiiiis kam dem gewtigebeiidai E(toper 
als Verwalter bestimmter Angelegenheiten bindende Vorschriften 

ertheilen. Die Verfassung erklärt. da>j5 älljälirlich die öffentlichen 
Abgaben durch den gesetzgebenden Körper i>eM?hlo5sen und tixirt 
«erden, fügt jedoch den Imperati? hioza, daas unter keinem Vonrande 
die nr Abtiagimg der Staatssebnld und mr ZaUang der Cifil- 
lisfee nöthigen Smnmeo ▼enreigert oder aaqpeadiit werden dfiifen^*). 

Aber auch die beides folgenden ans dem Verlaafe der Bevo- 
lutiou hervorgehenden Verfassunir- n zeigen deutliche Sparen des 
doalistisch gestalteten Gesetzesbegriffee. 

Di» niebt in Wirksamkeit getretene jacobiniaehe Verfittsnng rem 
24. Jnni 1798 legt die FeststeUnng aller Anordmmgin ansaebliesB- 
lidi in die Hftnde des coipa ttgislatif. Der conaeU exdcntif darf 
nur in AosAhmog der Bescblosse des erstem handeln. Diese xer- 
fallen aber in zwei Kla>sen. in lois und d^crets Die Gesetze 
müssen den Wählern vorgelegt werden, welche eine allgemeine Ab- 
stimmung des in UrversammluDgen ?ereinigten Volkes verlangen 
kdnnen. Zn den lois i&hlen alle Akte der CitU-, Criminal*, finani-, 
Mäni-und ünterricht«gesetigebung. ausserdem aber noch die Kriegs- 
erUtrangen, allgemeinen Oebietseinthalnngen und die dem Andenken 
grosser Milnner zuerkannten Ehren; die dKTi-ts hingegen begreifen 
meist reine \ erwaituügsakte in sich, wie z, B. Erlaubniss zum 
Durchmarsch fremder Tiippen, Ernennung der Armeekommandanten. 
Staatsanklagen, Nationalbelohnnngen, aber auch allgemeine Poliiei- 
massregeln'*). Ist anch die Bousseau'sche Schablone nicht stricte 
in der Scheidung von loi und d^et durchgeftthrt so ist sie dennoch 
ihr im Principe zu Grunde geleet worden. Für den Convent war 
der ( outrat social in noch höherem Grude ein tvaUiieliura als für 
die Constituante, auf weiche neben £ou8seau noch Montesquieu 



14) titre V. Art. 2: S auciin preteit^'. les fonds neces?aires a Pacquitto- 
meat de U dette Mtionale et aa paiement de la bäte citile ne pooiront etre 
ni ittnwft Iii saspendu. 

T - Ar. r.3; U Ugisbtif piopoM d« lois et icad d«t dknii. 

loj Art. H, 
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and Delolme eingewirkt hatten. Daher die Vorlage der Gesetze 
an das Volk selbst — Rousseau verwirfk bekanntlich das reprftsen- 

tative Priucip — . daher die Scheidung vou lois und decrets, welch' 
letztere nur innerhalb der Schranken der erstereu sich bewegen 
köDDCD, wenn anders die Einhaltung der Grenzen beider Kationen ge- 
sichert sein soU. Nach irgend welcher Garantie hiefär forscht man 
in dieser Verihssnng der demagogischen WillkOr natOrlich vergebens. 

Anch die DirektorialTerfhssung vom 5. Frnetidor des Jahres III, 
welche streng auf dem Principe der Gewaltentheilung aufgebaut 
ist, scheidet zwei Klassen gesetzgeberischer Anordnungen: Gesetze 
und legislative Akte. Das Direktorium ist verpflichtet, zwei Tage, 
nachdem sie zum Beschlüsse erhoben werden, zu publidren ,les lois 
et leg antree aetes du Corps Mgisktif * Die ersteren werden mit 
der Bezeichnung ,lo!*, die anderen als «actes l^gislatifs' publicirt '*). 
Allerdiugs wird als allL^omeine Hegel aufgestellt, da.ss alle von den 
Bäthen der Fünfhundert und der Alten angenommenen Kesolutioueu 
alois'' heissen sollen. £s würden demnach als actee lägislati£s nur 
die rechtsgiltigen zu publicirenden Beschlässe aus einer Kammer 
und die Wahl des Direktoriums durch den fiath der Alten aus der 
von den Fünfhundert vorgeschlagenen Liste fibrig bleiben. Es 
scheint jedoch, dass die Beschlüsse über Wahlverificationen , Ab- 
setzung von Mitgliedern des Direktoriums, dann gewisse Akte der 
Finanzverwaltung . z. B. Festc^tellung der Staatseinnahmen, Autori- 
sationen zu Anleihen der Departements und Municipien, femer 
Erlaubnisse für die Mitglieder des Direktoriums, sich Iftnger als 
ffinf Tage fiber vier Mjriameter von ihrer Residenz zu entfernen, 
endlich Kriegserklärangen nicht als «lois*, sondern als „actesl^gislatifs* 
gedacht wurden ^^). Auch hier tritt also noch der Kousseau'sche 

17) Art. 128. 

18) La pablication de 1a loi et des actes du Coq>s legislatif est ordonnee 
eil hl fonne snivante: Ad nom de la R^pnblique fruftise Qoi) ov (aete da 
Cor]>s lef'i.slatif) ... Le Dircctoiro ordonne quo la loi ou 1 acte löprislatif ci 
desfioä, Hera pablie, execut^, et qu'il sera muui du sceaa de la Kepublique. 

19) In allen diesen Fällen ist nimlieh nkht too Gesetsen, sondern von 
Antorisationen (Art. 164, 811), Decreten (Art. 326). Entscheidungen (Art. 43) 
dk Bede. Auch für die jährliche Festsetzung der Staataaaf lagen ist nicht die 
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Q^gimsatK von loi imd d^rot deatlieh hervor, wenn auch selbst- 
verstftndlich eine eebarfe Ti-ennung^ beider Gattungen, nach begriff- 

lichon Mf rkinalen nicht stallfindet. Selbst der verbohrteste Doktri- 
narismus scheitert an der Unmöglichkeit, die Fülle der Wirklichkeit 
des Staatslebens in abstrakte Schablonen zn pressen *®). 

Die Consolarver&ssung vom 22. Frimaire des Jahres YIII ist 
die erste franzOnsehe Verfassungsurknnde, welche scheinbar aus- 
schliesslich die fbrmelle Bedentong des Wortes loi acc< ]>tirt. Sie 
ist die erste, welche nicht die Bestimmunf]^ enthält, da.^s das Gesetz 
Ausdruck der volonte gän^rale sei, wie noch die Direktorialverfassung 
erklärt hatte Was immer von der gesetzgebenden Qewalt be- 
schlossen wird, ist Qeeets. Zum ersten Male wird die Festsetzung 
der Einnahmen und Ausgaben des Staates als »loi annuelle* be- 
zeichnet '^). Fdr die Kriegserklärungen, die Friedens-, Allianz- und 
Haiuklsverträge ist ausdnicklieh die (Jesotzesform vorgeschrieben '-^^j. 
Diese Unihciruiig des Gesetzesbegriftes erklärt sich daher, dass diese 
Verfassung das Schwergewicht des Staates von dem gesetzgebenden 
Körper in die Begierung verlegte. Dem Tribunate, sowie dem 
gesetzgebenden KOrper ist keine wie immer geartete Initiative ge- 
stattet im sebärfiiten Gegensatse zu den früheren Verfassungen, welche 
der Regierung höchstens das Recht zuerlhoilten. den corps l^gis- 
latit* zur initiative emes Gesetzes anzuregen ^*). Während in jenen 



Form fütm GnHzee aiudrllelclich beitinint Vgl. Art. 802: Lea contrlbntiom 

Jiubliqaes sont delibciees et fixecs chaque annec par lo ror]>s Kpislutif. Aus- 
ir&cklich sind die B<»chl(lsse bezQglicb der Lokal Verwaltung als .actes'' be- 
säidiaet. Art. 189: Lea administrations d^paitementalei et nranicipalee ne 
peatent modificr les nctes du Corps Icgislatif. 

20) Achnlich wie die DirektorialTerfassaDg unterscheidet die der Schweizer 
Kidgenosaenschaft Art 89 «wischen BnndeageMtieii und allgemehi verbind« 
liehen BiuidfäbeschlQ»son. Hierttber TgLBlnmer. Handbuch dea Bnndesataats» 
rechts der Schweiz. II, S. 20. 

21) Art. 6. 

22) Const. du 22 frimairc VIII, Art. 45. 23) Art. 50. 

24) Verf. vom 3. Sept. 1789 t. III, ch. III, sect IV, § 1: le roi oeat 

— proposer les objets qnfl eroit deroir §tre prie en eonaidtoition penaant 

le cours de cette session, sans neaniiioiiis quo cettc forinalito puis3e etrc con- 
sid^r^e comme necessaire ä Tactivite du Corps legislatif. Vurf. vom 0. Fract. 
an III, Art. 168. Le Directoire pent en tont temps inTiter par toit le Gouseil 
<1es Ciuq-Ccnts ä prcndic uii ubjet ii lOtisideratioii ; il peut loi proposer des 
mcsures, mais non des projets r^iges eu forme de lois. 
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Yer^ummgOD die Gesetoe als Akte des Yolkswillens sich darstellen, 

sind sie nach der Consularverfassung nichts als Akte der Kegierung, 
zu denen die Zustinimunj? der beiden Kammern nothwendig ist"^), 
denn diesen steht nicht einmal ein Amendirungsrecht zu, sie können 
die Ton der Hegterang proponirten Gesetze nur en bloc annehmen 
oder verwerfen. Was alles in das Qebiet der Gesetsgebnng gefadre, 
ist nirgends aafgezfthlt und gerade deshalb nrass angenommen 
werden, dass, ohne klares Bewusstsein zwar, auch diese Verfassung von 
dem Rousseau 'sehen materiellen GesetzesbegriÖe ausgegangen ist, 
so dass aach nach ihr, soweit keine ausdrückliche anderweitige Be- 
stimmimg vorhanden ist, unter Gesetzen ganz im Sinne Aoussean^s 
die allgemeinen Becbtsregeln zn verstehen sind. In der That hat 
ihr die französische Jurisprudenz diese Auslegung gegeben. Aller- 
dings aber war die Consnlar- und die Verfassung des ersten Kaiser- 
reiches nicht danach angethau, das Gebiet der Gesetzgebung von 
dem der Regienmg genau abzugrenzen, schon deshalb, weil der 
Senat auf Initiative der Begiemng durch Senatusoonsnlt jeden 
Gegenstand der Gesetzgebmig an sich ziehen konnte. Ausserdem 
griff der erste Consnl, später der Kaiser, durch seine Decrete oft- 
mals in das unzweifelhafteste Gebiet der Gesetzgebung hinflber, wie 
denn überhaupt der Coustitutioiialismus dieser Zeit nichts als eine, 
grosse Lüge war. Die Revolution hatte ihren Kreislauf vom 
königlichen zum kaiserlichen Absolutismus vollendet. 

Seit der Consularverfassung wird der formelle Gesetzesbegriff 
in den französischen Verfiusungen zum herrschenden, indem nur die 
formellen Erfordernisse des Gesetzes angegeben, bis auf einige Bestim- 
mungen jedoch der Inhalt des durch Gesetz zu Regelnden nicht berührt 
wird. DieCharte constitutionelle Ludwig X VI H. und die Louis Philippe's, 
welche lange Zeit hindurch in so vielen Punkten als vorbildlich für 
die Codificationen des Verfossungsrechts galten, an die sich die Ge- 
sammthdt der Theorien anschliesst, welche als französischer Con- 

25) Art. 25. II ne lera promnlgui d« leis nonvdks q« lonque le i>rujti 
en aara ei6 propose par le goaTcrnemait, oonuiiiiiiiqiij aa Tribunal et dtoriÜ 

par le Corps l^pislatif. 

Jelltaek, Uesetz uuil Veroidnuug. ^ 
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8titntioDall8iiiii8 bis in die neueste Zeit von so grossem Einfimse 
waren, haben in ihrem Wortlaute jede Erinnemng an die Doppel- 

bedeutuüg des Gesetzesbegriffes, die sich durch die ersten Con- 
stitutionen der Revolutionszeit hindurchzieht , verloren. Durch sie 
wird die einheitliche Bezeichnung aller von der gesetzgebenden 
Gewalt ansgebenden Akte als «Gesetce* in den Spracbgebraneb 
der unter ihrem ESnÜnsBe entstandenen Yerftssangsurkunden ein- 
geffthrt, 80 dass erst wissenschaftlieh -kritiaehe üntersuehung den 
auch in ihnen verborgeaen Dualismus des Gesetzesbegriffes zu er- 
forschen im Stande ist. 

Die französische Jurisprudenz war sich wie bei der Consular- 
▼erteung so anch bei der Charte von Tome herein der fortdauernden 
Doppelnatur des Geseties wohl bewusst In der eingehenden Unter- 
suchung, welche in dem B^rtoire von Herl in Aber das Gesetz 
auf Grund der Charte augestellt wird, wird die Frage erhoben, 
ob jedor Akt der gesetzgebenden Ge\valt Gesetz sei und mit den 
Worten Kousseau's beantwortet. Deoigemäss werden unterschieden 
Akte des corps l^gisUtif .qui ont v^tablement le caraetdre de 
Lei' von solchen, denen er mangelt Was nicht die materielle 
Natur der Gesetze an sich tnigt, ist, wenn auch in den Formen der 
Gesetzgebung zu Stande gebracht, kein Gesetz, sondern ein 
Verwaltungsakt -'). Und der Grund, weslialb sdlclie Verwaltungs- 
akte in den Formen der Gesetzgebung erledigt und als Gesetze 
bezeichnet werden« liegt einerseits dann, dass diese Angelegenheiten 
der gesetigebende& Gewalt Torbehalten werden, anderersdts in dem 
Decret vom 6. NoTemher 1789, welches allen sanktionirten Decreten 



26) Merl iu. Kepertoire universel et raisonne de jurisprudence 5.^ 
1827. t. XVIII. s. T. loi § II. Tont acte de VanUaHi itif««tie du poaToir 
UgislAtil, mb-ü nne loi? p. 884, 385. 

87) 11 est evident quc Ton ne pcut pas considerer comme Lois 

ptopremeDt dites ceox de «et Mtes (sc. do corps legisUitif ) qni ne gtatkoent qve 
■nr des objets d'interet pnrement local m iinlividuel. 

Ainsi , autoriser un etabliüäcmcnt public a alicncr un imnicuble . per» 
mettre ä uno cotnmnne de s^pofler eUe-mfime certaines taxes puur subvenir 
ä aen besoins. ii*eat pas faire nne Lei, nuus an acte de hante admiDuiratioaf 
ib. p. 385. 
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dar YolloverMiiiig den Namen und die AoMiiift eineB Gemtiee 

ertheilt «»). 

Üiejenigen Verfassimgen jedoch, welche unter der Einwirkung 
der constitutionellen Ideen der asten Epoche der französischen 
Bevolntion entstanden sind, weisen noch deutlich die Theilang der Ge- 
schäfte der gesetigehenden Gewalt in materielle Gesetzgebung and 
Anordnung von Yerwaltungsakten auf. Das ist der Fall bei der 
spanischen Cortesverfassuug von 1812*'), die das Vorbild für die 
iH)rtugiesische Verfassung von 1822 war. Die Bestimmungen über 
die Funktionen der (.'ortes sind im Wesentlichen hin&bergenommen 
worden in die heute geltenden Verfassungen Portugals vom 29. April 
1826 und Brasiliens vom 25. Mftrz 1824. Artikel 15 der enteien ^) 
regelt den Wirkungskreis der Cortes in fttnfsehn Paragraphen. Neben 
der Gesetzgebung sind als coordinirte Funktionen augeführt die 
Wahl des Kegenten oder des Kegentschaftsrathes Feststellung 
des Budgets jährliche Feststellung der Zahl der Streitkräfte zu 
Lande und zu Wasser'*), Zustimmung zu Staatsanleihen Kegelung 
der Verwaltung der Staatsgflter und Verftusserung derselben **) u. s. w. 
In Ähnlicher Weise erscheint das Recht der Gesetzgebung als der 
erste der siebzehn Punkte, in welchen der Wirkmii,^>kieis kr 
Assembl^a geral von Bra^iilien begrenzt \vird '■). Neben den so 
zu Stande gebrachten materiellen Gesetzen ist jedoch, ganz wie in 
der ersten firanzösiscben Verfassung, allen von der Krone sanktionirten 
oder, da dem Kaiser nur ein suspensires Veto zusteht, den 
von drei aufeinander folgenden Legislaturen angenommenen 6e- 

98) Poarqaoi done, dam Ansage qaaIifie>tK>n de Lois eea sortes d*aet«e? 

Cest quo. d'unc part. rassemblec Constituante a Reserve au ponvnir legialatif lo 
droit de statuer aar les objets dont il s'agit; et que de Tautre, eile a voala» 
par «on dicret du 9. aofembre 1789. one tona ses dtoreta qvi seiajMit 
rcvt'tus de la aanction nyal«, portasaent mdistinetemflot le nom et Tin^UU 

de Loia. 

29) CoiieaTerfaiaiiiigr Art 181; Föliti, Eoropfiiache YerftnaaiiffeD. Bd. 

n, 8. 273. 

30) Dareste, Les constitutions modernes. Paris 1833. II. p. 25. 
81) § 6: Faire lea lob, lea interpteter, 1«b «ospendre, les abnfer. 

32) § 2. 33) § 8. -M) § 10. 35) § 11. 36) | 18. 
37) Const. V. brasilieu g 15. Dareste 11, p. 560. 

6* 



Digitized by Google 



— 84 - 

achlfiflseD der Name des Gesetzes bdgelegt, so dass die Vei&sBaiig 
selbst swischen dem, was Gesetz ist und Gesetz heisst, nntersclieidet. 

Ausser den angeführteu ist uoc-li namentlich die norwegische 
Verfassimg zu erwähnen. Diese zählt vornehmlich im § 75 die 
Befugnisse des die gesetzgebende Gewalt ausäbenden Storthing auf. 
Unter den elf Funkten, unter denen dies geschieht, ist als erster 
Abeata des ersten angefahrt: das Sedit, Gesetze zu geben und auf- 
zuheben. Die flbrigen in diesem Paragraphen aufgezfthlten FunUfonen 
(z. B. Genehmigung von StaatsaDleiheii. Bewilligung des Ausgaben- 
budgets , Bestimmungen über die Civilliste und Apanagen) kann 
das Storthiog eutweder durch einen Beschluss des Gesammtstorthings 
oder in den Formen der Gesetzgebung, wonach Gesetzesronchläge 
getrennt im Odels- und Lagthing zu behandeln sind, erledigen. 
Kur in Fftllen, wo zur Giltigkeit dnes Storthingsbeschlusses die 
klJnigliehe Sanktion nicht erforderlich ist, kann er nicht in den 
Formen der Gesetzgebung erfolgen. Es tritt demn;i( Ii in der norwegi- 
schen Ver£ää8ung der Gegensatz von materiellem und formellem 
Gesetze um so schftifer henror, als gewisse vom Storthing zu 
erlsdigende Verwaltnngsakte wahlweise als formelle Geastze oder 
als StorthingsbeschlQsse publicirt werden kOnnen '*). 



VI. 

GesöUdite des franitfaisolieii Vmrdnuiigareolita seit 1789. 

Die Lehre von der Volkssouver&netät in Verbindung mit dem 
tiefen Misstrauen g^gen Alles, was B^erung heisst, f&hren in der 
ersten Epoche der fhmzösiscben Bevolutiop zu der weitgehendsten 
Einschrinkung und sehliessUch sogar Vernichtung des Verordnungs- 
rechtes der staatlichen Organe. 

Auf Qrund der Kousseau'schon Lehre von dem Gegensatze 

38) Vgl. Asehehou^, Das Staatsrecht der vereinigten Königreiche 
Schweden and Norwegen. MaiquArdaen's Handbuch. IV. Bd. II, 2, Ö. 141, 
147, 151 flf. 
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von loi und decret wird zunächst ein unmittelbar durch die Ver- 
fassung delegirtes Recht des Königs zum Erlasse allgemeiner An- 
ordnun^r^n im Principe negirt. Der in Permanenz erklärte gesets- 
gebende Körper sollte uiter SanktioD des Königs alle erdenklichmi 
Anordnangeo treffen, wAhrend dem Könige nur die Goneretisining 
der auf dem Wege der Gesetzgebung erlassenen YoTsehriften flbrig 
blieb. Oanz wie Rousseau volonte und force ii^escbieden hatte 
und in der Handlung wiederum vereinigt sah, so sollte die Essenz 
eines jeden königlichen Willensaktes in einem Beschlüsse der gesetzt 
gebenden Gewalt liegen, der König ganz im Rousse aussehen Sinne 
der «mimstre* oder wie Bobespierre sagte, der «commis* der vo- 
lonte gfo^nde sein. «Le peuple reut, le roi fidt* ist der Grondgedanke 
der ersten französischen Verfassung. 

Bereits das Decret vom 1. October - 8. November 1789 
enthält das ausgesprochene Princip , dass die vollziehende Gewalt 
keine Gesetze, auch nicht provisorische machen könne, d. h. keine 
wie immer gearteten selbstständigen allgemeinen RegeUt an&tellen 
dfirfe, sondern unr ^.proclamations*, die mit dem Gesetze überein- 
stimmen und dessen Beobachtung anordnen oder einscliärfen '). 
Wird so dem Monarciieii nach Innen bloss das Recht unselbstständiger 
Ausführungsverordnungen gegeben^), so wird auch nach Aussen hin 
durch die Gesetze über die Armee und Flotte"), sowie über das 
Recht über Krieg und Frieden^), die hier so nothwendige freie 
Bewegung der Begiemng fhst ganz erstickt Nicht nur, dass all- 
jährlich die Geldmittel, die Zahl der Streitkräfte, der Sold für jeden 
Grad durch Gesetz bestimmt werden, dass nach dem Vorbild der 
englischen mutiny act auch die Bestimmungen über Aufrechterhaltung 

1 ) Art. 16: Le poavoir execntif ne ji+'ut faire ancnncK lois mcmcs pro- 
nueites, mais senlemeDt des proclamations cooformes auz lois poor en ordonner 
nn m rappeler robflcrration. PioklaiBationeD waren mter dem ancien rigixn» 
«me Form königlicher Erlasse. Vgl. oben S. 74. T'cber das Zastandekonimon 
dieser Bestimmung vgl. die höchst interessante Debatte in der Confitituante 
HonHear Nr. 66» p. 269, wo namentlicli Halonet lud Vieomte de Mirabeav 
ftr ein weiteigehendes Verordnnnpsrecht des Königs eintraten. 

2) Acte eonstitntionnel vom 2Ö. Februar — 21. März 1790. 

3) A«ke eoBst. vom 26. Jmii — 7. Jali 1790. 

4) Aete oonst sur le droit de ptis et de goene Tom 22.-27. Hai 1790. 
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der militärischen Disciplin als leges annuae beschlossen werden, 
selbst die Festsetzungen über die Zulassung zum Dienst und das 
Avancement werden auf dem Wege der Gesetzgebung nur für ein 
Jahr getroffiBD. Und wenn die Verfiusung rom 8. September 1791 
dem Könige ein beediFtaktes Emennnngsrecht der OfiBaere ein* 
Tftamt, 90 wird ihm auch dies nur sagestanden «en se oonformaBt 
aux lois sur ravancement" "'). Eine Kriegserklärung kann nur auf 
Grund eines vom Könige proponirten. vom corps l^gislatif beschlossenen 
und hierauf vom Könige sanktionirten Dekretes erfolgen ; auch hier 
ist der König lediglich Vollstrecker des soQTer&nen VolkswUlens. 
Ueber die Vefsetsung der Armee anf den Friedensfuss entsciieldet 
der gesetzgebende Körper allein*). Dem König steht zwar die 
VertrefuDg des Staates nach Aussen und die Leitung aller Verhand- 
lungen mit fremden Mächten zu , er allein kann Verträge unter- 
handeln und abschliessen , aber dieser Absebluss ist nnr ein provi- 
sorischer, da die fiatification aller Vertrikge dem gesetzgebenden 
Körper zusteht**). Wenn daher die Yerlhssung erUflrt, dass der 
König ,chef snprSme de Padministnition g^n^le dn ro3raQme* sei, 
wenn ihm die Sorge übertragen ist ,de veiller au ujaintieu de 
Tordre et de la tranquillit^ publique*, wenn er als Haupt des 
Heeres und der Flotte erscheint, wenn er über die äussere Sicher- 
heit des Königreiches, dessen Rechte und Besitzungen wachen soll^, so 
soll er dies Alles thnn, so viel als möglich in Ausfilhrung bestimmter 
Gesetze und so wenig als möglich auf Grund allgemeiner verfhssungs- 
mässiger Vollmachten. Keine Organi&ationsgewalt ist ihm gegeben, 
da die Errichtung und Abschaffung öffentlicher xVemter ganz der 
Gesetzgebung zugewiesen ist. Selbst das freie ErnennungsrtM lit des 
Königs ist bedeutend beschrftnkt, indem er nur einen Iheü der 
OCficiere bestellen darf und indem die Richter aus VolkswaUeii 



5) Conatitutioo vom 3. Sept. 1791 tit. III, cb. IV, Axt. 2. 

6) Acte oonst. Tom 28. Febraar — 21. Min. Art 8. 
6a) Const. tit. III. eh. IV. sect III, Art. 8. 

7) Conat. tit Ul, cb. IV, Art L 
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fanrorgeheo und vom Kdiuge mittelst lettrakpatentw emgesetst 

werden müssen®). 

So sehr aber die Cvoustituante von abstrakten, dem Wesen des 
Staates wenig adäquaten Theorien geleitet war, so sehr sie das 
Wesen der Begienmg Terkannte, so lebte doch in ihr die Empfin- 
dnngy dasB ansschliesslicli mit der blinden Yollziehiing des Gesetn»- 
willens den tausendfältigen gegenseitigen Ansprüchen von Indiyidoen 
und Staat nicht ^r^nügt werden könne. Sie fühlte dunkel, dass es neben 
der Executive noch etwas geben müsse, das an die Gesetze zwar ge- 
bunden, dennoch selbstthäiig den wechselnden, aber stets vorhandenen 
Anfordernngen des geistigen mid wirthscbaftlichen Gemeinlebens 
Genüge leistet. So harn sie denn zn den Begriffen der »admini- 
stration ^cn^rale* nnd der «administration int^rieare*, die sie aller- 
dings zu definiron unterlägst''). Dieses freithätige Element durfte 
aber nicht dem König und den von ihm abhängigen Organen zu- 
gesprochen werden — aus Misstrauen gegen die Regierung. Es 
sind vielmehr die Gommunalverbftnde nnd die von der Central- 
legierang nnabhftngigen Administrationen der Departements mid 
ihrer Abtheilnngen, welchen diese Verwaltnngsftinktionen mstehen. 
Das Gesetz über die Municipalitäteu vom 14. — 18. December 1789 
hatte der Municipalverwaltung einerseits zugewiesen die dem eigenen 
Wirkungskreise dieser Verbände zugehörigen Angelegenheiten, anderer- 
seits die Zolftssigkeit der Delegation bestimmter Funktionen aus der 
Sphftre der administration gfodrale de l*£tat Damit wird den 
Comrannen ein weitgehendes Recht der Polizeiverordnnng eingeräumt, 
und ihnen für iltr Gebiet nicht nur die Aufsicht über die Vollziehung 
der Gesetze, sondern auch der reglements de police fibertragen. 
Ebenso wird durch das Gesetz vom 22. December 1789, welches 
prindpiell die neue Bintheilung des Staates in Departements und 

8) ■. O. ch. V, Art. 2. 

9) Der Bericht- rstattti «Ics Verf'asbungsausschusscs Tin uret bezeichnet 
dieae administration einfach einen Theil des poavoir execatif {cette partie 
dn poQTofa' ei^entif, qu'on d&igae ordinaitaiNnt par le teraie admmittntion). 
Vgl. Moniteur Nr. 66, p. 265. 

10) Art 50—52. 
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Distrikte anordnet, den gewftblten Organen dieser nen m schaffenden 

Verbände zugewiesen die gesammte Verwaltung ,süu» l'autoritä 
et l'insiieetion du Roi, comme chef siipreme de la oation et de 
l'administration generale du Royaume" 

Dass diese innere Verwaltong nicht möglich ist ohne ein aus- 
gebreitetes Verordnungsreeht, ist selbetTerständüch und es entsprang 
nnr dem Doktrinarismus der Constitnante, wenn sie, dieses Becht aner- 
kennend, den Namen der Verordnung den Akten der Distrikts- und 
Departementalräthe untersagte, und für dieselben die Bezeichnung 
,arretÄ3" anbefahl '-). Das Recht der Verordnung ist in diesem 
Gesetz formell dem Könige vorbehalten nnd den Ministem, welche 
die auf ihr Bessert bezüglichen «proelamations* im oonsdl du Boi 
bescbliessen lassen sollen. Den Ifinistem wird sogar gegeben, 
was dem Könige nicht ausdrücklich zugesprochen wurde, das Becht 
.instructions" zu ertheilen, welche ^pre^icriront les ddtails necessaires. 
soit ä Texecutiou de la loi, soit k la bont^ et Tactivite du ser- 
rice*^^). Gegenüber den Organen der Lokal-, Distrikts- und 
Departementsrerwaltnng steht dem König nur ein Cassationsrecht 
ihrer wider die Gesette und königlichen Anordnungen eigingenen 
Akt» tu; bei fortdauerndem Ungehorsam tind Oefthrdung der 
öffentlichen Ruhe und Sicherheit durch dieselben das Recht, sie von 
ihren Funktionen zu sospendiren. Die definitive Entscheidung über 
eine solche Suspension und ihre Bechtsfolgen soll jedoch beim 
Corps l^gislatif liegen ^*). 

Lebt somit in der i^administration* das sich selbststSudig ent- 
sehlieesende Moment der Begierongsthätigkeit, welches durch die 
Durchführung des abstrakten Begriffes des pouvoir ex^cutif fast 
gänzlich vernichtet war , wieder auf, so wird das Schwergewicht 
dieser Administration ausserhalb des Königs und seiner Minister 

11) sect, III, Art. 12. 

12) Gesetz vom 15. — 27. Mar/ ITJil. Art. 1: lycs adr,- >le> iliroctoires 
ou coDseilfi de district ou iJe depart<-iiient, nc poarrunt 6tre intitalefi ui decret«, 
ni «vdonnanc es, ni riglement«, ni prociamationb: ils porteront 1» noin d*ftcr6t^. 

13) Gesetz vom 27. April — 25. Mai 1791, Art. 14. 

14) Const. t. .III, ch. IV, bect. II, Art. 5—8. 
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verlegt und damit fällt das nun einmal unentbehrliche Recht inhalt- 
lich freier Verordnungen intra legem in die mit der grössten 
Selbstständigkeit ausgestatteten niederen und höheren Communal- 
Terbftnde. Dadurch wird MÜBch der Znstaminihaiig zwischen Köni|r. 
tbnm ond Verwaltung serschnitlieii. Dass damit nigldcli eiD Schnitt 
gegen die Staataeinbeit geführt wurde, dase der bisher streng centra- 
linrte Staat in me ünzahl tod loeker zneamnienhängenden Oommtmen 
auseinandertiel , dass damit die völlige Anarchie vertassuugsmässig 
sanktionirt wurde, das haben die Wirkungen dieser Verfassungs- 
experimente gezeigt. Mit dem willenlosen Königthum hatte man 
einen willenloBen Staat geschaffen*^*). 

Selbst die zum Schatten herabgesunkene Regierung der September- 
fertoning erschien den Montagnards noch den Prindpien der Volks- 
souveränetät widersprechend, da jener immerhin noch ein Rest 
möglicher Selbstbestimmung gegeben war. Von ihnen wird vielmehr 
die Regierung ihrem Wesen nach als auf Usurpation beruhend, das 
imperium schlechthin als ein Verbrechen aufgefasst *^). Und nach 
dem Sturze des Königthums drftngten die Jakobiner zu einer Ver- 
fassung, die das Ronsseau'sche Ideal einer blinden, zum absolut 
Willenlosen Werkzeuge der Gesetzf^ebung degiadirten Vollziehunf^ 
verwirklichen sollte. Alle Anordnun<;eu allgemeiner Natur sollen 
nach der Verfassung vom 24. Juni 1793 in der Form von lois und 
dtoets vom gesetzgebenden Körper ausgehen, wfthrend die Voll- 
ziehung einem conseil Ton 24 Hitgliedeni anvertraut ist Dieser 

I4a) Uebcr die Wirk«:iiu' n dieser Gesetze v^'l. TaiDe, Le§ «Hri^nes de 
la France contemporaine. l,a Movolntinn I. p. 250 ff. 

15) Diesen Gipfelpunkt wahnsinnigen Fanatiümus erreicht der Hass gegen 
JUl«, was Regierang heis^t. in der Bede St. Justus Uber deo Proceie Lud- 
wigs XVI. : , de quelques illtisions. de quelques ' Anventions que la royaute s'en- 
velopjie, eile est un crime eternel, contre lequcl inut homme a le droit de s'ele- 
vw et de sVurmer; olle est an de ces attentats que I'aveiiglanflnt nitaie de tont 
an pcoplc ne sanrait justificr: le peuple est criniinel envitB la itttnre par 
Texemple qa'il a donne. l'oixs ies hommes tienueiit d'elle 1a mission secrcte 
d^eztenmner la dominatiun en tont pays. On ne peut regner innocennnent, 
la folic en est trop evid- ntel" Sitzung vom 13. November 1792. Moni- 
teor Nr. 319. Von der Uousseau'achca Lehre der Suspendirbarkeit der 
vollziehenden Gewalt bis xa. diesem Wahnwite ist aUerdings der Weg nieht 
aUsaweit 
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GonMÜ hat zwar die Ldtting und Uebflnradmog der Verwaltoiig, 

aber er kann nur zam Zwecke der AnsAhrnng voo Gesetz imd 

Beeret handeln '•). Die Regierung, scheinbar vers( invunden. ist von 
dem in Permanenz befindlichen gesetzgebeaden Körper aufgesogen 
woideii. So sollte der Staat ziun Tollkommenen lud in sainen 
Wirkungoi doch so ähnlichen Gegenbild der abeolnten Monarchie 
weiden. Wie dort die Yerordnnng das Gesetz, sollte hier das 
Gesetz die Yerordnang aheorbireD. Nnr das nnentbehrliehe Beeht 
der Lokal Verordnungen sollte den corps administratifs und municipaux 
gewahrt bleiben. 

Noch schroffer tritt die vollständige Negation einer jeden selbst- 
ständigen Begiemng herror in dem Gesetze, welches das gouTeroe- 
ment r6?olutionnaire orgamsirt, in dem ansdrückUeh ansgesproebeo 
ist, dass der Convent ,1e centre nniqne de rimpnlsion du Gouveme- 
rnent* sei. Hier werden alle Organe, auch di»^ der Municipien 
einfach mit der applicatiou des lois revohitionuaires et des mesures 
de süret^ g^n^rale et de salnt pnblic betraut, für welche sie 
Becfaensohaft zq geben haben ^'). In Wahrheit ruht aber das 
gonTemement nicht bei dem Cönvent, sondern beim eomit^ da salnt 
pnblic , ein gewaltiger historischer Beweis dafür, dass durch Gesetze 
und Verfassungen sich die Natur des Staates uicbt liinwegdecretiren 
lässt, kraft deren die Gesetzgebung niemals die Kegierung ersetzen 
kann. Selten in der Geschichte hat uocontrolirte Herrscherwillkür 
solche Orgien gefeiert, wie in dieser Zeit, die alle Begiernng er- 
stickt und in reine Ezecution des Gesetzeswillens verwandelt zu haben 
glaubte. 

Die (ieschirhte der Revolution seit dein Sturze Kobespierre's 
ist zugleich die Geschichte der in den Buchstaben der Verfassungen 
und Gesetze sich wieder entwickelnden und sch&rfer hervortretendea 



16) Const. vom 24. Juni 1793. Art. 65: Le tonstnl est charge de la 
direction et de U sorveiUaDce de radxaiiiistratiou generale, il ne peat agir qa'en 
eiteiitioB de« lois et det diente d« Corps UguUtif, 

17) Hos tz vom 14. Frimaire id II, lect D, Art. I. 

18) ib. Art. 8. 
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Regierung. Die Verfassung vom 5. Fructidor des Jahres III giebt 
vor Allem dem Direktorium das Rwlit der Vollzugsverordnimg, wie 
es dem König nach der Septemberverfassung zustand'^); auf dem 
Gebiflte das Heorweseiis and der aoswftrtigeii Angelegenheitea rftnmt 
08 flim sogar noch grOamre FreQieit ein, als seiner Zeit dem EAmg- 
thurn SQgestaoden war Das Band zwischen der Lokalverwaltong 
und Centralregierung wird wieder geknüpft, indem das Direktorium 
bei jeder Departemental- und Municipaladministration einen von ihm 
abhängigen und nach Belieben absetzbaren Commissar zur Ueber- 
wadrang der Auafähmng der Gesetze bestellte. Den höheren Be- 
hörden ist das Beefat der Annnllirong der Akte der nntergsordneten 
AdmimstratlTorgane gegeben, wenn diese Akte „sont contraires am 
lois ou aux ordres des antorit^s supericures*^, welche 
Anmillii un<r erst durch Be.-ftätigung des Direktoriums definitiv mrd'^''). 
Ebenso kann das Direktorium selbst solche Administrativakte cassiren. 
Die Suspension und Abeetsong von Mitgliedern der administratiTen 
filthe kann nun vom Direktorinm dnieh einen motivirten an6t6 
verfügt werden, ohne dass, wie in der Septemherverfiuasnng, der 
Kammer ein Entscheidungsrecht über solche Massregeln gegeben 
war •*'^). So wird dem Direktorium bereits eine grössere Macht 
in die Hände gelegt, als es der nach Rousseau schera Recept 
gemodelte Ifonareh der ersten Verfassung besitzen sollte. Und wie 
in Sieyds* Kopf zu dieser Zeit die Erkenntniss aofdänunert, dass 
es neben der handelnden Biecutive im Staat noch etwas geben 
müsse, nämlich ein selbstthätiges , denkendes und beschliessendes 
gouvernement. so sind in der Direktorial Verfassung bereits die ersten 
Spuren dieses mit eigener Initiative ausgerüsteten gouvernement 
siehtbar, wenn auch der officielle Spracbgebiauch dieser Verfiissung 
das Wort noch vermeidet. 

Aber auch das richtige Wort tritt auf in dem Augenblicke, 

Tonst, vom 5. Fruct. an III, Art. 144. 
löu) Art. 144 . 326 - 333, 
19b) Art. 193. 195. 
20) ib. Art 196-196. 
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wo aBer Welt klar wurde , dass es für Fnmkraich wieder einen 

Herrseher gehe. Die unter Sieyes" Mitwirkung, im Wesentlichen 
von Bouaparte selbst ausgearbeitete Consulanrerfassang kennt im 
G^ensatxe zum ponvoir lägislatif nicht mehr einen ponvoir exäcuUf, 
sondern nnr das »günTemement*'. Diesem goovemement ist nicht nur 
schlechthin dasBecht eingerftnmtt .rdglements* mr AosflUimng der 
OesetKe m machen welch letztere in ihrer concreten Ersehei- 
nun? wesentlich sein Werk sind: die stren^r centralisti'ich und 
bureaumüsäig organisirten Mittel- und I^kalbehordcn stehen in 
völligster Abhängigkeit von der Regierung, zu deren unbedingt 
gehorchendem Werkzeug sie durch das Gesetz ?om 28. Plnvidse anVIlL 
gemacht werden. Die Minister sind nicht nnr mit der Ans- 
fOhning der Gesetze, sondern auch der „reglements d'adroinistration 
publique- betraut--). Wie der Schwerpunkt aller ^^taatlichen Willens- 
äusseruiig in dem gouvernement liegt durch das ihm zustehende 
Recht der Gesetzgebung, da die constitutionellen Körperschaften 
nnr ein Veto gegen die Propositionen der Regierung besitzen, so 
auch in dem Verkehre mit fnmden Mächten, bezfiglich weUsheir 
der Regierung das weiteste, in manchen Punkten nur der Form, 
aber nicht der Sachf uach beschränkte Gebiet selbsteigener, inhalt- 
üi'li freier Thätigkeit /zugesprochen wird ^^). Die aktive Armee 
wird nicht dem Gesetze, sondern den reglements d'administration 
publique, d. h. der Veroidnungggewalt des ersten Consuls unter- 
worfen **), Indem die Verfhssnng ohne jede Einachrftokung den 
Satz aufstellt, dass die Regierung fSr die innere Sicherheit und 
Vertheidigung des Staates nach Aussen Sorge zu treffen hat*^) — 
der Beisatz ,,(l'apres les lois" in der cnrrosjxttidirendeu Bestimmung der 
Directorialverfassuug fehlt — wird dem gouvememeat ein sachlich 

21) Const. vom 22. Friniaire an VI II. Alt. 144. Lf L:«uvernemeiit pro« 
pOse les Wi» et fait les rt-fflenicnt* necossaires pour assurer kur execation. 

22) Art, 54. Lea ministres procureut reiecution des lois et des regle- 
ments (l'aclrninistration publique. 

23) Art. 4«». 

24) Art. 148. 

25) Art. 47. Le goaTernemenl ponrvoit a la särefee intiriciire ei a la 
defense eiMrienre de r£tat. 
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imbeschrtnktflB, nur am Goeti« aeiDe Greose findeodes, in Wirk- 
lichkeit Aber dasselbe hinansgeliendes Polisaverordonngsreclit ein- 
geräumt. Hmllich delegirt die Verfassung dem gouvernement sogar 
ein liecht der Suspension der gesammten Verfassung durch Noth- 
verordüung So ist durch Delegation von Seiten des formell 
stets als fortwirkend gedachten aonverftnen Volkswillens der Begie- 
mng eine MachtfilUe dngerftonit und damit dem VeiordnangB- und 
Verfügnngsreehte derselben ein dmfang gegeben, wie sie kaum 
die koiii;:^lit he Prärogative in England zur Zeit der Normannen- 
köuige besass. Ein sclilageudcr Beweis dafür, wie wenig die oon- 
creteu Qestaltuugeu des ötaatslebens von ailgemeineu Theorieen 
abhängen. 

Ton der Consnlarrerfassung zum organischen Senatnseonsnlt vom 
28. ilorfol an XIT, welches ohne fiinschrftnkung das gouTememeat 
dem Kaiser der Franzosen anvertraute^), ist es kein weiter Schritt 

Mit dem Cäsarismus, wie schon früher schliesslich mit der consu- 
larischen Gewalt ist die Grenze zwischen loi und senatus-consulte 
«inersatfl und reglement, däcret oder arret^ der Regierung anderer- 
seits ganz in die Willkür des Kaisers gestellt und überdies bei der 
juristischen und politischen fiedentungslosigkät des gesetzgebenden 
Körpers von geringem Belang. Wenig bedeutsam ist daher auch 
die Bestimmung, dass die Minister oder Siaatsräthe wegen ver- 
fassungs- und gesetzwidriger Anordnungen vom corps legislatit bei 
der haute cour imperiale in Anklage rezsetzt werden können*'). 
So ist als Synthese der Be?olution im Qrunde, wenn auch nicht 
in der Form, der Zustand des anden regime wiedergekehrt: die Ver- 
ordnung absorbirt die Gesetzgebung, üod wie vor der Revolution 
das Schwergewiilit der vorordueuden Thätigkeit in den conseil du 
roi fällt , so liegt sie in der consularischeu und imperialistischen 
Epoche bei dem neugeschailiBnen conseil d*^tat, dessen Aufgabe es 



26) Art. 92. 

27) Art. 8. Lc goavernement de la R6pobliqae est contt^ a uu £iuperear. 

28) ib. Art. UO. 
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ist, «de fMIger las piojets de lois et les idglemeots d'ftdnnnisbratioD 
publique*. Neben den im Staatsntbe bentheoen rdglementB etthflo 

jedofli die den eigeueu Ik-sclilüs-seu des Staatsoberhaupts ent- 
springenden decrets und arretes und unter ihnen das Lokal veroiii- 
nungarecht, welches ganz in die Hände der vou der Regierung 
ein go fl oUt en abeetebaren Beamten and ihrer Bfttbe gelegt, auf einer 
Delegation nicht des Gesetzes, sondern der Yerordmuigsgewalt der 
Gentrairegierung beruht. 

Die Restauration empfing vou der Epoche des Empire die 
ungemessene Fülle der Regierungsgewalt, welche in jener Zeit in 
den Händen des Staatsoberhauptes concentrirt war. Es ist daher 
mehr als eine historische Fiktion, wenn das wiedereistandene-K^nig- 
ihnm ans eigener MaditvoUkommenheit das framOsische Volk mr 
constitationellen Theilnahme an der Ansflbmig der Staatsgewalt 
beruft *^). In der octroyirten Charte werden den Franzosen in der 
That weitergehende Rechte zugestanden, als sie unter dem Kaiser- 
reiche besessen hatten. Nur ist es nicht die Allgewalt des alt^n 
Ednigthums, in welche das restaoiirte eintritt, sondern die der 
cflsarischen Monarchie. Der ganze Bau der Staatsrerwaltong bleibt 
so bestehen, wie ihn die RoTolntion vorberdtet und berttts das 
Consulat ausgeführt hatte. Insofern war es allerdings eine hohle 
Phrase, wenn Ludwig XVIII. die aus seiner Gnade entspringende 
Verfassung anknüpfen wollte an die legislatorische Thäügkeit seiner 
Vorfahren von Ludwig dem Dicken bis Ludwig XIV. 

Die Charte grenzt das Gebiet von Gesetz nnd Verordnnng nidit 
nur in der Weise ab, die sieh ▼on nun an in Frankreich trotz 
des fortdauernden Verfassungswechsels stabilisirte, ^^undern auch im 
Wesentlichen in der Art, wie der grössere Theil der constitutio- 
neUen Verfassuagsurkunden. Den Höfen durch die Verwerfung 

29) BekauntUch findet sich in der Eiuleitouff zur Charte zum ersten 
Ifale dai monarebische Princip aasgesprochen in den Worten: .Nooi vmm 
eoilfid6re que. bien quo l'autorite tout entiore n-sulät en France dans la per- 
loiuw da Koi, nos pr^eoesseurs n'avaient point hesite ä en modifier rexeräse 
snivsot k diflSrenee das temps.* 
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der VoIkssoQveiftnetftt, die Proolamimng dee moDaiehiecheii Prin- 

dps, die Reservirnng der legislatorischen Initiative für die Krone 
empfohlen, wird sie zum Vorbilde des Constitutionalismus in den 
Staaten, wo bisher eine starke monarchische Gewalt das Ruder 
fobrte, bis die fortschreitenden, zaerst in Folge der JulireTolntioD 
la Fruikräeli und Belgien auf die Yerftssang eininrkenden demo- 
kiatisehen Tendenzen ihren Weg, nameotlich in den Stürmen des 
Jahres 1848, in die gesammte enropäiscbe Verfossongsgeeetzgebung 
finden. 

Die Charte geht bei Abgreoziuig der Gesetzgebung uud Kogie- 
nmg wm Ton dem Prindpe, dass es die eiate Pflicht des Königs 
gegen seine Völker sei, in ihrem Interesse die Rechte und Prftro- 
gative der Krone ni bewahren*^. Diese PrftrogaiiTe zeigt sich in 
einer Bdhe aossehliesslich dem Könige vorbehaltener Fnoktionen. 
Dazu gehört vor Allem die ,puis»ance exöeutive", sowie die oberste 
Leitung des Staates. Ferner behält der König sidi vor den Ober- 
befehl über die Land- und Seemacht, das Hecht über Krieg und 
Frieden, das Recht, Staatenvertrftge abzuschliessen und die Er- 
nennnng aller Beamten. Endlich anch das Recht allgemeiner An- 
ordnungen und zwar der „reglements et ordonnances ponr Teztoition 
des lois et la sürete de TEtat^ ^'). Damit besitzt der Monarch 
einmal ein unmittelbar auf die Verfassung gegründetes Verordnungs- 
recht auf dem Gebiete seiner Prärogative, ein Recht der Vollzugs- 
mordnung nnd endlich ein illimitirtes Recht der Polizeiverordnung. 
Die staatsrechtlidie Weisheit Karl X. und Polignac*8 glaubte daher 
noch immer den Buchstaben der Charte (ttr sich zu haben , als 
die berüchtigten Juliordonnanzen mit ihren verfassungsaut'hebenden 
BesUmmangeo erlassen wurden Daher trifft die revidirte Charte 

30) — — — noQs avoaa dü uous aouveair aassi quc notrc premier dcToir 
«nT«n nos penples 4t«it de conser? er, poar leiir propre nttirfit U» droits et Ue 

Prärogatives de notre couronnc. 
81) Charte const. Art. 14. 

32) Die königliche Ordonnanz über die WaUnfOfflH vom 25. Juli 1830 
bernft siel) ausilrücklich auf das der Krone verfassangomierig cnitehende Recht 
,de pourvoir ä la »ärete de l'I^tat* . 
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Louis Philippe*« die AnordDung, welehe in England beretta 1689 
m einem Fnndamentalsatz des StaatDrechts erhoben wurde, indem 

sie dem Verordnungsrecht dos Königs die eiiist hränkende Clausel 
hinzufügt: „saus pouvoir jaraais ui suspendre ies iois elieä-meoies 
ni dispenser de leur ex^ution" ^^). 

Um die fernere Qesehichte des französischen Verordnangsrechtes 
zn charakterisiren, werden wenige Worte genfigen, da die folgenden 
(Jmwftteongen kein Prineip zn Tage fördern, das nieht schon in der 
wechselvolk'u Geschichte von 1789—1830 hervorgetreten wäre. 

Die Verfassung der zweiten Republik lässt an Stelle des 
gouvernement wieder das pouvoir executil hervortreten, welches dem 
Prfisidente& delegirt wird; des Verordnnngsrechtes wird ausdrflck- 
lieh gar nieht gedacht, da es eben als im Wesen der vollziehenden 
Gewalt liegend angesehen wird. Das zweite Kaiserreich kehrt im 
Wesentlichen zu den Bestimmungen der Charte zurück^*). Die 
heute in Kraft stehende Verfassung endlich normirt das Verhältniss 
des Präsidenten zu den Gesetzen dahin, dass er die Vollziehung 
derselben zu überwachen und zu nchem habe"^). Von 1830 bis 
zur Gegenwart wechselt der Umfang, aber nicht die ▼er&ssunga- 
mSssige Grundlage und das innere Wesen des Verordnnngsrechtes. 
Daher weist das französische Verordnungsrecht in diesem Jahr- 
hundert constante Typen auf, die im Folgenden kurz charakterisirt 
werden sollen. 

Zuerst ist zu erwähnen, dass das positive fhmzösische Staatsrecht 
auch heute die abstrakten Kategorien Bousseau*8 insofern adoptirt hat, 
als alle Verordnungen und Verfögungen der Gentralregiemng unter die 

gemeinsame Beszeichnung »decret* znsammengefasst werden, so dass 
das Decret ganz wie im contrat social den ausschliesslichen Gegensatz 

HH) Charte const. vom 7. August 1830. Art. 13. 

31) Art. G der Verfassung vom 14. Januar 1852: L'Eropereur fait les 
regicments et decrets n^essniix^ j.jur rexecution des lois — der zweideutige 
Zusatz, ,et la surete de l'Etat^ fehlt, wenn auch dem Kaiser der Sache 
nach ein unbeschränktes Recht solcher Verfügungen im öffentlichen Interesse 
nutand. 

35) Loi constitutionelle aar rorgaaisation des pouvoica pubUcs Tom 
25. Febr. 1875 Art. 3: il en sorTolle et asaue l'execution. 
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SDm QeBeftn liildat IMeret iat daher der gfemeinsune Name aller Ver- 
ordnungen (nnd Verfilpingen) des Staatsoberhauptes und der Minister, 
während LokalverordiiungtMi der Präfecton und Gemeinden unter dem 
Namen „arretes reglementaires* zusammengefasst worden '^'"'). 

Die fransösiflche Jurispradeoz unterscheidet iooerhalb der voll- 
zieheodfliD Gewalt das »goavemement* und die »administratioii'. Das 
goQTeniement, die LenlniDg des Staates durch sein Oberhaupt, 
der englischen Prftrogative analo)?, bezieht sich auf die oberste 
Leitimg der Staatsangelegcuheiten uud \\ ahrung der Staatsintercssen 
nach Innen und Aussen, die Initiative zu dem, was man Politik 
nemit, endlich auch das Mass von Befugnissen, welches dem Staats- 
oberhaupte gegenüber den Kammern zusteht**). Dieses gouveme- 
ment handelt nicht in Ausführung spedeller Gesetze, sondern kraft 
allgemeiner Vollmachten, sein Wesen wird sogar Ton einer Seite 
in die rnabhängigkeit vom Gesetze gelegt'-*^), was aber mehr im 
politischen, als im juristischen Sinne behauptet werden kann. Die 
Verordnungen und Verfügungen auf diesem Gebiete heissen tot- 
nehmlich .actes de gouTemement*, wo die roliziehende Gewalt «hraft 
eigener Macht* handelt. Diesen B^erungsakten gegenüber ist 
jede richterliche Gontrole ausgeschlossen, nur die Kammern sind 
hier befugt, die constitutionelle Verantwortlichkeit der Kcgierung«?- 
organe geltend zu raaclien und wenn die Kammern keinen Anlass 
dazu finden, dann sind solche Akte nicht minder rechtsbestfindig 
al» ein Gesetz Die Administration hingegen tritt in ihren Ver- 

3üb) VergL Block, Dictionnaire f^neral de la politique a. v. d^crot niiil 
arretti, Leboii. Das Staafsr"cht der französischen Republik. Marquardaen's 
llandb. des öff. Hechts ]V. 1. 6, S. 50 n. 2. S. 104. 

31) lieber den Begriff des gouvernenieiit vgl. Aacoe, Coof6rences sur l'ad- 
TDiniHtration et Ic droit adininistratif I, n. 31, LafL'i riöro. Conrs de droit pub- 
lic et adininistratif 1. \>. 112 (,une forro «Viniimlsioii d'iuitiative). Vivioii, 
Stades administratives I, p. 30 spricht von dem pouvoir p<diti(iut' im Gegensatz /nr 
administration. Die Funktion jinios ist ^toutc d'initiative, d'appreciatioii. de 
direction, de conscil. c'est lui (|ui doiiuo a 1" administration sou esprit gt-neral. 
sa pensöo — — - . Lc pouvoii | litique est la tMe, Tadmiiiiiitratiuii et le 
bras". H. Passy bei M. Block. Dirtionnaire s. v. gouvernennMit .rld;irt. 
Aass das gouvornement „par la lorce des choses, i'exercise rcel »l'une certaiiie 
pmt de la souverainete effective" in sich schliesse. 

32) 0, Mayer. Theorie des l'ranzösi.schen Verwaltungsre('}it> S. 

33) Aucoc I. p. 66; Mayer a. a. 0. S. 9 ff. Ausserdem giebt e^ umh 
J e It i n e k, Oeralc und VerordimnK. 7 
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Ordnungen stets dienend und ergftniend zum Geeeti hinzu. Dienend 
in den YollzugsTerordnungen zu den Gesetzen. Bs sind dies die 

d^crets reglementaires und d^rets portant rdglements d'admini- 
stratiou ^tublique, erstere vou den Ministern, letztere vom Staats- 
oberhaupte nach Anhörung des Staatsrathes erlassen^*). Ergänzoid 
in den krafb »autorisation* und ,döl4gation*' des Gesetzes erlassenen 
Verordnungen, analog den auf Grund der empowering clanass in 
England erflossenen. Diese vertreten die Stelle speeieller Gesetze; 
daher findet sich auch fttr sie der Name bis seeondaires oder actes 
de l^gislution secondaire '^). 

Unter und neben dem Verordnungsrecht der Centrairegierung 
besteht jenes der Präfecten und der Maires, namentlich auf dem 
Gebiete der Polizei und zwar das der Maires als Organe der Selbst- 
verwaltung der Commune, nicht »sous Tautoritd", sondern nur 
,sons Ul surveillance* der Staatsbehörden. So gliedert sich auch 
dem territorialen Umfange nach das Verordmiugsreeht in ein dem 
Staatschef und den Ministern für den ganzen Staat, dem Präfekt«n 
für das Departement, dem Maire für die Gemeinde zustehendes. 

Dem Zuge des firanzitoischen Geistes entsprechend, ist oft theo- 
retiseh der Versuch gemacht worden, die Crompetenzgrenze heiQg- 
licb des Gesetzgebungs- und des Verordnungsrechtes so scharf als 
möglich zu ziehen. Dass eine absolute, alle Fälle umfassende Schei- 
dung beider Gebiete an der Natur des Staates mit seinem un- 
gebrochen einheitlichen, durch abstrakte Begriffe allein nicht beherrsch- 
baren Leben scheitert, ist allerdings dem praktischen Sinne der 
Nation klar geworden. Es sind demnach drei Abtheilungen unter- 
schieden worden: eine, welche ausschliesslich der Gesetzgebung und 
eine, welche ausschliesslich der Verordnung angehört , die domaines 
propres du pouvoir legislatif et du pouvoir ex^cutif, eudlicb 

(lecrets gouverncmentaux, durch welche das Staatsoberliauitt von seinen Rechten 
gegenüber den Organen der Gesetzgebung Gebrauch macht (Einberafung, 
.SohliesRung, Auflösung der Kammern u. 9. w.). 

34) Batbic, Precis du coiirs >1i' droit public et admfaustntit 8. Ad. 
p.49, 50. Lebou S. 50; Majer a. a. 0. 8. 6. 

35) Lebon S. 50; Hayer S. 7. 
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ein ZwiaeheDgebiet, auf dem bei dem Mangel klarer Competenz- 

grenzen beide norniirend auftreten können Die; Abgrenzung der 
der Gesetzgebung vorbehaltenen Sphäre ist namentlich durcli die 
Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte erfolgt, welche die 
D&here Normirong oder vielmehr Einschrftakang dieser Aeehte dem 
Gesetze zaweuen und damit angeblich ausdrücklich die Yerordnung 
aussebHeeseo. Indess dürfte auch ffir das französische Recht schwer- 
lich der Nachweis gelingen , dass auf dem Gebiete der domaine 
propre du pouvoir legislatif eine gesetzliche Ermächtigung zum 
Erlasse einer Verordnung rechtswidrig sei, sowie andererseits es nicht 
▼eriassongswidrig ist, wenn mit Einwilligung der Begiernng eine 
in die Domftne der ToUziehenden Gewalt fitUende Anordnung auf dem 
Wege der Gesetsgehung getroffen wird. 

Wie im Allgemeinen, so sind auch bezüglich der Normining des 
Veroidnungsrechtes die französischen Verfassungen vorbildlich für 
einen grossen Theil der continentalen Staaten geworden. Die belgische 
Verfassung, durch deren Yermittelong in Prenssen und Oesterreich 
die fhmzOsiscfaen Prindpien acceptirt wurden, formulirt das Veroid- 
nnngsreeht des Staatsoberhauptes mit denselben Worten wie die 
Charte Iiouis Philippe's^^), wie denn auch die (Gestaltung des bel- 
gischen Verordnungsrechtes nicht wesentlicii von der des französischen 
abweicht, es sei denn bezüglich der Lokalverordnung, welcher bei 
der grössere oommunalen Seibststäudigkeit, die in Belgien herrscht, 
ein brdterer Spielraum dngerftumt ist als in Frankreieh 

36) Aacoc I. p. 46; Mayer S.4ti Saint Girons essai aar la Separation 
dM poQToira p. 3 {vgl. Mayer I. c. n. 8). 

37) Belgische Verfassung Art. G7. 

38) Uebcr daa belgiacbe Verordnungsrecbi vgl. Giron, Le droit adinini- 
stntif de la Bclgiquc. 2. M. t I, Nr. 76—^8. Das Prineip Ar dasselbe Ist 
ausgesprochen in dem Satze : Lcs iirrctes royaux ne peuvent ötre oontrairos aus 
lois ni les outrepasser. 11 faut que chaqüe arretö preone ^ soarce daus la 
Constitotioii on dans vne 1o! et qn'il soit n^saire poar «ra eitoition* nr. 76. 
Unmittelbar durch die Verfassung delegirt erscheint das Recht des König? als 
Haupt der »administration gen^e* .d'arröter les mesores regleraentairei que 
rfehne le maintien de U tranquiUi« et de U salnbritt publique! " nr. 77, 
•Ise ein wettipcliendes PoliaeiTeroidaaDfnredit 



7» 
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vn. 

Geschichte des tiesetzesbegriffes im deutschen und öster- 
reichischen Staatsrecht. 

Einer der tiefsten Oegensfttze zwischen dem OiFentliehen Beehte 

der gerniiiuischon Stämme und dem des sinkenden Kömerreiches ist 
in der Stelluiiü: des deutsilion Königthiims im Vergleich zu der des 
Kaisers in der uachdioi Irtiauischeu Hpoche euthalten. Die Macht 
des germanischen Königs ist von Haus ans keine imbeschrftnkte. 
^e findet an der Aechtsordnnng ihre Grenze, welche sie ans eigener 
Macht nicht rerrficken kann. Der König kann kein Recht sehaffcD, 
sondern nnr die Volksgemeinde es finden, ,die gesetzgebende Gewalt 
ist in der Staatsgewalt nicht enthalten" Das Dasein eines neuen 
Rechtssat/es kann nur dann constatirt werden, wenn er die Zustim- 
mnng der Yolksgemeinde erhalten hat 

Dem Könige steht in dem Frankenreiche die Amtsgewalt zu. 
Kraft derselben kann er Normen fttr ihre Ausübung, Oapitularien 
erlassen, er kann Amtsrecht, aber nicht Volksrecht schaffen. Erst 
durch die Zustimmung der Vnlksgemeindo können die Capitularien 
zu eapitula pro lege tenenda oder legi, legibus addenda, m Bestand- 
theilen des Volksrechts werden 2). Die eapitula per se seribenda 
hingegen sind persönlicher Wille des Königs, daher an das physbebe 
Dasem seiner Person geknfipft, ähnlich wie in Rom die Verbindlich- 
keit des magi stratischen Edikts ursprünglich auf die Dauer der Amts- 
zeit des Kdicirenden eingeschrilnkt war 

Als später die gesetzgebende Gewalt zu einem Bestnndtheile 
der Staatsgewalt wird, kann diese demnach das Gesetz nur mit 
Zustimmung des Volkes oder vielmehr der an dessen Stelle tretenden 
meliores teme erlassen, und es ist die Fortwirkung des alten 

1) Sohm, Fränkische Reichs- und Gerichtsverfassung S. 102. 

2) Vg}. SieiPrel, DentRclie Rechtsfreflehiehte S. 34. 

Roretiii'-. Die < 'apihihirion im lianjfobardenivicli S. 17 — (l)i{»ogeo 
ji-dücl» lieselor. lieber die (Tcsotzeskraft der Capitularien (Festgaben fUr 
0. Homoyer) 8. 20 ff. 
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i,'erniauischeu Grundsatzes, der sich in einer berühmten Stelle eines 
Capitulares Karl de.s Kahlen ausspricht, dessen Bedeutung sich nicht 
nur auf das tod ihm beherrschte westfirftiikische Reich erstreckte: 
Lex conseostt popidi et oonstitatione r^gia fit^). 

Fflr das deutsche Reich erhftit dieses Prineip bleibende Bedeu- 
tuiiLT dureil die /äi immer grösserer Maclit gelangenden iieichstage, 
ohne deren Zustimmung sicherlicb seit dem 12. Jahrhundert kein 
wichtiger königlicher Akt vollzogen, namentlich aber kein Reichs- 
gesets gegeben werden konnte. Dieser Grundsatz beherrscht die 
Oeschichte des rSmischen Reiches deutscher Nation umaomebr, 
als der Rdchsstftnde Bedeutung, namentlich seitdem sie die Landes- 
hoheit erworben hatten, stetig steigt, bis sie nach dem westphälischen 
Frieden sieli ein cAimperiuni zuschreiben und dalier nicht nur ein 
Zuätimmungsrecht zu den Keichsgesctzen , soudem an dem Erlass 
derselben selbst einen Antheil zu haben behaupten. 

Als Beicbsgesetze erscheinen aber alle in die Competenz des 
Reiches eilenden allgemdnen Anordnungen, mögen sie nun civil-, 
straf-, process- oder polizeirechtlicbe Normen enthalten •'), wahrend 
eine nur individuelle Verliiiltnissc regelnde Voi-schrift nicht als Ge- 
setz, sondern als Befehl, Jdandat u. s. w. oder als Privilegium sich 
darstellt, von denen die ersteren im Gesetze gegrfindet sein mfissen, 
die letzteren nicht gegen das Gesetz Verstössen dflrlbn'). Der 
Name Gesetz ist nicht der officidle, sondern es sind theils die 
Keichsabschiede und Reichsschlüsse, die Wahlkapitulationen und 
Keichsdeputationsabschiede. theils die eine ganze Materie normirenden 
^Ordnungen", theils die Reiclistnedensschlüsse, iu welchen die gesetz- 
lichen Bestimmungen enthalten sind^). 

Ein Verordnungsrecht des Kaisers ist nur in dem allerdflrftigsten 

4) Bdietum Pisteme 864 S (J. Perts, Moonmeiita Gem. L«gg. I, 

p. 490. 

5) Ueber die RciebBgesetzj^ebanj? vgl/Stobb«, Oesdiichte der deutschen 
BeektevieneD, 2. Abth. $. 183 tr. 

6> Vgl. Stobbe S 09, 8. läT ß. 

7) Gönner, Ttataehes StMtsiecht f 298. 

8) Häberlin, Handbuch des teattdhen Staatsnchti II, S. 176 IT. 
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Umfauge vorhanden, einerseits auf dem Gebiete s»'iner Kesei vatreclite'j, 
aDdereraeits zur Vollziehung bestehender Keichsgesetze"'). Das 
Sehwergewicht der Vollziehung li^ jedoch seit dem 16. Jahrhundert 
in den Bekhekreisen und der Landeshoheit 

Wie die Entwickelong des staatliehen Lebens überhaupt, so 
fUllt auch die der Gesetzgebung in die Territorien. Auch die 
landesherrliche Gewalt, aus dem Beamtenthum des Reiches ent- 
springend, trägt in ihren Anfängen, da wo sie fortbildend auf den 
BechtsKustand einwirken will, die altgermaniiche Beschränkung an 
sich, wie sie auf dem Wormser Beichstage von 1281 ganz deutlieh 
ausgesprochen wird In den berflhmten Worten: ,ut neqne prlndpes 
neque alii qnilibet constitutiones Tel nora iura fiicere possint, 
nisi melioribus et maioribns terrae conseusus ju imitus habeatur* 

Auf dem Gebiete der ihnen verliehenen Kegalieu selbstständige 
Anordnungen treffend, überlassen sie die Bechtsordnung sonst an- 
fiuigs der Normimng durch das Gewohnheitsrecht, bis in den mit 
den Stftnden paktirten Landfrieden seit dem Ende des 13. Jahr- 
hunderts das Straft^cht, in den Laudesordnungen , Landrechten, 
Landhaudt'esten , Gerichts- und Polizeiverordnungeu des 15. .lahr- 
hunderts auch andera Gebiete der Kechtsordnung von Landesherrn 
und Ständen gemeinsam noimirt werden *^). Noch ist aber der Be- 
griff des Gesetzes der ganzen Epoche Tor dem Naturreeht nicht 
zum Bewusstsein gekommen. Wie der Gedanke des Staates fiber- 
haupt, so fehlt den Territorien der der staatlichen Einheit. Von 
der mittelalterlichen privatrechtlicheu Anschauung überwuchert, 

9) Vgl. z. B. über das Kecht. Gerichte zu errichten, die Art ihrer Be- 
Mtuing zu regeln, den Rechtsgang und die Hecht«norinen zu bestimmen, nadi 
denen entschieden werden suU. J. A. Tomaschok, Die höchste Geridlts- 
liarkeit des deutschen Künigs und Jteiche.'> iia XV. Jahrhundert. 

9a) Noch nach dem westphälischen Frieden kommen kaiserliche Edicte 
zur Handhabung nnd Ausführung der Reichsgesetze vor; Tgl. Zacharifte, 
Deotucheä Staats- und Biindesrecht 3. Aufl. 11, S. 169 n. 'i. 

10) Z. B. Ordnung und Reformation guter PoKmi toh 1580 tü 28, 24, 
25, 31; vgl. Stobbc S. 201 n. 85. 

11) Mon. Germ. Legg. II, i». 283. 

1'2] G. Meyer, Lehrbuch de» deutschen ätaattreehte, 8. Aufl., 8. 458. 
H« Schaixe, Preniaisehei Staaterecht II, S. 117. 
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stellen sich die Landfrieden und Ordnnn^en nicht als Ausfliiss einas 
Staatswillens, sondern als liesultat eiaes Vertrages zweier splbst- 
ständiger Paciscenten dar. Da Laodeshorrn und Stände iu die 
Landesrerwaltung sich theilen, so erscheint die Ck>iifireti8inuig der 
Oesetze nicht als Vollziehiiiig, sondern als Leistang oder Ajierkeii- 
ntittg Tertragsmftssiger Verpffichtnngen. Als mit dem Erwachen 
der modernen Staateidee die staatliclie Thätigkeit anch in den 
werdenden Territorialstaaten eine repere wird, zeigt sie sich hier 
unt<»r dem Einflasse der Tlieorie der Romanisten in einer Concen- 
trirung der landesherrlichen Macht den Ständen gegenüber, welche 
in den meisten Territorien an Bedentong stetig abnehmen, bis sie 
in Oorporationen herabsinken, die mit gewissen Rechten der 
Antonomie und Selbstverwaltung ausgestattet sind. Die nnn her- 
vortretende landesherrliche Gesetzgebung, ihren Ausgang nehmend 
vou «Irr Verpflichtung «1er Laudesherrn als höchste Richter IVir die 
Anordnung der Gerichte zu sorgen und dem Rechte kraft der ihneu 
zustehenden Oberaa&icbt zur Förderung des Landesrechtes Ver- 
fogungen zn treffen , weiss sich theils von den ständischen Be- 
schränkungen loszulösen, theils die SteUnng der Stände von der 
eines Corapaciscenten zu der einer der landesherrlichen Verfügung 
zustimmenden oder gar nur sie begutachtenden Corporation herab- 
zudrücken. Daher kommt es, dass in den letzten Reichszeiten das 
Gesetzgebungsrecht als ein Bestandtheil der Landeshoheit angesehen 
wurde. ,Wer die Landeshohdt hat, der hat anch das Gesetz- 
gebnngsreeht, und wer das Oesetzgebnngsiecht hat, der bat anch 
die Landeshoheit* Die Landeshoheit ist daher das Subjekt der 
Gesetzgebung, den I.andständen steht nur ein Recht der Mitwirkung 
zu. Allgemein giltige Siitze über diese Mitwirkung lassen sich nicht 
anistellen. In der Zeit des Verfalles des ständischen Institutes kann 
daher Moser erklären, es sei »die Art und Weise solcher Mit^ 
Wirkung in manchen Landen dunckel, unbestimmt, des Landesherm 

13) Stobbe S. 211. 

Ii) J. J. Moser, Von der Laodeshobeit iu liegiertuigütacheu ä. 143. 
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Willkür überlassen, und verftoderlich*, in anderen hiugegen seien 
«zwar die Rechte des Landesherrn und der LandstAnde in disera 
Stück durch Verträgt' oder das [ierkomraen bestimmt genug, aber 
so, dass die Landstäude au einem Ort mehr, an dem anderen aber 
weniger dabey zu sagen baben* *^). Ebenso schwer ist es xa be- 
stimmen , lifir welche Gattungen von Anordnongeo die Einholung 
des landstftndischen Gutachtens nöthig war. Keineswegs wurden 
nur die Civil- und Strafgesetze als der stündischen Mitwirknog 
bedürftig betraclitet. Moser stellt als allgemeines Princip auf, 
dass alle Gesetze und Ordnungen, welche nicht bloss des Landes- 
herm dgene Gerechtsame, seine Beamten u. dgl. betreffen, sondern 
auch in der Landstande und ünterthanen Gerechtsame, wie auch 
in ihr Wohl und Wehe mit anschlagen, den LandstAnden , wo 
nicht ganx, doch wenigstens soweit, als es ihre Rechte und Wohl- 
fahrt betrifft mitzutheilou seyen, ebeoso aber auch einzelne Edicte 
Ta teilte u. s. w., die sich auf solche Augclegeuheiten beziehen , da 
durch sie Rechtskrftnkungen herTorgerufen werden können oder 
,dem Land sonsten grosser Schaden dadurch zuwachsen kann***). 
Bei anderen Gesetzen und Ordnungen hingegen , welche mit den 
Landesgerechtsamen und des Landes Wohlfahrt keinen Zusammen- 
hang haben, bleibt es in das Belieben des Landesherrn gestellt, in 
wie weit er seine Landstände darüber zu Käthe ziehen wolle oder 



15) Moser S. 305. Bedeutsam sind namentlich die sfandischiu Rechte 
in Oi^tfriesland. wo »Ihro fürs^tliche Gnaden könneo - — keine neuen (Jcsetze 
oder VeriiidflniDg«n — — ohne der Stände Zathmi, BewOligong oder Consens 
einfüliren, vil wenig« !- neue I -'i,'es und Verordnungen machen' (Moser S. 390) 
und Württemberg, wo in den Laiidtagsahschieden des 17. und IH. Jahrhnndertü 
ausgesprocljen wurde, dass da^■ Landrecht und die OrdDODgen .olnie Vorwiesen 
nnd Willen irinieitier Landschaft nicht zu aoiKleni seyen". (Moser S. 275 tf. ) 
Veher die iiodi heute gehende ständische Ordnung in Mecklenburg mit ihrem 
• .■ L'■ : ^atzo vun ,gleichgöltii,'.'ii Verordnungen nnd Gesetzen." die jedoch ,iur 
Wohlfahrt und zum Vortheil des ganzen Lande?? absichtlich und diensam sind* 
und denjenigen, .welche die wohlerworbenen Rechte und Befugnisse Unserer 
Bitter- und Landschaft' berüliron, von denen die letzteren der ständischen Zu- 
stimmung, die erstercn jedoch nur „des rathsaracn Bedenken und Erachtens" 
der Landtatrc oder docli des engeren Ausschusses be<lürfen; vgl. Mcckl. Laudes- 
Grund-tüscfzl. Erb-Vergleich vom 18. April 1755 §§ 19-1. 198; bei H. A. 
Zachariae. Die deutschen Verfassnngsgesetze der Gegenwart S. 8S3, 884. 

lt!j Moser S. auö; vgl. Pütter, Inst. jur. publ. § 223. 
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dicht, es sei denn, dass sie durcli Verträge und Herkommen zu 

einem Mehreren berechtigt seien. Es sind dahor auch Polizei- und 
Verwaltungsgesetze niclit ausschliesslich der landesherrlichen Com- 
petenz vorbehalten, wie denn auch die Eioordumig derartiger Normen 
luter den Gewteesbegriff anerkuiiit war. Irgeod eine scharfe 
GiensBrne Ifiaat sich in der Zeit des gesonheoen stftndischen Ein- 
flusses zwischen landesherrlicher und ständischer Ciompetenz kaum 
irgendwo mit Sicherheit ziehen. Auch in den Details hcrrsi-ht viel- 
facher Streit. So namentlich über die Krage, ob auch zur Aende- 
ruDg und Aufhebong der mit Beirath der Stlmde erlasseneu Gesetze 
dereo Zustimmung nothwendig sei^'). Keineswegs ist der Landes- 
herr bloss auf den Erlass Ton Verordnungen beschränkt. Auf dem 
ihm Torbehaltenen Oebiete tritt er als Gesetzgeber auf, ein Zug, 
der durch die Staatsordnung aller ständischen Staaten geht. Der 
Laudeshen- hat daher selbst dort, wo er >lündisch beschränkt ist, 
— in der Sphäre der Kegalien — ein unbeschränktes Gesetzgebuugs- 
recht ^*), was wiederum einer scharfen Ausprägung der Oompetenzen 
in den Weg tritt. 

Auch die staatsrechtliehe Literatur, sofern sie nicht unter dem 
beginnenden Kintlusse der englisch-französischen Theorie der Ge- 
waltentheilung st<?ht, sucht keineswegs klilrend aul diese ver- 
wickelten Verhältnisse einzuwirken. In ihi herrscht nicht der 
Begriff der Saatsgewalt, sondern der des Uoheitsreuhtes vor. Die 
in sich einheitliche Staatsgewalt und die Landeshoheit, welche ihrem 
Ursprünge nach «m Conglomerat von Rechten darstellt, waren eben 
ihrem juristischen Wesen nach von einander verschieden, wenn 
auch politisch die Landeshoheit die Funktionen einer Staatsgewalt 
fast vollständig versah. Die liiteratur klassiticirt nun die unmittel- 
bar in der Landeshoheit, mittelbar in der Ueichsgewalt (aus der sie 
abgeleitet smd) liegenden Rechte nach ihren Objekten, und so ent- 

17) Moser {Munin. 

18) Vgl. z. B. fftr Ungftm Lastkandl, Das ongariseh • estcrreicbiscbe 

StMtorecbt S, 20. 
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siebt die Lefare toh den einzelneii Hoheitsrechten , ans denen die 

Landeshoheit zusummengesetzt ist. In dieser Justiz-, Polizei-, 
Militär-, Finanz-, Münz-, Aemterhoheit u. s. w. sind aber pro- 
misciie alle Gattungen von Anordnungen , Gesetze und landes- 
herrliche Verordnangen , polizeiliche und richterliche VeifagongeD 
enthalten. Erst in der xwdten HftlAe des 18. Jahrhunderte Uhift 
neben den Hoheitsrechten die Eintheilnng der Staatsgewalt in gesete- 
gebende und vollziehende einher, inelir als äussere Heig^abe jedoch, 
als von wesentlicher Bedeutung für praktisch verwerthbare Er- 
gebnisse 

In vielen Territorien war jedoch seit dem westphftUschen Frieden 
die Bedentung der Stftnde derart gesanken, dass die Landesherren 
de fecto die Stellung absoluter Herrscher einnahmen. Nur dureh 

diese absolute Herrschaft war es möglich, aus dem bunten Oewürfel 
verschiedener Territorien mit vcisohip<lenen Ständen, wie sich der 
Hesit'/stnnd der grösseren KeichslörsteD repräsentirte . ein einheit- 
liches, den landschaftlichen Fartikularismus überwindendes Staats- 
geföge zu bilden. Namentlich in den grösseren Territorien schreitet 
der staatliche Gonsolidirungsprozess unbekümmert um die, auf ebi 
überdies nicht immer respektirtes Minimum von Rechten reducirten 
Laudstäude vorwärts. Der „aufgeklärte Absolutismus" hat nicht 
zum Geringsten seine Stätte in dem Oesterreich Maria Theresia'« 
nnd Joseph II., wie in dem PreusseD Friedrich 11. In diesen 
Ländern — und anderen — ist die Gesetzgebung eme ma landes- 
herrliche. £ine formelle Scheidung von Qesete und Verordnung ist 
daher, wie überhaupt im absoluten Staate, auch hier nicht möglich. 
Vom Laadesherru oder iu seinem Auftrage von den Behörden geben 



lOt Vtrl. 1.. V. Stein. Die v .llziehenile (iewalt. 2. Aufl. I, S. 67. Unter 
<len letzteu lic-iclitjpubliciätcn finden sich sogar Ankiäugu an die Theorie der 
VollusoaTeränetfit. namentlich M Leist, der die Lmdstinde in manchen 
Staaten für Theilhaber fler gesetzgebenden Gewalt erklärt. Lehrbacb des 
Staatsrechts § 109. Die meisten Schriftsteller stehen jedoch bereits aaf dem 
Boden des später foriuulirten monarchiechen Princips. Vgl. z. B. Mos«r S. 17; 
Höpfner. Natnrrecht § '202; Pütter a. a. O. § 2IH. Am weitesten geht 
tiönner, St^iatsrecbt § 256, gt^adezu den Absolutismus verthoidigeud. 
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sowohl die grundsätzlichen Anordnungen, als die ausfülirenden Be- 
stimmungen, die Kegeln wie die Ausnahmen aus. 

Nichtsdestoweniger ist auch hier ein Geseizesbegriff vorhanden, 
allei^gs aber ein materieller. Formell siiid hingegen eine Fülle 
yon Beieichnungen tOi die landesherrlichen Erlasse ?orhanden, wie 
z. B. Edikt f Patent, Gonstitation , Diplom, Ordnung, Hofdecret 
Cabinetsordre -°) ii. s. w., welche Namen theils von Wiers her 
gebräuchlich sind, theils rein äusserlicben Kriterien, der Form der 
Aoüfertiguug, entstammen, nirgends jedoch eine Beziehung auf den 
materiellen Inhalt der Anordnung haben und denen daher keinesw^ 
«n ▼erafinftiger Einthdloogsgmnd als Basis gedient bat. Materiell 
wird — mehr oder weniger klar und bestimmt — unter dem Einflnsse 
des Naturrechts jode allgemeine Rechtsregi l (Jt'>^ctz he/cicliuet ^^). 
Allerdings geht nebenher eine Zusammenfassung aller obrigkeitlichen 
Anordnungen anter dem in den officiellen Ueberschriflen bis auf die 
Zeit der Erlassang von sGesetzbäehem' nicht vorkommenden Ter- 
minus «Geeeta*. Und zwar bezieht sich sowohl anf die Normen 
des Privat- nnd Strafrechts als auf die des gesammten Verwaltangs- 
rechtes jener sowohl da.s Merkmal der Allg nu iiiheit als auch den 
des Ausflusses aus der höchsten Hechtsquelle au sich tragende 
Gesetzesb^priÖ'. Den Gegensatz zum Gesetz bezeichnet einmal das 
eine Ansnahme vom gemeinen Recht statnirende Priviiegiam **) and 

20) Vgl. Moser S. «i04; Kluber, Ottlentl. Ke<ht «k-s teutschiu Buudes 
nud der Bandesätaaten. 4. Anfl. § 'Ml n. e., Haubold. Lehrbuch des kgl. 
sächsischen Privatrechts, H. Aufl. I, S. 20; Pf äff -Hof mann, Comraentar zam 
a«ierr. allgemeinen bürgerl. Gesetzbuche I. Bd. 1. Abth. S. 12l>. namentlich 
n. 9; Dernburg. Lehrbuch des jirenss. Privatrechts, 2. Aufl. I, S. 29 n. 1. 

21) Vgl. z. B. Cotlcx Maximiliiin. Bavaricus § 3: „Das Recht bat zwar unter- 
schiedliche Bedeotungen, hier aber bedeutet w ei» Gesät», das i^l ein Ober- 
hmschaftlidi«« Oebott, welches in Sachen, das gemeine Best« betreffend, dem 
Ünterthaii vorgesclirieben ist". C'odei Theresianus, heranfg. von Harrai; v. Har- 
rasoweki § II, 12 (ö. 36.): Die Gesetze sind allgemeine von der höchsten 
Gewalt zur Wohlfahrt der Unterthanen erla'isene Verordnungen. Westgalizischcs 
Gpset/buch. >^ 7. l)ieser Kndzwerk (^c. der (iisellschaft) ist iiberhaupt die 
allgeuieine Wohhuhit rlos Staates, das ist die tsicherheit der Personen, des 
Pagenthums und uil i übrigen Rechte seiner Mitglicil r. 4? 8. Die zur Er- 
reichung diesem End^weck«^ Tiothwendigtii Vorschriften oder Regeln giebt das 
Obexbanpt des Staates und sie heissen Gesetze. Ferner Oest. A. B.-Gcs.-B. § 12. 

22) Jedoch nicht immer. Z. B. OmL Them. g IV, 51. Zu denen 6e- 
MtMD gdiQien aach dio Befreiiugw od«r vom Du «rtheilte Verf&giuigen und 
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sodann die Con1tr«tisirnn^ des Gesetzeswillens durch gericbtliches 

f'rthc'il lanl admiiii.stiativo VorliigiiiiLT. I>er Gegensatz principieller 
und die nähere Ausfüliniug - ') iioriiüreiider Anordnuugeu. obwohl 
selbstverständlich in dem positiven Bechtsstoff vorhanden, kommt 
nicht zum klaren Bewusstseio. 

Mit der LOsuog des BeicbsTerboodes dnich Bheinband ond 
Abdikation Franz TT. gewinnen die dentschen Territorien die Sonve- 
ränetät, welche nidit nur iia Sinne äiij^serer Unabhängigkeit der 
Landesherren, sondern aucli in dem der Unabhäncngkeit derselben 
nach Innen gedeutet wird. In vielen Staaten werden daher die 
ständischen Institutionen beseitigt and es folgt nunmehr för die 
deutschen Staaten eine Epoche des Absolutismus, nur wenig im 
Süden und Westen durch die Scheinverfhssnngen nach napoleonisehem 
MusttM' gemildert. Die in der Folge in Krtullung des Artikels XIII 
der deutschen Bundesakte gegebenen , landständischen \ ei lassungen * 
sind, einige Ausnahmen abgerechnet, keineswegs als in historischer 
Continuit&t mit den früheren standischen Institutionen stehend an- 
zusehen. Sie sind vielmehr in der Kegel etwas wesentlich Neues 
Allerdings aber vermögen Verfassnngsurkunden allein den Bau des 
Staates nicht von Grund aus zu verändern. Da die Verwaltungs- 
ordnuug dieser Staaten in allem Wechsel der histoi ischen Ereignisse 
eine üich stetig eutwickelude wur und die geseUschaftliche Grund- 



Vcrleihnni:<'n l)Oson«l<'i'L'r Hnaloii und Freilioiteii. '>'2. I)i-.N.' soiul'ilioit- 
liche zu (junsten gewisüer i^äreunen, iSachcn oder Haudlungen erffaugene Ver- 
ordnungen. Sie «rwirken ein besondere« Reeht für Jene, (He damit liei^Ssstiget 
werden, tutlialton aber /agleich einen allgeine-iiu-n \'orlto1. fb < Xicnmnd dawider 
handeln ituch den Uenus« der verlielteuen Freiheit belündcrn nullte. I'rcusfiischetf 
Landrecht, Einleitung. § 5. Die von dem Landeeberm in eintelnen Fällen, oder 
in Ani<olmng einzelner Gegenstände gctrofl'eneii Verordnuuffen können in anderen 
Fällen udcr bei anderen Gegenständen, als Gesetze nicht angesehen werden. 

23) I>ie Beieiehnongen .Gesetz* nnd «Verordnang* werden als identiaeh 
^'ebraut ht . /nitial die Publikationsformcl aller allgemeinen landesherrlichen 
Krlässe das Wort ..verordnen" za enthalten i»Hegt. Daher z. B. Cod. Maiim. 
§ 9. , Gesät/, und Ordnnngen* oder der Mecklenburgische LandgrandTergleieh 
§ 194 (Zaehariue. Verfassangsges. S. 88:"?) Verordnungen und Gesetze als 
gleichwerthigc Normen liinütcllt. Vgl. auch Zöpfl, Grundsätze des gemeinen 
deutschen Stiiati>rechts. :>. Aufl. II, 8. 495. In Oesterreich noch 1848, Pfaff- 
Hofmann S. 129. n. 9 a. K. 

24) H. Schulze, Prcuss. .Staatsrecht 11, .S. 124. 



läge d«e Staatslebens trotz der tiefgehenden Rfieltwirlrang der Revo- 
lution dennoch den Typus eiuer liiugsaiueii , uuimterbrocheueD IJm- 
waüdluug zeigt, .so er]\ennt der geschärfte Blick des Historikers 
auch in der neuen Ordnung die tortwirkende Macht der Ver> 
gangenhait. 

Die Verfassungen der Epoche tod 1814—1848 weichen demnach 
trotz aller GinwirkuDg romanischer Vorbilder dennoch in wesentlichen 

Punkten von diesen ab. Es findet in ihnen nämlich keine principielle 
Scheidung der gesetzgebenden und vollziehenden (lewalt statt, viel- 
mehr erscheint der Monarch , wie es viele VertassuugsurkuDden 
und 1820 die Wiener Schlussakte (Art 57) ausdrücklich normirten, 
als Trftger der gesammten Staatsgewalt und nur in bestimmten 
fiichtungen seiner Regieningsthätigkeit an die Mitwirkmig der 
StSnde gebunden *•). Dieses „monarchische Princip* ist in allen 
diesen \ erfassungeu ausdrücklich ausgesprochen. Das Gesetz er- 
scheint daher als Wille des Monarchen, der den ständischen Cou- 
sens' empfimgen hat 

Es ist aber diesen Verfassungen, namentlich den in der Epoche 
TOtt 1814—1880 entstandenen m der Reigel nicht das allgemeine 
Prindp zu Grande gelegt, dass Gesetze nnr mit Zustimmung der 
Kammern erlassen werden känaen, sondern aus dem Kreise der 
Gegenstände der «Jesetzgebung werden bestimmte Objekte als eler 
einseitigen Kegelung durch landesherrliche Anordnungen enträckt 
bezeichnet Ohne stftndtsche Zustimmung kann kein Verfassungs- 
gesfltz und kein die Freiheit der Personen oder des Eigenthums der 
Staatsangehörigen betreffendes allgemeines neues Gesetz erlassen, 

25) z. B. Bayern. Tit. II. ^ 1; ))er Küni;? ist das Ob.Tliaiipt (Ifs 
.Staats, Tereiniet in sich alle Kechte der Staatsgewalt und übt sie uator den 
von Ihm ipegMOWD, in der g«erenw8rti|(in Teriannngrarkonde fettgesetsten 

Beitiinrnnnifen aas. 

2G) In manchen Staaten war die Wirksamkeit der Stande nur ant ein 
consultativcs ^'utunl beschränkt, z. B. in Hannover (Patent v. 7. DezembfT 1819, 
§ 6, v^l. Pölitz, Eurojf. V%'rfassun{i;en 1. 1. Abth. S. 2IÖ). ferner die prenss. 
Provinzialstände (Gesetz votn ■>. Juni 1823. v^\. II. Schulze, Prenss. Staats- 
recht II, iS. 21.5). Aoch dort, wo für man«^he Gegenstände der Gesetzj;ehnnsf 
ständische Zustimmung erforderlich ist, tritt für andere nur Beirath der ütandä 
ein. '/.. 6. in Braunscliwoig, Neue i.andcsordnung von l^':i2, § 
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noch ein Behon bestehendes abgeftndertt authentisch eriftntert oder 
aufgehoben werden *^). In manchen Verfiissnngen werden ansserdem 

noch die Militariingelofrenheiten oder das bürgerliche, da^s Straf-, 
das Prozessrecht . organische Staatseinrichtungen u. s. w. als der 
mit ständischer Zustimmung vorzunehmenden Gesetzgebung ange- 
hörig bezeichnet '^>. Die ständische Zustimmung zu jedem Qesetze 
schlechthin wird vor 1880 nur gefordert in der wurttembetgischeo 
und groeshenogUeh hessischen, femer in den Ton 1880—1848 ent- 
standenen Verfassungen, in der königlieh sächsischen, kurhessisciieii 
und ersten hauuöverschen. Es wird daher in dem weitaus grössten 
Tbeile der Verfassungen das Gebiet der Gesetzgebung zu zer- 
legen Tersncht in ein dem Landeaherm selbstst&ndig gehöriges 
und ein durch die Zustimmung der Stftnde eingesehrinhtss. Dazu 
kommt noch, dass gemftss dem Bundesreehte die Ton dem Staats- 
oberhaupte publicirten organischen Beschlüsse des deutschen Bundes- 
tages den Gh irakter von Landesgesetzen auch ohne ständische Zu- 
stimmung erhalt«'ii . was in manchen Verfossungeu ausdrücklich 
ausgesprochen ist. So ist denn bei alier Verschiedenheit der juristischen 
Grundlagen, der staatsrechtlichen Gompetenzen und der historischen 
Verhftltnisse die legislatorische trias der Beichszeit: der Bdch»*, 
der mit und der ohne stftndisdie Zustimmung oder Beinth erlassenen 
Landesgesetze in dem Gegensatz von organischen ßundesbeschlüssen. 
allgemeinen Landesgesetzeu und selbstständigen gesetzgeberischen 
Anordnungen des Staatsoberhauptes vorhanden. 

Auf dem Gebiete der mit ständischer Zustimmung erfolgenden 



27) Zaerst hat das Nassanische Yerfusnngspatent vom 1 , 2. September 1814, 
Art. 1. (las Princip aufgestoUt. tlajss „wulitij^e. das Eigontlmm, lie i crsönlicho 
Freiheit aod Verfassung betreffende, neue Landesgesetze" nicht ohne den 
Rath und die Zostimmong der Lnndsttnde eingeführt werden (Zaehariae, 
Verfassnn^'si^'os. S. 752). liioranf Sachsen-Woiinar im Grunilfjonetz vom Ö.Mail8I6, 
Art. 6, (für die heute in Kraft bestehenden Verfa&snngMgcsetze, Tgl. Störk, 
DandbQch der deatsehen Verfassungen) bestimmt, dais die die lkndes▼e^ 
fasäutig, die persönliche Freiheit, die Sicherheit und das EiLTi ntlmin der 
StaatabOrger betreffenden Gesetze der landesständischcn Zustimmung bedürfen. 
Wie im Text Bayern Verf.-Urk. ▼. 181R, Tit VII, § 2, Tit X. § 7, Baden. 
Verf.-Urk. V. ISIS. § 05 und niehroiv undero. 

2äj Ferner enthalten alle Bestimmungen Uber die Theilnabme an der 
Fimuiigesetzgebung and -YfwwtÜbmg, 
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Gesetzgebung steht dem MonaTeben nach dem Wortlaute der Ver- 

fassungsurkunden das ausschliessliche Kocht der loitiative zu 
was als uotluvendige Consequen/ des nionarchischen Princips erklärt 
wird*®), ferner das Kecht der Sanktion und Publication. 

Das dem Monarchen vorbehaltene Gebiet der »QesetigebaBg* 
amfimt namentlich das Eecht znm Erhuae poliieirechtlioher Normen, 
sowie ein weitgehendes Recht der Prlvilegienertheilnng und Dis- 
pensation von den .allgemeinen* Gesetzen, was ebenfalls schon zu 
Reichszeiten zu den unbezweifelten Hechten der ständisch heschriinkten 
Landesherren zählte ^*). Ausserdem wird dem Staatsoberhaupt 
ein weitgehendes Kecht xum Erlasse provisorischer Gesetze — in 
dringenden Fflllen ~ in den Verfhssongen ans der Periode vor 1830 
ohne Beschrftnlnmg eingarSnmt. 

Denselben Mangel an Schftrfe in der Bestimmung des formalen 
Oesetzesbegriffes, wie die Verfassuii«{en, zeigt auch die gleichzeitige 
staatsrechtliche Literatur. Der durch die eonstitutionelle Theorie 
und die französische Charte verbreitete formale Gesetzesbegriflf, der 
ans dem Natnrrecht herflbergenommene materielle Gesetaesbegriff, 
als einer allgemeinen Bechtsregei, bringen im Verein mit dem 
Sprachgebranche der Verfassungen weitgehende Sehwankimgen in der 
Terminologie und Begriffsbestimmung hervor. 80 z. B. erklärt 
Rotteck der Rousseau- Kau t'scheu Lehre folgend, das Gesetz 
als die von der Staatsgewalt ausgehende Bestimmung, welche in 
abstracto oder im allgemeinen, d. b. nach Begriffen gemacht 
ist Ihm entgegengesetzt sei jede Verfllgang fBr einen concreten 
FU), ob auch das allgemeine Interesse angehend, nndflirdas 
gesammte Volk verbindlich ^^). Daher sind ihm alle allgemeiucii 

29) Mft Aittnahme Sadisen-Mdningi ns ((trnndgcsetz 28. Aagnst 1820, 
Art. und Hannovers (Staatsgrundg. v. ]>''V.]. § 8H). Allen Ständever- 
sammlungen steht jedoch das Recht zu, am Erlassoug neuer Gesetze tu 
petitioniren. fcnier m ihnen in ^er Befir«! Recht der Anendhrung gegeben. 

30) Stahl, Staatslehn^ 3. Aufl. S. .W). noch festgehalten TOn T. Gerb er, 
Granditkge des deutschen Staatsrechts, 2. Aufl. S. 126 n. 2. 

81) Vgl. H. A. Zftchftrifte, Dentsehe« Stints- nnd Bnndenreobt^ 1. Aufl. 
2. Abth. S. 132. 

32) Lehrbuch de& Vernunftrechts und der SStaatüwiascnschatten II, H. 202. 
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AnordnuDgeD, niOg€ii sie aucb von »ProTuzial- und Benrks-Aiitoti- 
täten* ausgehen f Gesetze oder docb Verordnnngen. Aoeh die 

Vollzugsverordnun^fn müssen vom wissenschaftlichen Staudi)unkt^ 
als (iesetze und zwar als sekundäre Gesetze bezeichnet werden und 
die Verschiedenheit der Benennung bezieht sich hier nicht auf den 
Inhalt, sondern auf die Gewalt, von der die Anordnung an^bt 
Klfiber, den Inhalt der Verfosenngsurbinden parapbranrend, sagt 
von der ständischen Mitwirkang bei der Gesetzgebung, dass sie sieh 
erstrecke .nicht nur auf bürgerliche und gemeindliche, sondern auch in 
der Kegel auf Polizeigesetze, zuweilen selbst auf militärische Straf- 
gesetze" ^*). M au renb recher erklärt, dass in den Bundesstaaten 
mit landständischer Verfassung die Ffirsten «in den meisten Fällen 
der Gesetzgebung entweder an den Beirath oder die Bewilligung 
der Stände gebunden* seien**), und zählt als «besondere Anwendungen 
der gesetzgebenden Gewalt* auf die Privilegien-. Organisation»- und 
Repräsentations£rewalt der deutsclieu Uegentpn. in deren Ausübung 
ide in der Kegel unbeschränkt sind ; ferner spricht er von der 
gesetzgebenden Gewalt des Bundes und den Bundesgesetzen *''), Und 
Weiss, wie alle deutschen Staatsrechtalebrer auf Grund der Wiener 
Scblussakte und der Landesverfossungen die gesetzgebende Gewalt 
dem Monarchen zuschreibend, fahrt ans «dass nur ein Theil der 
gesetzlichen Anordnungen von dem Beirath oder der Zustiniintmg 
der Stände abhängt* und daher -in den constitutionellen Staaten 
diejenigen Gesetze, welche mit Zustimmung der Stände zu erlassen 
sind* von »demjenigen Gesetzen zu unterscheiden* seien, .welche 
der Souverän einseitig erlässt*. «Jene können als Gesetze im 
engeren Sinne (Leges). diese aber Verordnungen (Constitntiones) 
genannt weideir ' j. fiiu't er im Anklänge an die constitutionelle 
Theorie hinzu, um sofort wie Maurenbrecher den deutschen 

.33) a. a. 0. S. 312. 

34) OdbntL Becht des teutscheu Bundes. 4. Aoä. 466. 
85) Orundsfitie des hentigni dsutachen Staatnvehta. 6. 818. ff. 

36) a. a. 0. S. 76. 

37) a. a. 0. S. 176. 

38) Sjatem des dentochen Staatsrechts. S. 673. 
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Regenten die Pri?ilegieD- und Organis&tioDsgewalt als im Zw^fel 

unuraschränkt zustehendo besondere Aüweüdungen der gesetzgebenden 
Gewalt zuzuschreiben ''■''). 

Ist demnach in der ßegel eine klare Erkenntuiss des Unter- 
achiedes mid Gegensatzes von Oesets und Verordnung in der ersten 
Ep<»ehe des deutschen oonstitutioneUen Lebens nicht xu finden, so 
ist doch bereits damals von einer Seite der Versuch gemacht worden, 
innerhalb der als Gesetze bezeichneten, mii den Stündeu vli.iI - 
schiedeten Anordnuugen oine materielle Si-lioidun^^ vorzunehmen. 
In klarerer Weise als Kotteck hat nämlich Paul Pfizer zuerst 
den Unterschied zwischen Qesetz im materiellen und formellen Sinne 
hervorgehoben^. Auf Grund der Bestimmungen der wfirttem- 
bergischen Verfassungsurkunde weist er nach, dass sie das Wort Gesetz 
in doppelter Bedeutung: als staatlich angeordneter Rechtssatz und als 
feierliche mit ständischer Zustimmuncf erliKseno staatliche Willens- 
erklärung gebrauche. Manches, was seiner Matur nach eine ^auf dem 
Gebiete der Verwaltung sich bewegende Begierungsmassregel ohne 
den Charakter der Allgemeinheit* ist, erhftlt durch concreto Ver- 
fiissungsbestimmung kraft der nothwendigen Zustimmung der Stände 
den Namen eines Gesetzes. »Wie in keiner Verfassung die 
Trennung der Gesetzgebung von der Verwaltung sich vollständig 
durchführen lässt, wie durch besondere positive Bestimmung oder 
durch Uebereinkunft manches der Verwaltung überlassen werden 
kann und flberlasaen werden muss, was an sich in die Sphftre der 
Gesetzgebung ftUt (z. B. die Vollziehungsinstruktionen und Verord* 
nnngen), so wird in allen BeprftsentativstaatiM) durch besondere Ver- 
iassungsbestimmung oder freiwillige Vereinigimg von Regierung und 
Ständen auch manches in den Bereich der Gesetzgebung gezogen, 
was seiner Natur nach der Verwaltung angehört (z. B. die Ver» 
ftusaemng von Domftnen, die Aufnahme eines Darlehens, die PrüAmg 

39) a. a. 0. S. 684 ff. 

40) Das Hecht der SteucnrerwilUgniig nach den GroiidBätien der wftrttem- 
faergiBchen Verfassung 18H6. S. 22. 

41) a. a. 0. S. 21. 

Jellinek, OeMts und Verorduung. i< 
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und Biehtigstellimir der StaatsrechDangen, besonders aber die ge- 

mmmte Regulirung der Staaisausgaben und derjenigen Staatsein- 
nahmen, welche nicht aus Steiieiu fliessen von einer Etatsperiode 
zur anderen* ^'i. Es giebt einen .wissenschaftlichen' Begriff vom 
Geeetz, wonach dieses die mehr oder minder allgemeinen Noihmd 
nmibsst, wodurch die Rechte und Verbindlichkeiten der Staatsbfirger 
unter sich und gegenüber der Staatsgewalt bestimmt werden und 
einen „gewöhnlichen oonstitntiondlen Begriff* . wonaofa alles Geseb 
ist, was die Regierung mit den Ständen verabschiedet**). 

Ist nun auch der Gegensatz von Gesetz und Verordnung in 
dem Buchstaben der Verfassungen nicht deutlich geschieden **), so 
tritt der formelle Unterschied der mit den Stünden venbechiedeten 
forstlichen Anordnungen von den Übrigen dadurch herror, daas das 
Staatsoberhaupt in der Pnblikationsfbrmel der ersfceren des eingeholten 
ständischen Consenses oder Beirathes ausdrücklich erwähnt. Die 
landesherrliche Verordnung ist aber der gemeinsame tormelle Ober- 
begriff für Gesetze und Verordnungen im heutigen Sinne. Noch 
Zdpfl beseicbnet die constitntioneUen Gesetze als eine Unterart 
der allgemeinen landesherrliohen Verordnungen**). 

42) «. ft. 0. 8. 17. 

4;Vl a. a. 0. S. IS'. In soineu Ausführuni^'.n hat Pfizer den klarsten 
Aosdracic eiaem Uedankea g^ben, welcher sich bei einer grossen Zahl von 
Juristen findet , ^ie dm sowmiJ tm dem tpäteran lihniiehen , sli dem Nfttai^ 
recht empfangenen matttlellen <u sPt/rsbegrifT acceptiren und den Gegensatz 
desselben zu dem neu entrtandeneo formellen empfinden, ohne aber diesen Gegen- 
mts eingehendere üntennchmigen MZüsteUeo. Pnchta (Pandeeten § 14), 
H. A. Zachariae (Deutsches Staats- und Bundesrecht. 3. Aufl. II, S. 139 ff.) 
Stahl, Staatslehre. 3. Aaä. 8. 192 nnd Rönne (Staatsrecht der prenn. Mo- 
narcbie. 3. Aufl. I. AMh. 1. S. 174) n. A. sprechen ?on Hei^ttieben* Geeetsfln 
— den abstraften IJo< lit^nunnon — im Gopensatze zilden Ton der gesetzgebenden 
Gewalt ausgebenden Einzelverfügangcn. Vgl. G. Meyer, der B^rilf des Gesetzes. 
Oranhnt's Zataehvift fOr das nirat- und Slltotliche Recht der Q^emrait 
VlII, 8. 16 ff. So war es denn nur eine schärfere Fonnnlining eines bereits auch 
in der deutschen Literatnr längst vorhandeneu Gedankens, als £. A. Chr. 
(t. Stoekmftr) 1867 in den Stndlen aber das prenssisehe StMtnmht, Aef idi*fl 
Zeitschrift für dentsche<i Staatsrecht I, 8. '2i>l tV. di^ Bezeichnungen „materielle 
und formelle' Gesetze aufstellt, welche bald darauf ?on Lab and, Das Badget- 
reebt nach den Bestinunangen der prenasisehen yerfaaeanganrlrande, Behrendls 

Zeitschrift für Geset^^bnng und KerhtspflnEre in Prenssen IV, S, 619 ff. MMftirt 
and zu allgemein anerkannten Terminia erhoben werden. 

44) Da» Sachten-Heiningenidie Grandgesetz § 85 beieichnet die der 
•tindischen Zustimmung bednrfUgen Akte us «Verordnongen ood Oeeetie*. 

45) a. a. 0. II, S. 494. 
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Die Jidire?olation hatte als nächste Folge ein Vordringen des 
constitutionellen Systems in Deutschland zur Folge. Die von da 
bis 1848 gegebenen Verfassungen stehen im Ganzen auf demselben 
StaodpDDkt wie die der frOhereo £poche. Nur in einem Punkte 
zeigt sich der EinflusB der Charte Louis Fbilippe's, indem das Beebt 
des Monaiehen, NothTsrordnmigen zu erlaasen mit weitgehenderen 
Restriktionen nnd Cantelen umgeben wird als in den Verfiissungen 
der süddeutschen und thüringischen Staaten *^). 

Die Vierziger Jahre bringen auch in der positiv-rechtlichen Litera- 
tur endlich den formellen Gegensatz von Gesetz und Verordnung, den 
bisher nur die allgemeine, unter dem Einflüsse der franzAsiscben Theorie 
stehende Staatslehre kannte^^, sur allgemeinen Anerkennung. In der 
ersten Hftlfte der Dreissiger Jahre konnte sich noeh Linde mit Heftig- 
keit gegen H. A. Zachariae's und Feuer bach's der constitutionellen 
Theorie entlehnten Satz wenden , dass jedes Gesetz der ständischen 
Zustimmung bedürfe und dass ohne ständische Zustimmung erlassene 
Normen nicht Qesetze, sondern Verordnungen seien, und auf Grund der 
einsehUglgen Yer&ssungsparagraphen die entgegengesetste Behauptung 
aufetellen, «dass es vielmehr Gesetze ohne Zustimmung und Verord- 
nungen mit Zustimmung der Stände giebt* *^). Aber bereits 1840 tritt 
durch Mohl's epochemachendes württemhergisches Staatsre» ht^') der 
formelle Gesetzesbegriff als alle, aber auch als nur die mit ständi- 
scher Zustimmung erlassenen königlichen Anordnungen umfiuseiid in 
die Literatur des poeitiven Staatsreehts ein und wird bald darauf in 
dem nicht minder bedeutenden System des württembergischen Staats- 
rechts Ton Wftchter recipirt Es ist allerdings kein Zufall, dass 

46) Vgl. kgl. sächswehe Verf. (1831) § 88. Braunschweig. Neue Land- 
Sdnftäordnang (1832) § 120. 

47) Die Werke über allgemeines condtitotionelles Staatsrecht hatten den aus 
der franzi>8ischcn V'erfassungsentwickelung geschöpften formalen Gegensatz von 
Gesetz u. Verordnung acceptirt, so z. B. Aretin, Staatsrecht d. constitut. Monarchie 
(1824) I. S. 186, 187. Stahl, PhUosophie des Rechts. 1. Aufl. (1837) II. Bd. 
S. 45 ff. Vgl. auch H. A. Zachariae. Archi? f. civü. Praxis XYI 1888, S 1, 48 ff. 

48) Zeitscbr. f. Civilr. u. Fkoom TD. (1888) 8. 61 ; ?gl. Archiv f. ciT. 
Praxis XVI (1833), S. 305 fr. 

49) Das Staatsrecht des Königreichs Wurtt,embcrg 1. 8. 198. 

50) Handbach des im Königreiche Württemberg geltenden Privatrechts II. 
9 5. \g\, aach Beyscher. das ges. württemb. Privatrecht 2. Auil. I, § 63. 
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gerade von Wflrttembergeni auf dem Boden des geltenden Beeilte 
diese scharfe Seheidong nierst Tollzogeti wurde, weil die württem- 

bergische Verfassuno' c'im^e der wenii^eii war, in dereu Buch- 
staben bereits, wenn auch uicht ohne Unklarheit und ohne Ausnahme^'), 
der Begriff des Gesetzes im formellen Sinne enthalten ist. Durch 
die Aatorit&fc dieser beiden Werke ▼omehmliefa im Vereine mit der 
immer stftrkeren Anhang findenden constituttonellen Theorie wird 
die Erkenntniss des formalen Gegensatzes von C^tz und Verord- 
liung t'iue allgemeine. Im Verlaufe der nächsten Jahre ist sie in 
Zöpfl's '*) und Zae h ariae's^') Werken über deutsches Bundes- 
und Staatsrecht, in B eseler 's System des gemeinen Privatrechts**), 
selbstferständiich auch in den Werken über allgemeine Staatslehre wie 
Schmitthenner*8 Grundlinien des allgemeinen Staatsrechts,*^) mid 
Dahlmann*8 Politik^) als allgemein giltiger Satz aufgestellt. 
Die Fortschritte der Theorie im Laufe der Vierziger Jahre stehen 
auch unter dem nachhaltigen Eiullusse der Ausführungen Stahl's 
in der ersten 1837 und der zweiten 184G erschienenen Auflage seiner 
Staatslehre ^^). Von ihm wird der aus der franzAsiBchen Doktrin ent- 
nommene ünterschied Yon Gesetz und Verordnung in der entsehiedensteo 
Weise betont, als «für die Staatelehre und das Staatsrecht so 
folgenreich* bezeichnet, als im Wesen des Staates begründet und 
daher in allen Regieruugsformen vorhanden hingestellt^^). 

Die Verfassungen, welche während und in Folge der Bew^[ang 
von 1848 entstehen, zeigen, beeinflusst nicht nur ?on allgemeinen 
Theorien, sondern auch in Nachbildung der als Muster angesehenen 

51) Vgl. V. U. § 88 and § 90. In jenem wird das allgemeine Princip der 
ständischen Zustimniun|^ za den Gesetzen ausgesprochen, in diesem erlclirt, 
daes dieselbe Bestimmung auch bei den Gesetzen im Land»tspolizoiwcs*^n Kraft 
hat. Ferner erklärt § 31 : Ausschliessliche Handels- und Gewer beprivile^eu 
können nur zu Folge eines Gesetzes oder mit besonderer, fttr den einiwien 
Fall gültiger. PxMstinHimng der Stände ertheilt worden. 

52) Grundsätze des gem. deutschen Staatür. 3. Aufl. (1846), §200. 

58) Deutsches Stuts- and Bnadesrecht. 1. Anfl. (1848). 8. 86, 117 ff. 
Vgl. ö. 41. 

54) System des geincincn deutscheu Privatrechts I (1817), S. ßG. 

55) Zwölf Bücher vom Staate. III. Bd. (1845.) S. .%2. 

56) s 95. r>7) S. 4dir. der ersten, 168 ff. u. 334 ff. der zweiten AuO. 
58; 2. Aull. S. 168. 
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belgischen Verfassungsurkunde den sdiarf ausgeklagten formellen 
Gesetzesbegriff. In Consequenz desselben ist in ihnen auch nicht 
in der Kegel von provisorischen Gesetzen die Bede, sondern es 
werden die in dringenden Fftllen ohne Mitwirkung der Kammern 
erlassen«) provisorischen in die Competenz der Oesetzgebnng MIenden 
Anordnungen correkt als Verordnungen bezeiehnet Den Kammern 
wird hier und in Aenderung der bestehenden Bestimmungen in der 
Mehrzahl der deutschen Staaten Aa.^ Hecht d^r Initiative beigelegt. 
Namentlich von Bedeutung ist es, da^s die preussische Verfassung 
▼om 81. Januar 1850 in ihrem Wortlaute von den Principien des 
deatsdiett Bnndesrechtes und des Verfiusungsrechtes der fibiigen 
dentsefaen Staaten wesentiieb dadurch abweicht, dass den Kammern 
em AntheQ an der Ausfibung der gesetzgebenden Gewalt zugeschrieben 
wird 

Selbstverständlich ist der von nun au unbezweifeit in Deutsch- 
land herrschende Begriff des constitutionellen Gesetzes in die Ver- 
finsnng zuerst des norddeutschen Bundes und sodann des deutschen 
Rdehee übergegangen 

Auch in Oesterreich sollte berdts dnrch die nach belgischem 
Vorbilde entworfene Reichsverfassung vom 4. März 1849 der streng 



59) Z. B. Preuss. Verf.-Urk. v. .11. Januar 1850. Art. Knrhesscn 
Verf.-Urktinde v. 13. April 1852. § 75. Oldenburg Kev. Staiitsgrunilgesetz 
V. 22. N(<v. IÖ52, Art. 137. ^ Verordnungen mit gesetzlicher Bedeutung". 
Waldeck V. U. § 7. Sachsen-Coburg § 130. Keuss j. Linie § 60. — Die 
anrichtige Btzticlmuiig Gesetz jedoch noch Schwarzburg- Rudolstadt (1854) 
9 25, Schwarzburg-Sondershausen (1854) § 30. 

60) V. Li. Art. t>2. .Die gesetzgebende Gewalt wird gemeinschaftlich 
durch den König und durch zwei Katnmeni ausgeübt. Die Uebereinstimmung 
des Königs und beider Kammern ist zu jedem Gesetze erforderlich". Dieser 
Satz wird jcduch von den Bearbeitern des preussischen Stantsrethts durchweg 
im Sinnt- des monarchischen Princips gedeutet. Vgl. Könne, Staatsrecht der 
preu.v-. :M<.iiui(hie. 2. Aufl. 1. 1. Abth. §44, n. 5, H.Schulze, Preuss. Staats- 
recht II, S. 2l(). Arndt, das Veror^ongsrecht des dentscbea Reicu«» auf 
Chmnd des preussischen. S. 04 ff. 

61) V. U. für das deutsche Reich v. IG. April 1871 Art. 5 : ,Die Reichs- 
jjesetzgebung wird ausgeübt durch den Bundesrath und il.n Utichstag. Dio 
Uebereinstimmung der Mehrheitsbeschlüsse bei den VersamnilmiKcii ist zu einem 
Rcichsgesetz erforderlich und ausreichend." Da^s trotz ditiscr Stilisirung der 
Reichstag nicht Mitträger der Reichssouveränetät . vi;!. Lalmiul, das Staats- 
recht des deutschen Reiches I, §. 9, § 47. Zorn, das iieiclisstaatsrecht I, S. 61 ff. 
6. Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, 2. Aufl. 8. 3^. H. Scbülie, 
Lefarbneh des deutschen Staatsrechts II, S. 28 ff.. 71 ff. 
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formale constitatioiielle Ocsetsesbegriff rar GeltoDg komiMii. Noch 

schärfer als in «ler preuj^sischen Verfassung ist in ihr das Princip der 
(iewalt<''ntheilung ausgesprochen ^Die gesetzgebende Gewalt wird 
in Bezug auf die Keichsangelegenheiten von dem Kaiser im Verein 
mit dem Beicbstage, in Aosehimg der LuideflaDgelegaDheiteii um 
dem Kaiaer Im Venin mit den Landtagen aosgefibt* Aehnlicli 
wie in Preossen steht dem KaiBer das Becbt ni, wenn Bdebstag 
oder Landtag nicht yersammelt sind in dringenden Fällen .die 
nMhigen Verfügungen imter Verantwortlichkeit des Ministeriums mit 
provisorischer Gesetzeskraft zu treffen, jedoch mit der Verpflichtung, 
darflber dem Bdcbs- oder beBebongswose dem Landtage die Gründe 
mid Erfolge darznlegen* **). Femer wmrde jedoch bestimmt, dass 
insolange die doidi die Reicbsvertaong bedingten oiganiscfaen 
Gesetze nicht im verfiissangsmässigen Wege zu Stande gekommen 
sind, ,die entsprechenden Verfügungen im Verordnungswege erlassen* 
werden 

Diese Verfassung trat jedoch nicht in Wirksamkeit und am 
31. Dezember 1851 aneb formell ausser Kraft In der Zwiseben- 
zeit Wörde eine Reihe wichtiger Materien doreh »Yeroidnongen mit 
proTisoriscber Gesetzeskraft* normirt **). Die regelmteigen Namen 

für die heute in (la> ^^iebiet der formellen Gesetzgebung fallenden 
Anordnungen in dieser, wie in der Folgezeit bis zur Februarverfassung 
sind: kaiserliches l'atent, kaiserliche Verordnung, Ministerialerlass 
und Ministerialverordnong **), Eine scharfe Competenigrenze zwischen 
den vom Kaiser und von den Ministern ausgebenden Anordnungen 
Iftsst sich jedoeh kdneswegs ziehen, nnd wenn in der ofSdellen 
Sprache fortdauernd von Gesetzen und VertndnuDgcn die Rede ist, so 
ist irgend ein klarer Begriff mit diesen beiden Bezeichnungen nicht 
verbunden *^). 

62) § 37. 68) § 87. 64) § m. 

65) Vgl. Pfaff-Hofraann a. a. 0. S. 129 n. 11. 

6t)) VgL Patent über das Reichage«etzblatt vom 27. Dezember 1052, 
R.-0.-B. 260 §§ 1, 2, 4, wo weder ein nateridler, nocli ein formeller Unter- 
•diicd von Oest'tz und Verordnant' atifgestellt ist. 

67) Unger, Sjritem dee österreichischen aUgemeinen Privatrecbts 1, S. 26. 
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Der Wiederbeginn des Verfkssangslebens in Oesterreich wird 
eingeleitet durch das kaiserliche Diplom zur Kegelung Uer inneren 
staatsrechtlichen Verhältnisse der Monarchie vom 20. Oktober 1860, 
in welchem der Kaiser bestimmt, dass das Becht, Gesetze ni geben, 
tadem und au&ahebeii tob ihm imd aeioeii Nachfolgern mir mter 
Mitwirkimg der gesetdich Tenammelten Landtage, beziehnngsweise 
des Beiehsrathes ansgeflbt werden wird. Das Patent rom 26. F^bmar 
1861 normirt in dem mittelst des.sell)en erlassenen Grundgesetz 
über die ßeichsvertretung den Wirkungskreis des Reichsrathes, in den 
Landesoidnnngen den der Landtage, ohne das Qebiet der Gesetzgebung 
in einer nur ehugermaaBen beBtinunten Weise abnischliessen. Zwar 
werden die der Gompetenz des .gesammten Keiefasrathee* (d. h. 
aller aueh der ungarischen Eronitnder) zugewiesenen «Angelegen- 
heiten* in § 10 aufgezählt; jedoch dem , engeren Reichsrathe* 
(der nichtungarischen Kronländer) zugewiesen ,alle Gegenstände der 
Gesetzgebung (mit Ausnahme der im § 10 aufgezählten Angelegen- 
heiten), welche nicht ansdrficklich durch die Landesordnungen den 
einzelnen im engeren Beichsrathe vertretenen Landtagen vorbehalten 
sind*. Welches diese (i egenstände sind, ISsst sowohl das Reichs- 
rathsstatut, als der in demselben angezogene, noch unbestimmter 
stilLsirte Artikel III des Octoberdiploms **) völlig im Unklaren. 
Nicht minder unbestimmt ist der Wirkungskreis der Landtage um- 
sohrieben. Dem Landtage steht das Recht der Zustimmung zn 
Gesetzen in Landesangelegenheiten zn, welche auf Grund von Regie- 
rungsvorlagen oder Initiativaatrftgen beschlossen werden. Zu diesen 
Angelegenheiten gehören neben anderen auch »die Anordnungen 
über sonstige, die W^ohlfahrt oder die Bedürfnisse des Landes 
betreffende Gegenstände, welche durch besondere Verfügungen der 

68) «Nachdem jeducb mit Aiunalimti der Länder der angarischen Krone 
«leb in Betreff solcher Gegenstfinde der Gesetegebmig, welche nidit der ana- 

•dÜiessHchcn Competenz des frrsnmmtfn Keichsrathes zukommen, seit einw 
langen Keihe von Jahren fUr an&cre übrigen Länder eine gemeinsame Beband- 
IvBg ond Bnta^eidang ttattgeAmden bat, behriten Wir «na vor, anch tolcbe 

Gegenstände mit vorfassungsrnfissiger MitwirlcuTit: de? Reichirathee unter 
Zaxiehong der Keichsräthe dietjer Länder bebandeln zu lastien.* 
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LaDde8?6rtretung zugewiesen werden* **). Wer zu «Terfftgen* hat, 

ist nirgends ersichtlich. Der Landtag hat das Recht „Zuschlftge zu 
den direkten landesfürstlichen Steuern bis auf zehn Procente derselben 
umzulegen und einzuheben. Höhere Zuschläge zu einer direkten 
Steuer oder sonstige Landesumlagen bedürfen der kaiserlichen Geneh- 
migung* Der Qesetaeetext Uast es uneniechieden, ob der Landtag, 
der neben seiner gesetzgeberischen Funktion auch als Organ des 
Eronlandes in dessen Eigenschaft als CommnnalTerbandes bestellt ist 
und als solches , Landtagsbeschlüsse* fasst"). wenn er eine selbst- 
ständige Laudessteuer beabsichtigt, ein Landesgesetz beschliesst, oder 
nur einen vom Kaiser zu genehmigenden Landtagsbeschluss fSf^st. 

Das Beeht der KothTerordnung in Beichsangelegenheiten war 
der Regierung in ebem solchen ümihqge eingeräumt, dass dadurch 
allein der praktische Werth der Ver&ssnng als ziemlieh gering 
erscheincu niusste'^). 

Daher war das Bestreben des nach der Verfassungssistiruug vom 
2U. September 1805 im Jahre 1867 wieder versammelten Reichs- 
rathes noch vor der Bevision der Verfiissung auf äne sowohl dem 
Um&nge als auch der seitlichen Ausdehnung nach wirksame Em- 
schrftttkung des Nothverordnungsrechtcs gerichtet. 

Erst die heute geltende Verfassung vom 21. De/t'mber 1867 
hat allerdings nicht in der gelungensteu Weise — das Gebiet der 
Gesetzgebung genau zu umschreiben gesucht. In den ij?; 11 und 15 
des revidirten Beichsrathsstatutes sind alle Angelegenheiten auf- 
gezählt, bei welchen die Competenz des Beichsrathes eintritt. Durch 
Aufiiahme des kurz vorher erlassenen Gesetzes über die Noth- 
verordnungen in die Verfassung *^) wird das Recht zum Erlasse 
d('r>elben in feste, unzweifelhnft durch die Ministerverantwortlichkeit 
garantii-te Schranken gebannt. Für die äussere Form der Gesetze 

Lande^ordnung § 18. IV. 

70) L.-O. § 22. 

71) L.-0. § 20. 

72i Februarstatut § 13. ähnlich wio § I'20 der Märaverfassung. 
7:V) Gesetz Toni 16. Jali 1867, Ii.-G.-B. Nr. 98; jetrt St-Or.-G. aber 
die Ikicbsvertretang g 14. 
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werden in dem Staatsgnmdgesete über die Kegierungs- mid Yoll- 
zugsgewalt feste Merkmale aufgestellt. 

Aber auch heute uoch aim\ nicht alle Unklarheiten geschwunden, 
trotzdem die Praxis der Verfassung den Mängeln ihres Wortlautes 
▼idftch abgebol&n liat. Namentlich in Beziehang anf die mit den 
LSndenn der mgarisehen Krone gemeinsamen Angelegenheiten sind 
sie noch in eiheblichem Masse vorhanden. Die gemeinsamen Ange- 
lt'^'eDh*>iten ^ind iiiimlii li aus dem Gebiete der Gcsetzp:ebung, auf 
dem die Yortrctuugsk iiper der beiden durch Realunion verbundenen 
Staaten mitzuwirken haben, zum Theil ausgeschieden und den von 
den beiden Parlamenten zu entsendenden ]>elegationen äbertragen 
worden^*). Trotzdem die Delegationen nnzweifdhaft die zur oon- 
stitotionellen Hitwirknng an dem ihnen zugewiesenen Ernse der 
gemeinsamen Angelegenheiten berufenen Organe sind, werden deunoch 
nicht formelle Gesetze über dieselben publicirt. sondern nur ,xVller- 
höchst genehmigte Delegationsbesch hisse* in der Wiener Zeitung 
nnd dem Budapester Amtsblatt kundgemacht^^). Es sind offenbar 
die grossen Schwierigkeiten, welche in dem eigenthAmlichen staats- 
rechtlichen Verbftltnisse Oesterreichs zu Ungarn liegen, welche zur 
Vermeidung des Terminus Gesetz gefuhrt haben. Denn nach der 
scharfen, dem juristischen Wes.'ii der Sache entsprechenden Aufl'assung 
des Dualismus, wie sie namentlich im ungarischen Ausgleichsgesetz<^ 
vorherrscht, giebt es für Ungarn nur ungarische, keine «gemein^ 
samen*, kdne .Reichs* -Gesetze'*) und auch das (taterreichische Aus- 
gleichsgesetz hat dieeer Ansicht zugestimmt^'). Von Seiten der Regie- 
rung sclieut man sich jedoch, die unter Znstiraraung der Delegationen 
erlassenen Gesetze einerseits als österreichische, andererseits als unga- 
rische Gesetze zu bezeichnen und so hat man die farblose, aber inror- 
reete Bezeichnung der genehmigten Del^gationabesüblüsse gew&blt^*). 

74) Vgl. Jellinek, die I^ehre von den StutenverbindnngeD S. 245. 

75) VkI. Pf;iff- Hofmann a. a. 0, 8. ISl n. 8. 
7öj Ungar. Ü. A. XII, 18t>7 g 28. 

77) OeMti, betreffend die allen Lindem der 6st. Monarchie gemciniftiiien 

AngelegenheiUM» vom 21. Decfniri.r 1867 R.-G.-H. Nr. 14ti § G. 

78) Ul brich, Lebrboch Uus üsturreicbiscben Staatsrechts S. 755 bchaaptet, 
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VIU. 

Gesoliiclite de« deutschen und tfsterreichiBohen 
Verordnnogsreohtes. 

Das Wesentliche besfiglich des Verordniugsreehtes der vm- 

constitutione! len Kpoclie Deutschlands ist bereits im Znsammen- 
hanpe mit den Austührungen über die Geschichte der deutschen 
Gesetzgebung angedeutet worden. In den Capitularien begegnen 
wir dem ersten welthistorischen Versuche, das Yerwaltungsrecht 
eines Volkes dwch königliche Yerordnnngen zu bestimmen*). IMe 
dem königlichen Beamten in der Grafhchaft und der Haik delcgirte 
Macht, im Namen des Königs imperiom überall dort zu öben, wo 
der consensus populi , später der optimatum . meliorum , prlncipum 
nicht Döthig war, verleiht ihm das Hecht der Verfügung und damit, 
da für gleiche Fälle allgemeine Nonnen aufgestellt werden können, 
das der Yerordnmig. Selbst wo sp&ter der Landesherr mit seinen 
StSnden .eintrechttclich mit tzitigem Bäte und gnter redlicher 
Yofbetraditang* Oesetze giebt, ist ihm, wie schon erwähnt, im 
ständischen Staate ein mehr oder weniger grosses Gebiet freier, der 
Gesetzgebung gleichgeaehteter Thätigkeit gegeben , über dessen 
Grenzen oft Streit herrscht, ohne dass es immer gelmgt, ihn hei 
der unklaren Competenzrertbeilung des ständischen Staates nach 
Recht^BnrundsfttsBen zu schlichten. Mit der Ausdehnung der landes- 
herrlichen Macht zur absoluten verschwindet scheinbar der Gegen- 
satz von Gesetz und Verordnung gäuziicb. Dem schärfer Blickenden 

dau materielie üesetxe uoter Mitwirkiuix d«r Del^tioofln nicht zu i>Unde 
Icomnien IcOiraea. Dm ist jedoch nnrichti;. Eni Gom t. B. ftlMr dl« RmIiIb* 

vtrbältnisM der gemeinsamen Beamten gehört, trotz der entgegenstehenden 
Verordnaagspruis, gewiss in den WirkungsJcrais der Del^ntioneiL Ferner 
siebt ülbrich in der VerQffenfliehang der rom Kaiser nnd JÜSnäg sanktionir- 
ten Dt'logationshoM l|■|ü^.^( keine Publikation im rechtlichen Sinne; diese bestehe 
vielmehr in der MiUbeilaog der sanktionirtea Beschlüsse an die beiderseitigen 
Vertretnngskörper durch das lastindige Mfaiisterimn, 8. 7S9. Den Beweis fllr 
iVw^c Hehaaptung tritt er jedoch nicht an. In Oestt-rrtiLli ij.t sirberUdl die 
Publikation eines Gesetzes im Reicbsratbe juristisch nicht vorhanden. 

1) Gneist in HoltMndoiirc BeehtBkonSmi 8. kvL a. t. Verordnung 8. 1061. 
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zdgt «r sich jedoch auch hier nioht mir als eine ideale Emtheilnng 
der landeshenrlichen Alte, sondern auch — zum Theil wenigstens 
— in der Form derselben, indem die als Gesetze gedachten Akte 
oft ganz anders poblicirt werden, als die Reglements und Instructionen 
der Behörden, sowie die rar Erledigung von Einzelgesoh&fteD 
erflossenen Beseiipte, Deerete, BesoIntloneD ond Mandate*), obwohl 
aneh andezeraeits [viel&ch in dieser Form Bechtsregeln erlassen 
worden*). Die Gemeinyerhindliebkdten des Gesetzes gegenüber 
anderen landesherrlichen Anordnungen soll sich eben formell darin 
äussern, dass dafür gesorgt wird, es zur allgemeinen Kenntniss zu 
bringen. 

So wenig auch der Umfhog des Begriffes des Gesetases in der 
ersten oonstitntionellen Periode Deatsddands geUftrt ist, so tritt 
dennoch bereits damals fhst in allen Verfiissungsnrhnnden die Vor- 
stellung einer, von den Gesetzen principiell geschiedenen , zweiten 
Art allgemeiner Anordnungen hervor. Selbst da, wo der Fürst nur 
in bestimmten Kichtungen der Gesetzgebung an die ständische Zu- 
stünmong gebmiden ist, lEommt ihm auch beafiglich der mit den 
Standen Terabechiedeten GeeetM ausdrncUich das Becht der Ati»- 
fiUiniDgsverordnung zu, nach einigen Yerfassongen fiberdies die 
„aus dem Autsichtü- und Verwaltungsrecht fliessenden Verordnungen"*). 
Eine principielle ausschliessliche Gegenüberstellung von Gesetz und 
Ausführungsverordnung ist — nach dem Vorbilde der französischen 
Charte ~ in der wOrttembergischen Verfiusongsarkunde enthalten^). 
In der bayerisehen hingegen ist das kOnigliehe Verordmmgnrecht 
gar nieht erwfthnt, vidmehr als selbstTerstSadlich Toransgesetst 

2) Gneis t, Engl. Vorwaltungsrecht I, 8. 124. 
8) Vgl Wächter a. a. 0. ll S. 12. 

4) I. B. Baden § 66: Der Groflsbeno; bestätigt und promidgirt die 

Gesetze, crlässt dir zu deren Volhng uii<l TTrindhabnnij erforderlichen — die 
ABB dem AafsicbU' und Verwaltangsrechte abtliesäenden — and alle für die 
Sidierhiit des Staates nSthigen VerfBgnngen, Reglements nnd allgeniebMii 
YeMldliUigen. Vgl. Hessen, Art. 73. Sachsen § 87, Bnuinpcliw. i^r ^ 101 n. s, w. 

5) I 89. Der König hat aber das Kecht, ohne die Mitwirl^ung der Stände 
die tor vollstreeknng md Handhabmig der GsMfaw aforderlieben vorofdaiiDgwi 
und Anstalten 711 tr- fTcn nni in driqgenden Flllen rar Sichcrhdt des Stainet 
das Nöthige vorzakebren. 



Digitized by Google 



— 124 — 



Die VerfiusangeD 4er Epoche seit 1848 und unter dem Bin- 

flu.^se der oeueren staat.'^refhtlichen Literatur auch die wisscnscliaft- 
liehe Bearbeitunp: des Veit'assungsrechts der Staat+'D mit illtoren 
VerfassungsurkuQden zeigen die im englischen und französifichen 
Rechte zaeist ausgehildeten formalen Klassen von VerordnmigeD. 
Gerade die Thataache, dass die in ihren historiaehen Ckondlagen 
so weit versehiedenen Staatsgehilde Englands, Frankreichs mid 
Deutschlands — und nicht nur sie, sondern heute alle constitutio- 
nellen Staaten ohne Ausnahme diese drei Typen von Verordnuneen 
aufweisen, berechtigen zu dem Schlüsse, dass sie innig mit der Natur 
des modernen Staates verbunden sind. 

Znoftdist die nicht zur AnsfÜhrnng Ton Einselgesetzen dienendflo, 
sondern mmiittelbar in Verfiissangssfttzen begrfindeten Verordnimgen. 
Das Recht, sie m erlassen, ist zwar in den verschiedenen Staaten seinem 
Ausgangspunkte uach verscliieden , seiuein praktischen Inhalte nach 
jedoch identisch. In Frankreich und anderen von dem Princip der 
VollMouverftnet&t ausgehenden Staaten als durch die Verfassung delegirt 
erscheinend, tritt es in England wie in den dentsehen Yerfossangen 
als ein dem ursprünglich unbeschrftnhten Monarchen resenrirtes 
Recht auf. Jene Verfassungen mussten ein solches Recht erst 
srhatleu. diese declarirten bloss, was bereits früher vorhanden war. 
Es ist dies nichts Anderes, als jene Sphäre unbeschränkter Herrscber- 
thätigkeit, die dem Monarchen nach Abzug deijenigen, in welcher 
die oonstitutlonelle Mitwirkung der Kammern nothwendig ist, ver- 
blieben ist. Diese Sphftre ist zwar durch das Qeseta b^grenst, aber 
nicht inhaltlich bestimmt und desshalb erscheint in ihr der Herrscher- 
wille dem Gesetze gleichartig. Dalier ist es wohl zu erklären, dass 
die erste constitutioneUe Epoche in Deutschland liier auch ein Ge- 
biet der Gesetzgebung zu erblicken glaubte. Aber die Cvesetzgebung 
findet kdne Grenze als sich selbst, ja über diese hinaus vennag sie 
kraft ihrer selbst an der Verfiissung kdne absolute Sehranke finden- 
den Thfttigkdt ihr Gebiet austadehnen. Die verfhssungsmässig Ireie 
Henscherthätigkeit jedoch trifft in dem Gesetze auf eine Schranke, 
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die sie nicht zo rerrflckeii Termag, während dieses wobl ihre 

Grenzen — erweiternd oder verengernd — zu verschiebeu im Staude 
ist. Desshalb ist bei aller Aehnlichkeit der Wirkung das auf 
allgemeinen Verfassongssätzen beruhende Verordnongsrecht der Krone 
TOD dem QesetzgebiiDgsrecht dennoch toto genere reiechieden. 

Jene der Krone reservirte fteie Thfttigkeit schlieest prind^ell 
aus aUe in den Recbtsznstand der Unterthanen oder des Staates 
eiugreit'euden Anordnungen, die nur durch ein Gesetz oder kraft 
eines Gesetzes erfolgen können. Nur wo die Verfassung ausdrück- 
lich dem Monarchen solche Anordnungen vorbehält, wie in dem 
ana der Oerichtsfaerrlichkeit des Ffiraten fliessenden Becht der Gnade 
oder dem ihm nach einigen Verfinsungea zustehenden Becht der 
Polizei?erordnimg Irann er ohne delegirendes Gesetz verordnen mid 
verfügen. Hingegen ist das ganze grosse Gebiet der von Kechts- 
regeln inhaltlich nicht beherrschten VenvuUuiig, sowie die Leitung 
des Staats nach Aussen seiner freien Thätigkeit anheimgegeben. 
Soll er in diesen Bechten beechrftnkt werden, so kann das nor kraft 
ansdrficUicher Y er&ssmigsbestinmrang oder kiaft ehies beechrftnkenden 
Gesetzes geschehen. Deehalb z. B. sind die BestimmiiDgen Aber 
die Theilnahme der Kanimeni an der Finanzverwaltung: ihr Recht 
der Zustimmung zu Akten der Staatswirthschaft in die Verüissungs- 
urkunden selbst aufgenommen worden , weil sie nicht als selbst- 
Terstftndlich aus dem juristischen Wesen der constitutionellen Monarchie 
folgen. 

Es ist sonach im Einzelnen das Gebiet der Beprftsentation des 

Staats nach Aussen, des Rechtes der Verträge, sowie über Krieg und 
Frieden, auf dem der Monarch soweit selbststfindiger Herr ist, als er 
nicht ausdrucklich durch die Verfassung eingeschränkt ei-schcint. Es ist 
die Leitung des Heeres, welche heute dem Monarchen, wie vor einem 
Jahrtausend dem firftnkischen Könige, zusteht, daher auch das Becht, 
milit&rische Beglements zu erlassen. Es ist das Becht der BehOrden- 
organisation und damit das Recht, Amtsinstruktionen innerhalb des 
BehOrdeuorganismus zu geben, das ihm priucipiell, d. h. soweit es 
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nicht «Qsdideldich «ingoschrftiikt ist, nuteht. Es ist das fiecht, im 
NainfiD des Staates ra belohnen voll und ganz in der Hand des 

Monarchen geblieben; er kann hier nicht nur vertügeu, sondern auch 
durch Erlassen von Ordensstatuteu z. B. verordnen. Durch seine 
YerfOgiiiig werden die constitutionellen Körperschaften in und ausser 
Thfttifkeit gesetzt In dem Recht der NothTerordnung endlich ist 
ihm sogar ▼erfhssongsmftsng eingerftumt, in das der Gesetagebuag 
rosoivirte Gebiet Torfibergehend dnsugreifen. 

Neben der uuniittelbar uuf der Verfassung beruhenden Verord- 
nung zeigt sicli die ebenfalls in ihrer Berechtigung auf die Verfassung 
gegründete, jedoch durch die Existenz von Einzelgesetzen bedingte 
VollzugSTeroidnong in Deutschland und Oesteneieh in ihrer seit dem 
Auftreten der oonstitationellen Theorie wohlbekannten Gestalt. Und 
ebenso tritt, von den Verfessnngsurlranden nicht erwähnt, jedoch 
durch die Praxis mit Nothwendigkeit gcschuften. als Mittel, um die 
Macht der Regierung in gegebenen Fällen zu erweitern, um die 
Gesetzgebung zu entlasten, um die Zwecke der Verwaltung zu fördern, 
die ermächtigende Verordnung als dritte Kategorie hinzu. 

Wfthrend in den monarchischen Staaten Deutschlands und in 
Oestsrreieh das Yerordnnngsrecht, wie alle Ausfibung der Staats- 
gewalt, als vom Monarchen ausgehend gedacht und, sofern er es 
nicht selbst ausübt, als diirrh das von ihm sanctionirte Gesetz oder 
seine Verordnung und Verfügung anderen Orgauen delegirt angesehen 
werden muss, zeigt der Bundesstaat des deutschen Reiches gemlss 
der Beichsyerftssung zwei kraft TerfossongsmAssigen Beefates ver- 
ordnende Organe*). Subjekt des Veiordnungsrechtes ist das Beich 
selbst, d. h. die zur ISnheit verbundenen Staaten. Trftger dieses 
Rt ( lits ist verfassungsmässig das Organ der Reichssouveräiietäl, der 
Buudesrath und der Repräsentant des Reiches, der deutsche Kaiser. 
Die obersten Organe des Reiches verordnen kraft verfassungsmässig 



6) Vgl. Laband, Staatsrecht il. § 09. G. Mc ver, Staatsrecht S. 483 ff. 
Zorn, Reichsstaatsrecht I, S. 129ff.i U* Schuli«, Lehrbuch des deotseheo 
ätaatarechtes II, S. 122 ff. 
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delegirter, nicht kraft reservirter Gewalt, wie die Regierungen der 
Gliedstaaten. Deuii diese Organe sind staatsrechtliche Neuschöpfuogen. 
die ihr Dasein und den Kreis ihrer Rechte nur aus der Verfassung 
scbOpfoo, wfthrend die Monarchen der GUedsUaten ihre staatsrecht- 
liche Stellmig nicht aus den von ihnen gegebenen Yer&ssangen 
ableiten. Für den Bnndesrath nnd den Kaiser gilt der Sats, dass 
sie mir die Rechte besitzen, welche ihnen ausdrücklich dnrch die 
Verüissung übertragen sind, während der König von Preusseu oder 
der König von Bayern alle aus der Zeit vor der Ver£E»sung stammenden 
Rechte besitzt, die er sich in der Ton ihm gegebenen VerihaBong 
reserviit hat. Dadurch ist dem Verordnnngsrechte des Reichs im 
O^gonsatm za dem der Gliedstaaten ein eigenthfimlicher jnristisGher 
Typns aufgeprägt, der es in Analogie mit dem Verordnungsrechte 
von Staaten mit ganz abweichender staatsrechtlicher Grundlage, wie 
Frankreich oder Belgien stellt. 

Das im Einheitsstaate dem Monarchen sostehende Recht der 
Tefthssongsmassigen Verordnung und Verfügung wird im deutschen 
Beiefae theils vom Bundesrathe allein, theüs vom Kaiser, theils vom 
Kaiser mit Zustimmung des Bundesraths ansgefibt. Das Recht der 
Ausführungsverordnung, sowie der kraft Ermächtigung zu erlassenden 
Verordnung steht den im Gesetze hiezu delegirten Organen zu. Das 
können aber sein der Bundesrath, welchem verfassungsmässig das 
Recht der Ansfifthrungsverordnung beigelsgt ist, der Kaiser, abor 
auch der Reichskanzler und die Baichsbehürden, und radlich die 
Gliedstaaten des Beiehes durch ihre Regierungen. 

Das Verordnungsrecht in Oesterreich hat in der Epoche der 
Verfassuiigscousolidalion von 1860 — 1867 eine rasche Entwickeluug 
dorcbgemacht. Das Oktoberdiplom, welches Reichsrath und Land- 
tage zu einer nicht nfther definirten zireilelhaften «Mitwirkung an 
der Gesetzgebung** berief, erwfthnt des Vefordnungsreehtes mit keiner 
Silbe. Bs steht ganz auf dem Standpunkte mandier halb stftndischen 
halb constitntionellen deutschen Verfassungen der Epoche ?or 1848. 
In einem wenig klar umschriebenen Punkte die kaiserliche Gewalt 
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dnaehrftiikeiid, Iftsst es dieselbe auf allen übrigen in der früber 

geübten Form bestehen. Das Febmarpatent, obwohl das Mitwirknngs- 
recht der Reichs- und Landesvertretuiig in ein Zustimmung.srecht 
zu den Gesetzen verwaudclLul, lässt. wie über die Grenzen der Gesetz- 
gebung, so auch über die der Verordnung den weitgehendsten 
Zweifeln Raum. Die dem Monarühen vorbehaltenen Beebte sind 
nirgends definirt, die Stellung der Regierung zu den Beiobs- und 
Landesgesetzen im Rdchsratbsstatat und den Landesordnunj^en mit 
keiueni Worte erwälint. Welchen Umfang das Hecht der Noth- 
verordnung im Februarpatent hat. ist schon oben erwähnt worden. 

Erst die Verfassung vom 21. Dezember 1867 hat dem Ver- 
ordnungsrecht seine festen Grenzen gegeben. Duieh die Definirung 
der kaiserlichen Rechte in den einzelnen Staatsgmndgesetzen ist das 
verfassungsmässige Verordnungsrecht der Krone umschrieben worden. 
Durch die Bestimm luig, dass der Kaiser die vollziehende Gewalt 
durch verantwortliche Minister ausübt ist der Vollzugsverorduuug 
ihre feste Stellung gegeben worden. Kraft der gewohnheitsrechtlich 
.jedem Gesetze — sei es Reichs- oder Landesgesetz — dngefagteo 
VollzugsUansel, welche stets, sei es die betreffenden Ressortminister, 
sei es das Gesammtministerium mit der Vollziehung des Gesetzes 
beauftragt, ist die Vollzugsvcrordnuncf iu der Kegel .Minist<3rial- 
verordnung. Dem Monarchen ist es jedocii selbstverständlich trotz 
dieser Delegation des Verordnungsrechtes vorbehalten, den Krlass 
von Ministerialverordnungen an seine Genehmigung zu knüpfen, wie 
denn auch zahlreiche — namentlich Organisationsverordnnngen — 
auf Grund einer Allerhöchsten Entsehliessung oder Ermftchtigung 
publicirt werden. Ueberdies haben säramtliche Staatsl)ehörden in 
Oesterreich ein verfiuisuugsmässig ausgesi>rochenes Kecht der »Ver- 
ordnung auf Grund der Gesetze* '^). Durch die den Gerichten auf- 

7) Staategrundgesetz über die Regierungs- und Vollzu<,'Sgewalt Art. 2. 

8) ib. Art. 11. Die Staatsbehfinlen sind intifrhalb ihres amtlichen 
Wirkungakreiscs befugt, auf Grund der Gesetze Veronlnungon zu erlassen und 
Befehle zn ertheilen und sowohl die Beobachtung dieser letzteren ab d«r g«Mtl- 
lichcn .Anordnungen selbst gegenüber den hiezu Verpflichteten zu erzwingen. 
Leber das Österreich iche N'crordnungsret-ht vgl. namcutlich die tretnicitcn Aus- 
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erlegte IMiicht, über die Gilti^keit von Verordnungen im gesetzlichen 
Tnstanzeuzuge zu entscheiden sind genügende Garantien dafür 
gegeben, dass das Verordnungsrecht auf dem Boden der Verfassung 
und der Gesetze bleibt. 

Weniger klar allerdings ist das Yerordnnngs- und Verfiagnngs- 
recbt anf dem (Gebiete der mit Ungarn gemeinsamen Angelegen- 
lieiten ausgopräjxt und deshalb manches seiner Natur nach der Gesetz- 
gebung Anheimlallende durch Verordnung geregelt worden '"). Dem 
Kaiser und König ist der Oberbefehl über die Armee als ein per- 
sönlicbes Mi^estätsreclit vorbehalten. Femer kann er auf dem Wege 
der Yerfngong anf dn Jahr, wenn Beichsrath und Beicfastag sich 
fiber die Hohe der beiderseitigen Quotenbeitrftge za den Kosten der 
gemeinsamen Angelegenheiten nicht einigen können, dieses Verhaltui.ss 
festsetzen Sonst aber schweigen die Ausgleichsgesetze üi)er die 
Abgrenzung »jenes Theiles der gemeinsamen Angelegenheiten, welcher 
nieht rein Sache der Begierung ist* Da überdies eine Ver- 
waltangsgerichtsbarkät auf dem Gebiete der gemeinsamen Angelegen- 
heiten ansgeschlossm ist '^), so ist nur in der politisehen Minister- 
verantwt 1 tlichkeit — die principiell ausgesprochene constitutionelle 
des gemeinsamen Ministeriums harrt noch der ausführenden llesetze 
— eine Garantie dafür gegeben, das^ die natürlichen Grenzen der 
Verordmmgsgewalt nieht allznweit überschritten werden. 

Znm Schlüsse mnss hervorgehoben werden, dass der Begriff 
der Verordnung in der Bechtssprache lange nicht jene Unzweideotig- 
keit besitzt, wie der des formellen Gesetzes. Die mannigfachsten 



fühnrngea von A. Uenger, System des österr. CiTilprosessrechts I S. 227 ff. 
und Pfaff-Hofmaiii} b. a. 0. S. 128; ferner ülbricn. Lehrb. des Sst StMta- 

lechts S. 3^*1 ff.; Iiur> khanl, System des ö.«t. Privatrechts 1. S. 89. 
9j StaatsgruDilgusctz über die richterliche Gewalt Art. 7. 

10) So sind s. die PeMionsTOrachriften für die gemeinsamen Beamten 
durcli Vt riirdnunc: des Kaisers nnd König:« provisorisch gi orflnot worden (vgl. 
Malfatti di Monte Tretto, Uandbucli des öst.-ang. Cousularwesens 8. 103), 
tntedem dieae Materie naeb dem Staatendite beider Beidiatailfteii ab Finans- 
ugdcg^nhoit in dio Competen? der Gestt^bnqg gahArt. 

11) Oest. Aasgleicbsgesetz § 3. 

12) üng. Gea. Art XU: 1867» § 28. 

13) Oesetz vom 3. Oktober 1875. R.-G.-B. ftr 1876, Nr. 86^ 8 8 Iii c, d. 
Jellinek, OflMts und VerordaaBg. 9 
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Bezeichnungen sind für die ohne parlamentarische Zustimmung 
erlassenen allgemeinen Anordnungen der Regierung und der ihr 
untargeordDeteD Organe gebräuchlich. Neben der Bezeichnung Yer- 
ordnung sind die Ton Eandmachungeo, Oidres, SUtuten, BegulatiTeB, 
Girenhnchidbeii, Instnictioneii n. s. w. in Teraehiedenen Staaten 
im Gebraoebe. Ferner ist im effieiellen und mm Thdl selbst noeb 
im wissenschaftlichen Sprachgebrauche der Bef^riff und das Wort 
Verordnung oft mit dem der Verfügung confundirt Allerdings 
ist erst in der jüngsten Zeit die Verfugung als Regelung einer con- 
creten Angel^eoheit der Verordnung als einer Vorscbrift allgemeinen 
Inbaltes in der dentscben Wissenschaft gegenftbergestellt worden 



IX. 

Zar Gesohiohte des conatitationeUen Badgetreobta. 

1. Das englische Biid<,'et. 

Durch die vielfache Bearbeitung, wekhü die Geschichte des 
englischen Staatsrechts namentlich der neueren Zeit erfahren hat, 
liegt der Entwickelnngsgang des englischen Budgetrechta klarer 
zu Tkge als der des continentalen, dessen einselne Phasen ein- 
gebend zu verfolgen, man sich noeb nicbt die MQbe genommen bat 
Es wird daher an dieser Stelle eine kurze Skizzirung der englischen 
Verhältnisse genügen, die aber im Gegensatze zu den seit Gneist 
in Deutschland herrschenden Anschauungen ') den Nachweis liefern 
soll, dass das Budgetrecbt in England nicht minder als in anderen 
Staaten die schwierigsten juristiacben Probleme darbietet 

Wie in allen mittelalterlichen Beloben bembte das Einkommen 
der Krone in England theils auf dem Allodialbesitz derselben, theils 

14) liSning, Lehrbuch des dtutsclien Vcnvaltun^rTecht? S. 228 n. 1. 

15) Noch L. V. Stein, Die villziehendo Gewalt 2. Aull. I. S. 13 bezeichnet 
die Verfügung, dto er S. 816 ganz richtig charakterisirt, als eine Verordnung 
im weiteren Sinne. Für Zorn (vgl. lieichsstaatsrecht I, 8. 218) ist der Be* 
griff der Verordnung überhaupt nicht vorhauden. 

I) Budget und Gt rtz 1867; Qoeti ond Budget 1879 & 91 ft Bnglucbca 
Terwaltnngsrecht 1 8 49, II % 103. 
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auf nut/bareii HoheitsSrechten. Sollte zu diesem ordentlichen Ein- 
kommen ein ausserordentliches durcli Krieg oder Familienereignisse 
gefordertes hinzutreten, so konnte es nur ans dem Yolksvermögen 
genommeii weiden*). Seit dem berdbmteD «statufaua de tallagio 
non eoDoedendo* (25 Edw. I) ist es anerkanntes Beclit, dass olme 
des Paiiamentes Zoslamnrang keine Schätzung oder Steuer erhohen 
werden könne und so oft dieses Princip auch in der Folge verletzt 
wurde, stets hat das Parlament von Neuem seine förmliche Aner- 
kennung ¥on der Krone durchzusetzen gewusst. Namentlich im 
Kampfe gegen die Stuarts findet das Becht der freien Bewilligung 
wiederum seine ausdrOcklidie Anerkennung von Karl 1. in der 
„Petitiott of right«*), naeh der Vertreihung Jakoh II. von 
Wilhelm III. und J^Iaria in der ,,Bill of rights"*). 

Das siebzehnte Jahrhundert zeigt uns in England den hcran- 
wachsenden modernen Staat die altersgrauen Formen des mittel- 
alterlichen sprengend. Die alte Vorstellung, dass dem Könige Geld 
bewiUigt wird, mntss der neuen Platz maehen, dass für die Bedurf- 
nisse des Staates Vorsorge ku treffen sei, dass nicht kraft freier 
Bewilligung sondern kfiitt allgemeinen Gesetzes dem Staate zu 
leisten sei, dass diese Leistungen im Interesse des Staates, nicht in 
dem privaten der Regierung zu erfolgen haben und daher öfl'ent- 
licher Gontrole zu nnterwerftn seien. An Stelle der Bewilligung 
geforderter Summen in Bausch und Bogen tritt seit Karl II. die 
Bewilligung zu hestimmten Zwecken. Kraft der der Bewilligung 
hinzugefügten Appropriationsklausel ist die Regierung verpflichtet, 
über die Verwendung der erhobenen Summen dem Parlamente^) 

2)Vgl. Coke, 4. Inst 28; Blackstone I, c. VIII: On the kings 
revenno'; Stnbba, Const. hiitoxy II« 544 £; Qneist, Yerfasanng^geflchicbt« 

8. 3öl ff.. 691 ff. 

8) Petition of right Atr. X. that no man hcreafter be conipelled 

to nake or yicUi any gift, Inan. bencTolence. tax or such like charge, withoat 
Mmmon conscnso br act of (lurliainent. Stubbs, Selcct Charters p. 517. 

4) KU of rights I, 4. That lovying money for the use of thc Crown, 
hy pretence of prerogative, without grant of parliament, for looger time and 
hl other niaiiiKT than the same is or sball be grant«d, is illegal. 

5) Bewilligung zu bestimmten Zwecken und parlamentarische Controlc 
hinrftber kamen bemts frfiher schon seit dem 14. JiuurbQndert sporadisch voi. 

9* 
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Becheiueliaft m geben. Zu deFselben Zeit zeigt rieli der erste 

Ansatz zu einer gesetzlichen Perpetuining der bisher nur auf be- 
stimmte Zeit bewilligten Steuern*^). 

Das Misstrauen gegen die Regierung, welches jede Revolutioo 
in ihrem Gefolge hat, läset das Parlament naeh der Vertreibung 
der Stoarts auf Sichemngsmittel for seine periodische fiinberofimg 
bedacht sein. Diese werden gefimden in dem zaezst nnr für sechs 
Monate, später fSr ein Jahr bewilligten «mntiny aet*'), welcher ^ 
durch Erlaubniss zum Halten von Truppen in Friedeuszeiten und 
die Gewährung sonst gegen das common law verstossender mili- 
tärischer Disciplinarmittel einzig und allein die Existenz einer be- 
waffiieten Macht ermöglicht, und in den jährlichen Bewilligungen 
für die Kosten des Staatshaushaltes. 

Die Revolution hatte aber die Macbtstelinng der Regierung 
gegenüber dem Parhunente von GninJ aus veräuJert. Nach kurzem 
Schwanken setzt sich definitiv seit der zweiten Hälfte der liegierungs- 
zeit Anna's die parlamentarische Farteiregiemng fest und damit ist 
ernsten Confiikten zwischen fiegiemng und Parlament tan f&r alle- 
mal ein Ende gemacht. „Die strengen Befehle der FtäiogatiTO 
haben der milderen Stimme des Einflusses Platz gemacht^ sagte 
schon Blackstone^) um die Mitte des vorigen .lahrlmnderts. Und 
ein heutiger Kenner des englischen Staatswesens hebt hervor, dass 
die alte Form der Geldbewilligung sich geändert habe, weil das 



Die Praxis, alle Aui<gaben zu appropriiren , tritt jedoch erst nach der Revo- 
lution ein, und zwar ist sie hier anfragt nodi manchen Schwankungen unter- 
worfen. Vgl. Coi 1». 200 ff. 

ü) Allerdings kommen schon im Mittelalter dauernde Bewilligungen, nament- 
lich von Zöllen vor, vgl. Stubbs, Const. history II, ]•. 525 ff« Daber tbeilt MhOD 
Coke, 4 Inst. 28 die parlamentarischen Subsidien ein in „])erpetual and tcm- 
porary". Allen Tudors und dem ersten Stuart wurden die Tonnen- und Pl'und- 
gelder auf Lebenszeit bewilligt, vgl. Coke. 4 Inst. 32, 33. l>ie erüte porroa- 
nentt> Steuer nach der Restauration, war zufulgo Cix )>, 197 eine Zollautiagc 
für die aufgehobenen Wards and Tenures durch 12 Car. II, c. 24(1660), nach 
May, Con.stitutional history I, p. 300, und Hearn I. e.'p. 857 die 1662 (14 
and IT) Car. II, c. 3) auferlegte Herdsteuer. 

7j Ueber den mutiny ;ict vgl. Bill of rights I, 6; Fischöl. Die englische 
Verfassung S. 162 ff,; Todd, Parlamentarische Regierung I S. 278 ff. 

8) 1'lie .Stern commands of prerogative ba?e yidded to the müder voioe 
of iutluencc I, p. 337. 
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Verhältniss der Krone zum Parlament eine gründliche Umwälzung 
erfahren hat. Die Drohung der Subsidieuverweigerung war eine 
furchtbare Waffe des Parlamentes in emer Zeit persönlichen Regi- 
iiMDteB. Heute wurde eine SteuenrerwdgeniDg nicht der Krone, 
wohl aber dem Parhunente Verlegenheiten bereiten. Heute dankt 
zwar die Königin, wenn ihr eine Geldbill vorgelegt wird, mit den- 
selben gn«1digen Worten in normannischer Sprache, welche bei fthnlicben 
Gelegenheiten ihre Vorfahren gebrauchten, aber ihr Dank für das 
Wohlwollen der Uuterthanen ist nichts als eine officielle Kedensart. 
Denn die Stenern werden zwar der Krone bewilligt, sind aber für 
Mfentüehe Zwecke bestimmt, und wenn die Oemehien freigebig 
and, 80 sind flie es nnr sich nnd ihren Wählern gegenüber. Das 
Zwangsmittel der Subsidienven^eigerung ist eine m migeschlaehte 
Kampfesweise für den Staat, der de facto von einem Ausschuss der 
Parlamentsmajoritilt regiert wird. Alles was mau durch dieselbe 
je erreicht hat, kann man heute sicherer durch sanftere Mittel 
erringen; genfigt doch ein einfoches Misstrauensrotum, nm ein 
Cabinet zu entfernen*)! 

Aus diesen Gründen ist es zu erklftren, dass in England im 
Laufe des vorigen Jahrhundorts ein Process der Permanenzerklilniüg 
von £innahmsquelleu und Ausgabenposten durch Gesetz erfolgt. 

'.') In our circTimstanccs to stoj) tho snpplies would bo a very efficient 
meaii to embarrass ourselves, but it would cause no personal inconvenience to 
the Queen. When the whole public «errioe looked to tlie Crown a.s its real 
and not merely its legal paymaster, or whon any objoctionable line of policy 
was puraoed ander the personal dircctiun oi tbe King, the refusal of supplics 
was a fomddBble check. Bat when tha Civil List has been separatcd from 
all the charges relatinsr to the public servico, and when the policy of the 
Crown is the policy of Ministors in wboiu the House of Coiamons has con- 
fidence, and wnen permanent chargeg are provided for by permanent taiation, 

the <>ld remody loses all its virtue. Tho snpplies although they are 

graute«! to the Crown, are for the public purposes only; and if the Commons 
are liberal, they are liberal to themselves and their constituents. Once and only 
once siince tho Rov iliition. in 1781, did tho Commons attempt to withbold the 
supplies; and the laümo of their project was eomplete. They did not compel 
the resignation of the Ministry. They did not prevent the dissolution of the 
Parliament. We may thereforo consider that this great political remedj is 
whoUj inappropriate by our modern ConstitutioQ. All the objects ivhich it 
mm em nsed to obtain can nov be obtaincd more snrdj by gentler mMiM. 
Hearn ». a. 0. p. 358, 359. 
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Die aoB den dsDernden fännahmsqnelleii ffiessenden Gelder werden 

in Fonde verwandelt, di^^se zunäcb>t in drei Fonde: den aLjeret^ate, 
general und >ouih sea fun l vr-reiniirt. Jeder Fond wird zur Deckung 
bestimmter Ausgaben verwendet. Schliesslich ist durch 27 Geo. III. 
e. 13 ein eiobeitlicber Food, der „oonsolidited fand* gebildet 
worden**). Zn den fixen Ausgaben, welche gesetzlicb anf den »oon* 
■olidated fand* angewiesen sind, gehören namenilicli die Zineen der 
Staatsschuld") und die für die Regieruugsdauer eines jeden Mon- 
archen bewilliV'fp Civilliste, welche früher einen grossen Theil der 
Ausgaben für den Civilstaatsdienst , so^vie den Pensionsetat um- 
scbloss, die jetzt, daTon lo^öst, besondere Bestandtheile der per- 
manenten anf den consolidiiten Fond angewiaasnen Aufgaben bilden. 
Diese permanenten Aasgaben **) betragen beute ungef&br ein Drittel 
der Gesammtausgaben und werden in das Jahreäbudget überhaupt 
nicht eingestellt, sie werden kraft der Gesetze, durch welche sie 
permanent erklärt wurden, abgestattet^*). Die Einnahmen des con- 
eolidirten Fondes sind aber so bedeutend, dass dcb jfthrlicb ein 
weit Aber die auf denselben angewiesenen Ausgaben ndehender 
Uebersebnss agiebt, den das FSurlament zur Deeknng der jibrlicb 
zu bewilligeDden Ausgaben heramieht. Daher kommt es, dass 



10) Dorefa 56 Geo. III. e. 96 (1816) wurde d«r «omolidliie Fbnd fttr 

Idan-! mit il.-in onirlischt^n vt'r<''inifrt . durch 1 Vict.. c. 2 fl?^""! wnHen ver- 
schiedeoe erbliche Kinkünlte der £.rone dem Consolidated fand zagewies^ Die 
bentige gesetilidie SteUimf dee eomoUdtted fbnd beruht ftvf 17 and 18 Vict 
c. 94 (1854) and 19 arifl 2^ Virt. c. 59 (l^'^'^A. durch weL-ho der Fond mit 
neaen AoBgaben belastet wurde, während andere ihm abgenommen and aof 
temporär tn bewilligende Auflagen gestellt worden. TgL Todd L p. 404 ft; 
Cox 189 ff.; r.neist, Engl. Verw.-Recht II S. r.^nfr. 

11) Zaletzt geordnet durch die National Dcbt Act 33 and M Yict. c. 71 
(1870). Ueber die Terwaltang derselben TgL ausser Todd und Gneist jetit 
namentlich Philipporich v. Ph i lipp s berg. Die Bank von England S. 148ff.; 
ferner Dicey , Lectares introductory to tha stadjr of the law of the donstitation. 
2. ed. London 1886, p. 828. 

12) das volktindige VenndmlM der pemuMBtai Avgiben bei 
Todd I. p. 407. 

13) Anson p. 237. 

14) .Diese Ausgaben sind nach ein für allo Mal CTlas^'Mien Gesetun Jahr 
für Jahr aas dem consolidirten Fond so leisten, ohne da$ä es einer emeaten 
parlamentarischen Ennfichtigiug bedurfte." Todda.a.0. S. 407. Die p«p> 
manenton Ausgaben flotfliebeD don »Paiumluuidschiib d«a OommitM of fopplm* 
Anson pag. 237. 
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gegenwärtig nur mugei&hr ein Siebentel aller Staatsaasgaben auf 

kraft jührliL-her paiiamentarisclier Bewiliiguug zu btischafifende £in- 
nahmen augewiesen ist**). 

Eine nähere Darstellung der eigenthümlicheu parlamentarischea 
fiehandluiig des englischen Budgets liegt ausserhalb der hier za 
behandelnden staatsrechtUchen Fragen. Bs genftgt za enriihnen, 
daas anf die Forderung der Krone hin, Gelder za bewilligen, das 
Unterhaus zuerst den principiellen Beschluss fasst, dass Ihrer 
Majestät Geldmittel zu bewilligen seien, worauf an einem späteren 
Tage ein Görnitz des ganzen Hauses über diesen Antrag beschliesst, 
dann an das Haus berichtet, welches ihn aooeptirt, am sich sodann 
wieder in einen Ansschass des ganzen Hauses za verwandehi, welcher 
die geforderten Snmmen gemAss den in der Begierongsvorlage 
enthaltenen Positionen bewilligt. Nach der Annahme dieses Be- 
schlusses durch das Haus berütli dasselbe, von Neuem in das 
committee of the whole house und zwar of ways and means ver- 
wandelt — in neuester Zeit sogar gleichzeitig mit dem committee 
of sapplies oonstitoirt — über die Art der Deckong, «die Wege 
ond IGttel* der Ausgaben. Ist aueh dar Besehloss dieaee Comitö's 
Tom Hause aoceptirt, so wird gegen finde der Jahressession die 
Ai>propriation8bill beschlosssen , in welcher alle früher erflossenen 
Einzel be willigungen wiederholt und zusammengefasst werden und 
der Bewilligung f&r jeden einzelnen Verwaltangszweig die Appro* 
priaüonsUausel hinzi^gefügt wird, d. h. die Bestimmung, dass die 
Odder zu keinem anderen, als dem ausdrOcUich in der Bill ange- 
gebenen Zwecke verwendet werden dürfen. Formell enthält erst 
die Appropriationsakte die parlamentarische Bewiliiguug im tech- 
nischen Sinne, jedoch wird gewohnheitsrechtlich bereits während 
der Sitzongsperiode, also vor Brlass der Appropriationsakte von dem 
Ezcheqoer die Verwendung der von dem Hanse unterdessen be- 
willigten Gelder verlttgt^'), indem eine Verwerfimg der gesammten 



15) Gneist. Biulnret und Gesetz S. 7. 

16) Vgl. ttb«T die Details die einscblägigen Capitel bei Maj, FarUameat; 
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Appropriatioiisbill, wie sogldcb erOrtert werden wird, oieht be* 
forchtet wird. Schon Black st one bemerkt, dass Niemand Be- 
denken tragen wird, der Regierung auf das einfache Votum des 

Hauses hin vorzuschiessen, wenngleicli Doch kein einen neuen 
Credit eröffnendes Gesetz zu Stande gekommen iät, kraft welches 
allein Steoeni tod den Untertbanen erhoben werden dürfen. Die 
Yerwendung der bewiBigten Credite erfolgt gemfias den gesetiliehen 
Voten, innerhalb derselben durch königliche Order 

üeber die staaterechtliche Bedeutung der Bndgetbewilliguug in 
England ist von Gneist eine eingehend begründete Theorie auf- 
gestellt worden ^% die an dieser Stelle einer kritischen Untersuchung 
unterzogen werden muss. 

Zufolge Gneist ist nämlich die Thfttigkeit des ünterhanaoB 
bei der Votinmg der emselnen Credite sowohl als bei der schfiees- 
liehen Feststellung der Appropriationsbill in Beziehung auf die 
permanenten Einnahmen und die aiit Gesetz beruhenden Aus- 
gaben (selbstverstäfldlich mit Ausnahme der in die Bill gar nicht 
aufgenommenmi Ausgaben für Civilliste, Staatsschnld n. s. w.) 
weder materiell, noch formell ein Gesetz, sondern ein Ver- 
waltnngsakt. Die Thfttigkeit des Parlamentes ist hier wesentlich 
eine controlirende , keine legislative. Die Appropriationsakte hat 
den Charakter einer Ausfall rungsverorduung zu den bestehenden, 
Einnahmen und Ausgaben anordnenden Gesetzen. Diese Ausführungs- 
▼erordnong kann rom König nnr mit Zustimmmig des Parlamentes 
erlassen weiden. Da es sich aber um die Ausfühnrng bestehender 
Gesetze handelt, so kann das Unterhaas weder durch ein ablehnen- 

Todil nnd Gneist. En|?l, Verw. -Recht; auch Seidler. Bndjjet und Badget> 
reclit im Staatshautthalte der constitutionellcii Monarchie 8. 157 ff. 

17) Durch finbeqner und Audit-Departements-.^ct 1866 wurde bestimmt, 
dass vor der Appropriationsact« die unterdessen ^emaditou Bewill ijjungen dadurch 
ausgeführt werden können, dass die Bank von England ermächtigt wird, die 
einstweilig bewilligten Saminen der Staatsverwaltung vorzuschiessen, während 
bis dabin die Erbebung auf dem Wege der Exche<]uer hüls erfolgt. Vgl. 
May, Parliament p. 146 ff.; Philippovicb a. a, 0. S. 592; Dicey 1. c. 
pi«. 822. 

18] Budget und Qewts; ferner Gesetz und Badget S. 191 ff.: Engl. Venr.- 
Becht n S. 714 ff. 
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dfls Votom befitohende geoeteliefae Ebnohtungen ausser Kraft seteen, 

— hiezu ist stets ein besonderes durch alle drei Faktoren des 
Parlamentes zu Stande srpbraclites Gesetz nothweudig — noch kann 
eine Gesaramtverweigerung des Budgets stattündea. Derartige Be- 
schlösse wftreD actus inanes, mn welche die Begiening sich nicht 
kflmmeni würde, ja nicht kfimmem dürfe bei ihrer Teractwort- 
liehkeit, kraft deren ne Terpfliehtet ist, die bestehenden, dnrch 
einseitige Beschlüsse des Unterhauses nicht zu alterirenden Gesetze 
auszuführen. In einer VerwciL'^cnmg dos Budgets oder einer gesetz- 
liehen Ausgabe würde daher nur ein Verzicht des Unterhauses aa 
dem ihm Terfiissm^gsmftssig zukommenden Antheil an dem firhiss 
der Generalorder liegen, durch welche jfthrlicfa die Finanzrerwaltnng 
geordnet wird. Die Order würde dann eben <dme das ünteihans 
erlassen nnd die Minister dadurch nur insofern in eine andere Lage 
gebracht werden, als sie nun verpflichtet wären, die Nothwendigkeit 
und Gesetzmässigkeit der von ihueu vollzogenen Finauzakte nachzu- 
weisen. Von einem impeachment wegen Erhebung der gesetdichen 
iännahmen nnd Leistung der zur AnsfÜhmiig Ton Oesetzen be- 
stimmten Ausgaben könne jedoch nicht die Bede sein. In diesen 
staatsrechtlichen Sätzen offenbaren sich der Idee des Rechtsstaates 
angemessene Bestimmungen, indem die parlamentarische Mitwirlnmg 
bei Feststellung des Budgets ein Glied iu der Kette von Coutrolcn 
der Verwaltung bildet, was nur durch ihre Unterordnung unter das 
Gesetz ermöglicht wird. 

In diesen Sfttzen hat Gneist die englische Budgetpnuds seit 
dem Beginn der parlamentarischen Regierung zutreffend geschildert. 
Sie werden jedoch zu unbeweisl)aren, ja sogar uuriclitigen Beliaup- 
tungen, wenn mau sie als unabhängig von der, staatsrechtlich keines- 
wegs nothwendigen, Ausübung des grössten Theiles der königlichen 
Ft&rogatiTe dnrch Cftbinet und Parlament hinstellt, ^e können 
keinesfalls zur Lösung ancs Confliktes dienen, der während der 
heutigen Gestaltung der Parlamentsverfassung einfach unmöglich ist. 

Das parlamentarische System, wie wir gesehen haben, bedarf 
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kemer Zwangsmittel, um den EinflnsB dfls FarlamenteB — in nmierar 
Zeit des Unterhauses allein — welches de foeto hemcht, sn siehem. 
Ein leiser Bruch auf die Regierung genügt, um die Wfinsche des 

Unterhauses l\\ erfüllen. Da.s Schicksal des Cabinets ist derart in 
den Willen dejj Unterhauses gestellt, dass ein dauernder Conflikt 
zwischen beiden undenkbar ist. Deeshalb ist die einst so furcht- 
bare Waffe des impeachment eing;ero6tet, deeshalb das Becht 
der freien SubsidienhewQligung in der alten Form angeschlafen. 
Eine Verwerftmg des Gesammthndgets durch das Oberhaus, formell 
zuliLssip^, ist uacb der constitutionellen Praxis unmöglich und damit 
ein lernerer Grund von Conflikt»'D aus der Welt ^'eschafft. Wenn 
iu erheblichea Punkten eine Differenz zwischen Cabinet und Unter- 
haus besteht, so sind nur swei Fälle m^tglich. Entweder das 
Cabinet demiasionirt sofort oder die Erone lOst nach dem herShmten 
PrftcedenzfoU von 1784 das Unterhaus auf und das Cabinet behaiqitet 
sich oder geht, je nach dem Ergebniss der Neuwahlen. Gerade 
die Vori^ringe von 1784 beweisen deutlich die politische Unmög- 
lichkeit, mit der BudgetvervTeigeruug etwas auszurichten. Damals 
wollte das Pitt feindlich gesinnte Unterhans die drohende Auflösung 
durch Nichterledigung der AppioprxationsbiU verhindeni und resol» 
Tirte, dass es eine grobe Verletzung der Verfiissung sei, wenn Tor 
dem Zustandekommen der Appropriationsakte irgend eine Summe 
für die Staatsverwaltung gezahlt werde. Pitt kehrte sich an diesen 
Bföchluss nicht, sondern löste das Haus auf. Die Neuwahlen 
ergaben eine grosse M^jorit&t för das Cabinet Nun war natOrlich 
Niemand mehr da, der dem Beschluss des vorigen Hauses hätte 
Nachdruck verleihen wollen. Das neue Unterhaus votirte selbsb- 
verstftndlich alle von der Regierung unterdessen veraasgabten 
Summen und nahm sie in die nun votirte Appropriationsbill auf'**'). 
Seit dieser Zeit ist kein Versuch einer Budget Verweigerung in Eng- 
land vorgekommen , nicht weil das Parlament so sehr von der 



18a) Vgl. die DaitteUang von May, Oomt hitt 6th ad. I, p. 71 ff. 
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Idee des Rechtsstaates durchdrungen ist, sondern weil der Engländer 
durchaus nicht das Bedürfniss fühlt, sich lächerlich zu machen. 

Ebenso beruht, wie schon erwähnt, die Praxis, Zahlungeu vor 
dem ZuBtaDdekomineD der AppropriationsaUe zu leisten, auf der 
im pailamontarisch inerten Staate selbstverBtftiidlieheii Yoraiis- 
setzQBg der baldigen definitiveD Genehmigung der bereiiB venu»- 
gabten Summen ^^^). 

Ganz anders jedocli stellt sicli das enirli'^f'he Budgetrecht dar, 
insofern man seinen Sätzen eine absolute von der gegenwärtigen 
Gestaltung der Verhältnisse zwischen Begienmg und Parlament 
unabhängige Geltung heilten wüL Wenn man die formale MOg- 
liehkeit erwägt, dass im Kampfe der Parteien die Erune ihre 
selbstständige herrschende Stellung wiedergewinnt — eine Even- 
tualität, welche Gneist als in der Zukunft Englands zu verwirk- 
lichend erblickt — so würden dieselben schwer zu lösenden Con- 
flikte, welche das Budgetrecht der meisten oontinentalen Staaten in 
sieh birgt, auch in dem engüachen zu Tage treten. 

Nichte ist nämlich weniger geklärt als das juristische Yer- 
bältiiiss der auf Gesetzen beruhenden, in die Appropriationsakte auf- 
zunehmenden Ausgaben zu der Appropriationsakte. Während näm- 
lich alle Schriftsteller darin übereinstimmen, dass die permanenten, 
dem Betrage nach feststehenden Stenern und die permanenten, nicht 
zu approprürenden Ausgaben nicht Ton der parlamentarisehen Bewil- 
ligung abhängig sind, behaupten ebenso alle englischen Schriftsteller 
von Blacks tone bis auf die Gegenwart, dass der Kecbtsgrund 
aller appropriirten Ausgaben ausschliesslich in der Appropriationsakte 
ruhe^'). Die Ansicht Gneist 's von der Natur der Appropriations- 

l&b) May, Parliaiuent p. 590 sagt ausdrücklich von dem Rechte, TOI 
der Appropriationsakte Zahlungen zu leisten: ,it is liable to be viewdd witb 
jeoloasy, if thc ministers have not the oonfidenoe of Parliament." 

18c) Verfassungsgesch, S. 724. 

19) Blackstone I, 308 Ton dam committcc of ways and means: the nso- 
Intions of this comraittee, when approved by a vote of the house, are in Ercncral 
esteemed to be (as it were) tinal and conciusive. For. though the suuply can- 
BOt be actnaUtf raiscd ujpon the subjx t tili directed by au act et tiiewholeper- 
UuNot, jet no nuMüea man will scruple io adTanee to the gOTemment anj 
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akte als einer AnsfOhraogsverordnoni^ wird in England Ton Nie- 
mandem gotheilt. Das englische Rocht kennt überhaupt keine mit 
parlamentarisclier Zustimmung erlassenen Verordnungen, Bei 
aller materiellen Geschiedenheit der einzelnen Klassen gesetzgebe- 
rischer Akte ist dennoch Alles, was beide Häuser beschliessen und 
die Knm genehmigt, Gesetz. Auch die Appropriationsakfce ist 
Ftolamentsstatnt , ist Gesetz. Die formelle Gesetzeskraft aller 
Parlamentsakte ist ebenso eine gleiche, wie die formelle Gesetzes- 
kraft aller constitutiouellen Gesetze auf dem Continente. 

Der Satz, den ohne Ausnahme alle englischen Juristen ver- 
treten, dass ohne Appropriationsakte den betreffenden Ausgaben der 
Begienmg die gesetzliche Basis mangele, hat allerdings im parla- 
mentarisch regierten Staate geringe Bedentnng. Nicht nur kdne 
Verweigerung*®*), kaum eine Minderung der ministeriellen Forde- 



?1iaDtit3' of reaily casli, on tlio t reJit of a ]iure voto of the liouse of coiniiions. 
hongh QO law be yet passed to establish it. Coxp. 202 coiuiatirt die 
Praxi« der Ausgaben vor aer dcflnithren Appropriation and «rUSrt: ,6iit if 
the Session endod witliout the rosolutions of tbc House of tbe Commons intr 
carried into etlect bv a law, the votes woald be as if thej had never 
been passed. and tne ofßeem of tke Trearary and Exeheqner wonld be withont 
any anthority to api'ly the revenu»' of tho public sorvicf." I^Iay. Pari, 
p. 592, 593 bemerkt zu Excbetiuer and Audit Departements Acts: ,iiv tbese 
«nactmeDts iminediate efleet is prm to fhe Totee of the Commoiu: bnt there is 
still an in^^laritj in proroging or dissolviii},' Parliament before an Appro- 
priation Act ba« been passed; since bv such au ercnt, all the Totes of the 
Commone are rendered void, and tbe soms reqnire to be votod again in 
tbe next sossioii. bofor«> a legal appropriation can be effecte<l." Todd I. 
392, 407. Dicey p. 32:'>: Not a peuu; of revenue can be legally expended 
ezoept ander the anfhority of some Act of Parliament. This anthority may 
be given by a permanent Act — — — or it may be givon by the Appro- 

Sriation Act, that is, the annnal Act by wbich Parliament „appropriatea* or 
zes the sams pajable to ohje« ts (the ebief of which is the sapport of tbe army 
and navy) wbich are not provided for, as i> the payenient of tho National Debt. by 

permanent Acts of Parliament. The autbority to make payments from it 

(▼id. the national inoome) is given in many cases by i^ermanent Acts. — 

Tlit' Order or anthority to make j-ayni- nts out of it is in other cases given by a 
yearly Act, namclj the Appropriation Act, wbich determines tbe mode in wblcb 
the snpplies granted by Pkrliament (and not otherwise appropriated by pennanent 
Acts) are to he sjtent. In eithor casp, and this is tho point to bear in mind. pay- 
ments made out of national revenue are mde by and undcr the anthority of the 
law. namely, ander the direetions of some special Aets of Parliament.* Anson 
1>. 237: ,The sums voted to nieet tbe anny. navy and civil Service estimates 
caunot be legaUy paid until tbey are erobodied in the Appropriation Act." 

19a) Die aber tiotiden von den grössten AntoritSten des englisehen Staats- 
rechts als juristisch möglich hingestellt wird. X i' h schärfer als in den in der 
vorigen Note citirten Stelleu ist dies ausgesprochen von May, (Jonst history 
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rangen ist während der parlamentarischen Regierung vorgekommen 
und May erthcilt dem Parlamente das y,bedenklit'he Lob", dass es 
sich fast immer den Anspriichen des Cabinets entgegenkommend 
geifligt habo'^). Auch werden hftnfig die gew&hrien Gredite weit 
übenchiitten'i). Daher Uagt Hatsell darOber, dass die Voten 
des Haoses der Gemeinen manchmal geradexa Iftdierlich werden 
nnd rar Bedentungslosigkeit herabsinken **). Es würde aber gefehlt 
sein, daraus zu schliessen, dass ihnen kein juristischer Werth inne- 
wohne. In allen officiellen Aktenstücken ist anerkannt, dass die 
AppfTopnationsakte die «legale Sanktion'^ der Auagaben entb&it'^) 
nnd daher kommt es auch, dass englische Politiker, wie Gneist selbst 
anfahrt, hente noch ebenso von dem in thesi onhegiftnzten Rechte 
des Parlamentes zur Bewilligimg von „aids and supplies" überzeugt 
sind, wie weiland ihre Vorfuhren zur Zeit des langen Parlamentes. 

Die juristische Bedeutung der Appropriationi»kte würde sofort 
zo den lebhaftesten Kämpfen Anhiss geben, wenn einmal eine 
Begierong ohne oder gegen die Fttrhunentsmfyoritftt herrschen wollte. 
Das Ddeaperate** Mittel der Bndgetrerweigemng ist hente obsolet 



II, y. 102, 103, der golegontlicb der Darstellung des Falles von 1784 sa^jt, dass 
die Verantwortlichkeit der Gemeinen für einen so gefäbrlichen Schritt, der sich 
seit dieser Zeit nicht wiederholt hat, zu bedeutend geworden sei. Die Kin- 
richtungen und der Credit det> Staates hängen zwar von ihren Bewilligungen 
ab, dBrfen aber nicht unbedacht im Stocken gebracht werden. Sie bedürfen 
auch dieses Mittels nicht, um die Executive willfährig zu machen, da sie 
auf andere Weise einen nicht minder wirksamen Einfluas auf die Leitung der 
Staatsgeschäfte üben könoeo. Also nicht die rechtliche, sondern nur >lie ethische 
ünzulässigkeit der Verweigerung behauptet! Todd I, S. 438 erklärt zwar, dass 
nach der neueren Praxis das Unterhaus sein Bewilligungsrecht auf einzelne 
Ausgabcposten beschränke, sagt jedoch weiter: „Dabei bleibt es immer noch 
ein unbestrittenes Becht des ll.iuses der Geraeinen, die von der 
Krone geforderten Geldmittel ganz und gar zu versagen. Vor Einführung der 

Carlamentarischen Regierung machte man von dieser gefährlichen AngriffswaiTe 
äutig Gebrauch, um einem eigenwilligen Monarchen die Abstellung von lic- 
scbwerden abzuringen. Jetzt ist es jedoch nicht mehr nöthig, zu einer so extremen 
Massregel zu greifen, und diese einst gefürchtete Wafle hegt ^oetend m dmr 
fifistkammer constitationeller Kriegsgeräthe'.' 

20) Vgl. May. Const. bist. II p. »9 ff.; Todd 1, S. 447 ff. 

21) Ueber Etatüberschreituni,'on und ihre Behandlui^ 8. Todd I S. 488 ff. 
öneist, Gesetz und Budget S. 103 ff. 

22) Precedents III, p. 207. 

23J Ygi Btp. on publ. mimeiii PtoL Fkp^ 1857 citurt bei Seidler a. a. 0. 
S. 168. 
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Aber andi die Yarweigenug dee royal assent zu eiiiem Oesetee Ist 

seit l'a.st zweihimdtrt Jahren niclit vorgekommen. Und ebenso hat 
das irapeachment, als politische Anklage wenigstens, alle Bedeutung 
verloren. „The days of impeachment are gone*, sagte bekanntlich 
Sir Hobert Peel und als 1848 Anstey den Versuch maohte, einen 
AnUagebewliloaa gegen Lord Palm ersten zd provoetren, da folgte 
dieeem Beginnen henhaftes <}elftchter. ünter der Herrschaft parla- 
mentarischer Parteiregierungen ist eine Verweigerung der Sanktion 
eines Gesetzes sowie eine Miuisterauklage ebenso obsolet wie die 
Nichtvotirung der Appropriationsakte. Aus dem gegenwärtigen 
Zustande jedoch zu schliessen, dass der freie royal assent und das 
impeachment fiberhaiipt ans den englischen Institutionen m streichen 
seien, wftre durchaus gefehlt. Ein Wechsel in dem System der 
Parteiregierung würde im Stande sein, die schlummernden Sätze 
des common law zu neuem, vielleicht wenig erfreulichem Leben zu 
erwecken. 

In einem solchen Zustande wfirde das Verhftltniss von Appro- 
priationsalcte und AusgabcgMetsen andeies sein, als heute das 
Verhftltniss von Budget und Gesetz in Preussen, wo der grösste 
Theil der Einnahmen und Ausgaben auf gesetzlichen Titeln ruht und 

dennoch die rechtliche Natur des Budgets wie einst zu den heftigsten 
praktisch-politischen, so jetzt zu den lebhaftesten theoretisch-staats- 
rechtlichen Streitigkeiten Anlass giebt Es heisst viel zu weit gehen, 
wollte man behaupten, dass im engüscfaen Bechte diese Streitfiragen 
eine defimtiTe Lösung gefanden haben, es heisst von Neuem eine nur 
historisch völlig verständliche, auf eigenthümlichen un wiederhol baren 
Bedingungen benihende, bei manchen Vorzügen mit bedenklichen 
Mängeln behaftete Regierungsform zum Ideal hinaufläutern, um sie 
als Prototyp des itechtsstaates hinzustellen. Schon die Thatsache, 
dass der unbezweifelten jfthrlichen Bewilligung unterliegen die Kosten 
fOr Heer und Flotte, sowie unter anderem auch für die Polizei- 
verwaltung, genügt als Beweis, dass die Permanenzerklärung der 
Ausgaben durchaus nicht nur nach den Forderungen des „liechts- 
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Staate", der ohne Heer, Flotte und Polizei gewiss nicht existiren 
kann, vorgCDommen wurde. 

Im parlamentarischen Staate giebt es «actus inanes'' des 
Farlamentes nur dann, wenn das Parlament sie selbst als solehe 
anarleemit und der Ifinister, der ea wagen wollte, einen par- 
bunentariachen Beaehlnss zn i^^norireDf würde bald in nnange- 
nehmer Weise an die Grenzen semer Macht erinnert werden. Das 
Parlament als oberster Richter in Verfassune^ssachon crebraucht seine 
Befugnisse gegenüber der Regierung nicht nach Rechtsprin- 
cipien, sondern naeh Gründen der Politik, es hat Minister Torant- 
wortlich gemacht nicht nnr wegen lUagalität ihrer Handinngen, 
sondern anch w^gen mangelnder «honesty justice nnd ntüity* ihrer 
Politik, es hat endlich die entsetzliche Waffe der ,bill of attainder* 
gebraucht, um wider das gemeine Recht die Rathgeber englischer 
Könige dem Henkerbeil zu überliefern, die es mit dem Buchstaben der 
aUgemeinen Gesetie nicht treffen konnte und dennoch vernichten wollte. 
Wenn ea daher anch vorkam, dass das Parlament vor Votimog der 
Appropriation^ill anij^elOst wnrde, wie 1784 nnd 1881, so mnssten 
Ton dem neuen Parlamente alle Bewilligungen nochmals zuerst im 
Görnitz und dann in der Appropriationsakte votirt werden, weil erst da- 
durch formell eine Entlastung des Ministeriums eintrat '^*). Wäre die 
Appropriationsakte eine Ausfohrangsverordnnng im Sinne 6n eist's, 
ao wire ihr Erlass nach der AnsfUirnng xom mindesten überflüssig. 
Attordings kann ea vorkommen, dass ein Parlament sich nicht um «neu 
Beaddnfla des früheren kümmert und dadurch denselben zu einem actus 
inanis macht. Das neugewählte Unterhaus von 1784 kehrte sich nicht 
an die Beschlüsse seines Vorgängers, weil es sich so wenig als irgend 
einParhunent berufen fühlte, theoretisches Staatsrecht zu treiben''"). 

Im Falle eines Confliktes zwischen Begienmg und Parlament 
bezüglich des Budgets würde man in EngUmd so wenig als anf 

23a) Schon dasshalb, weil sonst die Rechte des OWkaiuei verletzt wQrden. 

Aurh die Unregelmässigkeiten, welche 1807 und 1820 vorfielen, beweisen nichts 
anderes, &h dass kein Kläger, also aacli kein Richtor voriiandcn war. lieber die 
Tier Fälle der nicht zu Stunde gekommenen Appropriatiüiisaktevgl. Todd 1,8.45981 
28b) Vgl Najr, Const. hiat n, p. 103} Todd I. 8. 459. 
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dem Ciontmeiite nur durch Aigumentuen aas dem Buchstaben der 
positiven Gesetze, als vielmehr dorch eine üntersuchnng der Natur 

des Gesetzes, des Staates und seiner Verfassung zu einem juristischen 
ürtheile überKecht und Unrecht des Parlamentes in seinen Budgetbe- 
sclilüssen gelangen, sowie nur von diesem Standpunkte aus heute 
ein theoretisches Urtheil über die formal znlftssige Yerweigenmg 
des mutiny act und der Credite f&r Heer und Flotte und die 
damit gegebene Möglichkeit einer EntblOssung des EönigreidMS 
von allen Vertheidigungsmitteln gelallt werden kann, vor welcher 
Möglichkeit allerdings nicht ,die gesetzlichen Institutionen des 
Kechtsstaates," wohl aber die politische Klugheit und der Fatrio- 
tismos des Parlamentes England f&r alle Zeiten bewahren werden. 

So ist denn die Qneist'sche Lehre vom engltscfaen Bodgetrecht 
eine ans der parlamentarischen Praxis der letzten zwei Jahrhunderte 
abstrahirte Theorie, die aus dem historischen Boden der Parlaments- 
regierung herausgenommen und zu absolut geltenden Sätzen for- 
mulirt sofort ihren Werth als eoncrete Rechtsübung verlieii, und 
zn einer Doktrin wird, die in Widerspruch steht mit der allge- 
meben Beditsfiberzengnng, die in England herrscht **). 

Es mag an dieser Stelle noch darauf hingewiesen werden, 
dass in den Vereinigten Staaten , deren Finanzrecht sich nach 
dem Vorbilde des englischen gestaltet hat, vor der Appropriation 
verfassungsmässig keine Zahlung geleistet werden darf, selbst 
nicht im dringendsten Falle ^'). Diese Bestimmung, wehshe bei 
der eigenthfimlichen Natur der ünionsver&ssung kein taugliches 
politisches Mittel ist, um einen Druck auf den Pr&sidenten und 
dessen Staatssekretäre zu üben, wird von Story'*) durch die Noth- 
wcndigkeit der gesteigertsten Fioanzcontrole gerechtfertigt. Ihr 

21) Das fühlt Gneist sulbst. iiulera er, Verwaltung^reclit II, S. 730, 
zweifelt and fragt, ob die neue Wählerschaft Dach der Hefonubili TOB 1867 
dieselbe Achtun«; vor dein Gesetze bowahren werde wie die frühero. 

25) Const. of the ü.-Öt. Art. II, sect. l>, § 6: No moncv shail be drawn 
from the treasurj, bnt in consequenee of upptoprittiMi mftde hj law. YgL 
T. Holst 8. 73. 

26) Commentaries U. § 1340—1349. 
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Zweck vA Im Yemu mit der Verpfliehtan^ Ton Zdt za Zeit (from 
time to time) ein Bndget zu publiziren: ,To secure regularity, 
punctuality and fidelity iu the disbursemeuts ofthe public money'^)." 
Allerdings hatte T u c k e r auf den Widerspruch hingewiesen , der 
darin besteht, da» die StaatsglAubiger zwar dn richterliches Urtheii, 
das ümen Za]dmig tod Seiten des Staates zuspricht, erhalten können, 
die Zahlung seihst jedoch auch in diesen FftUen nor anf Grund emer 
Appiupriation geleistet werden dfirfe**). Aber Story sucht diesen 
Einwand gegen das horracliLndi' System durch den Hinweis auf die 
Gefahren zu entkräftigen, weklie im entgegengesetzten Talle dem 
Staatsschätze drohe durch die Möglichkeit von «coUusion and cormption 
in the management of suits between the daimant and the officers 
of the govemment intrusted with the peribrmance of this dnfy*. 
Allerdings habe aber der Cougress die Verpflichtung, die betreffenden 
Summen zu bewilligen, wenn ein zweifelloses Urtheil vorliegt -^). 
Iu neuerer Zeit ist man nuu auch in der Union zu dem System 
der permanenten Appropriationen gelangt, und zwar ist durch 
Gesetze die Zahl derselben auf 20—30 gestiegen. Vor einigen 
Jahren beschloss der Senat , dieselben bis auf die für den Gehalt 
des Prttsidenten und der Bundeerichter und ffir die Zinsen der 
Staatsschuld aufzuheben. Diese Bill erhielt je<loeli nicht die Zu- 
stimmung des Repräsentantenhauses. Nur soweit keine dauernden 
Appropriationen gemacht sind, muss daher wie in England eine jähr- 
liche Bewilligung kraft Budgets stattfinden *^). Dieses anerkannte 
Sjstem jflhrlieher Bndgetbewilligungen beruht in Amerika nicht auf 
Verteungsbestimmung, sondern auf constanter üebung. Nach 
V. H olst ist die jahrliche Bewilligung nur deshalb nicht als Verfassiuigs- 
satz gefordert worden, weil man sie für selbstverständlich ansah * ' 

27) Coiumentaries II. § 1348. 

28) Vgl. Story II, § 1349, n. 1. 

29) 1. c. § i:i49. 

30) V. Holst, Da.s Staatymlit (kr Vereinigten Staaten S. 7:?. 

31) a. a. 0. S. 74; Kuttiiaaun, Das nordamcrikaniäche Bundei* 
Staatsrecht verglichen mit don politischen Einrichtun}?en der Schweiz I, 
8. 176 constatirt dnfftch, dMs der Congre» dM Budget jiUurlieh .in GeielMe- 
fonu" feststellt. 

4 e 1 1 i n e k, (Jewts uiil V«ronlirang. |0 
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Hftt demnach die porlamentariBche FrauB in Eogkuid ein Yer- 
hAltniss des Parlamentes zur Finanzrerwaltang herrorgebncfat, 
welcheB dnich die imgertörte Haimeiiie zwischen Begierong and 

Volksvertretuiig manche ForJeruiigeu verwirklicht, die aus der 
Natur des Staates Hiessend anderswo im politischen Parieikanipfe 
oft unberücksichtigt blieben, so ist die Entwickelung des continen- 
talen Budgetrechts dorchans nicht der Erkenntni» der richtigen 
staatlichen Anfcorderangan ftemd geblieben. Eine eingehendere 
ünteisachmig über die Entwickelimg des franzflsiseh-belgiBehen 
Budgetrechts und seine Reception in Deutschland und Oesterreich 
wird lehren, dass hier ein Process vorliegt, der nicht, wie es bisher 
von allen Seiten geschehen ist, bloss durch politische Schlagwörter 
erkl&rt werden kann. 

2. Das französische Budgetrecht. 
Wenn Montesquieu an bekannter Stelle seines esprit des 
lois**) im ^bUcke auf die englischen Staatseinrichtungen jährliche 
StenerbewiUigongeii durch das Parlament als Schutzmittel der po- 
litischen Freib^ fordert-, so imterlftsst er es, sich irgendwie in das 
Detail des euglischeu Budgetwesens einzulassen. Die Grnndzüge 
desselben erfuhr man vielmehr auf dem Gontinente durch die acht 
Jahre nach dem esprit des lois erschienenen berühmten Commentare 
des englischen Bechts von Btockstone. Und trotz der Behauptung 
Gneis t*8"), dass der wahre Sachverhalt der englischen Finanzver- 
waltung aus Blackstone nicht deutlich erhelle, wird man nach 
der Lectiiie des Kapitels ,0n the kings revenue"^^) sagen müssen, 
dass der wichtigste Punkt, die Theilung der Staatseinnahmen und 
Staatsausgaben in permanente und bewegliche mit der grössten 
Deutlichkeit ausgeführt ist Von den Einnahmen aus den perma- 
nenten Steuern ist ausdrücklich gesagt, dass das Volk sich nidit 
weigern darf, sie zu bezahlen, weQ sie durch Farhimentsakte per* 

82) Esprit des lois VI, 11. 

83) Verwaltuugsrecbt II, S. 73». 

84) Blacks tone 1, ch. YliL 
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petnirt wurden^^) und ebenso geht ans seiner Darstellnns^ hervor, 
dass die Sammen für die Civilliste, welche damals die Ausgaben fär 
einen greeMn Theil des CüviktaatsdiensteB in ach schlössen, sowie 
die Qnsen der Staatsschnld nicht von jShrUefaen Bewi]ligDi^;en 
abhingen. 

Durch diese aller Welt bekannte Darstellung") war für jeden 
Kundigen eine totale Fälschung und Verdrehung des englischen 
Einanzrechtes ein für alle Mal unmöglich ^^). Namentlich waren die 
engüsehen Institutionen und die parhunentarische Fians derselben in 
Franhrdeh bekannt nnd man suchte sie m Tencfaiedenen Malen 
in das französische Verfkssungsrecht enmifllhren. Die von der 
englischen abweichende französische Kntwickelung des Budgetrechts 
hat ihre eigenthümlichen , in den gegebenen staatlichen Verhält- 
nissen begründeten Ursachen, diese sind aber weder in einer Fälschung 
des englischen Staatsrechts noch in der staatsauflOsenden Lehre der 
unbegrenzten YoIksBonTerftnetät zu suchen. 

In der Rede« welche Necker bei ErOffirang der ^ts gön^raux 
am 5. Mai 1789 über die tiiianzielle Situation Frankreichs hielt, 
legte er ein permanentes, aus gesetzlicheu Einnahme- und Ausgabe- 
titeln bestehendes Budget vor, dessen einzelne Posten nur auf dem 
Wege eines Gesetses sollten abgeftndert werden können. ,Les 
rerennes et les d^penses n*appartiennent k aucune annte en par- 
ticulier; elles sont toujoiu's les mOmeSf k moins <]n*on ne vienne k 
les changer par de nouvelles dispositions" ^^). Die Nationalver- 
sammlung jedoch berief sich auf das der Nation zustehende Hecht 

35) Tbis reTenue the people ctn never refose to raise becaase it was made 
perpetaal bj aet of parHamentb L 836. 

36) Eine französische Uebcntottiig der BUckstone*Mhiii Gommeiitare 

war bereits 1777 erschieneii. 

37) SeÜMt Ml Delolme*! m w gmua Berthmtheit gelangtem ober- 

tlärhliilien Buche, in weKhoni er die politische Bedeutung des Rechtes der 
SabfiidieDvtrweigerQDg so eiadrioglicb bervorhebt, konnte man nicht die Ucbcr* 
seagnng schöpfen, dim das Parlament jederseit ein vnbegrenxtes Verweigerongs- 
recht der Ausgaben besitze, indem weniK'stens die Bestimm niif^en über die 
CiTiUiflte annähernd richtig angegeben aind. Vgl. La Constitution d'Angle- 
tevn L. L cb. yn. 

88) Moniteiir Nr. 1 pu 8. 

10« 
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der Selbstbestenenmg und erklärte alle bisher bestehenden Stenern 

fSr illegal, ordnete aber deren provisorische Porterhebung an. 
Ferner wurde in der Sitzung vom 27. Juli 1789 die bloss periodische 
Bewilligung der Steuern von dem Berichterstatter des Verfassungs- 
aosschuases Glermont-Tonndre als Yon sftmmtlichen cahien 
gefordert oonstaturt**). 

Der znr NationalTerBanuDlnng eonstitairte dritte Staad Imfipfte 
demnach in seinen Forderungen an das alte Stenerbewilliguugsrecht 
an, wie es in Europa überall zur Zeit der Blüthe der ständischen 
Macht bestand und sich noch damals in einigen Staaten intakt er» 
haltm hatte. Sobald jedoch dieser dritte Stand za dem Bewosst- 
eem gelangt, daas er der BeprSaentant der dem Volke zakommenden 
Sonverftnet&t ad, ftodert sich der Charakter des ihm zustehenden 
Bewilligimgsrechtes von Grund aus. Nicht über ein „doii gratuit", 
das mau dem Könige geben und auch versagen kann, hat die Volks- 
vertretung zu entscheiden, sondern für die Befriedigung der ge- 
aammtien Bedürfiiiase des Staates, die gebieterisch dkonomiaehe 
Leiatongen der iänzelneD verlangen, Sorge an tragen. Mit so ele- 
mentarer Gewalt drftngt sich dieser Gedanke anf, dass die ErUftmng 
der Menschenrechte, welche eben nnr die unveräusserlichen Rechte, 
nicht aber die Ptlichten des Einzelnen feststellen sollte, bezüglich der 
öffentlichen Abgaben in schlecht verhüllter ii'orm eine Püicht des 
Volkes und der Volksvertretung definirt^^). 

Zum ersten Male wird das SteuerhewiUigangarecht mdk der 
neuen Ordnung der IN^ge Gegenstand der Öffentlichen Bisenssion 
durch Mirabeau in seiner berfihmten Bede Aber das königliche 
Veto. Indem er mit der ganzen Macht seines Genius für das 
absolute Veto des Monarchen eintritt, tiudet er in der jährlichen 
Abgabenbewilligung ein Mittel , um die jährliche Einberufuog der 

89) Moniteur Nr. 25, p. 107. 

40) Art. 12. La garantio des droits de rhomme et du citoycn iiöcessite 
une forcc uubliaae; ctitte force est donc instituee pour i'avaiitage de toiui . . . . 
Art. 13. Pour l'entretien h force publique, et poar Ics d^pcnscs d'admini- 
b'tration, nne contribotion commoTie est indispensable; elld doit ötra ^gAlemant 
repartic ciitrc tuus leg citojciui, ui raisuu de ieur lacult«. 
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Natioiialversammlnng m garantiren, und in der Verweipfenmg der 
Abgaben und der Armee das Mittel, durch welches die National- 
versanimluDg in den Stand gesetzt sei, einen Missbraach des könig- 
lifibeo Teto za verhindern Das SteaerbewiUigimgsrecht ersehet 
ihm daher ab ein nothwendigee OUed in der Kette der conetitationeUen 
Garantien, indem er znm Sehlnsse ausruft: „Je me reenme en mi 
seul raot, messieurs: annualit^ de l'assembl^e nationale, annualitö 
de Tarra^e, annualit^ de rimjwt, responsabilit^ des ministres et la 
sanction royale, ?ai:s restriction ^crite, mais parfEiitement limit^ 
de fait, sera le PftUadimn de la libert6 nationale et le plus pi6- 
deox exereUe de Ui Kbertß da penple*^'*). 

Hier finden wir das erste Mal die Lehre von der Steaer- 
verweigening als eine^ legalen constitutionellen Zwangsmittels. 
Allein die Constituante war weit davon entfernt, diesen Gedanken 
Mirabeau'ä mit Freuden zu ergreifen. Gerade dieser Punkt in seinen 
Aasfähnmgen erregte lebhalle Bedenken und von einem Depu- 
tirten wurde dhrekt erUftrt, dass eine Steuerverwelgenmg den ümstnn 



41) ,Qaatri»>nit'iit . jo snpposerai qu'en effet le vtto du prince eni]>eche 
1 eUbÜBsement de la loi la plus sage ot la plus avantageusc ä la Nation, qo'arrivera- 
^il ti le ntonr annnel de rassembl«« nationale est aussi solidement assnre que 
la conronne snr l;i tcto du prin- e <\m la porte, c'est-a-dire, si retour annuel 
de lasseinblet' nationale est assure par une loi vraiement coiiHtitutionelle, qui 
dt'ftnde aous peine de conviction d'imbecillite, de proposer ni la concession 
d'aucune especo d'impot. ni Tetablissement de la force militaire poar plus d'unc 
anuee. Snppoüons quc Ic prince ait use de son veto. Tassemblee döterminera 
d'abord, si l'usagc qu*il en a fait. a «m n'a pas de consequences fäcbeuses poar 
la libert^. Dans le sw>iid cas la diffioulte elevee par rinteri>09ition du Teto, 
se ironvant noUc uu d une legere iuiportance. lassemblee nationale votera 
rimpöt et rannte ponr la tenne ordinaii«, et dte-len tont mte dana l'ordre 
acoimtiim^. 

Dans le premier cas TassemblSe aura divers nioyens d'inäaer sor la 
volonte du roi; eile ponrra refuser l'impdt; eile poarra refnser 
Tarm^e: eile ponrra refuser Tun et l'rmtre, ou simplement ne les 
voter que pour un tcrme tres-court. i^uelque soit celui de ces parttes 
« qa*adopte ranemblöe, le prince, menaei de la paxaljaie da poofoir mkxASt a 
une öpoqne connne n'a plna d'aatie mojen qne d*en appeler i son peaple en 
dissolvant Tassemblee. 

Si donc aloia le peaple renvoie Ics mtaies dcputes & Tassemblee, ne 
faudra-t-il pas que le prince obtisae?" Sitnuig Tom 1. September 1789. lioni- 
teor Nr. 49 p. 203. 

41a) ib. p. 204. 

42) Buchex, Histoire de la Gonstitoanto II, p. 416. 
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dee Staates Ment». Man sahto die Steaera nielit dem Ednige, 

sondern der Nation*^). 

Aber Mirabeau hatte nicht an eine totale Stmierverweige- 
rung gedacht. Als kurze Zeit später die Constituante ihr erstes 
Deeret über die Erhebung der Steuern beschlieset und das Frindp 
aufttellt, dasB alle Steuern nur für kum Zeit bewilligt werden, 
naeh deren Ablauf zur Voiterbebung derselben eine neue Bewilligung 
nothwendig sei, da tritt Mirabeau in entschiedenster Weise, auf die 
richtig erkannten englischen Verhältnisse hinweisend, liir eine Trennung 
des Budgets in ein üxes und ein bewegliches ein, welch ersteres der 
jfthrlifihen Bewilligung nicht unterliege. Dasselbe habe m umfassen 
die Zinsen der Staatsschuld und die Civilliste und die hlettr be- 
stimmten Fonds ^). Dieser Vorschlag wurde von der Versammlung 
in der Weise acceptirt, dass die Nothwendigkeit der Votimng 
beider Posten des Ausgabenbudgets anerkannt wurde^^'). Die Per- 

43) Beavmetz gegen den Mirabeaa snetuninenden Comte d'AetraifrQeg: 

Cen'eat pas au prince qu'on paie Ics impöts, mais c'est a hi Nation. Sans Ics 
impöts les troupes se licencieront, les cbarges ne seront pluü acuuittds et Ton 
aen bientöi dans les horrenra de ranarcbie. Sitznng wm 2, Sept. 1789. 
Monit ur Nr. 50 \\ 200. Vgl. Bucbez II. p. 416. 

44) La dette publiaae ayant ^t^ solenuellement avou^ et consolitUe, les 
foods deatinte a en aoqintter lea int^rits et & en nrnbonner lea eapitrax, ne 
doivent poiiit etro sujets aui variations , aax caprices des l^gislatures ; ils 
doivent d'abord etre öxes, sans c«pendaiit d*etre soomis a radministration et ä 
rinspection da eorps legislatif. Limiter ä an an la dnrje dea impöts. sur 
Ipsquelles sera assur^e la dette publique, c'est donnei au corps legislatifs le 
droit de meltre cbaqne anneu la natiou ea banq^ueroute. Une uation voisinc, 
r Angle terre qu a^entend dgalement bien a maintenir le credit national efc 
Iii liLorte. a pris une marcbe tres-dillerente. Tous les impöts n^cessaires an 

Sayemens des interets de la dette publique, y sont votes jusqa'a Teitinction 
e hk dette. On n'y renouvelle, d*ann^ cn ann^, qae ceox qvi doirent aanrir 
aux dcpenses publique», telles quo Tarmeo et la flotte. Cliez ce pcuple prudent, 
on a »u conciiicr avec la Ubertö, avec la soretö de la couätitution , ce que la 
nation devait non aedement i aea crfencieia, maia an aovtieo et & la apubdenr 
da tröne. 

La liste civüe, c'ost-ä dire, la sommc aiu>uree annaellement au roi poor 
la d^penae de sa roaison et de celle des princes, la piiement de ses gardes. 
les gages des ministres, des ambassadeurs et des juges ra^me; la liste civile 
est votee par le parleuieut au couiuencement de cbaqne r^ne; eile est a&sur^ 
aar nn rerenn fixe, dont le parlement peat bien duungtr b repartition, mala 
qui ne peut etre diminuee, durant la vie du roi, saus son eou'^enteTnent. Sitzung 
vom 7. October 1789. Moniteur Nr. 68, jx 279. Mirabeau beweist hier 
eine genaue Eenntniss der Verhältniaae Engtanda, die er sich wilinnd adnaa 
dortigen Aufenthalts erworben batt«^. 

44a) — — cbaque l^^islature votera de U maniere, qui loi |)araitxa la 
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petttitftt der zu Schafifong eines Fonds für diese unverweigerlichen Aus- 
gaben Dötbigen SteueiD wagte man nicht zozogestehen, nicht etwa ans 
abfltnkt-theoretjschen Gründen, sondein weil man hei dem desdaten 
Znatande des ganzen ilnaazsTstems es für bedenklich foad, von cSner 
gründUehen Reform des Steuerwesens zu einer Permanenzerklftning 
bestimmter Einuahmen zu schreiten**). Nicht die Lehre von der 
Volkssouveränetät, sondern die Nothwendigkeit angesichts der ver- 
zweifelten Finanzlage des Staates fortwährend mit neuen Experi- 
menten dem Staate Qeld zu verschaffen ist der Gnmd, wesshalb es 
in Franbeicb wfthrend der Berolntion zn keiner Perpetoinmg der 
Stenern kommt Den Forderungen der YoIkssonTerftnetftt geschieht 
bereits Genüge dadurch, dass die Nationalversammlung einseitig — 
ohne königliche Sanction — durch ihre Decrete der Finanzverwaltuog 
ihren Weg vorschreibt"). 

Die jaeobinische Yerfiissong vom 24. Juni 1798 enthfilt nur 
sehr dflrflage Bestimmungen fiher die Leitung der Finanzen, da f&t 
den aDmftehtigen Convent kein Qmnd Torlag, irgend welche das Ter- 
hältniss der Gesetzgebung zur Regierung regelnde Detailvorschriften 
zu erlassen. Der absolute Herr hat die Steuern Niemandem zu 
bewilligen mid zu verweigem, da er selbst der höchste Verwalter 
ist Die neoe Erklflnmg der Menschenrechte, welche dieser Yer- 
ftssang Toiaogescifaidct ist, bestimmt nur im Allgemeben, daes 
jede Auflage dordi den allgemeinen Kntien gerechtfertigt sein 

plas conyenable les sommes destiaees soit ä racquittenicnt des int^rets de la dette 
pabliqne, soit ati paiement de la liste civile, Gesetz v, 12. Oct — 6. Nov. 1789 
Art. 2. Viel schärfer in der Verfassung von 1791 vgl. oben S. 78 Note 14. 

45) Vgl. die gegen Mirabeau gerichteten Bemerkungen des Erzbischofs 
TOD Aix and Fr^teau's in derselben Sitzung, welche dieAblehnong derPerpe- 
tnität der ftr die imverweigerlichen Ausgaben bestimmten Stenern nindrfick- 
lieh mit dem Hinweis auf die Unhaltbarkeit de« herrschenden Steuersystems 
und die bevorstebcnden Verbesserungen rootlTiren. S. auch Stoarm, Les 
flnanoes de la rövolotion I, II. 1885 passfan. 

40) Vgl. oben S. 76 Note 11. Auch niuss die fast überall über.--(^1i. ne Thi^t- 
sacbe herrorgeboben werden, dass die Constituante, nm die königlichen Becbte 
bezüglich der Gesetzgebung nicht zn schmilem ftnidiHeklich das Verbot der 
tackings ausgesprochen hat im (Jesetz vom 13. Juni 1791 Art. 95: Le Corps 
ygislatif ne pourra inserer daus les dScrets portant Etablissement ou renoavelle' 
ment des oontribations aacane disposition qui leor loit Atiangere, ni prtentor 
cn mime tempi ■ k Mmctioii da Soi d^antces dtereli oonum iaiipanlita« 
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mfisse und dass das Volk ein Recht der Mibnibuig bei Fesfestellimg 
derselben sowie der Controle über ihre Yerwendnng babe^^. Die 

Festsetzung der Natur, des Betrages und der Einhebungsform der 
Steuern gehört in Folge desseu zu den eventuell der Ratitu ation 
durch das Volk unterworfenen „lois". während die unvorhergesehenen 
und ansserordentlicheii Ausgaben in den definitiv Tom gesetigebendeii 
Körper zu beBchliessenden „dtoete* zftblen. Seibit in dieser Yer- 
fiusang des demokratischen Absolntismiis findet aber die Willkür des 
Volkes und seiner Vertretung seine Schranke, indem die Mittel zur 
Befriedigung der Staatsglaubiger und zur Sicherung des gemäss 
dem sodalistischen Zuge dieser Verfassung-'anerkannten allgemeinen 
Menseben- mid Bflxgenecbtes auf Unteistätznng unter die Garantie 
der Yerfassong gestellt sind**). 

Die Direktorialverfessnng entnunmt ans der Yerfhssnng von 
17Ö1 das Princip der jälirlicben Fesstellung der öffentlichen Auf- 
lagen durch den corps l^gislatif. Die auf die Dauer der Steuern 
bezügliche Bestimmung der ersten Verfassung verwandelt sie schärfer 
dahin, dass alle Stenern fSr ein Jahr fixirt werden und zor 
ferneren Forterhebnng einer ansdrfickljcben neuen Bewillignng 
bedürfen *'). Die immer steigende Verwirrung in den Finanz- 
Verhältnissen, die immer drohendere Gefahr eines vollständigen finan- 
ziellen Zusarnmeubruches liess in dieser Zeit die Idee einer Perpe- 
tuirung der Steuern noch viel unpraktischer erscheinen als zu £€^inn 
der Bevoluüon. Eine rasche Bevision der Steuergesetzgebung, um 
sie jedesmal den augenblicklichen Bedfirfiiissen des Staates anpassen 
zu können, erschien dieser Epoche nicht mit Unredit als nnerläss- 
liche Voraussetzung einer nur einigcrmassen gedeihlichen Finanz- 
wirthschaft. Mehr als je, herrschte damals das Gefühl, dass auf 
dem Gebiete des Finanzwesens alle legislatorischen Anordnungen 

47) Declaratio!! des droits Art. 10. 

48) Art. 122. La coubütution garaniit ä Ions les franfais . . . la deti« 
{HiLliqiu ... des sMoiin publios. IrgL Art 21. Let Moonn poblioB aont 

ane dctte sacröe. 

49) Art. 302. 
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nur deu Cliaraktf^r un.^icbor tastender Versuche haben konnten *^'). 
In Folge dessen betrachtete man die jährliche Bewilligung aller 
Stenern als emen wohlthätigen Zwang für die Legislatur, allj&hrlißh 
die nothwendigen Aendemngen und Verbessentogen des doch nur 
ab prorisoriseh gedachten Stenersystems Tonmiehmen. An die 
Möglichkeit einer Steuerverweigerung hat aber in Jonen Tagen 
Niemand gedacht, wo dii^ finanziellen Älassregeln sich jagten, um 
die Kxistenz eines Staatshaushaltes überhaupt nothdürttig zu erhalten, 
wo za den Terzwdfeltsten, den Volkswohlstand roinirenden Mitteln 
gegrifüBU wurde, nm dem nnansweichlichen Bankerott ro entgehen. 
Auch war ein politischem Anlass nicht gegeben, um die schwache, 
in ihren Mitgliedern rasch wechselnde Direktorialregienmg, die selbst 
bei ihren Staatsstreichen von den conseils ganz abhängig war 
durch drohende Budgetverweigerung gefügig zu machen. 

Eine totale Stenerrerweigerang war aber trotz der Periodicitftt 
aller Stenern durch die Verftssung selbst anageschlossett. Der gesetz- 
gebende Kdrper kann zwar die Art der Stenern nach freiem Brmesaen 
bestimmen, er ist jedoch durch Yerfassungsvorschrift gehalten, all- 
jährlich eine Gnmd- und eine Personalsteuer zu beschliessen '^*'). 

Während die DirektorialTcrfassung Ijedeuteode Verbesserungen 
in dem Budget-, Staatsreebnnngs- und Kechnnngscontrolwesen anzu- 
bahnen bemflht ist"), Sndert sich das Verhftltniss der Volks- 
vertretung zum Budget Ton Grund aus durch die Gonsnlarrerfassung. 
Die ganze Thätigkeit des corps l^gislatif wird zufolge dieser Ver- 
fassung ihrem inuersUiu Wesen nach aul cm Vetorecht gegen neue 
Gesetze beschränkt. Gemäss diesem Principe konnte ihm auch kein 
Einfluss auf das Zustandekommen des Etatsgesetzes, welches in 
dieser Zeit zuerst als ein Ganzes herTortritt, eingerftumt werden. 

49a) Ueber die finuSsitehe FinMizwirthschaft in dieser Epoc]io vgl. 
Sybel, Geschichte der ReTotationsnit von 1795—1800. 1 , S. 60 ff., 563 ff., 
it 11 ff. v. w. Stonrm II. p. 808 ff. 

50) Art. 0(13. I,e Corps legislatif i f^nt rreer tel gcnre de rontribntion, 
qull croira uecessaire; mais ii doit etabiir cbaqae annee ose imposition 
nndtn «t vue impoaitioii ptnoodle. 

51) Art 162, tilre XI. Art 806-S25. 
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Wh jedflii anderen ihr vorgdegton Bt^enragsalct konnte sie du 
Bndget entweder annehmen oder yerwerfen« aber nicht amendiren. 

Dllher die En bloc-Votining <le.s Budgets, welche die ganze napo- 
leonische Zeit hindurch andauert. Auch nur von dem leisesten 
Gedanken an eine definitive Verwerfung des Budgets ist in der 
Epoche des Consulats und des Kaiserthoma natürlich nicht die 
Bede. Die En bloo-Yotining bedeutet nicht Anerkemnmg des 
sonTorftnen, das Staatsbanshaltsgesetz nach seineni Gntdönken regeln- 
den Volkswillens, nicht die freie Gewährung dessen, was man auch 
versagen könnte, sondern vielmehr die Uimiogliohkeit einer jeden prak- 
tisch wirksamen Finanzcontrole der Itegierung, die in absolutistischer 
Willkür das Budget aufstellt, verfidscht und scblieeslicb ignorirt, da die 
Bechnnngacontrole ebenso imaginär ist, ine die Bndgetcontrole**). 

Die En bloc-Yotimng oder wenigstens die geringstm&glidie 
Specialisirang des Budgets erscheint auch in der Folgezeit als 
ein Sicheruugsmittel der Regierung vor lästiger parlamentarischer 
Controle, indem dadurch die Kammern in die Zwangslage ver- 
setat werden, der Begierong Alles an gewtiiren, da sie ihr Nichts 
versagen können. Denn an die ZuUssigkeit einer Yerwelgemng 
des Oesammtbudgets hat auch in der Zeit der Bestauiaticn und 
der Julimonarchie kein ernsthafter theoretischer und praktischer 
Politiker gedacht. Gleich zu Anfang der Restaurationsepoche hat 
in entschiedenster Weise die Unzulässigkait der Budgetverweigemng 
als eines politischen Zwangsmittels gegen «ne missliebige Begierung 
dn Hann dargethan, dessen Sduöfien in ganz Europa gelesen wer- 
den und den Kern deesm enthalten, was man als System des fran- 
zösischen Constitutionalismns zu bezeichnen pflegt. Es ist Benjamin 
Constaut und seine Ausiuhroogen über die Budgetverweigerung 

52) Die VerfassoJig bestimmt nur Art. 45 : Le K'^uvemeiueiit düige Ics 
recettes et les ddpoms de r^tat otmfonnemetit ä la loi aBineU« ffu dmnUM 
les montants des ones et des autros. Die Minister dtirfon zwar nur Ausgaben 
bis zur bewilligten Höhe vornebmeu und müsseu ulljährlich den licchuungs- 
abschloBs publlciren, die Controle desselben vird jedoch nur von einer tob 
Senate ernannten siobengliederigcn Commission aiuge&bt, deren funktlOBiM 
so vag als möglich hingestellt sind, vgl. Art. 89. 
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müssen um so mehr hervorgehoben werden, als er in geradezu 
unbe^eiflicher Weine von Gneist als der Apostel der von ihm 
bekämpften Irrlehre hingestellt wird, der ohne Kcuntnisi» der eng- 
lisohen Verbältiuase die freie Budget?otinuig als anerlAasIiclie Qrond- 
lage der parlameDtarischeD Begienmg gefordert habe. 

Vor allem war Oonstant mit der Oesehichte seiner Zeit vei^ 
traut. Er kannte die Vorgänge im englischen Pailamente von 
1784***), er hatt« ganz wie die Engländer die üeberzeugung, dass 
in einem parlamentarisch regierten Staat ein dauernder Conflikt 
swieclien Gabinet und Parlamentsmiyoritftt unmöglich eeL Daher 
ist er weit daYon entHorat die freie Bndgetrotirang als ein politisch 
eriaobtes Eampfinittel zu betrachten. Zuerst hat er an einer SteUe 
seiner ,esquisse de Constitution* sich mit staatsmännischem Takte ent- 
schieden dahin ausgesprochen, dass die Venveigenmg der noth- 
weodigen £inuahmen und Ausgaben kein constitutionelles Zwang»- 
flüttd sflL Die freie Stenerbewilligung .hat nur den Zweck, zu 
jeder Zeit den concreten YerhMtnissen angepasste Aendenmgen im 
Steuersystem Tomehmen zu können. Der Regierung die noth- 
wcndigen Mittel zu verweigern sei jedoch unter allen Umständen 
eine zweckwidrige Handlung. Denn selbst unter der Vorausst tzung 
dass in solchem Conflicte die Kegierung die Verfassung beobachten 
würde, so würde nicht sie, sondern das Parkunent die Folgen zu 
tragen haben. Der allgemeine Hess gegen die Yolksrertrebng 
wftre das Besultat einer solchen Massregel, die Begierung hfttte 
leichtes Spiel, auf das Parlament alle Verantwortlichkeit für die 
Zerrüttung des Staates zu wälzen. Das Volk würde sich nicht in 
theoretische staatsrechtliche Untersuchungen einlassou. vielmehr sein 
Unglück nicbt der Itegierung, sondern der Volksvertretung zur 
Last l^gen. Man dürfe sich nicht tauschen über die Wirksamkeit 
der Garantien der Freiheit, welche man bei der Gründung einer 
constitDtionellen Monarchie in Bereitschaft hälf^^). 

52a) Cours de pol. oOBltit I. p. 167. 

53) Comcs de politiqm eonitit I, 216, Note 2: «Je n'ai pai cra defoir 
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Während Oonstant lri«r als theoretischer Politiker spricht, 

hat er später den Versiicli Anderer nach enpflischoin Muster ein 
permanenU» Budget in Frankreich einzAüühren unterstützt. Also 
weder die »hewnndeniiigswärdige Klarheit* noch die ^gemeiüTer- 
stäDdliehe* und »scharfeiiiiiige Logik*^ Constants hat ans der 
jfthrlidien Bawilligniig aller Einnahmfln ond Ausgahen ,ehMn 
Glaahensartikel der oonstitatioiiellen Lehre* gemaeht**). 

Wie Consta II t zur Zeit der Restauration, hat während der 
Jnlimonarchie ein anderer einüussreicber französischer Schriftsteller 



distin^er le droit de consentir les impöts de celoi de Toter les »atres loü. 
C'est a tort, ce me semble, qu'on envisage la facoltfi de Teftaser lee impote 
ccmiiiie nne garantie politiqae; ce n'est qa'an moyen (i'aineliürer la nattire des 
impöts, on d'en diminuer la maese; mais cc n'est point un presenratif contie 
d'autrca abus oa d'aatre» exeis. Un gonvernement, dit-on , ne peilt ftin 
la gnerre ou mßme exister dans l'intcrieur, si Ton ne pourvoit a ms 
ib'lienses. En refasant les impöts, Ic corps legislatif peut dooc foroer soll 
j,^nuvernemeiit non seulement a roster en paix ayec ses voisins, mais a reepeeter 
la liberte des goavemes. I/on oublie en raisunnaot ainsi. »|ue ce qui parait 
le plus decisif dans la theohe est soavant, dans la pratiqae, le plus imposüible. 
Lorsque an gouvemement a commeno^ nne gnerre, lüt-elle inj aste, lai dispnter 
les moyons de la soutonir ne somit paü le punir seal, mais punir la nation 
innoccnte de ces fautcs. II en est du mCme du refus des impöts ponr mal- 
Teraations <ra Toxations intMeoree. Un gouTernement eommet des ftctee 
arbitraircs . los rejirt-seiitants du |)eaple croient le desarmer en ne votant 
aactine contribution; mais eu auppoeant qne dana cette criae violante toat ae 
passe constiltQtienelleiBeDt , siir qä Tetomoera cette hitte? L*aiitoritt troweni 
des ressources muniontanties dans son influence. dans tninls mis anterieurcnient 
a sa dispositiou, dans les avanoes de cenx, qui jouissant de ses faveon oa 
meme de «es injvstiees, ne venlent y&s qa^elle soit ^bnuilte, on de eeu enoore 
qui, croyant a son triomphe, speculeront j;ur les besoins du moment. Les 

Sremieres victimes seront les employes subalternes, les entreprenears de tontes 
äiominatiens, lee crämeiers de Ntat et par contre-coup lee erteneierB de tons 
les individiis do ces differentes classes. Avant que le goavemement cede, tontes 
les fortones seront bouleTersees. Ai-Je besuin de faire observer qa'il 
en resnltera eontre la repr^sentation nationale nne haine nniTer- 
seile? T.o gonvemement l'accusera de toutes les jirivations quc subiront les 
citojrens: ces demiers saus se livrer ä la qnestion de droit et de theorie lai 
reproeberont lean besoins et leoxe malbean. Ces oonsid^tioiis sont impor- 
tantes. par<. jn-' lorsqu'on orjsfaniso m\c in isai rliip lonstitutionelli-, il ne faut 
i>as se tromper sor Tefticacite des garanties qa'ou mette en reserve pour la 
liberte«. Diese Stelle ist die einzige, wo sieb Oonstant Aber das Budgetrecht 
ex professo üiiss-crt. 

54) Vgl. Gesetz and Budget S. 122, EugL Vcrwaltnngsrecht 1, 8. 483 
Note, ferner II, S. 788: «Da ans Blackstone ^ feebtltchen Yeriiiltnisse 
ni( ht ersichtlich sind (V). so veranlasste diese Lücke die irrige Vorstellung des 
(Jontinents, als ob die pariamentariscbe Kegierung auf einer iährlichen Be- 
wUIignng aller Einnabmen nnd Aasgaben des Staats dvroh «a FutlMiMiit 
beruhe. Durch Benjamin Constants scharfsinnige Logik WVrde 
daraus ein Ulaubcnsartikel der coustitationeilett Lehre." 
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auf die chimärische Natur des aDgeblichen Steuerverweigenmgsrechtes 
hingewiesen. Sismondi in seinen bekannten .J^^tudes sur los con- 
stitutioiis des peuples libres" entwickelt wie Constant den Gedanken, 
daee eine totale Steuerverweigernng gleiehbedeatend sei mit der 
HerbeiflUiniiig einer Bevolation und daas seit der EinfBhning der 
liarlamentansehen Begiemng in England und Franlcreieh eine solche 
nicht vorgekommen sei. Hingegen sei die öffentliche Discussion des 
Budgets in den Kanmiern die sicherste Garantie gegen eine Ver- 
schleoderung des Staatsvermögens ^^). 

So wenig als in der Literatur findet die willkürliche Budget- 
Totirong in der Zeit von 1814^1848 in der Gescbidite der fran- 
ifisiseheD VerfiuBsung und in den Anschauungen der hervorragenden 
Parlamentsmitglieder eine Stütze. 

Die Charte constitutionelle Ludwig XVIIl. knüpft direkt an 
die napoleonischen Institutionen bezüglich des Budgets au^^). Es 
wird daher anfiuigs den Kammern nur das scheinbare Budgetrecht 
gegeben, welches der napoleonische corps Ugislatif besessen hatte. 
Das Budget ist daher auch hier ursprünglich ein En Uoc- Budget 

55) Lea penples, ajires tout, ne peuvent i otnptpr sur auctino autrc grarantio 
que 8or oette inspectioa aatiouale, sur cette pabiicite. Oa a etabli en principe 
qa'an antre povToir doit lear demenrer, qoi lear seit d'anne defensive; qn*Avx 
tleJlatt,*^! (\n peuple doit apparteoit exclnsiv. iiiont Jroit d'accordor et di- ( oiitiiiuer 
1«8 ioiputs. II n'est pas dontenx qac uo droit u'ait apparteua urigiuaircmcnt 
a tontefl 168 diitM, nais anisi e*««t le droit qae les soaverains lenr rradront 
lo plus mal volontiers, et dont ils se montreront le plus jaloux. S'il n'est pas 
pobfiible de le^ en^ager a le rcsütuer, U ne faut pas s'cn aftliger outre mesiure, 
car eette pr^gatiTe est plus apparente qae rmle. Les dlpat& seDtent enz- 
niömes, en effet, qae le refus ihys subsides boulovorvprait la fortune de TEtat 
et le precipiterait dana une revolation. Aussi, depais ^ue le Parlement d'Aiiglo- 
terre et les ChamlneB de France sont rMUment assoctis au gouTemement, ils 
n'ont jamni-- fuit usagc d'un moyen aussi extrßmc, Dans les si^cles precedents, 
lci> ctuts gcneraax et le Parloment refusaicnt en effet les subsides, mais c Otait 
souvent par nne sordide ^nomie, par anc ignorance coniplete des besoins da 
l'Etat. Or, comme il faut pourtant que la luacliinc cheiiiiiie, eliacun de ccs 
refos etait suivi de qiielque lev^e d'arjjeiit irreguliere faite par la courorme, 
da quelqac concossion. qui coiuproinettait eg-aleiuetit la paix publique et la for- 
tune prirec. In der öffentlichen Discus-sion des Budgets in den Kaiumera liegt 
die sicherste Garantie gegen Verschleuderung des Staatsvennögens. iltudes 
f. 963 (1889). 

56) Vgl. die Darstellung der Entwickelung des französischen Budgets 
seit der Ke8tauration bei Demousseaux de Givre, Lu legislation du badget, 
Paris 1869 I. p. 26 iT. Leroy-Beaalieo, Tnitd de adenee d«a finances 

p. liL Seidler & 67 ff. 
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und die Anstrengung der Kammern ist mit Kecbt darauf gerichtet, 
jene Specialisirung des Budgets hervorzurufen, ohne welche eine 
gedeihliche parlamentarische Finanzcontrole nicht möglich ist. 
Schrittweise eifblgi dudi das Qesets ?om 15. Mftrs 1817 eine 
Yotiraiig des Budgets nach mmBtorialdeparteme&ts, duidi das 
Gesetz vom 15. Mai 1818 die Vorlage des Brottobndgets, dnreli 
die Ordonnance vom 14. September 1822 eine Specialisirung der 
Ministerialcredite durch königliche Ordre, sowie die Leistung von 
Garantien einer Einschränkung der sich jährlich wiederholenden 
Naditragsoedite, endlich dnich OrdonnaDoeii Tom 1. September 1827 
die parlameDtarisehe Yotinmg nach Seetionen der Ifinisterien, we- 
bei die SpeciaÜsinmg innerhalb der Seetionen der königlichen Ver- 
ordnung vorbehalten blieb. 

Was die französische Kammer in jener Zeit erstrebte und 
durchsetzte, wird jeder Unbefangene als die nothwendigen, heute all- 
überall längst anerkannten Voraussetsongen ein^r gedeihlichen Controle 
der Staatswirthsehaft anerkennen, lüt dem Masse von SpedaUnrong 
der Voten, welches schliesslich den Kammern ragestanden worde« 
würde sich beute kaum der conservativste Politiker eines mittel- 
europäi-sclien Staates begnügen. Von einem Bestreben, durch 
Drohung der Budgetverweigerimg oder auch nur einzelner nothweu- 
diger Budgetposten Concessionen von der Begiernng zu erzwingen, 
ist in ffieser Zdt nicht im Entferntesten die Bede. Nor Y&c- 
weigemngen unbedentender Snpplementarcredite kommen vor. 

Wie sehr die Kammern von der Pflicht , den nothwendigen 
Staatsaiifwand zu ijewilligen, durchdrungen waren, wie wenig ihnen 
die bestehenden Einrichtungen einen erheblichen direkten Einfluas 
auf die Finanzverwaltang und indirekt auf die Politik gewährten, 
geht daiaas hervor, dass wiederholt unter Hinweis auf die 
englischen Einrichtungen die Trennung des Budgets in ein 
unverweigerliches permanentes und ein bewegliches, wirksamer paila- 
meutarischer Controle unterliegendes von der Uegierung, der damals 
allein das Becht der Initiative zustand, gefordert wurde. Dieae 
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Vorgänge in der fWundeisGlien Eammer der AbgeoTdneteD flind nicht 

nur ein Beweis dafür, wie sehr diejenigen irren, welche erst iu der 
Gegenwart die wahre Natur des englischen Budgetrechts entdeckt 
zu haben glauben, sondern haben auch für die Erkcnntniss der 
politischen Natur des oonstitiitionflUen Bodgetreehts die giMe 
Bedentimg. 

Am 12. Mai 1820 bernts spricht der Berichterstatter über 

das Budget in der DeputirteokamDier, Graf Beuguot den Wunsch 
aus, die Trennung des Budgets in ein fixes und bewegliches von 
der Regierung durchgeführt zu sehen ^^). Am 26. Juni 1824 
wiederholt ihn der Berichterstatter de Fr^nilly, Indem er erklärt, 
es sei der Wnssch der Kammer ,|de voir exaiicer le Toen si 
soQTent exprim^ de voir ärha6 le passif dn bndget en ddpenses 
fixes et en d^penses variables, afin d'öpargner notre teinps par des 
comptes plus faciles et de satisfaire notre bon sens, qui s'etonue de 
se Yoir reproduire, de budget en budget, des choses que nous 
n*aTons ni le besoittf niqaelqnefoisle droit de discater 
chaque annöe" 

Am entschiedensten jedoch ist, nnter stützt von dem an- 
geblich für die freie Bewilligung aller Einnahmen nnd 
Ansgaben schwärmenden Constant in der Sitzung vom 
7. Mai 1827 Lafitte für die Einführung der englischen Badget- 
einrichtongen in Frankreich eingetreten, indem er nachwies, dass 
durch die Votinmg des Budgets nach Ministerien es bei der Yer- 
mengnng des Nothwendigen mit dem üeberflnsslgen in eme dnnge 
zn bewilligende Summe unmöglich erseheine, irgend einen Posten 
zu verweigern, dass weder die Anforderungen an eine paiiameu- 
tarischc Controle bei dem herrschenden Zustand zu erfüllen seien, 
noch bei der Not Ii wendigkeit. Alles zu gewähren, irgend ein 
wesentlicher parlamentarischer £influ8S auf die Begiemng entstehen 
könne. Sei in einer nach englischem Muster durchgefiUurten 

67) Ärrhive«' parlementaires II. serie t. 27, p. fiSB. 
58) Archive» pari. II, Serie t 41, p. 578. 
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Trennung des Budgets der oonsolidiiten Fonde tod dem Jabies- 

budget die Existenz des Staates unabhüugig Seemacht von der 
Votining des letzteren, dann sei nicht nur eine effektive Coutrole 
der Staatswirthschaft, sondern auch eine wesentliche Steigeroog 
der poiitiBGheii Bedeatong der BadgetbewilligDQg mOglich^*). 

BBer wird also die LoslSsoog dnes nadi englischem Muster 
eingerichteten permanenten Budgets vom Gesammthndget gefordert im 
Interesse der Möglichkeit parlamentarischer Kegicruug. 
Und desshalb opponirt auch die Kegierung diesem Vorschlage, weil sie 
in der Annahme desselben eine zu weitgehende Stärkung der Macht- 
iftellung der Kammern erblickt *^); das einzige ZugestAadiiiss, welches 



59) Lafitte begründet Antrag, der den Zweck hat ,qii*3 loit 

l)ü^^ibl^' ä ravfiiir do vutor i»lus libroment eii matiere dos finauces' folgendii- 
masscn: „De quoi s'agit-il eu elietV D^iutrodaire parmi nous ce qai 
86 pratiqne depnis eent ana en Anpleterre, de a^arer deax choMi 
qn*on a jusqaMci mal a propoa oonfondus. 

Une senle foia, Messiean, et ce sera la premike aan^ le budgei des fonds 
eonaolidls edgera nn ezamen rigonr^Qx des T^ritablee beeoina de TEtatetime 
appreciation ciact« des sommes indispensaldos j our y satisfaire ; mais la Sepa- 
ration irrevocable de ce qai est periuaucut et do ce qui u'est qw temporaire 
86 trMmult itabMe , le vote de oetfce partie de la loi, qni oompread radmini- 
stration tout eiitiere, n'offre pas plns de matiero a discassion, qu'il n'y on a 
ai^oard'hui pour la liate civile, la dette publique oa la dotation de Tamor« 
tiMement. — — 

Jiisqu'a ]irt'st^nt, M^sieurs (et le btidget que vons §tes prgts a votor cn 
fait toi) le droit d'accordcr ou do remplaccr riuoDöt n'est qu'anc vaine illusiou 
par robligation dam laquelle vom etea plac^s de n'op^rer que par maens el 
a'admettrc consequcmmcnt ce qui est inutilc et danpi r. Kx pour no pas repoasscr 
ce qui vous paraft iudispeusablc. Ne votuut iuä d^pcoscs que |>ar chapitres, 
et toat ae tnmTant oonfondo daa» nn seul badget, le refns de Ihmpöt derient 
a peu prfes imposaible, car si ro refns avait Ii u, la marche du GouTeniement 
se trouverait arrötee. Places daus l alteraative uu de sacritier les interöts des 
conMbmbles, on de provoqver lee plm Tiolentee eommotieiu votr» timiditj 
produit la bardiessc du pouvoir. il ose tout parceque vous ne pouvez 
rien refuscr et vos droits comme la furtune d^ contribaables so trouvent 
neeessaircment sacriß^s. 

Par la Separation des di'pi^n.'^es selon leur nature vous reprenez votre puis- 
sauce et rinvestigatiou devient pluä severe, parceque vous savez qu'elle u'cst pas 
inatile. Le bvdget des funds conselides etant approuv«3 et Teiistcnce de T^ltat 
assur^c par cette approbation la discussion du budget extraordinaire devient 
independante et par cousequeuce meilleore; les propositiuns ininiäterielles sont 
ja^eea, vom lee approavez oa vom prononcez leur condamnation , sans qn'U 

Enisse y avoir d'autre inconvenient qnc eolui de reiifermer le pouvoir dans les 
mites de ne voter des depenscs que dans l'interdt des contribuables et les 
cuntraindrc ainsi & ne a*ocenpor qae dee intireti natiomtox". Honiteur 1827, 
Nr. 128. 

60) Sitzuug vom 3o. Mai lä27. Mouiteur Nr. 152. 
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de mieht, ist die Spedalieiniiif des Budgets naeh Seetione» der 

Ministerien. So erscheint der Regierung das geltende Kecht der 
monarchischen Ordnung zuträglicher, als die propouirte Neuerung, 
weil ihr eben eine Verweigerung des Gesammtbudgets, sogut wie 
ConsUut und Lalitte aosserhalb des Bereiches der Möglichkeit 
liegt. Eine gewichtige Lehre filr diejemgen, wdche in der Scbei- 
dang des fixen von dem beweglichen Budget eine Sicherung des 
Staates vor parlamentarischen Herrschat'tsgelüsteu erlilic ken ")! 

Eine Verweigerung des Gesammtbudgets musste aber auch staats- 
rechtlich nach dem Buchstaben der Charte unzulässig erscheinen. Die 
Charte bestimmte zwar, dass die Grundsteuer al^fthrlich bewilligt 
werden mfisse, wfthrend fSr die indirekten Abgaben ein Uogerer 
Zeitraum festgesetzt werden konnte allein trotz der Anerkennung 
des unabhängig von den Steuergesetzen bestehenden formal freien 
Einnahmeubewilligimgsrechtes, war, wie in der ersten Verlassung der 
Eevolutionszeit, die Ausgabeubewilligung rechtlich gebunden. Ganz 
wie die Verfassung von 1791 bestimmte die Charte, dass die 
CiviUiste Uhr die Lebensdauer des Königs zu fixiren sei**) und 
erkUrte ausdrficklich : ,,La dette publique est garantae. Tonte 
esp^ d*engagement {»ris par l*£tat avee ses erfonders est in- 
violable" '^'). Wenn diese Verfassungsnormen überhaupt einen Sinii 
haben sollten, so konnten sie nur eine Einschränkung des freien Be- 
willigungsrechtes der Staatsausgabeu bedeuten. Und in diesem Sinne 
wurden sie auch von allen parlamentarischen Parteien jener Zeit 
aufge&sst. 

Das jührliche Steuerbewilligungsrecht wird allerdings von vielen 
Seiten als Basis der Verfassung vertheidigt. Nicht aber, weil 

61) Auch Lab and, Budgetrecht S. 671 ff. opponirt gegen die Uebor- 

trag'unfif der englischen Schabloiii' dit' „nur in einom parlamentarischen Staate 
genügend ist" auf Deutschland, iiuloui er treirciul hervorhebt, dass in einem 
ürossstaate aach der Nonualetat in kurzen Intervallen revidirt werden müsse 
utkI dass selbst die Ferpetaimng eines TheüeB dea £uts materielle Conflikte 

nicht beseitige, 

62) Art. 48. 63) Art. 2^. 

68a) Art. 70. Mit denselben Worten die Verfsniingeil vom 7. Angngt 1830 
Art. 61 und vum 4. November 1848 Art. 14. 

Jellivek, Ocwts and Veronbaiv. n 
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dadurch die Begiemng dem Willen der Kammer uiteratoUt sei, 
eoodern, weil man, wie sebon Mirabeaa herrorgehobeti hatte, 
darin des einzige Mittel erblickte, die jftbrIiehe.Einbemflm; der 

Kuiniuern zu t^aiantiren. In diesem Siuue wird es z. B. von Rossi 
in seinen Vorlesungen über constitutionelles Staatsrecht zur Zeit der 
Julimonarchie vertheidi^t ^*). Sehr be^eiflich in einem Staate, wo 
man nach lefi;alen Mitteln sich umblielLen mnsete, mn den ewig 
drohenden Staatsstreichen und Berolntionen m entgehen. Aber 
nicht dnmal in den taritischesten Zeiten der Spannung zwischen 
Kegieriing und Parlament hat die französische GeschichLo cme 
totale Budgi'tverweigening aufzuweisen. 

Erst in der Gegenwart ist in der Theorie öfter die Budget- 
Tcrwingerang als eonstitntionelle Garantie behauptet nnd das Budget- 
recht in Frankreich Gegenstand der Zweiftl und des Streites geworden. 
Nach republikanischem Staatsrecht kOnnen die Kammern als Trftger 
der Gesetzgebung nach freiem Belieben jedes Gesetz ändern oder sus- 
pendiren, aber auch nur in den Formen der Gesetzgebung. Daher musste 
anch hier die Frage entstehen, ob bei dem Zweikammei-system durch 
das ablehnende Votum nur dner Kammer bestehende gesetzliche 
Einrichtungen ausser Kraft gesetit werden dfirftn, ohne daas die 
Formen für Abänderung der Gesetze beobachtet worden irArden. Es 
wird nun von den fransOsischen ScfariftsteUem zwar das Recht der 
Deputirtenkammer zur Verweigerung der Credite nicht in Abrede 
gestellt, aber entweder die Fortdauer der dadurch berührten Gesetze 
nachzuweisen gesiicht^^), oder der Wunsch ausgesprochen, dass 
Credite^ welche zur Erhaltung gesetzlich fizirter Institutionen dienen, 
kraft Terfusungssatzes nur durch fibereinslanmienden gesetzftndernden 
fieschluss beider Kammern sollen reducirt werden können**). 

64) Conrs de politiquo constitutionelle IV, 88 ff. Ueber die Unrithlich- 
kmt der Budgetverweigerung p, 167, 168. 

65) Lebon. Staatsrecht d. franz. Republik S. IGO n. 3. 

66) Leroy-Boau licu 11, p. 2r>, 35 (Ncaerlichor Vurschlag einer Schei- 
dung der permanenten Aasgaben von dem Budget nach ent^lischem Muster). 
Die Vorgänge beim Sturz des Cabinets Freycinet 1886 (Vorwcigorung des 
Credites für die Unterpräfecten) haben deutlich die scblinunen Conscquaizeu 
da heutigen Sjetems geuigt 
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Zeigt demnach eine nähere Betrachtung der Entwickelung des 
französischen Budgetrechts in der Zeit, wo französische Institutionen 
vorbildlich für Europa waren, dasselbe nicht, wie die landläufige 
Annolit in DeotachlaDd aimimmt, als ein logiscfaes Produkt der 
staatswidrisfeD Lehre Ton der VoUosoQTerftoetät und bat weder 
die Theorie in ihren henromgenden Vertretern, noch das positive 
Verfaüsungsrecht und seine Praxis ein unbedingtes Recht der Ver- 
weigerung sämmtlicher Ausgaben, der Aiisserkraftsetzung gesetz- 
licher Einrichtungen durch Verweigerung einzelner Voten und damit 
indireet der Einnahmen anerkannt, so scheint die helgische Muster- 
yertaong keinen ZweiM an der kgalirirten SinfUhrnng des staat- 
lichen Jahresabonnemeiits aof EQndigmig zoaolaBsen. Und dennoch 
ergiebt such hier eine historisch-kritische Untersuchung ein ganz 
anderes liesultat. 

8. Bas belgische Bndgetreebt 

In den katholischen lüiederlanden hatte sich das Steier- 
bewilligungsreebt der Stftnde während der spanischen und öster- 
reichischen Herrschiitt intakt eiluilten zu einer Zeit, wo es fast 
überall auf dem Contiuente zu einer leeren Formalität herabgesunken 
war. Was der Vertrag von Arras im Jahre 1579 in Bestätigung 
des alten Bechts bestimmt hatte, dass die Einwohner der spanischen 
Niederlande nidit geschatst werden sollten ,qne par le oonsentement 
des 6tats de chaque pays^, das war bis znr Elnmleibung Belgiens 
in P^unkreich uul>ez\voifelt geltendes Hecht Mit Ausnahme von 
Westflandern konnte ohne ausdrückliche freie nur für kurze Zeit- 
räume gewäll rte Zustimmung der Stände keine Steuer erhoben 
werden. Und es ist bezeichnend, dass bereits im Torigen Jahr- 
hundert in den katholischen Niederlanden dieselben eonstitntionellen 

67) Faider, litudaa rar tet oonstitntioiu natioiiftles p. 147 ff. Povllat, 
Lea coDstitations nationales beiges. Mimdim oonroniifa de TAcidlinie' lojale 
t. XXVi, 1875 ch. XIII, p. 417 ff. 
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Streitfragen über Wesen und Umfang des Steaerbewilligungsrechtes 
auftauchen, wie in unserer bezüglich des Budgetrechtes*'). 

Das uralte liecht der Subsidienbewilligimg erschien den Stünden 
als die kostbarste Garantie ihrer Privilegien, und als 1787 die 
Biabanter Stftnde im Kampfe gegen Joseph II. ihre Zostimmimg 
snr Forterhehnng der Stenern ▼erweigerten, da motivirton äe diesen 
Besehlnss mit dem Hinweis anf den Bruch der „ Joyeiue Bntrfe* dnidi 
das Vorgehen der Regierung'''). Diese Verweigerung war allerdings 
mehr ein Akt des altständischeu in der , Joyeuse Entr^e" anerkannten 
ins resistendi, als ein Versuch, die Begieruug, mit einer Paralyse 
zu bedrohen, denn die Brabanter wussten ganz gut, dass die finanrielle 
Existenz der tauserlichen Begiflrong in Belgien schliesslich nicht 
anf den gnten Willen ihrer Stftnde gestellt war. 

Immerhin erscheint die nur für kurze Termine '") erfolgende freie 
Steuerbewilligung als altes bis zur französischen llevolution ununter- 
brochen geübtes belgisches Landesrecht und 1830 waren die Er- 
innemngen an dasselbe keineswegs verschwmiden, haben vielmehr den 
Nationalcongress bewusst mid nnbewnsst beelnflasst Eine kritische 
üntersoehnng wfirde überhanpt lehren, dass trotz des Anlehnens an 
französische Vorbilder aneh die belgische Verfassung in innigerem 
historischen Zusammenhange mit der ^^anzen politischen Vergangen- 
heit dieses Staates steht, als man gewöhnlich annimmt^'). 

Die Bestimmungen der belgischen Ver&ssong über die Finanzen 



68) Vgl. den Aasspruch Maria Ther<aia*8 bei Ponllet a. a, 0. p. 423 
f«rner p. 428. 

69) Rescript der Brabanter Stände vom 10. April 1787 an «Ins »loneral- 

«ouverueurpaar £rzberzo^in Maria Christine und Herzog ^Ubert vuu Snchsen- 
techen; Aprte sroir ^isö la voie des reprfoentations soumises et respectueases, 
noas nou9 troavons röduil» ä faire connaltre trea humblement ä Vos Altesses 
iloyales qae le cri de notre conscience ne uous pennet pas de dünner nutre 
conscntement a la continoatioii ordinaire dM inipöts , aussi longtemps que les 
infractions faites ä la Joyeuse ne seront pas redress^es et que les rjiglfliiieBtt 
prujet45s ne seront pus roformüs conformement ä la Constitution. 

70) Die firabanter Stände bewilligt«n die Steuern nur fOr Mdia Monate. 
Poullet, Histoire de la Joyeuse Entree de ßrabant p. 53. 

71) Poullet, Uistoire p. .nos coustituauts de 1830, en ^laborant 
leor CBuvre imniortelle, 11*011 &it quo leprandzie not vieilles franchises natio- 
nales, en les metttnt «n npport avec Im nooeiRitfe qni domiuMit notvoaocüti 
uioderuc." 
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sind aber nur dann verständlich, wenn man den Zusknd derselben 
unter der mederländischen Herrschaft 1815—1830 kennt. Das 
niederlftiidische SteaerBjBtem war unter heftiger Oppoflition der 
belgiselieik Kammeimitglieder za Stande gekommen, es mur, wie 
der GecHshicbtscliraber der belgischen Berolution verdehert, wesentlicfa 
im Interesse der herrschenden holländischen Nation durchgeführt"). 
Der belgische Nationalconrrrpss war daher in einer ähnlichen Lage, 
wie die Constituante von 1789. Er musste ein als ungerecht an- 
erkanntes Steuersystem proTisoiisch beibehalten und aooeptirte folge- 
richtig die Bestimmung der ersten fransOsischen Yerflissuig, welche 
trotz Anerkennmig nnTorweigerlioher Aosgaben die Einführung per- 
manenter Steuern nach englischem Muster verwarf. 

Hiezu kam aber noch ein anderes wichtiges Moment. In den 
Niederlanden war die Zweitheiluug desBudgets in ein 
permanentes und bewegliches durchgeführt. Der erste 
Theil desselben enthielt alle ordentlidien, fixen und stehenden 
Ausgaben, die aus dem gewöhnlichen Lauf der Dinge henrorgehen 
und sich besonders auf den Friedenssnstand beziehen. Waren diese 
Ausgaben von den General Staaten gebilligt, so waren sie während 
der folgenden zehn Jahre einer weiteren Bewilligung nicht unter- 
werfen« Sie konnten während dieses Zeitraumes nur dann In neue 
Berathung geaogen werden, wenn der KOnig zu erkennen gab, daas 
der Qegenatand der Ausgabe aufg^ehOrt oder sich TerSndert hatte. 
Ebenso waren die Mittel zur Deckung dieses Aufwandes für zehn 
Jahre bewilligt und konnten wälirend dieser Zeit nur in Folge 
königlicher Initiative moditicirt werden. Der zweite Theil d^ 
Budgets enthielt die ausserordentlichen, nnvorhergesehenen , unge- 
wiassn Ausgaben, welche, namentlich die des Krieges, nach den Um- 
standen ger^t weiden mfisnn. Diese Ausgaben, sowie die Mittel 
zu ihrer Deckung wurden nur för ein Jahr bewilligt**). 

7S) Nothomb, Essai historiqoe etpolitiqae stur la rävolution beige. 4**°* ed. 1, 
p. 68. 

73) Niederländisch« Orundgaets von 1815,* Art 122—126; PSllts, 
Eoropw Verf. U, S. 218 C 
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Diese lutltvtioii dee DeoennalbQdgetB, welohe 1830 eingdUirt 

wurde, rief ebenfalls Klagen der belgischen Volksvertreter hervor, 
znmal damit eine wirksame Controle der sich von Jahr zu Jahr 
ändernden Details der Finanzverwaltung unmöglich geworden war^^). 
Das neue Deoennalbndget, welches 1829 rar fierathiiiig kam, konnte von 
der B^ening nur mit der Drohung eines StaatsBtrdebes enwongen 
werden. So lieCuid sieh denn der Nationaleongress in bewosstem Oogen- 
sfttze sn dem als onzweefanSssig beftmdenen System permanMiter oder 
doch l'ür lüDgere Zeit wirkender Einnahmen- und Ausgabengesetze 
Daher kommt es, dass die entsprechenden Verfassungsartikel im Plenum 
ohne jede Debatte beschlossen werden^*) and dass der Bericht der 
Sektion Aber die TorgescUagenen Bestimmungen kein anderes Moti? 
hieflür anrafllhren ftr nöthig findet, ab dass die Verfiusung eines 
freien Volkes dasselbe vor willkfirliehen Steuern scbfttien und die 
getreuliche Verwendung der gesetzlich erhobenen sichern muss '^). 

Indem die beigische Verfassung in den Sätzen, die sie über 
die Finanzen aufstellt, da.s alte belgische Landesrecht wiederherstellt, 
lehnt sie eich in der formulirong dieser Bestimmungen an die 
franiOäsehen Yerftssungen dar BerolutionsMit an, indem aie aus- 
drflcklich alleBinnahmegesetEefilr „leges annuae' erUftTt**). Ande- 
rerseits aber tritt hier zum ersten Male in der europäischen Ver- 
fassungsgeschichte der strikte verfassungsrechtliche Satz auf, 

74) Thonissen, La oontlitalaoii helge annotfe. 8*^ ed. p. 858. 

75) Huytter«?. 'Dipcns^ions (\n Con^rha national beige, Sitzung Tom 
28. December 183ü über die Fortorbebaug der Steaer, t. I, p. 670 ff.; M. de 
Roblaax: Le HoUaade aTait impos^ a laBelgiqae nn syetime d« eontribvtioii 
a la fois immoral, accablant, despotique et contrairo ri riniin?trie p. 677, Zu 
den neaen Gesetzen, deren dringende Notbwendigkcit durch die Verfassung 
ooDttatiii wurde und besQglich welcher in ktbieeter Frist l^Utorisehe Maae- 
Mgeln versprochen wvideD, geb&ren andh die tbor die Finauen. Conit. beige 
Art. 139, nr. 3. 

76) Hnyttens, DisoatsIoiM II, p. S76. 

77) Rapport de la section cntralo. Huyttens IV, p. 105. Les iinpöt« 
ont toojuurs et^ an des principaux sajets des plaint^ que les neoples ont 
Qevics contre Tantorite. 1« Contitation d*an peaple libre doit aonc le pr^ 
Server d*ii&p6ta Mbitrairea et aHaicr Temploi de ceoz qvi tont Mgalemoit 

perfus. 

78) Art. III. Les impöts an pniBA de F^tat sont Tot«8 annaeUeneui 
Les lois qui lea ^tabliaBent n'eiit de ncoe qua ponr an an, ai täüm n» loiit 

renouTel^. 
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das8 alle Einnalimcn und Ausüben des Staats in das jährlich 
n Totirende Budget, dngestellt werden müssen^^). 

Trotz diaeer Jahresgesebse ist aber auch nach der belgischen 
Yeiteiiiig die FeBtsetKimg derselbeii kein Willkfirrecht der durch 
die Eammem reprisentirten sourerftneii Nation. Darob die vor- 
fusoogainftssig nothwendige Fixirung der CiTilliste för die Datier 
der ganzen Regieningszeit des Monarchen, durch die Bestimmung, 
dass die Richter lebenslänglich angestellt und vom Staate bezahlt 
sind 0. 8. w. ist die genetzliche Nothwendigkeit des Zustaode- 
kommens des Bodgets in Belgien nicht minder ab in jedem ge- 
ordneten Staate vorhanden. Daes die Verweigemng des Bndgets oder 
der fSr die nothwendigen Staatsaosgaben erforderlichen Mittel und die 
Verlängerung dor bezüglichen Einnahmengesetze eiu tonstitiitiouelles 
Zwangsmittel sei, davon wissen die Protocolle des Nationalcongresscs 
Nichts zu erzählen. So wenig als in Frankreich findet in Belgien 
damals diese Theorie ihre Verizeter. In Belgien schon desshalb mcht, 
weil dort ein parlamentarisdieB Begime emtritt, weldieB sn Ahn* 
liehen Beziehnngen zwischen Kammer und Mimsteriam fuhrt, wie 
in England. In Staati^n mit schwacher monarchischer Gewalt be- 
dart es solcher gefährlicher Mittel nicht, um den Volkswillen durch- 
zusetzen. Wo der Grundsatz der Volkssouveränetät anerkannt ist, 
wird daher das Budgetbewilligungsrecht nicht als ein Yerweigemnga- 
reeht ao^fasst. Nicht sowohl der piaktisohe Sinn der Franzosen und 
Belgier, wie Gneist meint**), sondern gerade das Ton ihm als Urheber 
des staatswidrigen freien Budgetrechts angeklagte Princip der Volks- 
souveränetät haben es in Frankreich und Belgien dahin gebracht, 
dass dort eine Verweigerung des Gesammtbudgets so wenig vor- 
kam, als in dem parlamentarisch regierten England. 

Es sind Tiehnehr Staaten mit kräftiger monarchischer B^mng, 
wo das Beetreben der Yolksrertretung anf die Leitung dee Staates 

79) Art. 115. Cliaqne aniiee, les chambrcs arretfint la loi des comptcs 
et vot43iit le budget. Tout<?s les recett«8 et depenses de r£tat doivcnt 6tte 
poit^es au budget et dans les coniptes. 

80) EngL Verw.-Kecht U. & 786. 
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Eioflnss ZQ gewinnen, zu dem Ckdanken fShti, das DeugewomMne 

Budgetrecht im Sinne des mittelalterlichen Steuerbewillif^npsrechtes 
zu einem Pressionsmittel auf Krone und Ministerium zu benutzen. 

Das französische, später das belgische Badgetrecht hat im 
Laufe des Jahrhunderts in grosserem oder geringerem Onide anf 
die Gestaltung desselben in den übrigen eoroplischeD Statten 
eingewirkt^'). Und zwar steht nicht nur die sfeaatsreehtiiche, 
jsoiick'rii auch die verwaltungstechnische Seite des Budgetweseus überall 
unter tiiiii/üsisch-belgischera Einflüsse, in welch letzterer Hin- 
sicht die verworrenen englischen Verhältnisse zur Nachahmung 
gftnzlich ungeeignet sind. Von den heute bestehenden Verfassungen 
ist es zuerst in der norwegischen vom 4. Kovember 1814*'*), zuletst 
in den Staaten der Balkanhalbinsel eingeführt worden. Wo be- 
schränkende Bestimmungen ursprünglich bestanden, sind sie später 
häufig aulgchoben worden. So z. B, in PortiiLfal, dessen Vorfas- 
sung die Bestimmung enthielt, dass alle direkten Steuern mit Aus- 
nahme der £är die Verzinsung und Amortisirung der Staats- 
schuld bestimmten, j&hriich Ton den Gortes festgesetzt werden, 
aber so lange in Kraft bleiben, bis sie nicht aufgehoben oder 
durch andere ersetzt and. Durch die Verfhssungsrevision vom 
5. Juli 1852 sind auch hier die belgischen Bestimmungen voll- 
inhaltlich acceptirt worden ^^). 

Trotzdem das franzAsisch-belgische Budgetrecht heute zum 
continentalen europAischen Rechte geworden ist, hat es zu tief- 
gehenden Conflikten selten Anlass gegeben. Ausser dem preossischen 
ist nur der dftnische Conflikt, der in der Gegenwart sich abspielt, 
TOD Bedeutung geworden. 

81) Am geringaten ist der französische EinflvM ui der schwedischen 
Regierungsfonnakte vom 6. Juni 180r» zu Tae'' getreten. Die vielfach an die 
englischen Verhältnisse erinnernden, aber doch wieder ^auz eigenartig aos- 

gebildeten NomieD der sehwedieehen Ffaianq^eeet^gebniig nehe bd Aeehehong 
. 73 ff. 

81aj L eber die eigentbümliche Gestaltung des Badgetrecbts in Norw^ea 
mit freiem Einnahmen- mid gebnndenem AvsgabcnlMvilligviigsfeehtvgl* Aecbe* 
hong S. 157 ff. 

82) Art 12. Da reite II, p. 150. 
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4. Gesetz und Budget in Deutschland u n d 0 esterre icli. 

Bezüglich der Entwickelung des konstitutionellen Budgetrechts 
in Dentscbland werden bei den eingehenden Darstellungen, die über 
diese Materie eiistireD, wenige Worte genfigen. Eine nShere Be- 
trachtung jedoch ?erdienen die literarischen Ansichten über das 
Budgetrecht aus der Epoche vor 1848. 

Bei Bef^rinn des constitutiouellen Lebens in Deutschland seit 
1815 wird in Anknüpfung au das alte ständische Steuerbewilligiings- 
recbt merst in den süddeutschen Verfassungen bestimmt, dass ohne 
st&ndisehe Bewilligung keine Auflagen erhoben, keine Yeräusserung 
▼on Staatsgut stattfinden, in der Bogel kein Anlehen aufge- 
nommen werden dürfe. Ausserdem wird der «Hauptetat*^'), das 
.Rudtjet**^), das , Staatsbudget**^), das , Finanzgesetz" ^•), den 
Stünden zur Prüfung und Anualiuie für einen mehrjährigen Zeitraum 
vorgelegt In allen diesen Verfossungen ist das Verbot der Tackings 
ausgesprochen. 

lieber die juristische Natur dieses Budgets entstehen sofort 
nach dem Inkrafttreten dieser Verfossnngen Zweifel und zwar wird 

in den Kammern sogleich die Frage discutirt, ob das 
Budget Gesetz sei"). Und Malchus erklärt bereits 1823, dass 
das Budget kein Gesetz sei, sondern nur eine eventuelle Norm 
und Grundlage für die finanzieUe Verwaltung Noch bestiihmter 
jedoch 1880: .Für das Budget selbst kann die Eigenschaft 
eines Gesetzes nicht geltend gemacht werden, wegen des 
Mangels an objektiver absoluter Bestimmtheit, die ein wesentliches 
Erforderniss eines solchen und deren dasselbe nicht fähig ist. üeber- 
haupt kann dasselbe nicht sowohl als eine unwandelbare uud unver- 
änderliche Norm für den Staatsfinanzhaushalt, sondern mehr nur 

83J Württemberg V. U. g III. 

84) Bay«Pii V. Ü. Tit. YII. S 8. 

85) Baden V. ü. § 55. 

86) Ueiuen V. U. Art. 67. 

87) Malelmt, Politik der imierni StaatiTerwaltira^ 189S. II, S. 182, b. 2. 

88) 1. c. Um djcselle Zeit aurh liege 1, Vorlesungen über die Philosophie 
der Geschichte, Werke IX. 2. Aufl. S. 538 gegeo die Gesetzesoatur des Budgets. 
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als Grundlifre bei dfissen Führung betrachtet werden, die allen 
Abänderungen unterliegt, welche der Eintritt unvorhergesehener, 
unausweichlicher Umstände nothwendig machen kann*^ ^% Ebenso 
erkl&rt Botteck, dass das fiadget an Akt der Admini- 
stration sei, der die in coDcreto bestimmte Snmnien mr Beetreitmig 
bestimmter BedQrftiisse anweist, nnd ebenso in concreto die Qnellen 
ihrer Erhebunpr bestimmt. Zur Verwirklichung des Budgets dienen 
Gesetze, nämlich die AiillageunKet/e, welche geuerelle Yeryiflichtangen 
der GeseUschaftsglieder bestinimen. Jedoch .das Budget ist 
an und für sich kein Qesetz, sondern eine Beehnang, 
aber es beruht neben den ans blossen Thatsachen herroigeheiideii 
Ergebnissen auf einer Ansahl von tbeile admimstrativen, theils 
gesetzlichen Verfügungen, deren Prüfung und Genehmigung dem- 
nach derselben Autorität zustehen rauss. welcher verfassungsmässig 
die Feststellung des Budgets zusteht" ^°). Und Paul Pfizer, 
indem er in aller wünschenswwtiien Klarheit den materiellen und 
formellen Geeetaesbegriff scheidet, erU&rt, daas das Finamtgesets 
nur in letsterem Sinne Gesetz, semem Wesen nach jedodi über- 
wiegend ein Yerwaltnngsakt sei**). 

So ist denn bereite: vor mehr als einem halben Jahrhundert 
in Deutschland jene Lehre von der rechtlichen Natur des Budgets 
aufgestellt worden, welche in der Gegenwart neu entdeckt wurde 
nnd den Anlass au einer der tie^ehendsten Streitfragen des deutschen 
Staatsrechts bietet. 



89) mndbttch der FinaDzwissemchaft II, 8. 95. 

90) Lebrinieh des Venranftraehte TV (1885), S. 444. 445. 

91) Recht der Stenerverwilli^uTifj S. K! ff. ,Ks unifasst ila^. was <ler 
lieutij^e Sprachgebraach den Haaptetat, das i3odg«t, das FiuanzgM^ oder 
Äbgaben^csehe nennt , fanner noch gar triele Oe^enstSnde , welc^ie iweb der 
Theorie nicht der Gcsotzg'ebung, sondern ih r Verwaltung angehöron.* S. 17. 
Das Gesetz bat es seinem Wesen nach nur mit ali|;emeiiien Nonnen zo than. 
,Wfts bat aber dne Sebfitnm^ dm Brtnirs der DomSnen und anderer Staats- 
einnabiik'ii . die Iv. f'nlinini,'- - initntliclit'r St;iat,sautft,'abon im Einreinen und für 
bestimmte Jahre, die Jblrbaaang einer Katieme oder Kanzlei, die Anl^ong 
einer einzelnen BrBcke oder Strasse, -was hat ebeihaapt das gano Detail dee 
Staatshaushalts, da« mit der Steuerverwilligung doch im alltTongsten Zu- 
sanunenbang steht, mit der Geeetzgebnng in jenem Sinne gemeint" S. 18, 19. 
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Selbst dieser Streit aber erhebt sich schon unmittelbar nach der 
Julirevolution. Mit Rücksicht auf die Tendenzen, welche damals 
in Sfid- ond Westdeatschhuid henrortnteo, hatte der deotsobe Bund 
den Artikal 58 der Wiener ScMmsakte interpretirend beschlcBseD, 
„dase keiiiem dentachen SenverSii durch die Landetftode die zur Ffih- 
rang einer den Bandespflichten und der LandesTerfessmig entsprechen- 
den Regierung erforderlichen Mittel verweigert werden dürfen" und 
dass nF&ile, in welchen ständische Versammlungen die Bewilligung 
der zur Fühnmg der B^erung nothwendigen Steoem auf eine 
nitteUnie oder miniittelhare Weise durch die Dnrchsetsong ander- 
weitiger WUneehe und AnirSge bedingen wollten, unter diqenigan 
FMle zu sählen and, auf welche die Artikel 25 und 26 der 
Schlussakte in Anwendung gebracht werden müssten***), d.h. dass 
sie als offener Aufruhr zu behandeln sind. Gegen diesen Beschluss''^), 
dessen Bechtsrerbindlicheit wegen mangelnder Competenz der Bundes- 
Tenammlung lebhaft angefochten wurde, obwohl er von den meisten 
der damals bereita constitutionellen Bundesstaaten mit dem Beifftgen 
publieirt wurde, daes dadurch der Verfhesung und den yerfassnngs- 
massigen Hechten der Stände kvin Eintrag gescholien sollte^*), erhob 
sich alsbald eine literarische Opposition, l'nd es sind gerade die 
zwei Männer, welche die Natur des Budgets als eines Verwaltungs- 
aktee klar erkannt haben, die eine Totalverweigerung des Budgets SSa 
einen verfiusnngsmftssigen Akt erUftren — wohl die ersten Theore- 

92) Bundt?sl)es< lilnss Tom28. Jnni 1832, Art. II. G. v, Meyer, Corpus juris 
confoed. genn. 3. AuÜ. II, ö. 244, ygl Zöpfl, Staaterecbt. 5. Aufl. II. S. 216. 

93) YgL feni«r den Bondesbeschlusa Tom SO. Oktober 1834, wonach bei 
Verweigerung der /nr Führung der Regierung nothwendigen Mittel die Bundes- 
glieder Bich gegeneinander Terptüchten, ehe sie die Dazwiscbenkouft des Bundes 
DMlinieh«!) , die Entscheidimg solcher Streit i^k iten dnich SeUedsriehlflr ta 
W»nlassen. (i. v. Meyer a. a. O. IT, S. 'Utj iV. 

IM) Miiuche der in dieser Zeit uiul spater gegebenen Verfassungen setzen 
die Beschränkungen fiteuerverwilligungsrechts ausdrucklich fest. 8choii vnr 
dem Bundesbeschluss von 1832 Kurhessen V. U. (v. 5. Januar 1831) § 143. 
Sachsen V. ü. (v. 4. September 1831) § 97. Die Stande haben die Verpflich- 
tung , für Aufbringung des ordentlichen und ansaeronlentUclMn Steatsbedarfs 
durch Aussetzung der hierzu erforderlichen Deckungsmittel tn sorgen. Später 
unter anderen Braunschweig. Neue Landschaftsordnung (12. Oct. 1832) § 173. 
Hannover. (Ges. v. 5. Seiit. 184^ § Ul (ZacliAriae, Verf.-Gesetze S. 253. 
2U)f Oldenborg, revidirtes fiiutsgzandgei. S2. Not. 1852 Art. 187, § 2. 
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tiker von Namen, die dies mit klarem Bewusstsein gethan haben. 
Rotte« k, der noch in dem von ihm vor der Julirevolution fort- 
gesetzten Werke Aretins'*) von einer Budgetverweigerung als 
emem constitationeUen Zwangsmittel Nichts weiss, erklärt 1835, 
dass in dem Becht der OenehmigiiDg oder VerwerAiog aller mit 
dem Budget in Verblndong stehenden oder anf dasselbe zu basirenden 
Feststellnngen der Administration wie der Geeetsgebung, „die Seele 
oder die ganze Kraft des Uopräsoutativ-Systems in Monarchien** 
liege"'), dass es die ^weitaus mächtigste Waffe zur Behauptung 
der Volksrechte gegenüber den Thronen* sei, dass, wer dieses in 
allen nennenswerfchen (^nstitationsorkunden ansdrficklieb anerkannte 
Becht in Zweifel stellt, .die Nation znr geduldigen Hinnahme auch 
des allertyrannischesten und volksfeindlichsten Bfinisterinms, bestSnde 
es auch aus Sejanus, TartülTe und Cartouche, venirtheilen " will"'). 
Allerdings fügt er aber hinzu, wohl in Erinnerung der Worte 
B. Constants. dass eine solche Verweigerung der Abgaben eine 
grenzenlose Verwirrung aller Begierungs^fesdiftfte bewirken müsse 
und dass daher nur in den dringendsten Fftllen, wo es sieh ,um 
die Bewahrung der heiligsten Beehte handelt", dazu geschritten 
werden solle'®). Und Pfizer behauptet 1836, dass nach ^vürttem- 
borcjischen Staatsrechte, trotz mancher im cntfrcc^pncfesetzten Sinne 
gedeuteten Bestimmungen der Verfassungsurkunde ^'j, den Ständen 
ein freies Verweigerungsrecht aller Stenern zustehe, ungeachtet der 
Bnndesbeschlfisse von 1832 und 1884, deren Bechtsunwirksamkeit 
f9r Württemberg von ihm deducirt wird'^^). Das Steuerbewilli- 
gungsrecht sei für das Volk die Schutzwache aller seiner anderen 
Rechte, es sei ,ein Mittel, das ihm die Verfassung verleiht, um 
auf die Schritte der vollziehenden Gewalt einzuwirken*. Es sei 
nothwendig, dass in Jedem wahrhaft oonstitutionellen Staate'' ein 

95) Staatsrecht der eonitttntioiicnen Monarehie, Bd. 1827—88. 

96) Vernunftrecht IV, B. 445. 

97) a. a, 0. S. 446. 

98) a. a. 0. S. 460, 461. 
99J Vgl. V. U. § 124. 

100) Recht der Steuerrerwilli^uug ä. 3U5 ff. 
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aueh das Ünentbebrliehe nmfiisaende Steoeirerwelgeningarocht aner- 
kannt sei ""). Ferner iucht er des Breiteren nachzuweisen — mau 
glaubt stellenweise eine Polemik gegen Gneist, Lab;iud und 
H. Schulze zu lesen — , dass die Gefahren dieses Verwi i^o^rungs- 
reohtee für das monarchiache Princip gering seien , dass trotzdem 
der König und nicht das Volk Qnella und Mittelponkt der Staats- 
gewalt bleibe da» die Frage, ,ob denn der Staatsgnindvertrag 
nur auf drei Jahre abgeschlossen werde und die Regierung durch 
die Verfassung verpllii htct sei, je nach Ablauf dieses Zeitraums 
um Verlängerung ihres Mandats durch neue ytouerverwilligung bei 
den Ständen nachzttkommen, somit ihre Existenz mit jedem Land- 
tage in Frage gestellt zu sehen, nnd über die Bedingungen ihres 
ganzen Baseins zu kapitoliren*, zu Terneinen sei^^*). 

Gegen Pfizer trat wenige Jahre spftter R. Hohl in seinem 
württembergischen Staatsrecht auf, zum ersten Male griuidlicli vom 
Standpunkte des positiven Kechtes aus die Lelire von der reclitlicheu 
Unzulässigkeit einer allgemeinen Steuerverweigerung vertheidigend."'*) 
Zu einer allgemeinen Theorie worde sie hierauf von Stahl 
ungebildet*^). In der Folgezeit jedoch gewinnt die Lehre Ton 
dem «constitutionellen Stenerverweigemngsrechte* immer mehr an 
Boden und im Jahre 1848 muss sie geradezu als herrschend be- 
zeichnet werden ^^*'). Die Frankfurter Keichsverfassung, die octroyirte 



101) a. a. 0. 8. 65. 102)8.879. 

103) S. 91. 

104) 1. Bd.. S. «324 ff. Besonders fcbarl S. (333: ,Es ist eine ofleiibare 
TerkenniiDg der Goetze des Denkens, wenn ab Schutz «Ifs Rechtes die Nicht» 
anerkennang rechtlich begründeter Forderungen aufgestellt wird." Pfizer 
erklärt a. a. 0. S, 157, dass eine willkürliche Verweigerung der eitv/.oliicn 
Etatspositionen nicht Platz greifen dürfe, was Molil mit liccht als einen Ver- 
stoss gegen die Gesetze der Logik bezeichnet. Vor Mohl ist schon von meh- 
reren Seiten die Unzulässigkeit einer allgemeinen Steuerverweigerung sowohl 
aus allgemein theoretischen Gründen als auch auf Grund der Bestimmungen 
der württembergischen Verf.-Urk. und der deutschen BundesbcschlQsse vertheidigt 
worden. Allein er»t seine BeweisfOhrung ist von allgeiaeiner Bedeatang gewor^. 

104a) Staatslehre. 2. AofL S. 305, 806; ygl. damit die Auffibningen der 
1. Anfl. (1837). S. 155 ff. 

104b) Daher die Verwunderung der Frankfurter Nationalversammlung, 
als Karl Muthy den Antnig^ auf eine Zweitheilung des Budgets in ein per- 
manentes und ein jährlich za bewilligondes einbrachte. Vgl. v. Treitschke, 
HUtorische und politische AaMUse. 4. Aull. III, S. S74. 
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praoBsiscIie Verfiusong Tom 5. Desember 1848 radpireD ' die finm- 
Kitaisch-belgiscbeD Sfttsse fiber das Bad^trecbt dsr Yolksreitratinig. 

Die preussische Verfassuu^' enthielt aber die dieses Recht ein- 
schränkende Bestimmung, dass die bestehenden Steuern und Ab- 
gaben forterhoben werden, bis sie durch ein Gesetz abgeändert 
weidea^^). Dieser Artikel wurde im Landtage als aotiooDstita- 
tiooell besmehnet und die zweite Kammer bssahloss die Sfar^diimg 
desselben, unter dem Widerstand einer Minorität, die in den Beden 
des Grafen Arnim - Boitzenburg und des Herrn von Bismarck 
die fast in Vergessenheit gerathenen Ansichten von der Uuzu- 
lässigkeit und Unklugheit der Steuerverweigenmg vertrat, wie 
sie seinerzeit in Frankreich von Mirabean nnd Constant auf- 
gestellt wurden* Das Herrenhaus nahm den Beechloss des Abge- 
ordnetenhaoses mit einigen ModifieationeD an. Aueh hier jedoch 
traten namentlich Walter and Stahl dem zmn Dogma gewor- 
denen Satze der deutschen constitutionellen Theorie entgegen 
Die preussische Verfassung vom 31. Januar 1850 enthält jedoch 
werftndert den so lebhaft bestrittenen Satz*^^). Staatsrechtlich 
iweiftlhafte Situationen, za welehen die oft deht rechtzeitig 
erfolgende Bndgetvotinmg führte, haben auch in Prsossen in den 
Fflni^gerfahren zu dem nicht acceptirteo Vorschlage der Aus- 
scheidung eines permanenten Ausgabenbudgets geführt'**'). Die Ereig- 
nisse der Coufliktszeit sind noch lebhaft in der allgemeinen Erin- 
nemng, ebenso gehört die Literatur, die sich während und nach 
dem Gonflikte mit ihm beschäftigt der Gegenwart an und wird 
daher im dogmaftiscfaen Thdk Berficksichtignng finden. 



lOr.) Art. li)8. 

1Ü6) Am 24. September 1849. fürst Bismarck als Kedner I , Ö. 78 tf. 
107) StMtsldue. 8. Aufl. 8. 710 £ 

Tt^) Art. 100, ebenso Art. 100 (99 der octr. Verfassung): Steuern und 
Abgaben für die Staatskasse dQrfen nur, soweit sie in den Staatshanahalta- 
Btit anfgeiHmiiDai oder dnrdi besondere QesetM angeordnet sind, erhoben 
«erden. 

109) Könne, Staatsrecht der preuss. Monarchie. 4. Aofl. I. Bd. l.Abtb. 
8. 601, m 2. 
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Auf denselbeD Priaeipien vie das premsische Ist das Bodgei- 
ndit des dsotsehen Beiehes anfgebaut^*^). 

Zum Schlüsse sei die Geschieht« des österreichLichen Budgefc- 
rechts seit 1848 einer kurzen Betrachtung unterzogen. 

Die nie zur Vollziehung gelangte octroyirte V^erfassung vom 
4. Hin 1849 hatte die FestetolliiDg des Budgets durah ein jftbr- 
lidies Gflseis TerfÜgt und die — ofPenbar der preussiBcben Verfiu- 
snng vom 5. Mftrz 1848 — entlehnte Besthnmuiig der Forterhebung 
der bestehenden Steuern und Abgaben euthalien *'°). Der Wii'der- 
begiun des Verfassungslebeus wird eingeleitet durch ein dem ver- 
stärkten Reicbsrathe zugestandenes Becbt der Mitwirkung bei Fest- 
Stellung der j&hrlichen Voranschlftge des Staatshaushaltes"*), der 
Zustioimiing hei Aendenmg der iioanzgesetxgehung und wichtigen 
Akten der Fniansverwaltung ^ Das Diplom ?om 20. Oktober 1860 
normirt in gleicher Weise den Wirkungskreis des das gaii/e Jleich 
(mit Einschluss der Länder der ungarischen Krone) vertreten sollen- 
den gesaramten Reichst athes '"). Das Patent vom 26. Februar 1861, 
wekihes an Stelle des einen Ziritter von Staatsrath und Parlament 
daiateUeoden Bddisratiies eine unter derselben Bezeiohnung zu 
schaifonde zweikammerige, parlamentarische ,Beieh8?ertretvng* ein- 
setzte, bezeichnete «die Voranschläge des Staatshaushaltes* als 
Gegenstand der von nun au nur mit Zustimmung beider Pläuser 
des Reichsratbes vorzuuebmeadea Gesetzgebung"^). Bezüglich der 

109a) Verf. des deutschen Reichos Art. 69—73. 

110) § 121, Abs. 2: ..Die liHstohenden Stenern unl Abgaben werden fort- 
erhoben, bis neue Gesetze abweichend bestimmen und zur Anwendung kommen." 
Auch der ToraVerfassangsaasschnss des conatitairendeu Reichstages aasgearbeitete 
Verfassungsentwurf hatte in Nachbildung des Art. 99 der preussischen octroyir- 
ten Verfassung bestimmt (§ 143), dass Reichssteuera und Abgaben, nnr inso« 
weit sie in den Staatshaushalts-Ktat aufgenommen oder durch besondere 
Gesetze angeordnet sind, erhoben werden dürfen. 

111) Kaiserl. Patent vom 5. März 1860. K.-G.-BI. Nr. 56. § 3. 

112) Allerhöchstes Handschreiben vom 17. Jnli 1860. R.-G.-Bl. Nr. 181. 
118) Kaiserl. Diplom vom 20. Oct. 1860. Art. II. 

114) § 10, lit. c des Grandgesetzes über die Reichsvertretung v. 26. Febr. 
1861 weist die Gesetzgebung über die Reichsfinanzen dem Wirkongskreise des 
gesaramten Reiclisrathes zu. Das Octobenliplom , als dessen Ausführunj,' das 
Febraarpatent sich darstellen will, spricht aber nur von Mitwirkong des Reichs- 
ratbes bei der Gesetzgebung, nicht Zustimmung zu den GesetMn. 



SteDorgesefcigebDng war aber atisdrficklich wieder eine der prema- 
schen Verfassung analoge Bestirnnrang vorhanden"*). 

Im Jahre 18G7 wurde die un^wische Verfassung von 1848 
wieder anerkannt und die dualistisclie (Jestaltuug des Keiches voll- 
zogen. Der III. ungarische Gesetzartikel von 1848 enthält die 
Anerkennung des freien Badgeirechte för alle Einnahmen nnd 
Aufgaben, wobd die Bndgetrotirung sogar auedrOcUich nnr dem 
TJnterhanee vorbehalten ist"*). Damit war aueh fBat die Revision 
der österreichischen Verfassung in diesem Punkte der Weg gewiesen, 
um nicht geringere ,constitutionelle (Jarantien" aufzuwei.seu, als die 
ungarische. Die von dem Verfassungsausschuss des Abgeordneten- 
hauses formnlirte lit. c. des § U des revidirten fieicbsrathsstatates 
weist der Competenz des B^chsrathes zu .die FeststeDnng der 
VoranscUftge des Staatehanshaltes nnd insbesondere die jfthrliche 
Bewilligung der einznhebenden Stenern, Abgaben und GeföUe*. ßei 
der Berathung dieses Passus im lleichsrathe wurde von den 
Conservativen opponirt und die Beibehaltung^' der Einschränkung 
des Febraarstatuts empfohlen. Namentlich ist die Bede des Car- 
dinais Bauscher im Herrenhause hervorzuheben, wdl sie offen- 
bar die damals erschienene Schrift On eist's Aber Budget und 
Oesetz fBr die Oeterreichische Yerfessungsgesetzgebung zu ver- 
werthen sucht 

Das freie Budgetrecht der österreichischen und ungarischen 
Verfassung steht allerdings unvermittelt neben der verfassungs- 
mSssigen Verpflichtung beider Staaten in einem von Zeit zu Zeit 
(auf zehn Jahre) im Wege flbereinstinmiender Gesetze zu beetim- 



115) FebraaiBtetat § 10. Die Straem, Abgab« und QeflUIe wmdm 
nacl) don bestehenden GesetieD «ingehoben, in so luge dieie nicbt ToHmiiiigi* 
mnasig geändert werden. 

116) Ges. Art. HI: 1848 § 37. Das Hinisterinm ist Terpflichtet. den 

Ausweis der Einkunft«' iiml Ü.'ilürfiii.-^«' iL's I.unil- .-, — nntl bezTiglich auf tlie Ver- 
gangenheit Uber die durch selbes manipulirten Staatseinkünfte behaCB einer nacb- 
tnj^eben PrOAmg und bezüglich Oenehmigaog alljührKeh der nntersn Tafel 
Tonnlegen. 

117) St^iographische Protokolle des Herrenhaosee. Sitzaug t. 29. Nov. 
1867. S. 310 ir. 
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mendflo YerlilltDisse ro den gemdiisaiiieD Ausgaben beiratragen, 
welche jftbrlich ven den Delegationen fixirt werden Die von 

den Delegationen bewilligten Summen werden jedoch in die Budgets 
der beiden Staaten eingestellt und hier nochmals votirt. Die 
Leistungen für die gemeinsamen Angelegenheiten erfolgen nämlich 
durch die Finanzministerien beider Staaten, da das Beichsfinanz- 
rnSniaterinm gar keine directen Einnahmen zu verwalten hat und 
auch keine Vollzugsorgane besitzt. 



X. 

Ctofohiohte das fieohtea inm AbMhlnsaa der StaatenTertrlge. 

Die Geschichte des Rechtes des Vertragsabschlusses ist eine 
weit weniger inhaltsreiche als die des Rechts der Gesetzgebung. 
Obwohl zu allen Zeiten politische, d. h. auf die Machtverhaltnisse 
der Staaten Bezug habende Vertrftge abgesdilossen wurden und 
Bnndesgenossenschaft und FHedensschluss so alt sind wie die Vielheit 
der Staaten, so erlangen die Staatenvertrilge und ihrBeebt grössere 
Bedeutung doch erst seit jener Zeit, wo von einem Völkerrecht 
gesprochen werden kann. Erst mit dem Sinken der mittelalterlichen 
Kaiseridee, mit der Consolidirung der grossen nationalen Staaten 
Enropa*8 und mit dem entstehenden Bewusstsein und der gegen- 
seitigen Anerkennung ihrer Souverftnetftt ist die Basis für einen, 
Garantien seiner Stetigkeit in sieh tragenden, zwischenstaatlichen 
Verkehr gegeben. 

Erst seit dieser Zeit bildet sich ein für den friedlichen Verkehr 
bestimmtes System von Staatenverträgen aus. Wenn bis dahin alle 
Verträge nur im Zusammenhang mit dem Kriege geschlossen wurden 

118) Oesterr. Äasgleichägeeetz Tom 21. Dec 1867. g§ 3. ö. 13; Ung. Ües. 
Att nu 1867. §§ 16, 19-22, 40. 

1) Nücli V. Omptoda, Literatur des gcsararatcn Völkerrechts. 1785. 
B. 583 b«ieichnet die FriedeiuTerträge und solche Verträge, die sich &af Krieg 
und Vciedm b<d«lien, ab die MonuUiUe d« SluteiiTartrig«i. 
Jellinek, Ocaeta und VerordnoBg. 12 
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and lediglich in der ICacht der Staaten eine scliwaebe Gewihr geflin- 

den hatten, beginnt die sich entwickelnde Verwaltungsthätigkeit der 
Staaten zu luuem auf geraeinsame Ciilturinteressen aufgebauten, aller- 
dings erst in der Gegenwart zur vollen Blüthe gediehenen Systeme 
von VenraltungsrerträgeD ni fOhieo, als deren erste Vorboten seit 
dem Begtnne der neueren Zeit die Handelsrertrftge anftretan. 

Das Yertragsrecht erscheint m Beginn dieser Zeit als ein wesent- 
licher Bestandtheil des Bechts Aber Krieg tmd Frieden imd stobt 
daher in der Momucliie princi])iell dem Fürsten zu. Wo kräftige 
ständische Institutionen existiren, ist das Vertragsrecht oft durch 
das Erforderoiss ständischer Einwilligung bescfarfinkt worden, nament- 
lieb bei Vertragen über Aendenmgenond Belaatongen desTerritoriiuns'). 
In den zun Abeolntisnras neigenden und gelangenden Staaten hin- 
gegen ist es selbstverstftndlicb , dass dieses mit der Concentrirung 
der Staatsgewalt im Pürsten sich zu grosser praktischer Bedeutung 
entwickelnde Recht als ein dem äouveränen Staatshaupte rechtlich 
unbeschränkt zustehendes betrachtet wurde. 

Anch in dem England der sich aasbildenden und yoliendendsn 
FtolamentsYer&SBUQg, steht es damit nicht andern. Das Parlament, 
die Ausübung der Fülle der königlichen Gewalt in immer weiterem 
Kreise an seine Zustimmung bindend, lässt der Krone nach Aussen 
hin freien Spielraum, ihrer Prärogative wie das Recht über Krieg 
und Frieden, so auch das des Vertragsabschlusses einräumend'). So 
ist bis auf den heutigen Tag, wie alle englischen Schriftsteller 
einmüthig anerkennen, das Beoht dss Abechlussss Ton Staatsrer- 
trägen ein Bestandtheil derron parlamentarischer Hitwirkung freien 
Prärogative der Krone, iusuiern der Vertragsgegenstaad aul dem 

2) Manchmal wird die ständische Zustiimnuni; ;müdrücklich im Vertrage 
stipnliit. Z. B. 1612 iwiscben Fraukicich und Spauiea gelegentlich des Ver- 
isbntees Ltidwig^s XIII. mit d«r Infantin Anna. Art. 5 der Joy 
von Brabant erklärt, dass kein Vertrag geschlossen werdoii solle, durcli welchen 
„lee payg, villes, iorterosses, personnes oa domaiues sita^ en de(ä ou au dela 
d« la Xenaa senüent cngageca, vendnei, ali^ntoi <m diminnto, liiii le con* 
leotement des trois Etats." Poullet, Les constitutions nationales p. 407. 

8) Blackatone I. ch. Yü. p. 252; Todd 1, S.524: £. Meier, Ueber 
den Abschlnss von StaatirertrSgeiL S. 115 ff. 
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Boden der Pr§,rogati\ü selbst steht, ist principiell auch eine uacli- 
trägliche Mitwirkung des Parhimentes ausgeschlossen, wie z. B. bei 
einem Nentralitätsvertrage. Greift hingegen das Yertragsobjekt über 
in die l^liftTe des .king in parliament*i so ist snr AnsfBhrimg des 
Vertrages eine Fleurlaiiientsakte nothwendig. Und zwar sind in dieser 
Beziebnng drei Fälle in der ougliscben Praxis Torhanden. Entweder 
regelt eiuo .selbstständige, iuisserlich zu dem Vertrage in keiner 
Beziehung stehende Parlanientsakte die Rechtsordnung in der dem 
Vertrage entsprechenden Weise , wie in dem von E. Moicr so aus- 
f&brlioh wie belebrand gescbilderten Fall des englisch-französischen 
Handelsrertrages'), wo bisher bestehende gesetslicbe Bestimmungen 
dnreb 23 Viet e. 22 unter dem Titel «AnAct to amend the laws 
relating to cnstoms* geändert wurden, ohne dass in dem Statute des 
Vertrages auch nur mit einem Worte gedacht worden wäre. Oder 
zweitens wird zwar nicht zu dem Vertrage die Zustimmung, wohl 
aber sur Ansfähnmg desselben ein Qesets gegeben, dnrch wetehes 
der Vertrag selbst BestandtheU des statuta law wird*). In diesem 
Falle wird berrits in dem Namen der Akte darauf hingewieseUf 
dass es sieb um ein Ausführungsgesetz zu einem von der Krone 
abgeschlossenen Vertrag handelt. Oder es kann endlich im Voraus 
die Krone durch Parlameutsstatut ermächtigt werden, einen Ver- 
trag, dessen Ausfuhmng in das Gebiet der Gesetzgebung fiUlt, 
abnisefaHesseii. Die den Vertrag ausfahrenden Bestimmungen 
haben dann einfiicb den Charakter einer kraft empowering 
chrases ergangenen Verordnung. So erscheint formell der Ver- 
tragsabschluss von den ins Geliiet von Gesetz und Verordnung ge- 
hörigen AusführungsbestinimuDgeu des Vertrages gänzlich getrennt. 
Trotz dieser formalen Trennung ist es aber auch hier das Parlament, 
in welches das Schwergewicht der staatlichen Thfttigkeit ftllt, indem 
nicht nur die Ausfftbrung der die Gesetzgebung tangirenden Verträge 



4) a. a. 0. 8. 122 ff. 

z. I?. 20 & 21 Vict 0. i:;. An Act t-» carry into ••fTo'^t a Convention 
betweeo Her Maj^fitjr and the king of Denioark; vgl. £. Meior a. a. 0. S. 141. 

12» 
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d«iB Inng in parliameut Torbehalten ist, sondern ancli dort, wo 

kraft dem Buchstaben dor lit^t htssätze der kiug in Council verordueo 
und paktiren kann, in Wirklichkeit dessen Funktionen auf den 
ParlamentsauBBchuss — das Cabinet — übergegangen sind, dessen 
Handlangen auch auf dem Qebiete der StaatenvertrSge der steten 
Controle des Parlamentes nnterliegea'). 

Die englischen VerhSltnisse einerseits, praktisehe finrägungen 
andererseits sind es. welche in der constitutionellen Theorie das 
Vertragsrecht als ein entweder mit der execiitiven Gewalt zu ver- 
bindendes oder ihr ihrem Wesen nach zukommendes Element er- 
scheinen lassen. Bei Locke ist das sfederatiTe power* swar innerlioh 
selbstdtftndig, nur dem Grandvertrage mid der Oesetigebang ontei^ 
werfen, daher anch geschieden von der execntiTen Gewalt, jedoch 
dem Träger derselben zuzuertheilen, der es als ein inhaltlich freies, 
weil seiner Natur nach durch Kegeln nicht zu bindende.^, zum Wohl 
des Staates auszuüben hat. Bei Montesquieu erscheint die Macht, 
kraft welcher der Fürst Verträge schliesst, als ein integriiender 
Beetandtheil des ^^ponToir ex^trice des choses qui d^pendent da 
droit des gens*, wekhes sich ihm jedoch in seinen ferneren Aos- 
fBhmngen mit der ToUziehenden Gewalt schlechthin identifidrt. Da 
die Lehre Montes(j uieu's von der Selbstständigkeit und Unab- 
hängigkeit der (lewalten ausi^eht, so folgt daraus auch die Selbst- 
ständigkeit und l'nabhängigkeit des Vertragsabschlusses gegenüber 
der gesetigehenden Gewalt. So wenig der König einen positiveD 
Äntheil an der Gesetzgehnng hahen soll, ebensowenig soll die geeeti- 
gebende Versammlung an dem Abschlösse der Verträge selbst 
tbeilnehmen. 

Die altenglischen Institutionen im Vereine mit der constitutio- 
nellen Theorie sind es, welche der Verfassung der Vereinigten 
Staaten ihren Typos an^^rägt haben. So auch in den Beetim- 
mmigen Aber den Abechluss der Staatenverträge. Nicht der Gongres, 
sondern der Präsident — • allerdings mit Zostimmnng einer Zwädrittel- 

6) Vgl. Todd I. y^7. 
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majorität des Seoats , gleichsam des privy Council , ist es, der 
die Union durch Verträge verpHiehten kaoo'). Trotz der Ab- 
k&Dgigkeit der Legitimation des Präsidenten von der Zastimmnng 
dfl6 Senate ist alle InitiatiTe sa Verirftgeo auBSchlienUch in seine 
Hand gelegt. Und zwar ist irgend eine Grenze des Bechtes 
des Prftandenten, in dieser Weise Staatenrerträge abznscUiessen, in 
dem Buchstaben der Verfassung nicht zu finden. Gleich der Ver- 
fassung und den auf ihrem Orunde geschaffenen flosptzen sind die 
Staatenverträge höchstes Landesrecht, das nur an der Verfassung 
selbet seine Schranke findet"). Dem fiepräsentantenhaus steht nicht 
der geringste AntluU an dem Znstandekonmuen der Yertrige zn. 
Daher ist es eine der sdiwierigsten Streitfragen des amerikanischen 
VerfassQDgsrechtes, ob kraft des verfassungsmässigen Bechtes von 
Präsident und Senat die abgeschlossenen Verträge das Repräsen- 
tantenhaus, wie alle anderen Glieder des Staates, binden und es 
daber die zur Aosfühnug der Vertrftge nothwendigen Massregeln 
za treffiBü rechtlich Yerpfliehtet ist« oder oh es in dieser Hinsicht 
▼olle legislative IMheit hesitzt Die Frage ist um so wichtiger, 
als hei der Tölligen Gleichwerthigkeit von Gesetzen und Verträgen, 
wie durch Richt«rspruch oft entschieden wurde, sowohl Verträge 
durch Gesetze, als Gesetze durch Verträge abgeändert werden 
können und daher die Gefahr nahe liegt, dass auf dem Wege des 
Vertrages die legalen Befagnisse des Beprftsentantenhanses einge- 
sefarftakt werden. Zmnalwenn es sich nm die Kosten der Ausftthrang 
der StaatenvertrSge handelt, ist es in Frage, ob die hiezo nOthigen 

7) Const. of the U.-St. Art. II, sect 2, 2. Die «TSter der amerikanisehen 
Vcrfassutiur' onstruiren, wohl in Erinnerung an Locke eine eigene zwischen 
Gesetxgebuji^ und Volliiehaug in der Mi(te stehende Tertragschliessonde Ge- 
walt , daber wnroU der Chefder Enentiva als «in Zwdg dar LMrialativa an 
derselben TheU nimmt. Vgl The Federalist (Avagabe PhfladalphiA 1880) 
Kr. t>4 u. 75. 

8) Consi of the ü. 8t. Art VI, 2: Thw Constitntton, and tbe law« of 
the Unitc^l States which shall bo niade in j ursuanco thereof, and all trcaÜM 
made or which shall be madc, ander tbe authority of the United State«, shall 
be tbe supreme tew of tbe laad; «ad the judgea in tnety State diall be 
bound therebj aiiythiiig in tiie constitntion or lave of any State notwitb- 
standing. 
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AppropriationeD idn fonneDer Natur nnd oder ob der Gongren 

hier völlige legislatorische Freiheit besitzt. Allerdings ist die Gefahr 
praktischer Conflikte trotz dioser Controverse wesentlich gemildert da- 
durcli, dass der auf kurze Zeit bestellte f räsideiit vod dem Congress 
fOr seine B^emnphandlimgeii venuitwortlieh gemacht weiden 
kann und daas in dem demokratischen Bundesstaate der Senat sieh 
schwerlieh za weitgeheoden Minderongen der parlamentarischen Be- 
fugnisse des Repräsentantenhauses verstehen wird. Die Theoretiker 
des amerikanischen Staatsrechts haben sich überwiegend far die 
unbedingt« Verpflichtung ausgesproclien, die von dem Fräsideuteu 
unter Zustimmung des Senats abgeschlossenen Vertiftge ansneriLen- 
nen und zu den nothwendigen Ausftthrungsmassregehi die Shi- 
willignng zu geben. Indessen hat auch die entgegengesstzte An^ 
sieht Vertreter gefunden unter den Anhilngem der Partei der Staaten- 
rechte, sowie das Repräsentantenhaus öfters in Kesolutionen sein Recht, 
vertragsausführende Akte zu verwerfen, gewahrt hat. Zu einem 
ernsten Conflikte ist es seit Bestehen der Unionsveiiassnng nicht 
gekommen. Da jedoch die Verfassung nur Garantien gegen Ter- 
fusungswidrige vom Congresse gegebene Gesetze durch das lichterliehe 
Pröftmgsrecht bezüglich derselben gegeben hat, jedoch kein Rechts- 
mittel ^cgej} verfassungswidrige Unterlassungen kennt, so würde der 
vertragsaiistYilirende Bestimmungen verwerfende Congressbfscliluss 
formell unanfechtbar sein und damit ist auch dem RepräseDtanteuhaus 
trotz aller Unterscheidung des «law making power' von dem «tieatj 
making power' kein geringerer ISnfluss auf die answftrtige Politik 
und die Begelung der Beziehungen zu fremden Mftchten gegoben 
wie dem englischen Parlamente'). 

Nicht die Lehre Montesquieu'?, sondern die Kousseau's 
ist es, welche die juristische Stellung des Vertragsabschlusses in 
der ersten franzdsichen Verfassung r^^t. Die Bindung der Staats- 
gewalt selbst, wie sie im Vertrage stattfindet, kann nur durch die 

Ö) Ueber das VVrtr;if»sreclit der Union vf^l. Storv II. ]5'>k— 1.V23; 
§ 1838—1641; Kutiiiuaua 1, 293 ff.; E. Mcicr lüö tf.; v. Holst Ü. luö ff. 
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hacIiBto Stastsgewalt gescheheD und daher ist es nicht der Chef der 

Executive, souderii die Vertretuug de^ souveränen Volkes, bei der 
das Recht des Vertragsabschlusses ruht. Die Initiative gehört zwar 
ausschliesslich dem Könige, aber kein Vertrag — ohne Ausnahme 
— erh&lt Kraft, befor er von der Volksvertretimg ratificirt 
wurde *^). Da TdUmeditUch erst der raüfidrte Vertrag die üontrar 
besten bindet, so ist nicht der den Yertragsinhalt feststellende und das 
Vertragsinstrument signirende König, sondern der ratificirende corps 
Ugislatif das vertragschliessende Organ des Staates. 

Die Verfassung von 1793 wei.st dem conseil ex^cutif die Nego- 
mnmg der Verträge zn, wahrend die Batification derselben mittelst 
eines Deoretea des corps l^gidatif erfolgen sollte "). Da der con- 
seil ez^tif nur anf Grand eines Gesetzes oder Deeretes des 
corps l^gislatif sollte handeln können, so war ihm keineswegs auch 
die Initiative zu den Verträgen vorbehalten, vielmehr auch dazu 
ein ermächtigendes Decret der allmächtigen Volksvertretung noth- 
wendig^^. Hier ist denmach die letate Consequenz des demoknip 
tisch-fepnblikaoisohen Frindpes gezogoi, welches sich in der Gegen« 
wart in dem Bnndesrechte der Schweizer EidgeDossenschaft verwirk- 
lieht findet«**). 

Die Direktorialverlaiisung kehrt von abstrakten Theorien über 
die Stellung des souveränen Volkes zu den auswärtigen Beziehungen 
sdion mehr auf den Boden praktischer Erwftgoogeii der Hör eine 
Groesmacht unansweichlicheD Forderungen der Politik zurfick. Dem 
Direktoriom wird ein Recht gegeben, das der constitntionelle KOnig 
nicht besessen hatte, n&mlich Präliminar- und geheimo Yertrftge 

10) Gesetz vom 22.-27. Mai 1790. Art ^: II apjtartitint an ivoi d'arrtter 
«t »ignor avee les pnissineM ^trtngira Um 1«b tndtw de paix, d'alliance, et 
de commerce et iiutros mnventions qu'il jagera necessaires an bien de l'Etat. 
loau les dits traites et Conventions n'aaront d'effet qa'autaiit qu'ils aurout 
iU ratiflte par le Corpa Ugülatif. Die TerfMMiigtiirkande vom 3. Sept. 1791 
eh. IV, sect. IV, Art. 3 normirt die königlichen Bechte besOgUch der Vertrlge 
«naf la ratifieation du Corps legislatif". 

11) Art 10. 

12) 'Art. 55. 

12a) iiundesvcriuääuug vom 2U. Mai 1Ö74. Art. 6b, Nr. 5. 
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selbststAndig abznschliessen. Trotzdem noch immer dem gesetzge- 
benden Körper die Prüfung und Ratification aller Verträge vor- 
behalten ist, werden die geheimen Vertragsartikel für provisorisch 
eiecntirbar erklärt von dem Momente aogefiuigeii, wo m vom 
Direktoriam feetneeetrt sind. Diese geheimen Aitikd dtrfen 
weder den Mbotliehen widenpreebeo , noch eine Yerftoeserong too 
Staatsgebiet verfügen '^). Die Consularverfassang hingegen l&sst mit 
dem .gouvernement* auch die nach Aussen selbstständig handelnde 
Macht auftreten. Das Qoavemement negociirt nicht nur alle Ver- 
irftge, eondem schliesst sie auch definitiv ab. Nur die Friedens-, 
Allianz- nnd Handelsvertiftge sind der Controle der Gesei^bmig 
miterworfen, in deren Formen äe reditUche Kraft gewinnen'*). Das 
Senatns-Gonsult vom 16. tbermidor des Jahres X hingegen ver- 
pfiichtet den Staatschef bei Friedens- \iud Allianz Verträgen nur zur 
Einholung des Gutachtens des Qebeimrathes vor dem Abschloss 
und der Bekanntgabe an den Senat vor der Promulgation^^). 

Die Charte von 1814 jedoch adoptirt gänalieh das gleiehteitig 
Ton Oonstant vertheidigte englische Prindp, indem aosseUiesslieh 
dem Könige das Recht des Abschlusses aller YertrBgo ohne jeglidie 
direkte Alitwirkuug der Kammern zusteht '^j, welche durch Zustim- 

18) Art. 8S1: Le Directoire executif arr^te, si^e oo fait signer av«e 
)es puiesances ttrang^res tous les traitcs de paix. d'alUance, de treve, de nen- 
trahte, de commerce, et Mtree cooTentions qu*il jage oeceasairee au bien de 
l*Etat. Art. 8S2: Dmib les an on nn trait^ renfcrme des articlee seeret^, In 
dispusitit iis de ces articles ne penvent etre destnictives des articles patente, 
Iii coQtenir aucane alieoation da t6rritoire de 1a Bipablique. Art^ 833. Lee 
tnttis n« sont vtlabfet qu'apres sToir M eiamin<e et ntifMs per le Corpe 
legislatif. nt ainn los conditions secrMea peavent recevoir pro fisoireiiMBt 
leur ezecDtion, des l'instant m6me oa ellea sont arr£tto par le Directoire. 

14) Art. 49: Lc goavnnement entretient des rebtie«» poHtilqiiee an 
dchor.s , conduit les negociations fait les stipulations j)reliminaircs . sitrnc, fait 
aigner et coadot toua lea traites de paix et d'aUiance. de tre?e, de neutralit^, 
de commerce et d*antres Conventions. Art. 50 : Les dMaratHnw de gaerre et 
ItB traitc's de paix d'alliance et de commerce sont proposes, discutcs, decr^tfc 

et promtUgnea comme des loia. Art. 51: Lea articlee secrets d'an tniti 

ne peoTent efare destraetift des articles patents. 

14a) Art. ^8. 

15) Art. 14; Le Koi est le chef suprSme de TEtatj oomnuuide les forcee 
de terre et de mer, d^Iare la gaerre, füt les teaitjs de paix d^dlieaee et 

de commerce. Di«- pkidizcitige constitationelle Theorie billigt es, dass dem 
Parlament bea&gUcb der Giltigkeit der abgeechlosaeDen Yertrige (mit Aasnalune 
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muDg zu den etwa noth wendigen Au.sführiiDfjsverordDUDgen und 
durch Handhabung der Ministerverantwortlichkeit ihren Einfluss 
aof die Durchführbarkeit der Vertrftge nach Innen und auf die 
ftnaaere Politik geltend machen können. Anch die Charte Loide 
Philippe*8 ftndert Nichts an diesen Bestimmnngen welche nach der 
ünterhreehnng dnrch die zweite Republik, die wieder dem gesets. 
gebenden Körper die , Approbation" der Vertrüge überweist'^) in 
der Verfassung des zweiten Kaiserreiches von Neuem aufleben 
bis endlich die dritte Republik gewisse Kategorien der von dem 
Prftsidenten abnischliessenden Vertrftge erst durch die hinzutretende 
Genehmigung der Kammern filr definitiv erklftrt'*). 

Die VerftssuDgen der anderen kontinentalen Monarchien, welche 
vor der der belgischen entstehen, variireu die in den französischen 
Constitutionen von 1791 — 1814 hervortretenden Gedanken in mannig- 
faltiger Weise. Unter den Verfassungen der ausserdeutschen Staaten 
sind es namentlich die von dem Piindpe der Yolkssottveiftnetftt aus- 
gehenden, weldie die völkerrechtliche Legitimation des Honarchen 
zum Vertragsabschlüsse in gewissen Fftllen an die vorhergehende 
Zustimmung der Volksvertretung knüpfen*®). Viele acceptiren jedoch 

der auf Gobietscessioncn btzüirlicbenj kein Kecht zusteht unter Hinweis auf die 
engl. Einrichtangen, Vf,'l. B. ( «mstsiit a. a. 0. 1, p. 105: Cette pr^rogative (?id, 
de ratifier los trait^bj accordtc am assenibl^es ne scrt qu'ä jeter sur eile do la 
defaveor. Apre» la conclasion d un traite le rompre est tuujours one rii^olutioa 
Tiolente et odieuse: c*ett «n fiidqva B<Hrte «Rfiretndre le droit des nations, qni 
ne coiDinuniqaent entre em qne par lenr ori^uvemeraentB. In der parlamen- 
tarischen Controle der Verwaltung der aus\'>ürtigcn Angelegenheiten liegt der 
8ebQtz gegen Terfasson^widrige Verträge. Vgl. auch a. a. 0. I , p. 300. 
Siehe jedoch auch Aretin-Kotteck, Staatsrecht II, S. 142. 143, wo trotz 
der Anlehnung an Constant anter dem offenbaren Einfluss der w&rttemb. 
Verfassung von eiiMr Zntthnmiiag d«r Stände m den Yertrigen die Bede ist 

16) Art. 13. 

17) Jedoch nicht mehr die Ratification, vgl. Constitution du4novembre 1848 
Art. 58. 11 (le pr^sident de la Republique^ negocie et ratifie les traites. 

nationale. 

1'^) Vgl. Art. r, der Constitution du 14. janvier 1852, der wörtlich mit 
dem correspondirenden der Charte übereinstimmt. 

19) Vgl. Loi Constitutionen e sur les rapports des pouvoirs publica. Art. 8, 
wo ji'doi h ilir Verträgt' aafi:'7.älilt sind, weicht' ernt nach einem zustimmenden 
Votom beider Kammern in Kraft treten können, und überdies alle Vertrage den 
Ktmmera orst bekannt gegeben werden mflssen, znsriMt qne rfaitIrM et la 
•firete de l'Etat le ponnettent. Vgl. Lebon S. 46, 72. 

20) Die epanieche and portagiesisdie Cortesverfueong t, B. l^gte den 
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das Princip d€r Charte und beBohräDkfin prindpiell dea Monarch«D 
beim AbseUusse der Vertriige nieht oder our inBO&m es eich um 
dne QebietBTerfttidenmg des Staates handelt '0, wobei ee als selbst-. 
Tentftndlich yorausgesetzt ist, dass die io den 'Wirbrngstareia der 

Kammeru falleudeu Ausführungsbestimmungen eines Vertrages nur 
mit deren Zustimmung erlassen werden können. Die deutschen 
Verfassungen erwähnen in der Begel gar nicht des Vertragsrechtes, 
welches daher als dem Begenten miheschrftakt zukommend gedacht 
ist, wobei ebenfidla die eveutuelle Terfiiasungsmassige MtuirkuBg 
der Stände an den Vollzugsgesetsen sieb aus dem Wesen der 
Verfassung sellist mit Xothwendigkeit ergiebt--). Eine bemerkeus- 
werthe Ausnahme jedoch macht die württembergische Verfassung, 
welche in klarerer anzweideutigerer Weise als späterhin die belgische 
und ihre Nachahmungen den Monarchen bei dem defimÜTen Ab- 
schlüsse bestimmter Arten tob VertrSgen an die vorheiglBgige 
Zustimmung der Stände bindet**). 

Cort«s das Recht boi. die ()t!en.siv- und Defeusivbündnisse, Subsidioi und 
HwideLsverträg^e vor ihrer Ratifi.ation zn genehmigen. Pölitz II. 274, 310. 

21) Z. B. Niederlande, Grundgesetz vom 24. Augost 1815 Art. 58. P5litt, 
Enrop. Verf. II, S. 212. 

22) Vgl. über dieso Frage von Autoritäten aus der Z«.it des deutseben 
Buiidca KI über, Oeff. Kctht, 4. Aufl., § 558 n. a, S. 834, Zupfl, 5. Aufl. II, 
S. 381 if.. bes. S. 387; Zachariae, Deutsches Staats- und Bundesredtt II, 
S. 583—586 . dor erstere die ständische Mitwirkung oder Einwilligung xüt 
.Ausübung dt» Vertragsrechts selbst behauptend, der zweite das Kocht des 
völkerrechtlich giltigen Abadüosses uusschliesj^lich dem Monarchen zuertheilend 
und die ständische ZnstimmuTi«: anf <]\>- Ptaatsrechtliche VoUziehbarkeit dw Ver- 
träge beschränkend, der letzte eine verinitteliide Ansicht vertretend. 

23) YerC-Urk. § 85: Der König vertritt den Staat in allen seinen Ver- 
hältnissen geg'^n ati=wärti<,'(' Staatt^n. Es )\ann jeiLnli ohne Einwilligong der 
Stände durch Verträge mit Auswärtigen kein Tlieil des Staatsgebieten und 
Staatseigenthuius vefilHMtt. keine neue Last auf das Königreich und dessen 
Angeli'irige übernommen, und kein Landes f;i>s et z abgftiiid'Tt Of1>T auftxeLoben. 
keine Verpflichtung, welche den Rechten der Staatsbürger i^iatrag thun wiirde 
eingagingen, namentlich auch kein Handelsvertrag, welcher eine neae gesetzliche 
Einrichtung zur Folge hätte, und kein Subsidienvertrag zur Verwendung der 
königlichen Truppen in einem Deutschland nieht betreffenden Kriege geschlossen 
werden. VgL Mohl, Würt. Staatsrecht I, S. 673 ff. v. Sarwev, Staatsrecht 
des Königreiches Württemberg II, S. 02. Gaupp, das Staat^reclit d. K. Wärt, 
bei Marquardsen, S. 170. Aehnliche Bestimmungen im Hildburghausen*- 
schen Grundgeaetz vom 19. März 1818, § 46. Pölitz I. Abth, 2. S. 78. Vor 1848 
enthalten nur noch Braunschweig N. L. 0. § 8 and das Hannoverische Landes- 
Terüassnngsgcsctz § 11 Festsetzungen über ständische Bechie bezüglich der 
Verträgt. Die Obrigen Yaiunagna^mim tehwdg«» darttber gimlMi oder 
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Als im Jahre 1880 der von der belgischen Nationalversamm- 
lung eingesetzt« Verfassungsausschuss «Im Eutwurf einer Consti- 
tution ausarbeitete, da acceptirte er iür die Legitimation dea 
Staatsoberhauptes mm Abschlüsse ?on StaateuTertrftgen das System 
der Charte Ludwig XYIII., so wie es in der niederlftodiaefaeD 
Yerihssmig yom 24. Aogost 1815 TerwirUicht war'«). In der über 
den Entwurf an den Nationalcongress referirenden Ccntralsektion 
wurde bezüglich der Handelsverträge die Beschränkung,' hinzugefügt, 
dass sie oline Zustimmunt^ der Kammern nicht in Kraft treten 
können, dass Gebietsverändenmgen nur durch ein Gesetz verfügt 
und die geheimen Artikel eines Vertrages den dlfontlichen nicht 
widersprechen dflrfen**). Bei der Berathung des betreffenden Artikels 
im Plenum wurde auf Antrag eines der Verfasser des ursprüng- 
lichen Entwurfes, van Meenen's, dessen definitive Fassung be- 
schlossen^"), nicht ohne Widerspruch und mit geringer Majorität. 



sprechen höchsteoB den Satz aus, daM ohne ständische Znsthnmiing kehie Ab- 
tretung von Staatsgebiet vorgenommen werden dürfe. 

24) Projet de Constitution Art. 51. Le chef de TEtat commande rarniee. 
d6dare la gnerre, fait les truites de paix, d'alliance et de commerce, il eu 
donne connaiesanoe aui chambres aussitot (jue Tinteröt et la sürete de T^Itat 
le permettent en y joignant les coumiunications convcnables. Uuyttens, Dis- 
cu88iona IV, p. 44. Dazu vgL Alt. 15, der Gebietainderongen nur knffc «umb 
Gesetzes gestattet. 

25) Kapport fait par M. Raikun dans la seance du 7 janvier 1831 fü^t 
dem Entwurf hinr.u: Les traites de commerce ne peuvent avoir d'offet qu'apres 
avoir re^a Tassentiment de« cbambres. Neanmoin« nulle cession, niü ^ange, 

nulle adjonction de territoire ne peut avoir lieu qu'en Yertn d*iine loi. 

Huyttens IV. t'S. Der Bericht (a. a. 0. p. 84) bemerkt hiezu: L'article 51 
da projet de la commission a donne Ueo ä des observations dansL les gections. 
Trois membrcs de U 8. seetion ont demand^ qne le chef de l'Btat ne pet 
faire les traites de cu tn m rc . que sous Tapprobatioii du pouvoir 
Ugislatif. La b, seetion a forme la möme demande . . . Quant ä la qaestion 
de wvoir sl rMomitiniMit dM ohambrei aerait nteessaure ponr lea trutte de 
commerce , la seeüeo eentrale 1^ rjsoliie afflimatiTemeiit & la raajoiiid de onie 
Toix contre qoatoe. 

26) Art. 68, Absatx 2; Lee trait^ de commerce et cen qni )>ourront 
grever l'Etat ou Her individuellement des Beiges, n'ont d'effet qu'ajires avoir 
re(u raseentiment des cbambres. An das Wort »efifet" knüpft sieb die ätreit* 
frage, ob Tftncer- oder nnr staatsrecbtliche Wirttrog daranter m rersteben sei, 
welche allerdings in T) -lu'i'Mi selbst entwe<lcr nioht erhoben (z. B. Thonissen 
p. 221 ST.) oder im Sinne der zweiten Alternative entschieden wird (Thimus, 
droit pvblie. IT, p.l74, eitirt bei E. Meier [Qu eist] S.853, 854, vgl. jedoch 
S. 113 in der Note), wohl aber in den Staaten, deren Verfatmulg der oelgiacben 
nachgebildet ist, veo Bedentang ist. 
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Es wurde daraaf hingewieseo, dam die T<»rg«whlagMe Teitinuig za 

vage sei und dass schon kraft des den Kammern zustehenden 
Badgeirechtes eine einseitige finanzielle Belastung des Staates durch 
dnen vom Könige abgeschloflseoeii Vertrag praktisch wirknngslos 
wftre«»). 

Artikel 68 der belgischen Yerfrssimg ist bekanntlich das Vor- 
bild f&r die betreffenden Beetinmrangen der preossisehen**), Oster- 
reichischen"; und der Verfassung des deutschen Reiches'®) geworden. 
Während auf Grund der Unklarheiten der belgischen Verfassung 
in Beziehung auf das preussische und das deutsche Reichs-Staate- 
recht der Streit entstehen konnte, ob die Zostimmung der Eammern 
ni der ▼Olkerreehtlichen oder nnr n der staatsrechtlichen OUtig- 
kdt des Vertrages nothwendig sei, haben andere Verfiissungen die 
schärfere, jeden Zweifel ausschliesseude Formulirung gefunden, dsiss 
vor eingeholter Zustimmung der Kammern dem Vertrage die 
Ratification nicht ertheiit werden dürfe *^). 

27) Haltten» II. p. 27. 

28) Art 48: Der König hat das Hecht, Krieg zu erkUxoi vaA Frieden 

SU schliesscn auch aTKlrre Verträge mit l'romden K«gierungen zu errichten. 
Letztere bedürfen zu ihrer Giltigkeit der Zustimmung der Kammern, sofern 
es Handelsverträge sind, oder wenn dadurch d*nu Staate Lasten oder einzelnen 
Staatiibtirgern Verpfliditan<:en auferlegt werden. Vgl. Art. 2: Die Gie&un dieses 
Staatsgebietes kunnen nur durch ein Gesetz verändert werden. 

29) StaatsgTundgesetz Ober die Ausübung der Regierungs- und Vollzugs- 
gewalt. Art, C: Der Kaiser schliesst die Staatsverträge ab — Zur Qiltigkeit 
der Handelsverträge und jener Staatsverträge, die das Iteich oder Theile des- 
selben belasten oder einzelne Bürger verpflichten, ist die Zustimmung des Reichs- 
raths erforderlich. Vgl. Staatsgrundgesetz über die ReichsvertrLtung § 1 1 lit. a. 
wu dem Keichsrathe die „Prüfung und Genehmigung" der geuanntcu Verträge 
vorbehalten ist, und ausserdem derjenigen, die «eine Gebietsändenmg" der ha 
Beichsrathe vertretenen Königreiche und Länder zur Folge haben. 

30) Verf. Art. 11: Der Kaiser hat das Reich völkerrechtlich lu 

vertnten, im Namen des Reichs Krieg zu erklären und Frieden m aehliessen. 
BBndniäse nnd andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen. — — Inso- 
weit sich die Verträge mit fremden Staaten auf solche Gegenstände beziehen, 
welche nach Art. 4 in den Bsfeich der Keichsgeaetzgebung gehören , ist zu 
ihrem Abschlnss die Zustimmung des Bundesrathes nnd sn ihrer Gilkigkeit die 
Genehmigung des Keichstagt-s erforderlich. 

31) Z. B. Niederländische Verfassung, Art. 57. Vgl. de Hartog, da« 
Staatsrecht des Königreich.s der Niederlande, Marqaardsen IV. i. 4, S. 83. 
Die spanische Verfassung vom 30. Juni 1876 Art. 55 Terlangt ein den Köni^ 
zur Ratification autorisirendes Gesetz. Dinsfes II, p. 18. Asideie Bdapiele bei 
£. Meier a. a. 0. & 110 n. 1. 
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Zweite Abtheilung, 

Theorie des Geseteee und der Terordnong. 



Erster Abschnitt. 
Büdeitende UntenTiehimgeo. 

I. 

Der EKaatobegrUr und soine flranML 

Alle staatsrechtliche Untersnchoog mnss begiiineD mit der Feet- 
steUimg des Staatabegriffes oder wenigatena mit einem anfikhtigen 
OlanbenabekenDtmaa Aber denselben. Von diesem Ausgangapuikte 
Ist der Gang and das Besnltat der Foiscbnng nothwendig bedingt. 

Alles Staatsrecht ist eben Recht des Staates und daher rauss irgend 
eine Vorstelluog von dem Wesen, um dessen Recht es sich handelt, 
a priori gegeben sein. Es steht damit schliesslich nicht anders 
wie mit dem Frifatrechte. Ohne bestimmte Vorstellong Tom Menschen, 
seinen ethischen imd ökonomischen Zwecken wtlrde es weder ein 
Privatrecht, noch eine Wissenschaft desselben geben. Die Einzel- 
persönlichkeit kennt aber Jeder aus eigener Erfahrung, das Indivi- 
duum erlebt sich selbor und desshalb ist ein grosser Theil der 
Voraussetzungen des Privatrechts uns unmittelbar gegeben. Anders 
verhftlt es sich mit dem Staate. Nicht sinnlich wahrnehmbar, nur 
in seinen Institationen nnd Aktionen sieht- und fUilbar vorbanden, 
bedarf es eingebender wissensdiaftlicher Analyse nnd Synthese, 
um sich eine klare Vorstellung zu bilden von dem Seienden, welches 
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hinter all den Thatsacben steht, die unser praktisches Denken mit 
/wiiigüinli-r Nritliut'iidiLrkeit zu dem Schlüsse führen, dass ein Etwas 
vorhaudt'u sein miisc^c , in dem die Erscheinungen des politischen 
Lebens ihren Grund und ihre Einheit finden. 

Fdr die hier zu behaudeladeD Probleme ist es aber nameiitlicb 
wichtig, von einem Uaren Staatsbegrilfo ansragehen. Die Fnnktion 
der oonstitutionellen Gesetzgebung ist eine staatliche Fmilcti<m im 
eminentesten Sinne. 2s ur ein Staat kann formelle Gesetze geben. 
Daher müssen die Grenzen des Staatsbegriffes genau umschrieben 
werden. Die Formen der staatlichen Willensäusserungen sind femer 
von Grund aus nicht zu begrei£9D, wenn man nicht einen Einblick 
besitzt in die Natur der Gigane, dmrch welche mid der Art, auf 
welche die Staatsthfttigkeit sich manifisstirt. Es moss daher sowoU 
die Natur des Staates, als die seiner Organe und Funktionen 
erkannt werden, ehe an die Lösung der mannigfaltigen, unser Thema 
bildenden Einzelfragen geschritten werden kann. 

Der Staat ist die von Einem machtvollen Willen getragene 
henachaitiiche Organisation eines sesshaften Volkes. 

Das wesentliche Merkmal aller als Staaten zu bezeichnenden 
Gemeinwesen liegt in der einheitlichen Herrschaft, die sie über die 
ihnen nnterworfeiieii, durch ihre Organisation zur Volksgemeinschaft 
verbundenen Menschen ausüben 

Herrschen heisst unbedingte Befehle ertheilen, die ihren Grand 
und ihre Schranke nur in der fineien EntschUessong des BeftUenden 
finden Theils die sittliche Ueberzeugung von der Kothwendig- 

1) Wenn iiosin, Soaveräaetät , Staat, Gemeinde, SelbstTerwaltong. 
Birth *8 Annalen des dentschen Reid» 1888 Sep. AbdMcGMteS2, Bri«^ Zur 
Lehre von den Staatenverbindnnfrcn, Grünhiifs: Zeitschrift für d. Privat* und 
dAntliche Recht der Gegenwart XI. Bd. 97 Note 13, G. Mejer, L^ibneh 
des deotMlieii Staatnoehts 2. Auflage S. 10 daranf kiaweiwn, dan Hemehen 
nicht die einzige ThStigkeit des Staates ist. so ist dies ganz richtitr. AUelo 
die Bt^ffsbestimmimg des Staates hat nur die wesentlichen Merkmale aafim* 
Debmen. Ohne Hernehaft kann kein Staat gedacht werden, wohl aber ohne 
die anderen Fnnlitionen, wenn auch bei steinender CuUur namentlich die 
pBegschaftliche Thätigkeit des Staates einen immer breiter sich gestaltenden 
Banin einnimnitf 

2) Fasst man den B^niff des Herrschens in dieser Scliarfe, so ist er 
speciflscli von juiler anderen «WiUensherrBchaft" unterschieden. Vgl.KosinS. oiS. 



Digitized by Google 



— 191 — 



keit des Gebotes, theils der in vielen Fällen subsidiär zur Verwirk- 
lichung des Gebotes bereite, aus der Herrscherraacht fliessende 
Zwang garantiren die Umaetzung der Uerrschergebote in meoach- 
Mm mt. 

Die Maeht des imbedmgtai GebieteiiB Int mir der Staat. Nur 
er kann herrschen uid alle Hemehaft im Staate kann nur von ihm 

ausgeben. Die Macht der dem Staate Unterworfenen, der Einzelnen 
und der VerbSride ist ein Wollendürfen , die Herrschermacht ein 
Wollenkönnen. Alle üeclitsmacht der dem Staate Subjicirten ist 
durch den Staat bedingt und eben durch diese Bedingung nntei^ 
scheidet sie sich von der Herrschermacht*). 

Die Herrschaft des Staates ist, wie alle menschliche That, anf 
bestimmte Zwecke gerichtet. Erst durch die Erkenntniss des Staats- 
Zweckes wird die Einsicht in das Wesen des Staates vollendet. 
Aufgabe geschichtsphilosophischer und ethischer Speculatiou ist es, 
den Staatszweck festsrastellen. £ine so aUgemeiner Anerkeonong 
gelangende Theorie wird hier, wie auf jedem Gebiete, dessen Grenzen 
sich in*8 Metaphysische ausdehnen, woU memals erstehen. Formal 
wird sich aber jede besonnene Theorie über den Staatszweck znrflck- 
fahren lassen auf die Idee der Erhaltung und Förderung der Volks- 
gemeinschaft und ihrer Zwecke. 

Erhaltung der Volksgemeinschaft bedeutet zunächst Selbst- 
erhaltung des Staates , Selbstbehauptung nach Anssen und Innen. 
Die eigene Existenz ist der erste und nftcbste Zweck des Staates, 
da sie die unerllssliche Bedingung ist fttr die ErfflUnng der flhrigen 
Zwecke, Diese sind aber beschlossen in der Schirmung der socialen 
Existenzbedingungen der Gemeinschaft, des Rechtes und der Förde- 
rung der Entwickelungsbedingongen derselben, der Gultur. Existenz 
und Entwiekelung enthalten also in sich die drei Bichtungen der 
Macht, des Bechtes und der Cultur. 

3) Daher ist die Ansicht von Rosin S. ^6, Gierkc, Uoltzendorff *s 

Bachtslexicon 3. Aofl. II. s. v. Korporation S. 563, Brie, Theorie der tJtMtem« 

verbindangen S. 10, iass der Staat das Merkmal dee Hemcbena mit anderen 
Penönlichkeiteu theilt, nicht richtig. 
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Die Enfstehimg des Staates ist ein bistorisehes Fkdam, herror- 
gerufen durch das ZnsammeDwirkeii ftnsserer Einflüsse nnd psy- 
chischer Vorgänge. Den letzten Grund derselben zu ertorscheu, 
liegt wie beim Staatszwocke ausserhalb des Bereiclio.-^ der Juris- 
prudenz. Dies ist vielmehr wiederum Aufgabe philosophischer Ana- 
lyse; denn im Wesen des Menschen liegt aueh der Qmnd des 
Staates verborgen. Je nachdem man vom Wesen des Menschen 
eine ftrmliche oder reiche, eine dunkle oder Uare Ansdunraog 
besitzt, wird sie den Ursprung des Staates flacher oder tiefer, yer- 
schwommener oder schärfer bestimmen. Göttlicher Wille oder 
physische Uebermacht, freier Wille der Staatsgenossen oder instink- 
tiiTOs Henrorwaohsen als EntstehungqgrOnde des Staates behauptet) 
sind nur Terschledene Consequenien Tersehiedener Theorien von der 
ethischen Natur des Menschen. 

So wenig aber eine vollendete Anschauung vom Staate möglich 
ist ohne einen Begriff von seinem Ursprünge und Zwecke, so wenig 
sind diese Begrilfe zu verwenden zu einer Erkeuntniss der recht- 
lichen Natur des Staates. Nicht den Staat in seiner Totalität hat 
die Bechtswissenschaft su erforschen. Nur die ftnsseren Yerhftlt- 
nisse der Persönlichkeiten m einander fidlen in das Gebiei des 
Rechtes, üesshalb bedarf die Jurispmdens formeller Merkmale, 
um an ihnen das zu erkennen, was sie als Staat betrachten soll*). 

Das erste juristisch wesentliche Merkmal des Staates ist seine 
Eigenschaft als Persönlichkeit. Diese besitzt er, weil er einen einheit- 
lichen WiUen hat Die Peisftnlichkeit des Staates ist keine fingirte % 

4) Der Zweck ist gewiss der ^Schöpfer des Rechts." ALer es i>t ein 
methodisch logischer Fefalsr, den Schöpfer mit dem Geschöpf za confuDdireu. 
In welche TAge Allgemeinheitm man diireh Annahme dee Zweckmomentaa in eine 
juristisch.- HVL'rifTsbestitiimung gerüth, hat Rosin S. 27, 28. gezeigt. Aosser 
diestm fiudicirea dem Zweckmomente im StMtabc^riffe iariatiache Beden* 
tone Gierke, Labands Staateredit nnd die 4«ntaehe BeehtnrteenidiafI 
in SchmoIIerä Jahrbach for Geseti^boilff. Nene Falga Bd. TII S. 1195. 
Brie. Theorie der StaatoiTerbindiingeii S. 4 C 

5) Vgl. Zitelnann, Begriff nnd Weaen der jnrittiediett Person 8. 67 ff, 
Gierke, Holtzendorff 's Ik'chtsleiicon y. v. juristische Person II. 8.^1* 
Hensler, InstiUtionen des deatscbeo l'riTatrecbts I. S. 253 ff. G. Meytr, 
Staatsnebt S. 11. 
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wie man lange geglaubt hat, sondern in demselben Sinne vorhanden, 
wie jede Person. Die Person ist kein Naturwesen, sondern eine 
Abstraktion. Sie ist nicht identisch mit physischer Individualität. 
Sie bedeutet die F&higkeit einheitlichea , oontinuirlieheu, Tenünf- 
• ügen WoUeiUL Der pbjBiselien Individmültät irt diese Eigensebaft 
in der Begel roo Natur ▼erUeben. Solcbe Euibeit kann aber aueb 
durch menschliche Veranstaltung hervorgerufen werden. Der Menscli 
kann nicht nur für sich . er kann auch stellvertretend für Andere 
wollen. So kann dort, wo noch nicht oder nicht mehr ein willens- 
flUuges Individuum vorhanden ist, der Wille eines Anderen für 
dasselbe zu wollen anfimgen oder fortikbren. Es steht damit nicht 
anders, wie wenn der eines natttrlichen Organes Entbehrende einen 
künstlichen Ersatz für dasselbe erhält. Wie für den Anderen kann 
aber der Mensch auch für Viele wollen, durch diesen Willen die 
Vielheit zu einer Einheit verbindend. 

Es giebt zwei Gattungen Einheiten: physische und Zweck- 
embdten. Der Zweck ist das prindpram individuationis für alle 
menschlichen Dinge. Nicht sowohl auf natfirlicher, als vielmehr 
auf teleologischer Trennung bemht für das praktische Denken der 
Menschen die Individualität. Das gilt zunächst von den Sachen, 
die erst durch den Begriff des Zweckes geschaffen werden. Ohne 
Anwendung des Zweckgedankens giebt es nur Compleze von Mole- 
kflkn, aber keine Sachen, för die mechanische Betrachtungsweise 
giebt es nur Atome und Verbmdnngen von Atomen. Erst die 
teleologiscbe erkennt in dem von einem Zwecke msammengehaltenen 
Atomencomplexe ein Sacliindividiium. selbst dort, wo ein continuir- 
licher physischer Zusammenhang zwi:3chen den Theilen nicht besteht. 
Alles, was wir als Individuum bezeichnen, ist vom naturalistischen 
Standpunkte ans betrachtet em Ck»llectivum. Die natflrliche Ein- 
heit, das Atom, hat gar kerne anschauliche Existenz. 

Es ist somit nur die Anwendung des allgemeinen Principes 
der Betrachtungsweise des praktischen Menschen, wenn er der zu 
einem und durch einen gemeinsamen Zweck verbundenen Vielheit 

Jclliuek, Ueit«!/. uud Verordnung. |3 
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?<m Menschen eine Einheit xuschreibt. Ist nnn die Eneidrang des 
Zweckes einer OoUektiveinheit , nm deren willen sie da ist, nur 

dadurch möglicli , dass ein in sich einheitlicher Wille ihn verfolgt, 
so kann ihr in dem Willen physischer Personen ein Willcnsorgan 
hestellt werden, da der menschliche Wille die Fähigkeit des für 
Andere WoUens besitzt Durch das Dasein selbstst&ndiger Willens- 
organe, wild auch die CoUektiTeinheit zu einer Peraon. Es findet 
damit keine Hjrpostasinuig, keine Fiagimigi kein mystaseher 
Vorgang statt, sondern nur eine Anwendung der Kategorie der- 
selben teleoloffischeD Betraclitungswoise, die unser ganzes praktisches 
Denken beherrscht. Die juristische Person ist keine Schöpfung der 
juristischen Construktion, sondern eine Bildung des zweckbewussten 
menschlichen Handeins und Denkens. Sie ist ein nothwendiges 
LebensrerhSltniss, welches die Grandlage zahlreicher BechtsrerhUt- 
nisse bildet. Die juristische Person ist kein grtJsseres Bäthsel, als 
em gedrucktes Buch, welches für eine rein meclianisclie Betrachtung 
ein wirres Neben- und Duri lieinander von rtlanzcnfasern und Drucker- 
schwärze ist, für das menschliche Zweckbewusstsein jedoch ein 
eigenes nur mittelst desselben erkennbares selbstst&ndiges und wertb- 
volles Dasein erhält. Unser Wollen und Handeln findet in einer 
Welt der Zwecke und Werthe statt, die, wesentlich bedingt durch 
die Kategorien unseres praktischen Denkens, einor absoluten Erkennt- 
niss weder fähig ist, noch bedarf. 

So besitzt denn der Staat für unsere praktische Erkenntniss 
Persönlichkeit. £r ist ein von physischen Personen getragener 
jedoch von ihnen sich loslösender und su einer selbststftndigen Ein- 
heit verdichteter Wille. Wieder ist es der Zweck, der den 'VnUeo, 
vieler einander folgenden Personen zu einer Einheit verbindet In 
dem Wechsel sterblicher Menschen bleibt die Staatspersönlichkeit 
bestehen, weil der die Menschen zusammenhaltende Zweck bestehen 
bleibt. Die Institutionen lösen sich von den Personen und der 
Staat fuhrt sein eigenes, von dem der Individuen verschiedenes 
Sein, welches fteilich für die theoretische Erkenntniss nur in dem 
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QBn&terbTOcheneii Ablauf psychischer Massenbewegung und deren 
physischen Bedingungen und Folgen besteht, das aber für uns erst 
einen Sinn erhält, wenn wir es unter den praktischen Gesichtspunkt 
meD8cUich0r Zweeke und Wertbe stellen. 

Die Erfiusnng des Staates als Person ist der Grund- und 
Eckstein des Staatsreebtes. Alles B«dit ist Besiehnng von Pen<(n- 
liebkeiten. Wer die PersOnliehkeit des Staates Iftngnet, kann daher 
nicht über den Begriff des rrivatreebts hinauskommen'). Wer 
den Begriff der Persönlichkeit nicht klar erfasst und ilm mit dem 
des Organismus verhüllt, kann auch zu keiner Klarheit im ö£fent- 
üdien Beehte kommen^. Alle auf solche unsicbeieo Voraus- 

6) Oder nur durch eine Reihe von Inconseqnenzen. Das ist der Fall bei 
Scydel, der in seinem trefflichen Bayerischen Staatsrecht I, S. 351 auf der 
Negation der Persönlichkeit des SUate-s beharrt (vgl. derselbe, GrundzQge der 
allgemeinen Staatslehre 1873 8. 5 tl".). Ihm ist der Staat ,die unter Einem höchsten 
Willen, dem des Herrschers vereinitjte Qesammtheit der Menschen eines Landes. 
Herrscher und Staat sind von einander geschieden wie Subject und Object** S. 352. 
Der Staat ist also demnach ein Object. das erst durch ein hinzutretendes Subject 
ciistcnt wird, ohne dasselbe nicht gedacht werden kann. Daraus folgt, dass das 
Herrschers ubjc<;t ein logischoä Moment am Staate selbst ist und damit verkehrt 
sieb die ^anze Definition in ihr Gegcntlicil. Zu welchen Consequenzen mangelnde 
Erkenntniss der pertiünlichcn Natur des Staates fuhren kann, zei>;t Opitz, 
Stafttaiecht des Königreichs Sachsen I, 1884 S. 38, der den Satz: I'rincops legibus 
•ohltUR al3 oberstem Princip auch >1"s con-^titiitioncUen Staates beliauptot! 

Die nicht durch menschliche Willkür crsi. haUb.uen Wesen, deren Thcile 
unsere unvollstindige theoretische Erkenntniss alsdurch einen Zweck verbunden an- 
sieht, be2eiobnen wir als Organismus. Wird eine Collektiveinhcit einer phvfisch- 
teleologischen gleichgesetzt, so tindet eine Uebertraguug des Begriffes Organis* 
miw uf erstere ^tb Die Auffassung der aus Menschen gebUdatm GoluetiT» 
personen als Organismen beruht auf der Identificirung zweier rerwandtcr. aber 
dennoch geschiedener Hegriffe — der menschlichen Zweckeinheit und der 
natürlichen. Aber nur die Analogie, nicht die Gloichsteliang beider ist ge- 
stattet. Selbst die Analogie wird jedoch vorsichtig verfahren müssen, denn 
unsere Kenntniss vom Wesen des Organismus ist eine so mangelhafte, die 
Zurückführung der anscheinend teleologischen Vorgänge auf mechauischc so 
sehr durch die Principicn der Erkenntnisstheorie und Naturwissenschaft bedingt, 
dass der Begriff des Organismus nur eine Abbreviatur der Thatsache ist, dass 
unser dermaliges , vielleicht auch unser dereinstiges Wissen eine Klasse von 
Objecten and Vorgängen nicht m erkennen vermag. Den Staat als teleo« 
logische Collectiveinbeit der natürlichen teleologischen Einheit gleichsetzen, 
wie es die Staatswissenschaft fast aller Zeiten gethan hat, hcisst demnach einen 
methodischen Fehler begehen. Der positive Kern der sogenannten organischen 
Staatslehre liegt in der Erkenntniss, erstens, dass der Staat auf anreflektirter 
menschlicher Tiiat berulit. also keine willkürliche Erfindung, keine .Brand- 
kasse" sei, und zweitens, dass die physischen nnd psychiscben Elemente der Ge- 
meinschaft: das Staatsgebiet, die physischen nnd ethischen Anlagen, die sociale 
Glicilcrung des Volkes, die concretc Ftm Ii« inuiig des StaattA^ bestimmen, dass 
hiowieder du Wirkea der Staatsgewalt ombüdend auf die natOrlichen, ethischen 
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setzimgeD gebanten staatsreolitticlieii Systeme sind entweder gar 
nicht, oder nur kraft stillsehweigender Annalime des ?ersOn]ich- 

kdtsbegriffes im Stande, die ihnen gestellte Aufgabe zu lOsen. 

Die Staat.spersoulichkeit hat als solche einen selbstständigen 
Willen, der wie aller Wille die Fähigkeit besitzt, Veränderungen 
in der Anssenwelt ra Teranlaseen nnd motiTiiend auf anderen Willen 
zu wirken. Er ist wie aller Wille Macht, Gewalt Die Staats- 
gewalt ist der physische und pqrehiscbe Verftoderongen wirkende 
Staatswille. Ihn in seinem Wesen, seinen Organen, seinen Erschei- 
nungsformen , seinen Funktionen, seinen Verhältnissen zu anderen 
Personen zu bestimmeii , ist die wesentliche Aufgabe des Staats- 
rechtes*)* 

Die rechtliche Natur der Staatsgewalt besteht in ihrer Eigen- 
schaft als herrschende Macht. Die Staatsgewalt herrscht, d. h. sie 
ertheilt Befehle, die ihre rechtliche Giltigkeit nur durch thren 

eigenen Willen em pfänden. Hierin zeigt sich das specifisch juri- 
stische Moment der iierrsrluM thutigkeit. Im Untei*schiede von allen 
Persönlichkeiten setzt der Staat sich selbst sein Becht. Jede von 
ihm innerhalb der selbstgesetzten Schranken Torgenonunene That 
ist rechtskrftftig. Den dem Becfate gemSssen ünterthanswillen zn 
respektiren, befiehlt Jedem die Rechtsordnung. Hechte und Pflichten 
der Einzelneu empfangen ihre Kraft und Verbindlichkeit aus dem 
von dem objektiven IJcchto testgesetzten Grunde. Der Staat findet 
den Grund seiner Kechte und Pflichten in sieb selbst. 

In dieser Fähigkeit der Selbstbestimmung liegt das juristische 
Element der Staatsgewalt. Ist diese Fähigkeit eine ausschliessliGhe, 
derart, dass der Staat auf allen Punkten nur selbst sich bestimmt, 

und socialeu Yerhultnisse der Volksgemeinachatt wirkt. Diese Erkonntniss 
kttm aber (gewonnen werden auch ohne die organologische Hypothese , wdehe 
nur allzuleicht zu der Uebertragung falscher Analogien vom BegrifTo des 
Urganismtu aaf den Staat verleitet. Vgl. aach die scharfüonigen Aosführongen 
TOD Carl Uengn, Untermchnngen aber die Methode der SociahriaeeiiMihaileii 
Seite 139 if. 

8) .Dafi Staatsrecht ist die Lehre von der Staatsgewalt." v. Gerber, 
OrandiOge etnee Syeteme des denteehen StaatBieehta. 2. Ävfl. 8. 8^ 
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dass er überall lierrsrht. nirgnn<ls beherrscht wird, so weist er das 
Merkmal der Souv e ränetät auf). 

Das Merkmal der Soaveribiefcftt besagt, dass der Staat die 
höchste Macht hesitet, d. h. dass er höhere Macht habe, als jedes 
seiner Glieder ond dass er selbst keiner höheren Macht nnterworfon 
sei. Mau pHegt die Richtung der Souveränetät nach Innen als 
staatsrechtliche, die nach Aussen als völkerretlitliche Souveränetät 
zu bezeichnen. Beide Elemente gehören aber nothwendig zusammen. 
Sowohl nach Aussen als nach Innen hat der sonTorftne Staat die 
ansschliessliche Macht der Selbstbestinmimig. Kmr er kann sich dem 
Staatspriiede nnd dem fremden Staate verpflichten. Die sonyeräne 
Macht ist die oberste und daher die schlochthiu iiiialihiin^ige. 

Wer die Fälligkeit ausschliesslicher Selbstbestimmung besitzt, 
hat auch die ausschliessliche Fähigkeit, die Grenzen seiner Wirk- 
samkeit zu bestimmen. Daher kann nur der souver&ne Staat über 
die Grenzen seiner Competenz entscheiden. Die ausschliessliche 
Rechtsmacht über die staatliche Competenz ist die erste Consequenz 
des Souveränetätsbegrilfes *•). 



9) Vgl. Jelliii«k. die L«hrc von den titaatecmbinduiigeu S. 34, daselbst 
6. 16 ff., die frflhore Litentnr; ferner Rosin a. a. 0. § 2 — 4, Zorn, Nene 
Beitraf,'e zur Lehre vnin Bun<l«:u8taAt llirf IiN Annaliti 1^^8-1 S. 153 IT. 

10) Uosin, der meine Hej^rriffsbestimiuang derSonvträiictat im Wesentlichen 
acccptirt, nejrirt a. a. 0. § 5, 6 die Conseqnenz der .rompctenz-Conij>eteni" des 
souveränen Staates. Er weist auf die Möglichkeit 'l< r Selbstbe.schriinkun;,' der 
Staatspersönlichkeit zu Gunsten Anderer nnd auf die faktischen Grenzen der 
Staatsmacht hin. Es kAnne femer eine Staatspersdnlichkeit ins Leben treten, der 
von vornherein die Compctenzbeschränkung immanent sei. Diese Argumente 
sind nicht stichhaltig. Aach in der Selbstbeschränkung zeigt der Staat seine 
Gompeteni. Die Rechtsmaeht Aber die Competenz hat mit den physisch- 
moralischen Schranken «loa Staates nichts zu thun. so wenig physische Genuss- 
unlahigkcit Grund privatrechtlicher GenussunmögUchkeit ist Ein« Gesammt- 
persBnucbkidt, deren Wesoi die CompetenzbesehrSnlrang immanent ist, ist ein 
Staat, der im Hinblick auf seine historischen und sorialen GrnnJlai^en seine 
Competenz nnverändert bestehen lässt. Der iStaat kann, aber er muss seine 
Competenz niebt ändern. Immanenz der CompetensbeeebrinlniBg int JnrisUaehe 
übersetzt kann nur heissen, dass der Staat dauernd keinen Anlass zur Com- 
petenzänderung findet. Die Beschränkung selbst zeugt hier f&r das Dasein der 
Keebtsmaeht ober die Competon. Femer ▼erleiht Bosin (f 15, 81) dem Begriffe der 
Competenz-Com]^i tenz einen iraiiz i'i_r'^i!thöndichen Sinn. D\e Möplirhkoit eigen- 
mächtiger Erweiterung der Competenz eines Gemeinwesens sei potentielle Totalität 
des Zweekcs, TerbiuiMD mit tktaeUer P«rti»tttSt dendben. Dieae atdie Jedem 
Gemebwesen, im Gmnde jeder Persönlichkeit zu. Dieser also gefaisle Begriff 
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Substanziell ist der Staat, wie jede Person, durch sein pby- 
sii^ches Kunnen und seine Zwecke begrenzt. Rechtsgrenzen können 
ihm aber nur durch eigenen Willen gesetzt werden. Die aus den 
Zuständen und Zwecken der Yolkagemänachaft flieasenden Aiifof- 
denmgen an sein Thon und ünterUuBeii können nur durch seine 
fireie That venrirUieht werden. Vw aktneUe Ckmipetens des Staates 
ist formell freier Entschluss des Staatswillens, üeberdies kann der 
concrete Staat irren und fehlen in ErfTilhing seiner Zwecke; aber 
auch die zweckwidrige Competenz ist formell rechtmässig. Der 
Staat 80 wenig wie das Individuum bringt durch seine That stets 
das ethisch Nothwendige znr Ezscheimmg. 

Allerdings fordern wir aber yom sonTerftnen Staate, dass er 
die nationalen nnd nensehheitlichen Zwecke, niD deren willen er 
da ist, so umfassend als möglich erfülle. Gerade de^shalb ist ihm 
die Fähigkeit der Selbstbestimmung seiner Competenz verliehen, 
gerade desshalb kann nur er bestimmen, oh gemäss den concreten 
Verhältnissen sune Thätigkeitssphäre an erweitem, an erhalten oder 
zn Terengem sei* 

Indem der Staat die ItAigkeit der SelbsthestimmiiDg besitzt, 
hat er auch die der Selbstbeschränkung. Indem er Persönlich- 
keiten unter sich und neben sich anerkennt, schafft er sich sein 
Becht nach Innen und Aussen. An dem anerkannten Bechte der 
fremden Persönlichkeit findet sein Becht eine Grense. Das Becht 
des Staates ist daher enger als seine Macht Potentieill nur an den 
Schranken semes Könnens die Oienzen sdner Madit findend, erkennt 



bat als ethisch -politische Nonii für das Vi-rhalten des Staates und der 
ihm eiDgeglied«rten YerbüDde seinen Werth, hat jedoch keinen Kaum in da 
Wirklichkeit der Beebt8norm«n. Potentielle Totalität de« Zweekei hat «to 
nnr der souv räiii' Staat, die anderen Verbände in ihm finden ihre Schranken 
an seinem Willen. Auch die potentielle Sphäre einer jeden Persönlich- 
keit ist dareh das positiTa Becht begrenft Dia formal dem Mm mUn 
überlassene Ausdehnung der .aktuellen Partialität* innerhalb der Qmiiai 
jener Potentialität als «Competenx-Competenx* beseichnen, heisst eincü Uam 
Begriff des «iinitlichen wehts doieh Haniodahüi hetnagaMv Gadanktt» 
reihen verdunkeln nnd damit Ar die lyitematiicha Erkeaiitaiw wttig Imaeh- 
bar machen. 
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er aktuell, weil seine Zwecke verwirklichend, an seinem vernünftigen 
Willen eine andere Grenze. 

Durch SelbstbeschräukuDg setzt also der Staat seinem Willen 
einen coneieten, ihn bindenden Inhalt. Er setst Formen für seine 
Organisation ftst, grenzt seinen Berdcfa von dem der Privatthätig- 
k«t ab, nnterwirft sich selbst in manchen Fidlen dem Privatreehte. 
Die Persönlichkeit fremder Staaten anerkennend, bindet er durch 
Einordnung in die internationale Rechtsordnung seinen Willen. 
Kraft der Selbstbeschränkung wird er aus einer bloss physischen 
Kraft zu einer sittlichen, erhebt sich sein Wille ans einer schlanken- 
losen Gewalt sn dnem rechtlich anderen Persönlichkeiten gegenüber 
bescbrftnkten und eben dadurch gewinnt er Rechtspenritnlichkeit 
nach Innen und Anssen. Die concrete Sehranke hinwegrUmiend, wenn 
seine Zwecke es gebieterisch fordern, setzt er eine neue an deren 
Stelle, so dass nicht die einzelne Schranke, wohl aber die Be- 
schränkung das Dauernde ist^*). 

Kraft seiner SonTerflnetftt behenscfat der Staat potentiell alle 
Seiten des menschlichen Gemeinlebens. Allein kraft derselben 
Sonverflnetttt kann er bestimmte Bichtangen des Gemehüdiens von 

11) Diese von mir aaaführlich (Die rechtliche N&tur der StiatenTerträ^e 
S. 14ff. , Staatcnverbimluntrcn S :i! ff.) begründete Theorie hat sowohl in 
jrrösserein und geringerem Uiufango Zustimmung (z. B. von Bluntschli, Krit. 
Vierteljahrsschrift 18»0 S. 579 fT.; Gicrkc, SdUBoIlers Jahrbach a. a. 0. S.1178; 
Ulbrich, Oesi. St;\atsrccht S. 377; Rosin a. a. 0. S. 5; Brie, Zur Lehre Ton 
den Staatenverbiiidautjen S. 97) als auch Widerspruch (z. ß. von ¥. v. Martens, 
Völkerrecht I, S. 390, der mdne AnsfQbrangen entweder gar nicht oder nar 
flQchtig gelesen hat; Hermanson, Om Lagstiftningen. Ilelsingfors 1880. 
8. 77; Gareis, Allgemeines Staatsrecht, in Marquardsens Handbuch I, 1. S. 30; 
Seligmann, Beiträge zur Lehre vom Staatsgesetz und Staatsvertrag I. Gesetz 
im materiellen und formellen Sinne S. 95 ff. [vgl. die daselbst citirte Literatur]) 
erfahren. Wer den von mir vertretenen Gedanken ablehnt, dem liegt die 
Beantwortung der kritischen Frage ob: Wie ist ein Staatsrecht überhaupt 
m^lichii' Wenn der Staat selbst nicht durch Rechtsscliranken gebunden ist, 
dann g^ebt es kein Rechtsvcrhältniss zwischen ihm nnd irgend einer Persön- 
lichkeit. Dann giebt es nur ein Privat-, aber kein öffentliches Recht, d. h. 
kein Bectat des Staates gegen den Einzelnen und des Einzelnen gegen den 
StMt. Fait Ton allen Gegnern meiner Theorie wurde fiberseben, dass ich, nm 
daa dffentlicbe Rocht zu begründen, den Grundgedatikiii diT modernen Ethik, 
die rifcÜiche Aatonoroie, analog auf den Staat übertragen habe (Staatenverträge 
8. 14 ff.), dass daher mit ihrer Negation nicht nur das Staatsrecht , sondern 
auch die Ethik zuaaramcnbricht. dass mau damit zu einem Xihilismua gdMIfft, 
der alle Wissenschaft vom menschlichen Gemeinleben nnmögUch macht. 



Digitized by Google 



— 200 — 



8dn«r HemeherUi&tigkdt atHBcli!i«S8eii, den allgemein historiseben, 

und den concret iudividuellcn Veilidltnissen seines Volkes sich üu- 
passend. Der Staat kann, aber er miiss nicht alle Seiten der 
Gemeinthätigkeit seiner Leitung und Aufsicht unterwerfen*'*). Der 
Bereich der realen Staatathfttagkeit hat in der Qesdiichte zwiaehen 
Staatsommpotenz und Staateohnmacht gewechselt. Aneh gleiohieitig 
kann der eine Staat der freien Pri^atttifttigkeit überlanen, was der 
andere seiner Normining und Oberaufsicht unterwirft. Wie weit 
die Staatsgewalt geht, ist daher stets eine Frage des positiven 
Staatüiecbtä. Der Souverünetatsbegriff sagt nur negativ, dass keine 
von AosBen kommende fieebtsschninke den Staat hei Beatirnnmog 
seiner Cempentenz binde, bestimmt aber keinesirogs poäti? den 
Inhalt seiner Thfttigkeii. 

Indem der Staat kraft seiner Selbstbestimmung seine Tbfttigkeit 
auf individuell bestimmte Seiten des Gemeinlebens richtet, entsteht 
der Begriff der Hoheitsrechte. Das Hoheitsrecht ist sachlich be- 
grenzte Herrschaft*^). In dem Begriffe der Soaveränetat hidgt es 
nnn, dass der Staat potentiell alle erdenUiehen Hoheitneebie be- 
sitze, d. h. es giebt kdn der Volksgemeinschaft werthTolles Gut, 
das der staatlSdien Herrsebaft prineipiell entzogen ist. Alldn 
aktuell besitzt jeder Staat nur die Holieitsrechte, die er sich wirk- 
lich beilegt. Bis in die neuere Zeit hat dem Staate die Unter- 
richtshoheit gemangelt, die er sich erst beilegte, als die geAnderten 
lürchliehen, nationalen und socialen Zustände es verlangten. Es ist 
denkbar, dass der Staat, socialistische Plftne Terwirkliehend, grosse 
Gebiete der beute der Einzelwirtbsebaft anbeimgestellten Tbfttigkeit 
seiner ausschliesslichen Leitung unterwirft. Trotzdem er hiezu potentiell 
kraft seiner Souveränetät berechtigt erscheint, sind heute dennoch diese 
Gebiete aktuell der Staatsth&tigkeit entrückt. Souveiftnetftt ist 

12) V^l. Brie, Theorie der Staaten Verbindungen S. (i. 

12a) lu diesem Sinne hat der vieldeutige Begriff des Hoheitsrecbtes (des 
materiellen Hoheiterechtes der früheren Theorie im Gegensatze zu dem formellen 
•1. h. dem ponvtir im Sinne der comiitiitioadlen Theotie) wohl mdi fanierhia 
seine Existcnzberechtigang. 
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daher ddit gkielibedeDiend mit dem Inbegriff füler Hoheitsrechte, 

sondern mit der Möglichkeit alle Hoheitsrechte zu besitzen''). Es 
ist aieU ein occupatorischer Akt des Staates iiothwendig, um die 
noch nicht zur Wirklichkeit gediehene Möglichkeit zu reaüäirea. Kraft 
der von ihm ausgeheaden CompetenEbestimmiiiig besitzt der eooTerftne 
Staat mir 80 viel Becht, als er sieh selbst fostigesetzt hat üeber jene 
OreDie hloaiis giebt es für ihn nur die MOgliehkeit nenen Beehts, 
aber nicht real existirendes. Diesen Satz läugnen, heisst alle Rechts- 
schranken für den Staat und die Ausübung der Staatsgewalt vernichten. 

Beschränkt sich nun ein souveräner Staat in der Zahl der 
von ibm nach dam historischen Stande der Cultur auszDübenden 
Hoheitsreclite, so Iflsst er damit auf seinem Oebiete anderen Ge- 
walten Baum, diese ihrem Wesen nach in die Spbftre des Staates 
fallenden Richtungen der G^einthätigkeit m beherrschen. Auch 
diesen Gewalten, wenn sie in selbstständigen Organen sich verkörpern, 
wird der Charakter von Staats i^e walten zukommen. Der souveräne Staat 
kann die Occnpation einer Heihe von ihm nicht als aktuell ihm zoständ- 
lich erklärter Hoheitsrechte nicbtsonveränen Staaten Qberlassen. 

Biese Gebilde sind Staaten, denn ao berrsdien, d. h. ne 
stellen ans eigenem Entschhiss nnd eigener Maeht die ünterthanen 
unbedingt bindende Normen aul. Ihre Hoheitsrechte stehen ihnen 
zu eitrenem Hechte zu, d. h. sie sind nicht aus der aktuellen Rechtä- 
sphäre des souveränen Staates abgeleitet. Ihre Organe sind selbst- 
stftndig, d. b. sie werden ihnen weder von dem souveränen Staate 
bestellt, noch unterliegen sie einer Bestätigmig desselben. Ihre 
obersten Organe herrschen daher weder kraft Auftrags noch kraft 
Zulassung, sondern krat't eigenen Rechtes^*). 

Diese Gebilde sind Staaten, denn si'> uriterseheiden sich wesent- 
lich von allen Anstalten und Corporationen, die im Staate theil- 

13) Hierin lie^ der Unterschied der hier v-rtr-tciien AuiTassunf» des 
Sooveränetätsbcgriffes von den von mir. Staatenvcrbiiiduagen 6. 35, aus dem- 
tdben gezogenen Folgerongen. 

14) Das Moment der selbstständigen Organisationsgewalt horvor^^ehoben 
TOD G. Meyer, Staatsrecht ä. 6; Löning, Verwaltongsrecht S. 34. 
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nehmen an der AuBfibnng etaaflicber Hemchaft, also ancli oament- 
lieh yon den OommiuialTerbAnden. Die von diesen m erfüllenden 

Aufgaben ülVeiitlich-iecbtlicher Natur betrachtot der Staat als ihm 
zustehende. Aus historisch-politischeo, hier nicht uäher zu erörtern- 
den Grimden löst er sie oft nicht selbst durch adne Oigane und 
Machtmittel, sondern bedient sich hieao Torgefhndener oder neu- 
geschaffener YerhAnde. Die solchen Yerhfinden Eukommende Selbst- 
verwaltung ist daher sowohl ein Recht als eine Pflieht derselben**). 
Wird sie von ihnen vernachlässigt, so muss der Staat Veranstaltungen 
treffen, die bezüglichen Verwaltungsakte entweder zu erzwingen oder 
zu ersetzen. In der subsidiären Krzwingbarkeit imd Ersetzbarkeit der 
Selbst?enraltung8akte, soweit sie Offentlich-iechtlieher Natur sind, liegt 
das Kritaiinm ihrer Ablatong aus der Herrsdiaftssphftre des Staates. 

Anders bei den auf die Innehabung und Ansfibung bestimmter in 
der Wirkungssphäre des souveränen Staates nicht enthaltener Iluheits- 
recht« beschränkten Verbänden. Diese lierrschen, d. h. sie üben die ihnen 
zu eigenem Kechte zustehenden Herrschaftsrechte unverantwortlich aus, 
sie finden den fiechtsgrund und die positive Schranke ihrer Anord- 
nungen auf den ihnen fiberlaasenen Qebieten nur im eigenen ^len. 
Ihre Hoheitsrechte sind ihnen nicht delegirt, denn der souveräne Staat 
betrachlet sie nicht als in seine Competenz gehörig. Die Aufgaben 
die sie vollziehen, gehören nicht zu deujenigen. welche der souveräne 
Staat zu lösen unternimmt, und darin unterscheiden sie sich eben- 
fiüls scharf von den Communalverbftnden, deren Funktionen denen 
des sie bebenschenden Staates wesentlich gleichartig sind. Der 
souverftne Staat kann daher nur eine negative Controle Aber ihre 
Thätigkeit üben, dass sie die ihnen gesteckten Grenzen nicht flber- 
schreiten den Iniialt ihrer Thätigkeit selbst kann er jedoch nicht 

15) Treffend hat Kosiu, das Ik-cht der Oeffentlichen (Jenossenschaft § 2, 3 
die Pflicht zur Ven^altung als Easentiale der öffentlich-rechtlichen Genossen- 
schaft nachfrcwicsen. Es mixg hier dahingestellt bleiben, inwiefern das von 
Bosiii den Selbütvcrwaltuugskörpem zugeschriebene selbststandige Imperium 
mit dieser Idee vereinbar ist. 

16) Laband, Staatsrecht des Deatachen ßekhes in HuqiuffdMiu Glad- 
bach 11. Bd., 1. Ualbbd., S. 23. 
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beaufsichtigen, weil dieser Inhalt ihn zunächst nicht berfibrt Die 
Thätigkeit des nichtsouverilnen Staates ist unerzwmgbar und uner- 
aeUbar. Denn der souveräne Staat kann nur erzwingen « soweit 
seine Hoheit sich aktuell erstreckt and nur das erseteeo, was er 
als BÖmm Herrsdiaftskreise zogahöiig betraehtet Das dentsehe 
Bdch X. B. hat keine üntexrichtshoheit, daher hat es kein Idlttel, 
bestimmte Leistiingen auf dem Gebiete des ünterrichtswesens von 
den Gliedstaaten zu erzwingen oder durch eigene Kräfte zu ersetzen. 
Die Leitung der Uuterrichtsverwaltung ist ein selbstständiges Eecht 
der Gliedstaaten, keine Pflicht gegen 

Solche Staaten sind jedoch nicht sonveiftn, denn das Merkmal 
der Sonveilnetftt ist ein ansschUessendes, es kann auf einem und 
demselben Gebiete nnr einer PersSnlichkeit zukommen"). Die 
Souveranetiit des übergeordneten Staates offenbart sich dem nicht- 
souveränen gegenüber in dreifacher Weise: einmal in der negativen 
Controle der Staatsthätigkeit des letzteren, sodann in der Möglich- 
keit ihn zu den Zwecken des sourerftnen Staates zu verwenden, sei 
es als direktes Objekt seines Willens, sei es als mit retativer Selbst- 
stftndigkeit ausgestatteter Oommunalyerband. Endlieh dadureh, dass 
der souveriine Staat jederzeit das Recht hat. die dem nichtsouvcrilnen 
Staate zustehenden Hoheitsrechte als in seine potentielle Sphäre 
gehörig unter Beobachtung der verfassungsmässigen Formen au 
sich SU ziehen. Die staatliche Eiistenz des nichtsouverftnen Staates 
seihet ist daher in den souveiftneo Willen des Oberstaates gestellt. 
Der souverftne Staat kann die mcbtsouTerftnen ezpropriiren, ohne 
dass ihm hierin eine formelle Kechtsschranke a priori gesetzt wäre. 
Zu solcher Expropriation wird er aber nur dann schreiten, weuu 

17) Die Lehre Ton der getheilten SowerinetSt in neoer Wendnnir bei 

Gareis, Allgemeines Staatsrecht, Marquardsens Handbuch S. 81 (»Staaten mit 
mgeschränkter Soaveräaetät" au Stelle der nichtsoaTeränen Staaten). VjrL 
fiber ihn avdi Zorn, Nene Bdtiige nr Lehre vom Bnndesstaftt, a. a. 0., 
S. 462 ff. Den Anhängern der Lehre von der ijetheilten Sonvcriinetät ist auch 
beisQzählen Sarwey, Das Staatsrecht des Königr. Württemberg I, S. STff. 
Oegen ihn Oaupp a. a. 0. S. 17. Der Betnrilf dae nichtsonTeianen Staates 
nenerdin^.s verworfen Ton Engene Botel, Stuoe SV k «HiTeraineM l*fitat 
ttd^ratii. Berne im. S. 117 ff. 



Digitized by Google 



— 204 — 



eine historische Nothwendigkeit, eiu höherer nation^er Zwedk, es 
erfordert 

Nichtsouveräne Staaten entstehen entweder dadurch, dass cod- 
oreten higfcozisob-politischeii Bedingungen eniqmctaeiid ein sonver&nes 
StaatsweBOi bestinmite Seiten der Staatsttafttigielt vorgefundenen 
oder neugeschaffenen stastlieh organisirten YerbAnden zor selbefc- 
stftndigen Innehabnng dberlftsst, oder durch das ünTermögen des 
souvt'iäuüD Staates, allen nationalen Anforderungen zu genügeu ''^). 
Ist der nichtäouveräue Staat zugleich ein nothwendiges , in irgend 
einer Weise an der Herrschaft des souveränen theilnehmendes Glied, 



18) Brie, Theorie der Staatenverbindungen S. 9 fF. verwirft Iii" Ein 
iheüang der ätaatea in sonverüie and nicbtsooveräne als Bmü für die Lehre 
TOn den StaatenTeiri>indiiiifrn>- wesentliche Merkmal dw Staates: die 
])rincipiell allst-itigo Zustünji>,'keit sei vielmehr das Hauptkriterium des Staates, 
dem g«^eDüber das Moment der Souverünetät von onterseordneter Bedeatung 
sd. Dien Lehfe krankt an dem vnlSsliehen Widersimdi. dase gerade luu» 
ihr in der wichtigsten Form ilcr Staatenverbindungen — dem Bundesstaat — 
sowohl diesem ak den Gliedstaaten principiell d& Allaeitigkeit des Zweckes 
und daher der ZnttSadigkeit za gesprochen werden vom (S. 99 IL). Zwd 
Stattm auf demselben Gebiet, mit «^leiclier jirincipieller Zustiindigkdt sind 
aber achon desshalb undenkbar, weil di^ urincipielle Allseitigkeit der Com- 
petens bdder niemals WirkUehk^t g^^rhrnen kann — twei Staaten mit fiaetisek 
gleicher Compotenz auf demselben Territorium liaben keine £xistenzmöglichkeit. 
£s ist nan ein methodischer Fehler bei einer juristischen Ck>uatniktion, von 
einem vnrsalisirbaren Thatbestaade auszugehen. Die Jnrispradem hat nur 
Baom in der rauhen Welt der realen ErsclK'inangen , wo Staaten mit gleich- 
werthigen Com^tenien hart aneinander stosseu und sofort sich sertrOroraem 
worden. Vom joristiaehen Standpunkte wird man vielmeiv fSr das inindpiell 
ullseitit,' zubt.intlige Oenieinweson auch die rcchtliehe Macht fordern müssen, 
diese Zuständigkeit nach allen Seiten xu realisiren, also ihm Souveränetät 
vindieiren. Man wird sogar nmgekelurt — wie im Teste anageAhrt — 
erst aus d' in Vorhandens- in dieser rechtlich 'ii Macht auf die principiell all- 
seitige Conipeteuz schiiesseu können. Souveräuetät und Allseitigkeit der 
Gompetenz verhalten sich wie Ureaebe nnd Wirkung. Weil der MMmrihie 
iStaat die höchste Macht hat, kann er sie zu dem Zwecke der allseitigen Er- 
haltung und Förderung des Gemeinlebens verwenden. Dieser Zweck selbst setzt 
aber eine mit der nSthigen Reehtamaeht anigwttstete PenSnlichk^t Toraos, 
wo diese nicht vorhanden ist , kann auch der Zweck nicht rralisirt werden. 
Auf die herrschende, m. £. durch Brie's Ansführungeu nicht erschütterte 
Lehre redaeirt, zählt die Brie* sehe Theorie tu den Veraneben, die jvriatiaelie 
Lösung des Problems der Staatenverbindungen mittelst des D')::^nia8 von 
der gctheilten Souveränetät herbeizuführen, vgl. S. 23 (absolute — relative 
Bonveränetät). 

19) Sie werden daher nicht durch den souveränen Staat geschaffen, wie 
ich , Staatenverbindangon S. 44 H. , austührte , indem ich dort von der 
nun berichtigten Ansicht ausging, dass alle Hohatnechte dem «onveribitD 
Staate aktuell zustehen . 1 ih i den nichtsooveränen Staat nur aos dvem 
Schöpfungsakt des souveriiueu zu dcducirend ansah. 
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SO ist er ^ Gliedstaat, wird er hingegen auf den dem sonTerftnen 

Staate vorbehaltenen Gebieten nur belu rrsclit, ohne irgendwie an 
der Herrschaft Theil zu nehmen, so ist er ein Vasallenstaat. Glied- 
staat im Bundesstaate und Va.sallenstaat sind die beiden Arten des 
nichtsonverftnea Staates in der heutigen Staatenwelt, der erstere 
einer nea entstandenen, der letztere — im Ocddente wenigstens — 
einer absterbenden staatlieben Ordnung angehörig. 

Ein Staat bleibt so lange souverän, als alle seine Verpflichtungen 
und Beschrfuikiuigeu ihrem Wesen nach Ausfluss seiner Selhst- 
beätimmun<( sind. Desshalb ist der nur durch Verträge Anderen 
onterworlene Staat sonTerftn, wie weit andi die Verpfliolitang gehen 
mOge. Der Staatenvertiag bindet, aber er nnterwiift nicht*^. 



Die Staataorgane. 

Alles Wollen und Handeln vollzieht sich in der menschlichen 
FersQnlicbkeit, daher auch das Wollen und Handeln des Staates. 
Die ihren WOlen der StaatspersOnliehkelt m Erreichung ihrer Zwecke 
leihende menschliche Persftniiehkeit wird su einem Organ des Staates. 

Das Dasein solciier Organe ist essentiell für den Staat. Er ist 
nicht eher da. als solche Willensorgane ihm gc'^eben sind und ist 
nur dadurch da, dass sie fortexistiren. Ein Staat ohne Willens- 
organe ist eine unvollziehbare Yoistellung. 

Daraus folgt, dass es in jedem Staate Organe geben mnss, deren 
Dasein nicht auf einem Willensakte des Staates , auf einer juri- 
stischen Delegation beruht, sondern die unmittelbar kraft der Staats- 



20) Vgl Jollin.k, Staatcnvcrbindunjjen S. 53 ff.; A. A. Brie. Zur 
Lehre von den iStaiitt iiveibiudungen ti. If.. und Theorie der Staatenverbind. 
S. :^3, 34. Eine Widerlegung dieser Ansicht, welche eine Untersuchang 
dtr Gronzen der Anwendbarkeit des Vertragsbegriffes im öffenthchen Bechte 
zar Voraussetzung hat, würde an dieser SteUe zu weit führen. 
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Ordnung selbst bestehen. Die Staatsordnunfj, mit jedem Staate 
nothwendig gegeben, kann bei der Entstehung dt:.s Staates ein rein 
faktisches Verhältniss der Ueber- und Unterordnung darstellen. 
Im Foitschritte der Gaattung odar der Festigung der staatlichen 
Znstftnde anclieint dnreh GewOhnang und üebemmgnng diese Oid- 
nnng als innerlich notbwendig nnd daher za Becht bestehend. Sie 
kann, wie dies seit dem Ende des vorigen Jahrhunderts in den 
Staaten europäisclier Gesittung zur Regel geworden ist, in ge- 
schriebene Bechtssätze gekleidet werden, deren wesentlicher Inhalt 
in der Bezdchnung der Staatsoigane und der Umsebreibong ihrer 
Competensen für den Staat ond gegenüber niehtstaatlichen Per- 
sönlichkeiten besteht Ffir diese die Staatsordnung sdiriftlich 
fixirenden TTrlranden wird seit der amerikanisehett und franiOsischen 
Kevolution im politischen Leben vorzugsweise die Bezeichnung Ver- 
fassung oder Constitution angewendet, ein Sprachgebrauch, der seine 
Wurzeln in dem naturrechtlichen Ideenkreise hat, wonach voi-staatlich 
das Volk Yorhanden ist, das erst durch seine freie ond bewnsste 
That den Staat und seine Ordnong eischalft*). 

Im Gegensatse zn den unmittelbar dnreh die verfiissungsmässige 
Staatsordnung selbst eingesetzten Organen befinden sich diejenigen, 
deren Legitimation zur Führung staatlicher Geschäfte auf aus- 
drücklicher Delegation durch ein anderes, in letzter Instanz un- 
mittelbares Organ beruht. Die Oiganqualit&t solcher Personen oder 
Gollegien ist bedingt dnreh ümfimg und Dauer des betrefifonden 
Auftrags. Eine derartige Delegirung staatlScher Gescbftfte, in 
jedem Staate durch die natürlichen Schranken des Könnens der 
obersten Staatsorgane geboten, ist im mudernen Staate verfassungs- 
mässig notbwendig. Das Dasein solcher Orgaue — z. B. der Minister, 
der Richter — ist verfessungsrnfissig bestimmt Aber sie ftben ihr 



1) Dieser S^racbgebraach bat sieb wohl allgemein verbreitet seit der 
Erklärung dar MenseheDreehte vom 26. August 1789 Art 16: Tonte sodMi 
dans laqaelle la Garantie des droits n'est pas assiupje^ ni lg ttgmKam dM pon- 
Toira d^termin6e, n*a point de constitotion." 



Digitized by Google 



— 207 — 



Amt nicht unmittelbar kraft der Yerfiussung, sondern kraft des 
ihnen gewordenen staatlichen Auftrags aus. So scheiden sich denn die 
Staatsorgane in unmittelbare und mittelbare. 

Noch eine andere, jaristiscih höchst wichtige Eintheümig, 
scheidet die Staatsorgane hi zwei Gruppen. Entweder ist ein Staats- 
organ TerfassunggmäRsi^ im Stande, einen unmittelbar den Staat 
und seine Unterthaneu verpflichtenden Willen zu äussern oder es 
mangelt ihm diese Eigenschaft. Im letzteren Falle wird er entweder 
nmr zur UnterstatssoDg anderer Staatsorgane dienen oder sein Wille 
kann beflchrftnkend za dem Willen eines mit imperiom ansgestattoten 
Staatsorganes hinzatreten. Daraus ergiebt sich die Einthdlnog der 
Staatsorgane in selbe tstftndige mid unselbststftndige. 

Da jedes Staatsorgan in diese oberstüu Kategorien eingereiht 
werden muss, so erscheinen die Staatsorgane eingetheilt in unmittel- 
bar selbstständige und mittelbar selbstst&ndige, unmittel- 
bar unselbstständige und mittelbar nnselbstständige. 

Jeder Staat mnss mindestens ein unmittelbar selbststSndiges 
Organ besiteen. Es kann ihm aber auch eme Mehiheit derselben 
gepreben sein. Alsdann wird aber, soll die Staatsordnung nicht in 
Verwirrung stürzen, einem von ihnen der höchste, im eventuellen 
Streite der Organe definitiv entscheidende Wille zukommen. Dieses 
einzige oder höchste unmittelbare und selbstständige Oigan des Staates 
wird als das souverftne bezeichnet. 

Der Begriff der SouTcrftnetftt hat sich derart entwickelt, dass 
sie /.iiniichst als eine f^igenschaft einer physischen oder einer Collek- 
tivpersoii im Staate betrachtet und sodann erst bei tieferer Erkeout- 
DiBsaut den Staat selbst übertragen wurde. Der Begriff der Souveränetät 
des Staates und der des Staatsorganes sind aber nicht gleich- 
werthig. Dort £e Machtfulle des Staates bezeichnend, kann sie hier 
zwar bedeuten, dass die gesanunte Staatsmacht dem Staatsorgane 
zur Yerfögung steht — nämlich dort, wo nur ein unmittelbares, 
selbstständiges Organ vorhanden ist. Wo aber eine ^Mehrheit solcher 
Orgaue gegeben ist, bezeichnet die Souveränetät des Staatsorganes 
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der StTmologie des Wortes entspreelieiid die Trtgendiaft der 
hdcbsten, aber nieht der gesammten Staatsmacht. Es liegt ün 

Wesen des souveränen Staates, dass ihm die gesammte Staats- 
macht zukomme , was schliesslich auf eine Tautologie hinausläuft. 
Aber keineswegs folgt aus dem Wesen der staatlichen SouTerftoe- 
tftt, dass einem Staatsorgane die gesammte Staatsmaeht zur Dis- 
position stehe*). Es ist Im logischer Grand Torhanden, weaslialb 
nicht im conereten Staate einer Vielheit von Organen in ihrem 
verfassungsmässigeu Zusammenwirken die Tiägerschaft der gesammten 
Staatsgewalt zukommen sollte-'). Man muss sieh hüten, mit den 
althergebrachten Schablonen die ganze fälle des modernen Ver- 
fiusnngslebens begreifen za wollen*). 

Wenn eine Mehrheit selbstst&ndiger Organe gegeben ist, so moss, 
wie erwfthnt, eines sich als das herrschende, das sonverftne bewfthren. 
Zwei Oigaue mit gleichwerthigen Competenzen würden die Einheit 
des Staates und damit den Staat selbst zerstören. Die Schweizer 
Eidgenossenschaft besitzt in den Kantonen und dem Schweizer?olk 
einerseits, and den beiden gesetagebenden Bftthen andererseits zwei 
Organe, deren Wille ein selbststftndiger, deren Dasein em onmittel- 
bar dorch die Yerfiusung gegebenes ist Beider Gewalt ist jedoch 
nicht glcichwerthig. Die höchste kommt den Kantonen und dem 
Si liwei/ervolk zu, weil sie allein über Verfassungsändenmgen defini- 
tiv beschliessen können^), die Staatsordnung selbst daher ihrem 
Willen anterworfen ist Sie sind das souTerftne Organ der £id- 
genosaenscbaft. Sie sind nigleich ein Beispiel dalllr, wie wenig es 
auf Intensitftt imd Ffille der Fnnktionen des SonTertns bei der ja- 

2) Wie Lab and, Staatsiecht II, & 7 ff., 30 ff., and Zorn, £eicl»tMte- 
recht 1, 8. 112 behaupten. 

.3) Vgl. Merkel, Jnristiaehe En^kipfidie 9 892; O. Meyer, Stuti- 

recht S. 11. 

4) Als eine solche Schublouiairuii}^' mubs auuli der Versuch von Qarcis a.a. 0. 
S. Tj.'jff. betrachtet werden, die Parlamente überall bloss als Theilnehmer an derHerr- 
srhaftsausübung des Staatsoberhauptes hinzustellen, wodurch das republikanische 
Staatsrecht verzerrt und unverständlich wird. Gerade in dii seui Punkte inuss 
jene individualisircnde Betrachtung eintreten, welche Stork (Zur Methodik des 
öffentlichon Kechts S. 76 1 als Grundprincip staatsrechtlicher Forschung fordert 

5) Bundesveri'asbung vom 29. Mai 1874, Art. 120, 121. Vgl. ferner Art S9. 
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ristischen Bestimmung desselben ankommt'). Das verfaasimgs- 
todernde Organ wird nur bei ausserordentlichen Gelegenheiten th&tig, 
im DormaleQ Laofe der Dinge kann es gar keinen Willen ftnaaem; 
dennoeli nrasB es nnier allen Oeriebtoponkten ab der Sonverin der 
EidguiosBenschaft beieicluiet werden. 

Ein selbststftndiges Staatsorgan mnss aber überhaupt rechtlich 
in der Lage sein, einen Willen äussern zu können. Daher darf 
man sieb bei Bestimmung dos soaveräoen Organes eines Staats 
nicht von q^eculatiT-politischen S&tzen yerttlhreB husen, die ihren 
in viele YerfhsBnogsarknnden genommen haben. In der re- 
prfieentativen Demokratie wird das Volk als das sonverftne, die 
gesammte Staatsmacht besitzende Organ beseiebttet. Das Volk als 
Gesammtheit der Staatsbürger hat aber in dieser Staatsform gar 
nicht die Fähigkeit, einen gütigen Willen zu äussern'). Der höchste 
Wille kommt hier vielmehr jenen Collegien zu, deren Wille ver- 
ikssongsmSssig den Volkswillen reprSsentirt Die Eanmnem haben 
hier die Macht, die Staatsordnung nach allen Biehtnogen durch 
OesetKC sn bestimmen , sie bandeln ans eigener InithitiTe und shid 
Niemandem verantwortlich fiiv ihre Beschlüsse. Ebenso hat die iu 
der belgischen Verfassung aufgestellte Nationalsouveränetät juristisch 

6) Das hervorragendsto und merkwürdigste Beispiel hiefQr aas der antiken 
StMtenwelt ist das republikanische Rom. DieSM Int dM souTcräne Willens- 
organ in den Comitien, die weder ein Sclbstversammlungsrocht haben, nocli 
ihre Fauktionen: iabere, creare, judicare anders als unter Mitwirkung der 
Migiftftte MUttben ktanra. Oline die Initiative eines ma^stratus, dem das 
iu8 agendi cum popnlo s. ]>lebe zusteht, sind die Comitien willensunfiihig, und 
ihre WiUcnafähigkeit reicht nur soweit wie die magistratische InitiatiTe. Nur 
aie ktonen daa entscheidende Wort apreehen« aber so lange aie iiieht belltagt 
werden, mössen sie schweigen. 

7) Vgl. H. A. Zachariae, Deutsches Staats- und Bundesrecht, 3. AuÜ. 
S. 67. Gareis a. a. 0. S. 29; dagegen G. Meyer, Staatsrecht. S. 12. Rosin in 
Scbnioller's Jahrbuch l>^«t S M.^f die i'n 'l"r Wahl der höchsten Staats- 
organe (d. h. doch nur der lieitriiseiitaiitea, da eine direkte Wahl der Präsi- 
denten, in der Schweiz des Bundesrathes. nicht atattflndet; denn die Wahl des 
Präsidenten durch das Volk gemäss der Verfassung von 1848 war bereits eine 
Coucession an den Gedanken der unmittelbaren DemokratieJ einen Akt des Volks- 
willena erblicken. Allein das Volk ala «Terfassnngsinässige Gesammtheit der 
Volksgenossen" (Rosin) hat in der repräsentativen Demokratie gar keinen ein- 
heitlichen Willen und darauf kommt es an. Ueberdies findet durch die 
Wahl auch in d' r repräsentativen Demotottie keine Uebertragang im BeohteD 
der Wähler auf die G'^viUilten statt. 

Jelliaek, Gesetz und Verordnung. |4 
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gar Iraine Bsdentniig, ist vielmehr nur ein Aoadraclr für die 

historische Tbatsache des revolutionären Ursprungs des belgischen 
Staates. Die .souveräne* Nation ist gänzlich handlunc^sunfahig. 
Die höchste Gewalt steht vielmehr dem Könige zu, ohne den in 
keinem Zweige der Staatsthfttiglrait ein selbstBtAndiger , giltiger 
WSlß m Stüde kommen kann. Juriatisdi ist In Belgien der EMg 
nnd nicht die rechtlich handlnngsonfthige Kation das 8oa?eiiBe 
Staatsorgan •). 

Aus diesen Erörterungen ergiebt sich, wie verschiedenartig der 
joristische Charakter der Volksvertretung in den moderaen Staaten 
sein kann. Die Kammem sind stete unmittelbare Staatsorgane; ihr 
Dasein und ihre Funktionen beruhen flberall unmittelbar auf Ver- 
ihssungssfttsen, niemals auf einer Delegation anderer Staatsoigaae. 
Aber von dem specifischen, historisch bedingten Charakter der Be- 
gierungsforni eines jeden Staates in concreto wird es abhängen, 
ob sie selbstständige Organe sind. 

Sie können es sein, so in der repräsentativen Demokratie, in 
der heutigen Staatenwelt am reinsten in Fiankreieh dargestellt. 
Dort sind sie, wie dargethan, sogar das souTerSoe Organ. 
Sie kennen in der Monarchie derart gestellt sein, dass ihr selbst- 
ständiger Wille ausnahmsweise durch die Verfassung mit rechts- 
verbindlicher Kraft ausgestattet ist, wie das norwegische^ Storthing 
und die brasilianischen Cortes, welche kraft des nur suspenaiven 
Yeto's des Monarchen Akte der Oesetsgebung unter Umstftnden ganz 
allem Tollxlehen können. 

In der Regel wird jedoch in der Monarchie den Kammem der 
Charakter eines unselbstständigen Staai<;organs zukommen, dessen 
isolirtem Willen kein die Unterthauen verpflichtendes imperium 
innewohnt. Aber auch innerhalb des Typus des unselbstständigen 
Organes sind Terschiedene Yariationeo juristisch möglich und histo- 



8) Den wahren Sinn der im Art. 35 d«r belgischen Verfassung aasge- 
sprocbenen Nationalsoaveränetät hat Giron a. a. 0. I. p. 34 augedrttdEt, 
indem er erklärt: ,La souverainetö appartient a l'Etat* 
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riscil gegeben. Sie können derart gestellt seiu, dass ihr Wille auf 
bestimmten Gebieten der Staatsthäiigkeit als ein gleichwerthiger 
la einem andereii iunniintt, im Vereine mit wekbem erst der 
gfltige StaafcBwille enengt wird. Es giebt Staaten« wo die formelle 
Geeetzgebmig vom Honardien im Vereine mit den Kammern atts- 
geübt wird. Das wird namentlich der FaU sein, wo der Staat auf 
dem Wege der Revolution geschaffen oder umgebildet wurde, wo 
also das Bewusstsein von der Theilnahme der Volksvertretung an 
der Substanz der Henscbaft durch die Gescbicbte gerechtfertigt ist 
Nnr wer die StaatsBoayerftnetftt mit der des Organs ?erwecbselt, 
wird die Mögliehkeit der gemeinschaftlichen Lmehabmig des Hechtes 
der Gesetzgebung durch EOnig und Kammern negiren, wodurch 
ihm aber das juristische Verständniss des positiven Staatsrechtes 
vieler wichtiger neuer Staatenbildungen benommen ist. Die wissen- 
schaftliche Behandlung des Staatsrechts muss die Fähigkeiten dee 
Generaliflirens und Individnaiisirens in besonnener Weise sn ver^ 
einigen wissen*). 

In denjenigen Staaten jedoch, welche eine feste, in den Stflrmen 
der Revolution nicht geschaffene und nicht erschütterte monarchische 
Gewalt besitzen, zeigt sich historisch das Dasein einer Volksver- 
tretung auf einer frei gewährten Concession des Fürsten beruhend. 
Diese gnww historische Thataache ist auch die Grundlage der juris- 
tiBchen Construhtion des Constitutionalismus in solehen Staaten. 
In ihnen bedeutete das Erlassen einer Verfassung nicht die Theilung, 
sondern die Einschränkung der fürstlichen Gewalt, welche in ihrer 
Substanz unverändert erhalten blieb und nur die bisherige Form 
der durch keinen anderen Willen zu hindernden Ausübung verlor. 
Indem der bisher absolute Fürst das Dasein einer Volksvertretung 
iidiBBt, mindert er nicht die ihm bisher zukommende Fälle der 
Henaehergewalt. Ihm Terbleibt daher ausschliesslich das Imperium, 
er ist Trftger der gesammten Staatsgewalt. In der absoluten 

9) Vgl. V. Floltzendorff, Das deutache Verfamingmciit, Enejelopidie 
der Becbtäwifisenscbaft. 3. Aufl. S. ]050. 

14* 
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Monarchie konnte nur der Fürst staatlichen Willen erzeugen ; aneh 
in der coüstitutionellen Monarchie der angegebenen Art hat sich 
dieses Verliältniss nicht geändert. Aber während er in der absoluten 
Monarchie Allee wollen konnte, ist hier der Kim ranes Wolleos 
beBohiSnkt. Er allein kann wollen, aber er kann nielit mehr Alles 
wollen. Auf begiensien Gebieten des StaatewOleiis imuB sein 
Wille, om reebtevorbindlich za sein, die Znstiiiimnng der Kammeni 
erhalten haben. 

Diese Form des constitutionellen Staates ist es, welche vor- 
nehnilich in Deutschland und Oesterreich sich verwirklicht findet 
Der ibr xa Grunde liegende bietoriscbe Tbatbeatand wird als das 
monarcbiMbe Prindp beaeiehnef), ein Ansdmok ans den Zeiten 
der enropäischeo Beetauration stammend, wo man ebenso einen 
allgemein giltigen Typus der Monarchie aufstellte, wie die Ke 
volution die Errichtung des Staates auf den Principien der Volks- 
80u?eränetät und Gewaltentheüung postulirte. Für die Staats- 
reebtlicbe Betrachtung ist es wichtig henrorzabeben, dasB das 
monarehiache Prindp ein MstonBch-politiacfaeB ist, ron dem swar 
die Gonstmktion der Gnmdlagan des OeterrdcbiaeheD und deut- 
schen Staatsrechtes auszugehen hat, aus dem jedoch keineswegs 
nach Art eines juristischen Dogma's stringente Schlüsse auf die 
Durchführung des constitutionellen Systems sich ableiten lassen. 
Die Bechtswirklichkeit zeigt häufig Abwachungen von den Typen, 
die ihr zu Grunde liegen. Denn nicht nur um allgemäne Prin- 
dpien zu verwirklichen, sondern auch der praktisdifln BedfirfiiisBe 
wegen ist die Bechtsoidnang in ihrer ooncreten Ausgestaltung da. 
Daher weist auch diese Form des constitutionellen Staates manche 
Abweichungen von den ihr zu Grunde liegenden Gedanken auf. In 
ausserordentlichen Fällen ist oft den Kammern eingei&amt, einen 

10) Vgl. eb«r dasselbe Stabl, Stnftslebre. 3. Avil 8. 879 ft Dendbe, 

das roonarchisclu- IVIn ip: Brockbaas, das Legitunitätsprincip S. 179 ff.; 
U. A. Zachariae, Staatsrecht I, S. 85. v. Gerber, GrundzQge, S. 73 tt, 
H. Sehlilse, ¥tmu. Staatsrecht I, S. 161 ff. BUntachli, Allg. Stastmebt 
o. Äafi. I S. 492 ff. 0. Mejer, Einleitmig in dM deottdu Staatireeht 2. Avl 
S. 9 und G. Mejr«r, ätoatar. 12. 
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Mlbststftndig;«! Willensakt vorzunehmen . z. B. Einsetzung einer 
Regentschaft, Wahl einer neuen Dynastie**). In der Bestellung 
des über Ministeranklagen entscheidenden Staatsgerichtshofes durch 
dfiii (totermohiachen Beiebsrath li^ eine AbweicfauDg ?oii dem 
TiKfiuBaiigBiiiaBsigen Piiaeip, dass a]le Bkhter Tom Euser enuuuit 
werden**). Es ist übeitaapt zweiftlhaCt, ob das den Kammern 
eingerSnmte Becbt der MlnisteranUage noch unter den Begriff der 
Controle der llegiening gebracht werden kann und nicht vißlmehr 
die Ausübung eines ausserordentlichen imperioms in sieb schliesst. 



III. 

Die Funktionen des Staates. 

Nicht nnr die Erkenntniss des Wesens des Staates nnd seiner 

Organe, auch die Einsicht in die innere Natur der Staiitüthatigkeit 
gehört zu den unerliisslichen Voraussetzungen fruchtbarer staats- 
rechtlicher Untersuchimg. Es liegt nicht im Bereiche der Joris* 
pmdflDZ seibet, die Staatstb&tigk^t ihrem Wesoi nnd ihrer inneren 
Bifferenziruttg nach an bestimmen. Die Bechtswissenscbaft erkennt 
nur die ftnsseren Formen, m denen die menschlichen LebensTer- 
bftltnisse zu Tage treten. Es ist Aufgabe umfbasender staats- 
wissenschaftlicher Betrachtung, also philosophisch-historischer Ana- 
lyse, das Handeln und Wirken der Staatspersönlichkeit zu erfassen 
und demgemAss sein Verh&ltniss su den Kecbtsformen, in denen es 
sich voUaeht, zu bestimmen. 

Der Charakter der Staatsthfttigkeit, wie alter menschlichen 
That, ist gegeben dorch ihre Zwecke. Die Welt des Menschen ist 
eine Welt der Zwecke; eine Differenz.irung und Classificirung der 
menschlichen üandlungen und der aus Menschen gebildeten Ver- 

11) Vgl. H. Schalte, Deotachcs Staatsrecht I. § 105. 

12) Gesetz vom 25. Joli 1867 R.-G.-Bl. Nr. 701 § 16. Vgl. Staatagnmd- 
geseU Aber die ncbterliche Gewalt, Art. 5. 
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baüdporsönlichkeiten niuss unter dem teleolo^schen Gesichtspunkte 
stattfindeD, will sie irgend welchen praktischen Werth haben. 

Die Thätigkeit des Staates differeazirt sich sonach gemäss 
sdnen Zwecken. Erhaltuiig der e^geaeo Exieteoi, des Bechtee, der 
Onltnr haben ach nns ab Zwecke des Staates dargestellt Daran 
wild die Bestimmung der duehien BichtaageB der Staatstfaitighiit 
anknüpfen müssen. 

Unter den Staatszwecken ragt eigenthümlich hervor der Kechts- 
zweck. Er ist nämlich der specifische Zweck des Staates, den er 
mit keiner anderen Persönlichkeit theilt Bewnsste Schöpfong, 
Anfirechterhaltang, Fertbildimg der Bechtsordnnng smd anssohliess- 
lieh Aufgaben des Staates *). Die neben der staatlichen Becbts- 
Schöpfung einhergehende Rechtsbildnng durch Gewohnbdt ist iddit 
reflektirte That einer Persönlichkeit. Die anderen Zwecke theilt 
jedoch der Staat mit den übrigen Persönlichkeiten. Erhaltung 
der eigenen Existenz lehrt einen Jeden der nrsprünglichste Natur- 
trieb. Erhaltung und Förderung der Cultur als der Qessmmtfaeit 
der innerhalb der Bechtsschranken sich beweguideii geistigen und 
wirthscbaAlichen YolksinteTeseen ist in erster Linie freie That des 
einzelnen oder gesellten Individuums. Hier soll und kann der Staat 
erst dann einfi:reifen, wenn und insoweit die That der isolirten oder 
associirten Individuen nicht ausreicht. Auf dem Gebiete sittlicher 
Gultuipflege findet er den Organismus der kirchlichen QenosssD- 
Schäften vor, die ndi bomfen iuhlen, bestimmte Biehtungen der 
menschlichen Gemeinsdiaft mit H itteihi in pflegen, die dem Staate 
überhaupt nicht zn Gebote stehen. 

Dem Rechtszwecke entspricht der Staut dadurL'li, dass er dem 
freien Handeln der Staatsgenossen sowohl unter einander als auch 

1) Vgl. Stahl, ätautslebre, 3. Aufl. S. 145; H. äcbulze, Einleitang 
in das deutjtcbe Staatsrecht S. 186. Za eng ist daher schon deariialb die 
Brie'sche Staatsdefinition. Theorie der Staatonverb. S. 5, Staat = Gemein- 
Wesen von Menschen zur subsidiären iTörderon^ aller vemQnftigen iDtereaacn 
seiner (gegenwärtigen und znkanftifreD) Hitgheder. Das IntereiM «B dem 
Dasein und ier Handhabung einer SechtMUdoiUig wird TWD StMt» lidMKlidl 
nicht nur aubäidiär gefördert. 
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dem Staate selbst ;^egeüuber Schranken zieht durch verbindliche 
Anordnung von Rechtisätzen, mit einem Worte durch Rei-htssetzung. 
Alles Kecht ist bedingt durch die Schranken, welche dem Willen 
der CO- und sobordioirten Persöolicbkeiteii im socialeii Leben gesteckt 
sind. Die Setsmig tob Schlanken kann eine ESnengnng der Handlnnge- 
fteiheii bedeuten, de können aber auch derart vorgeschoben werden, 
daee der Kreis fMer Wirksamkeit der Persj^nHchkeit erweitert wird. 
Im ersten Falle erscheint der Satz der Rechtsordnung als Gebot 
und Verbot, im zweiten als Gewährung. Bei näherer Betrachtung 
ergiebt sich aber, dass Gebot oder Verbot einer- und Gewährung 
laderereeits stets mit einander verbanden sind, dass im concietsn 
FsUe die fiberwiegende Funktion der Sinschrftnkung oder Aus- 
dehnung der persönlichen Freiheit es ist, die uns die Bechtssfttie 
entweder als gebietende und vorbietende oder als gewährende er- 
scheinen lääst. Gewährung eines Tiiuns, Habens oder Geniessens 
ist der Zweck der gesammten Rechtsordnung. Die Mittel, durch 
welche sie dies Thun, Haben oder Qeniessen sichert, sind Gebot 
und Yeibot, denen bei der grMen Zahl der BechtsAtie der 
staatliche Zwang als Oewähr ihrer Erfüllung zur Sdte steht. Man 
kanu daher zusauimi ii fassend sagen : Die Rechtsordnung gebietet 
und verbietet, um zu gewähren^). 

2) Es wäre eine dankbare Aufgabe, im Einz'-lnfii »Ifii Procf^ss xii vt-r- 
folgen, kraft desücn iu der Geschichte der allj^onieuHMi iiechuiieliru abwechselud 
dM Momeiit des iabcrs, vetare, panire im Kechtsbc-^rifle uad das des permitter« 
— besser des concedere — in d^n Vorilergrund tritt. In Deutschland geht 
darch das Naturrecht von Pufendurt und Thumasius bis Kaut der Zug, 
das Recht in erster Linie als Imperativ aufzufassen, dcmgemas« dtt mbjektiv« 
Recht nur neprativc Bedeutung hat. nur den \<m den Normen nnisehlos>'enen, 
an sich rechtlich gleichgUtigeu liauni inne hat (am acharfsten forruulirt von 
Thomasias, Fundament« iuris natorae et gentinni I. I, c. V, § IV. At in 
stricto sipnifiratM hgh virtus inimediata est praecipere et vetnre. § VI. Per- 
missio non est legiü actio, quia qui permittit, uon uracäcribit normam). Die v 
Hegersche Becbtslehre jedoch and unter ihrem Einnasse lange Zeit die posi- ! 
tive Jurisprudenz leitet das Recht aus dem Wesen der Persönlichkeit ab und 
fasst denuiacli als primäres Moment im Rechtsbegriffe die Willensherrschaft i 
auf, demgemä.s3 das objektive Recht, .der allgemeine Wille", nur negativ die ' 
Schranken des allein inhaltlichen Werth besitzenden subjektiven Rechts bedeutet. '< 
(Vgl. Hegel, Rechtsphilosophie, namentlich § 29. Recht = Dasein des freien 
Willens. Ueber den Einfloss der Hegel' sehen Ideen auf die Rechtsauffassung 
der deutschen Jurisprudenz Ihering, Geist des römischen Rechts III. S. 30S ff.}. 
Mit der Nonneatbeorie in der Fa^isung, die ihr namentlich Thon, Rechtsnorm ' 
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Die oentrale Stellong der Becbtasetramg im Kieiae der staat- 
lichen Thitigkriten wird Uar, wem man die Bedentnog dar Bedito- 

ordnnng Ar den Staat erwftgt. Nicht mir dar Beüifttiguiig der 

ihm unter- und eingeordneten Persönlichkeiten, auch gich selbst 
setzt er gegenüber diesen feste Schranken. Das Mass der Leistungen, 
das er von dem Einzelnen fordern, die Grenze« bis zu welcher er 
in die Sphäre desselben eingreifen darf, ist ihm dureb die aeUnt- 
geaefcate Beefataordnnng gegeben. Indem er den Wlrkni^ialDeis 
seiner Organe normirfc, steckt er zngldch die Sehranken seiiwr 
Thätigkeit ab^). Der Staat kann deiiigemäss wie jede andere 
Persönlichkeit nur in Erfüllung der Forderungen der Rechtsordnung 
oder innerhalb des breiten Raumes handeln, den diese der freien 
Betb&tigang der Persönlichkeit nur Eneichnng ihrer Zweeke tiber- 
weiat, «tofem er dem Becbtszweeke genfigen inU. Insofeni er dies 
tbntt whrd er mit dem Namen des Rechtsstaates beaeicbnet. 

Durch die ihm und seinen Organen geltenden Sätze der 
Hechtsordnung verschafft sich nun der Staat die Mittel zur Erreichung 
aller seiner Zwecke. Krai't öfieutlich-rccbtlicber Becbtssfttze ver- 



and subjektives Recht, und ihm folgend 13 i e r 1 i n i:,' . Zur Kritik der juristi/ächen 
Grundb^hfie i I , S. 7 ff. gegeben haben, iät wieder eine Bttckkebr zam Datar- 
leehtUebni Standpunkte eingeleitet , in denen GoDaeqneni «ine nenerlielie Hi- 
minirunp des BubjcktiTen Rechts aus der Reihe der rechtlich relevanten Bcp-iffe 
Hi^t. Vgl. aber dieee Bichtiu^ die treffenden Bemerkmigen von Bin ding, 
Haadtnieh Act Strafrecbtt I, S. 157, n. 8. Das richtige YvikStttäm beider 

' Seiten des Beclitsbou'riiTes zu linden und die Bedeutung einer jedco dendboi 
n wahren, ist eine der höchsten Aufgaben der Bechtsphilosophie. 

3) Die Anriebt, welche in den Nennen dcB ttlümtllchen Beehtee nur Befehle 

I des Staates an seine Orirane erblickt, den Staat selbst jedoch durch dieselben 
nicht für gebonden erachtet (a. B. Lab and, Staatsrecht II, S. 93, IM; Selig- 
mann a. a. 0. 8. 98 iF.), mtus eonMqmnt m dem Seblime kommen, dus ftUe 
nffentlich-rerhtlichen Rechtsverhältnisse sich auflöRen in Beziehungen der Pcr- 
Hüuiichkeit des Unterthans zor indiTidaellen Persönlichkeit des Staat»organ£. 
Daher würde nicht der Staat, eondem der Landgerichtnratii X. Verbreeher beetrafen, 
die Steuer würde nicht dem Staate, sondern dem Steaereinnehmcr Y. gezahlt, die 
Wehrpflicht würde nicht dem IStaate, sondern dem Mjgor Z. geleistet werden. 
Wenn aber in all diesen Fällen aowold daa popnlire, wie dai iriaeenecbaftliche 
Bewusstfjpin Handlungen des Staates oder Leistungen an den Staat erblickt, 
wie kann das anders erklärt werden, als darch die Annahme, dass der Staat 
und der Staatawille selbst es ist, der in den Handinngen seiner Organe snm 
Ausdrucke kommt, dass also die Sätze des öffentliclien Rechts, indem sie an 
die Staatsorgane sich wenden, zugleich eine reflexive Richtung auf den Staat 
selbtt nehmen? 
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langt er von den ünterthanen SaeMeistiingen nnd aiebert sich damit 

seine ökonomische Existenz iin<l dadiacli die unerlässliche Voraus- 
setzung seiner gesammteu Wirksamkeit. Kraft öffentlich-rechtlicher 
Becbtssätze fordert er von den ünterthanen persönliche Dienste 
und erlangt damit die Gewfthr seiner Macht nach Aussen durch 
das Heer, die ünterstütanng sdner Thätigfceit in Gericht und Ver- 
waltung nach Innen. Kraft Öffentlich-rechtlicher Bechtssfttze erhüt 
der Staai das Keclit, seineu Herrscherbefehlen dureli Zwan]? zm Ver- 
wirklichung zu verhelfen und dadurch gewinnt er das mächtigste 
Mittel zur Erreichung seiner Ziele. 

In der Anfotellung einer Becbtsordnung, welche nicht nur dem 
Indi?iduum, sondern aoeh dem Staate Mass und Grenze s^r 
Thfttigkdt anweist, zeigt sich am klarsten die specifiscfae ESgen- 
Schaft des Staates: die ausschliessliche Fähigkeit zu herrschen. 
Alle bewusste Rechtssetzung ist Bethäti^'ung der Herrschermacht. 
So wirkt der Staat kraft seiner Uerrschermacht die Hechtäordnung 
und gewinnt durch seine Herrschennacht die geistigen und ökono- 
mischen Mittel, die er nach den verschiedenen Achtungen des 
Gemdnlebens in der verschiedensten Weise verwendet. 

Schrankenziehung durch Gebot und Verbot zum Zwecke der 
Gewährung freien Thuns, Habens und Geuiessens jeder, auch seiner 
eigenen Persönlichkeit, ist die erste Funktion des Staates, die sich 
unter dem Gesichtspunkte desßechtssweckes ergiebt Mit Nothwendig- 
kdt entspringt jedoch diesem Zwecke eine zweite, von der ersten 
innerlidi geschiedene Funktion. 

Die staatliche Be<^t8ordnung ist zunächst eine Summe von 
Befehlen, welche mit motivirender Kraft ausgestattet sind. 8ie haben 
den nächsten Zweck , die menschlichen Haudiimgeu zu bestimmen. 
In ihnen liegt jedoch nicht die Gewähr, dass der Motivationsprocees 
ihrer Ansicht gemftss gestaltet werde. Das fieehtsgehot enthftlt 
sin Sollen, kein Mfissen; die menschliehe That kann abweichen von 
der durch die Norm vorgezeichneten Richtung. Es kann femer 
Ungewissbeit herrschen über das Vorhandensein der Thatbestände, 
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welche die Bechtsnonn behemchen will, es kann Streit Aber Diaein 
und Mass der reehUieben Verpflicbtmig entstebeo. LieeM der StMt 

es bei der abstrakten SchrankecziehuDg bewenden, so würde er mit 
iiichten dem iiecbtszwecke voll und ganz genügen. Es muss viel- 
mehr noch hinzutreten die Feststellnog des angewissen oder strit- 
tigen Thatbestandes oder Rechtes einerseite, die Abmessong des 
dem Staate gegenfiber dem Uebertreter der Beehtsordnnng nmi 
Zwecke der Ansgldchung der Störung derselben zoitehenden Straf- 
rechtes andererseits. Indem der Staat durch seine Organe Ungewisse 
rechtliche Thatbestände feststellt, Streitigkeiten über Dasein und 
Mass Ton Kechten schlichtet, über das Dasein and den Um£uig 
seines fiechtes auf Bestrafung entscheidet — all das gemfiss den 
Sitzen der fiechtsordnung — flbt er Bechtssprechnng ans. 

Alle Bechtssprechnng will znerst rechtlich relevante Thatbesttaide 
constatiren und wird in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle ao 
die constatirt«n Thatbestände die Entscheidung über Dasein und 
Nichtdasein von Kechten knüpfen. Das Constatiren, welches die 
Grundlage aller Bechtssprechnng bildet, setst aber ▼oiana einen 
geregelten Weg, auf welchem die Brkenntniss der rechtlich releranteo 
Tfaatbeetftnde gefunden wird, ein bestimmtes Verfthren'). 

Dnrth Bechtssetzmig und Rechtssprechung verwirklicht denmach 
der Staat seinen eigenthümlichsten — den Itechtszweck. 

Das ganze grosse Gebiet staatlicher Thätigkeit, welches nach 
Abziehnng von Bechtesetzung und Hechtsspiechnng äbrig bleibt, 
ist wie schon erwähnt, in seinen Zielen nicht unterschieden von der 
zweckbewussten Thltigkeit des Individnums, die es vereinielt oder 
im Yerdne mit anderen Tollbrlngt Kraft seiner Herrschennacht 
kann zwar der Staat die Ausübung bestimmter solcher Thätigkeiteo 
sich allein vorbehalten. Namentlich ein grosses Gebiet hat der 
moderne Staat im Gegensatze zum mittelalterlichen in ausschliess- 
lichra Besita genommen, das Heerwesen. Im Bereiche der wirtb- 

4) Vgl Beinatiik, Itoditipreebiuig and materi«Ut Bechtskraft S,68ff. 
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sduflüeli«! YerwaltuDg, sowie der FörderuDg und Beaufsichtigung 
der geistigen Interessen des Volkslebens kann der Staat sowohl 
roonopolisirend als auch privilegirend seine Thätigkeit von der indivi- 
doflUcD naterscheideii. Aber ihrem Wesoi nach bleibt die auf 
Sdbstarhaltimg und Fftidfimog der YolksiDtensseD (mit Ausnahme 
des Beohtflscfantaeg) gerichtete staatliehe Aktioii gleichartig der 
indiridnenen , die sie an ersetEen eder zu ergänzen bestimmt ist. 
Der Unterschied^ der Staatsthätigkeit von der individuellen liegt 
hier in den Mitteln, welche beiden zu Gebote stehen. Der Ein- 
zelne kann wirthschaftiiebe und geistige Güter erringen, seine 
Eoatoix gegen mitdriiehe und sociale Ge&hreD schützen in Ent- 
irickelnng der freien Thfttigkcit, wehdie ihm die fiechtsoidnung 
gaiantirt hat. Dem Staate hingegen steht noch ein anderes, 
mftcbtigercä Mittel zu Gebote : die ihm specitisch zukoDimeiide 
Herrschermacht, kraft welcher er sich menschliche Kräfte und 
Leistungen verschafft, die störenden Wirkungen der Aktion der 
Indifiduen durch Gebot und Verbot, sowie duioh Ausübung der 
Zwangsgewalt zu paralyshren weiss. 

Das Lehen des Staates auf diesen Gebieten Tollaeht sich, wie 
das Leben der Persönlichkeit überhaupt in der ununterbrochenen 
Regelung, Erledigung und Besorgung zahlloser concreter, an innerem 
Werthe und äusserer form unendlich abgestufter Angelegenheiten. 
Diese fiäzsoigende ans euier unabsehbaren Kette von abstrakten 
und concieten Willensftusserungen bestehende gftter- und interessen- 
erhaltende und schntaende Thfttigkeit des Staates wird — wie die 
analoge Thätigkeit anderer Persönlichkeiten — mit dem Worte 
Verwaltung bezeichnet. 

Wenn Rechtssetzuug und Rechtssprechung als die speciüsche 
Th&Ugkeit des Staates bezeichnet wurde, so ist die Verwaltung die fun- 
damentale Funktion desselben. Da auch die auf die Selbsterhaltung 
des Staates gerichtete fortdauernde Aktion ihrer Natur nach Ver- 
waltung ist, so muss sie allen anderen Thfttigkdten vorangehen. 
Und fortdauernd ist alle andere Thätigkeit von dem Dasein einer 



Digitized by Google 



— 220 — 



mindestenB auf die Abwehr ftoBserer Feiiide, innerer StOnmgen vod 

Herbeischaffung ökonomischer Mittel gerichteten Verwaltung bedingt. 
Ferner ist die Scliöi>fung von Behörden und Anstalten, die Besetzung 
derselben mit geeigneten Peräoneo, kurz die ganze organisatorische 
Thfttigkeit des Staates, die ibiem Wesen nach ebenütUls Verwaltung 
ist, die Yonussetsuag der Aktionaftlugkeit des Staates naii^ allen 
Biebtungen. Endlioh vollendet die Yerwaltnng das Werk der 
Rechtssprechung, indem sie kraft des ihr zustehenden Zwangsreehts 
das gefährdete Recht schützt und den Richterspruch verwirklicht. 

Innerhalb der Verwaltungsthätigkeit sind materielle Unter- 
ächiede mit Sicherheit kaum zu finden. Allerdings sind ihiem gei- 
stigen, etbisehen, ökonomigehen Weifhe naeh die in der Verwaltung 
zum Ausdmeke gelangenden Kr&fte von Onind ans veraefaiedfln. 
Eine Classifieatien derselben stOest aber auf dieselben Schwierigkdten, 
wie eine systematische Eintheilung der menschlichen Handlungen 
überhaupt, wobei es überdies noch zweifelhaft bleibt, ob irgend 
eine dieser Eintheüungen die wissenschaftliche Erkenntniss «i fördern 

Von Bedeutung hingegen dnd die sulgektiTen Momente, die in 
der Verwaltung wahrzanehmen sind, ffier sind ▼omehmlieh zwei 

Begriffe hervorzuheben. Insofern nämlich die Verwaltun^^ das 
Moment des selbstständigen Entschlusses enthält, weist sie ihren 
(Jharakter als Begierung auf. Insofern die Verwaltung Verwirk- 
lichnng änes an sie ergangenen Gebotes ist, individualisirt sie sich 
als Vollziehung. In der Begierung zeigt sich die Verwaltung 
als InitiatiTe, als f\reie, d. h. inbaltlieh nicht durch reehtsverbuid- 
liche Gebote und Verbote bL>timiutt' , aut die zweckmässige Erle- 
digung staatlicher Angelegenheiten gerichtete Thätigkeit. 

Haben \rir die Verwaltung die fundamentale Thätigkeit des 
Staates genannt, so ist die Begierung der An&ng^^kt staatUchen 
Daseins fiberhanpt Es ist logisch nothwendig, die ersten Aeusse- 
nmgen des Staates sich als freie Zweckth&tigkeit zu doiken. Bin 
Staat ist erst möglich durch das Dasein einer Begierung, d. L 
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gowohl der Organe, welche als solche bezeichnet werden als auch 
ihrer Funktionen. In der Kegierung ruht da« der staatliehen 
Verwaltung immaiieDte imperiura. Die Vollziehung hingegen ist 
die Verwaltung, inrnfinrn sie sich als durch ein höheres Gebot, sei es 
eines Bechtssatzes, sei es einer Obrigkeit — eines Becbts- oder 
dnes VerwaltuDgsbefeblee — inhaltlich bestimmte Tbfttiglreit dar^ 
stellt. Während die Regierung einen eiffonen ^\'illeu zum Aujidruck 
bringt, ist die Voll/iphnng Verwirklichung eines von einem anderen 
"Willen koramendeu Auftrages. 

Ich habe Begiemng und Vollziehung als subjelctive Momente 
in dem Begrilfo der Verwaltung heaelchnet, denn es sind Momente, 
welche nur an den in der Verwaltung handelnden Personen, nicht 
an dem Verwaltungsakt selbst von Bedeutung werden. Ein und 
derselbe Verwaltungsakt wird je nach den Thätigkeiten der mit- 
wirkenden Organe als Akt der Begiening und als Akt der Voll- 
aehnng zu bezeichnen sein. Es sind Momente, welche in dem 
Plrocesse der Verwaltungsthfttigkeit, nicht in dem Besoltate der- 
selben mm Ausdruck konsmen*). 

Die Verwaltung besteht in der Lliflung an den Staat heran- 
tretender Aufgaben. Sie stellt sich demnach dar als eine ununter- 
brochene lieihe von Verwaltungsakten, welche sowohl einen concreten 
Fall erledigen als auch Regeln für die Erledigung concreter Fälle 
aufteilen können. Was ab in sich einheitliches Objekt der Ver- 
waltung in gelten habe, was denmach als individuell abgeschlossener 
Varwaltungmkt zu betiaditen sei, ist keine leicht zu beantwortende 

5) Der Fehler der constitutionellen Theorie war es, die Verwaltung nur 
als Vollziehung von Gesetzen zu denken. Ebenso einseitig ist jedoch die ent- 
gegengesetzte Ansicht, dass die Verwaltung nur freie Tbätigkeit sei, welche von 
Laband. Staatsrecht II. S. 200 ff. (vgl. jedoch S. ülOff. und dei-sclbe: Mar- 
qaardsen 8. 1*6) vertreten wird. Die Erkcnntniss des Daseins und der Zu- 
ammengehörigkeit beider Elemente in demProcosse der Verwaltung, welche bereits 
von Si< yes Ts. o. S. 71) erkannt wurde, ist in Deutschland schon bei Rotteck, 
Vernunftrecht 11, S. 203, Stahl, Staatslehre, 3. Aufl. S. 194, und Schmitt- 
henner, GlniDdliniett des allgemeinen oder idealen Staatmeobtes S. 483, 484 
Torhandeu gewesen. Die »berühmte Detinition" der Kegierung Ton Albrecht 
(t. Martiz, lieber den Begriff des conätitutioneileu (ieseizcs, Zeitschrift f. d. 
ges. Staataw. 1880 S. 227, Bierling II. S. 834) enthält kein IComent. das 
nicht schon frDher bekannt gewewn wire. 
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Frage. Em und derselbe Akt bmn nnter dnem Gesiehtsptinkte 

als einheitlicher Verwaltuagsakt, unter einem anderen als eine Summe 
von solchen erscheinen. Selbst scheinbar einfache Akte werden bei 
näherer Betrachtung eine Reihe von Thätigkeiten eigeben, die sich 
wiederum als selbstatändige Vennütangsakke charakterisueii. Auch 
luor wird der Zweck das einigende Prindp sein mid eine zu einem 
gemeinsamen Zwecke ▼ollsogene Beihe von Verwaltungsakten trotz 
ihrer successiven Zusammensetzung als eine conciete und individuelle 
Einheit sich darstellen. So ist z. B. die Errichtung eines neuen 
Gehöhtes oder einer Schule ein Yerwaitungaakt, trotzdem zu diesem 
Zwecke xalilreiche Elinzelakte vorgenommen werden mfissen: fier- 
stellnng der Localitftten, Emennmig der Eichter oder Lehrer, des 
Hil^ersonalSy Anweisung des Qehaltes flr dieselben n. s. w. 

So zerftllt denn die gesammte Thätigkeit des Staates ihrer 
materiellen Seite nach in Becbtssetzung, Becbtsprechung und Ver- 
waltung. 

Im Interesse sweckmftssiger ErfüUmig menseUicber Aoigaben 
ist es gelegen, wenn innerlich Gesehiedenes auch flnsserlleh in der 
Seheidong der dasselbe besorgenden Personen nmi Anedmcke kommt. 
Das grosse Prindp der TfaeQung der Arbeit fördert die Gfite der- 
selben auf allen — wirthschaftlichen wie geistigen — Gebieten. So 
liegt denn der Gedanke nahe, die innerlich geschiedenen Staats- 
funktionen anch änsaerlich als Aufgaben besonderer in ihrem Wir- 
kangskrelse getrennter Organe darzustellen* Es war im Qnmde 
nmr das ins Ethisdie und Politische erhobene Prindp der Ar- 
beitsthellnng, welches die oonstitotionelle Lehre von der Theilnng 
der Gewalten zur alleinigen Basis der staatlichen Organisation 
erheben wollte. 

Der praktische Erfolg dieser Theorie zeigt sich in dem Baue 
der modernen Staaten darin, dass die Staatsorgane unter dem 
SouTerin sich gliedern in Organe der Qesetsgobong, der Justis und 
der Yerwaltnng. Und es ist nidit ni l&ugnen, dass diele Sehei- 
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duQ^ die Güte der staatlicbeu Leistungen in erheblichstem Masse 
gefördert hat*). 

Es ist jedoch klar, dass das ßeginneD einer durchgängigen 
aehaifoo Trennung der Staatsfimktionen in den sie venorgenden 
Organen eine ünmögliebkeit istw Die in ach einhdtliche Staats- 
thftiigkeit IM eich zwar nach logischen und sachlichen Qeeichts- 

punkten zergliedern, aber eine streng formale, in der Gliederung des 
staatlichen Organismus mit unfehlbarer Sicherheit zum Ausdruck 
kommende Scheidung des seiner Natur nach innerlich Zusammen- 
hängenden Iftsst och nicht erreichen. Der TerhängnissToUste Fehler, 
den Staatawisaenschaft und praktiache Politik begehen können, ist 
das ünteinehmen, mit abstrakten Kategorien das wirkliche Lehen des 
Staates beherrselMin m wollen. Alles Leben spottet der ron Aussen 
an dasselbe herangebrachten Schablonen ; von Innen sich entwickelnd 
geht es seinen eigenen , nur durch seine Gesetze beherrschten Gang. 

Die Unmöglichkeit absoluter formaler Scheidung der staatlichen 
Funktionen ergiebt sich aber namentlich, wenn man die Stellung 
der Verwaltung su den beiden andern in Betracht zieht. Die Ver- 
waltung schafft den Organismus des Staates und gliedert daher auch 
jenen der Gesetzgebung und der Gerichte; sie kommt mit innerer 
Nothwendigkeit in zahlreiclien Funktionen dieser Organe zum Aus- 
druck. Alles die Akte der Gesetzgebung oder den Kichterspruch 
Vorbereitende, alles ihnen Nachfolgende fällt ihr anheim. Bechts^ 
aetzung und Bechtssprednmg bedingen hinwieder ?ielfocfa die Thftt^- 
keit der Verwaltung, sie selbst bedarf abstrakter Regeln, welche 
ihren Gang normiren, sowie der Fähigkeit zwischen widerstreitenden 
Ansprüchen zu entscheiden. Es ist Tergebliche Mühe, in jedem 
conkreten Falle bestiomien zu wollen, wo die eine materielle Funk- 
tion beginnt, die andere aufhört 



6) Heute, wo die IrrthOmer, die in der Lehre von der GewalteDthcilung 
liegen, Un «rkaant lind, ist m woU badti sa dsr Zdt, anptrldisdi 
ihre hist(^aeb«B Veidienst« um den AnshM dM modemm StutM tum- 

erkennen. 
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Dam kommt noch tm widhtiges Moment. Der constitotioDette 

Staat ist nicht etwa dem aesthetischen Bedürfnisse architektonischer 
Gliederung der .staatlichen Organisation entsprungen, sondern aus 
der im Laufe der neuem Zeit von Grund aus veränderten Schich- 
tung der QeseUschaft henrorgegnogen. Die Gedanken der Theii- 
nahme der Beherrschten an der Herrsdhaft und die Siehemng der 
Bechte der Beherrschten gegen den Herrscher sind die Grondideen 
des Gonstitntionellen Systems. Die Theilnahme an der Herrschaft 
erweist sich nun zwar in der Mitwirkung an der Rechtssetzung, 
aber der Staat herrscht nicht nur in der Kecbtssetsung, 
sondern in allen eeineii Funktionen. Auch auf die Erlangung eines 
Masses Ton Theilnahme an der Verwaltong hat aidi daher das 
Streben der um staatlichen Einfluss ringenden Oesellschaftsklaasea 
gerichtet. Ja noch mehr, sowohl die langsame historische Ent- 
. Wickelung in England als auch der hastige Umbau des Staates in 
der französischen Revolution haben zu dem Resultate geführt, fast 
alle Initiative zu Verwaltungsakten an die Mitwirkung der Volks- 
Tortretnng zu hinden. Die nach der Berolntion entstandenen conti- 
nentalen Ter&ssungen sind zwar wdtaus gemSssigter in diesem 
Punkte. Aher es heisst Tor allem und jedem Gehalt der Staats- 
tliätigkrit . vor aller historischeu Eotwickelung die Augen ver- 
schliesst n und dem in der Kegel so energisch zurückgewiesenen 
Principe der Gewaltentheilung huldigen, wenn man die Funktion 
der Volksvertretung bloss auf die Verwaltnngsoontrole beschrankt, 
jeden Antheil an dem Zustandekommen von Verwaltungsakten ihr 
jedoch abspricht. 

Auch die Abgrenzung der Funktionen der Justiz sind prak- 
tisciien Erwägungen entsprungen. Es handelte sich zuerst um 
Schutz des Rechtes der Jünzelpersönlichkeit vor willkürlichen Ein- 
griffen der Staatsgewalt auf dem breiten Gebiete des Privat- und 
Strafireehts. Aus demselben Gesichtspunkte, sowie ans Zweck- 
mftssigkeits- und historischen Gründen ist es auch zu erkUüren, dass 
viele ihrem Wesen nach der Verwaltimg zugehörige Geschftfte, wie 
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das Pflegschaftsweson, die jurisdictio voliiutaiiu u. s. w. in grösserem 
oder geringerem Umfange dem Kichter überwi^en wurden Dass 
Justiz und Kechtssprechung auseinanderiaUen kOnneD, lehrt schon 
diu Blick auf die Thataacbe, dasB Terwaltnngsfechfliolie Stidtsachen 
in manchen Staaten noch aosschliesslicfa, jedesfidb aber nun Theile 
Yon Verwaltungsbehdrden erledigt werden. Nicht der Rechtsstaat, 
nur der unrealisirbare «Ju.stizituat" würde alle ßechtssprechuug 
durch den Richter vollziehen lassen*). 

So hat denn der objekti?e Gegensatz von Rechtssetzung, Rechts- 
sprechong und Verwaltung zwar den subjektiven m Qesetsgeber, 
Biehter and Verwalter im Oiganismos der modernen Staaten her- 
vorgetrieben ; aber eine mechanische Vertheilung der drei Funktionen 
unter die drei Klassen von Organen ist weder möglich, noch wie 
eine genaue Kenntniss der Entwickeluiifj^sgeschicht« des coustitutio- 
uelleu Staates lehrt, jemals beabsichtigt worden*). 



7) Vgl. die Aiisflkhningen von H. SchnUe, Pmm. StiAtancht II, 

a. 29(j ff. 

Ö) E. Meier, Das dcuUchc Verwaliungarecbt iii Holtsendortt^s Eacvdo* 
pSdw 4. Aafl. 8. 1157 ff. 

Ol Vi,'l Moyer. Staatsrecht S. 451. 453. Zuerst ist der Gegensatz 
von roatcriellon und formelleu FanktionoD des Staates in seinem vollen Umfange 
und die Inoongraeni d«r ThfitigkulMphire dar einiehwn KlaBien d«r Staat»* 
orK'ane init den niatoricllen Fanktionen eiiiannt vorden von Schmittheoner 
a. u. O. ä. 474 fl. 



J«lltiiek, ()eik>tx und VeronltianfK 



15 
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Zweiter Äbsclinitt. 
Dogmatisehe UntersticlLuiigeü. 

I. 

FomelleB und materiaUes QeMti. 

Das Wort Gesetz gehört zn den vieldeutigsten in der Sprodie 

der Wissenschafl und dos tä<?lichen Lebens. Es werden durch das- 
selbe eine Reihe vou Veihiiltiiissen bezeichnet, welche zwar analoge 
£lemeut43 aufzuweisen haben, sonst aber in genere geschieden sind. 
Es giebt keine Eischeinung in der Natur, im individuellen und 
socialen Leben der Meoscben, welche nicht zu einer Bedeutung des 
Wortes Gesetz in Beziehung stunde. 

Was zuerst die Objekte anbelangt, welche unter die Herrschaft 
von , Gesetzen" gestellt erscheinen, so sind hier zwei scharf ge- 
schiedene Klassen vorhanden. Die Gesainratlieit der natürlichen 
Vorgänge und die zweckmässige psychische Thätigkeit des Menschen. 
Hiedurch treten sich zwei Begriffe g^genflber, welche innerlich 
durch das Merkmal der Begelmftssigkeit und ftusserlich duieh das 
Wort Gesetz zusammengehalten werden. Die natftrlichen Vorgrtngi 
sind beherrscht von den Gesetzen der mechanischen Causalitüt 
d. h. es tritt in der Xatur mit der Setzung einer bestininiten 
Ursache nothweudig stets ein und dieselbe Wirkung ein. Es be- 
zeiebnet daher im Sinne der Naturwissenschaft das Gesetz, die 
Thatsaehe des unabänderlichen, constanten Gansalverhftltnisses, welches 
die Naturerschdnungen unter emander verkettet Das Naturgesetz 
drückt stets eine absolute Nothwendigkeit aus 

Ganz anderen Charakter tragen die ebenfalls als Gesetze be- 
zeichneten Regeln, welche der zweckbewussteu menschlichen Thätig- 

1) Ueber das Wesen des Natur- oder Causalgesetzes vgl. namentlich 
Sigwart. Logik II, § 05. Neben den Causalgesetzen auch noch .emuirische 
üesetze", welche zwar auf einen Causalzutuunmcnbang hindeateo, ion aber 
tticfat erklären, vgl. Sigwart II. § 96. 
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keit gesetzt jdnd. Anch die psychischen Akte des Menschen stehen 
als solche unter den natürlichen Gesetzen. Aber der Mensch hat 
die Fähigkeit, mittelst seiner psychischen Ausstattung bestimmte 
Zwecke zn erreichen. Dies kann er jedoch nur, wenn er bestimmte, 
durch die Katar dieser Zwecke gegebene Begeln befolgt üm eine 
in äch widersprochdose Erkenntoies zu gewinnen, mius sein Denk- 
prozess TOn den Regeln der Logik beberrscbt; um das Geföhl des 
Schönen zu erzeugen, nmss das Objekt nach den Kegeln der 
Aesthetik geformt; um der Handlung das Prädicat einer sittlichen 
zuertheilen zu können, müssen die Vorschriften der Ethik befolgt 
werden. Auch diese Begeln werden Oesetie genannt: man spricht 
von logischen, ästhetischen, ethischen Qesetzen. Im tftglichen Leben 
wird lÜBmer von Gesetzen der Sitte, des Anstandes, der Ehre n. s. w. 
gesprochen. Diese Gesetze driickcu keiiif ;i])solute, sondern eine 
hypothetische Notliwendigkeit aus. Sic inüsseu befolgt werden, 
wenn der vorgesetzte Zweck erreicht werden soll. Sie können 
aber übertreten werden, wie die Thatsache des Irrthmns mid der 
ünMttlichkdt tagt&glich beweist Sie haben kein Mfisseo, sondern 
ein Sollen som Inhalt. Sie sind nicht mechanischer, sondern 
teleologischer Natur, nicht Aussagen über das Verliältniss l)lind 
wirkender Kräfte, sondern geistiger Mächte, mit anderen Worten 
Normen'*). 

Es ist bereits früher dargelegt worden, wieso die constaoten 
Cknsalbeneihnttgen der natürlichen und die Normen der sittlichen 
Welt zti der gemeinsamen Bezeichnung als Gesetze gekommen. 

Die Üebertragung staatlicher Verhältnisse auf die personificirten 
Kralle der Natur und des Menscheugeistos haben zu der Vorst^^l- 
lung eines Gesetzgebers im natürlichen und sittlichen Kosmos 
geführt, als dessen Gebote Naturgesetze und Normen erscheinen^). 

2) lieber den Charakter der Normen nnd ihres Unterschiedeä von Causal- 
gesetzen vgl. die ausgezeichneten Auslührungen von Windel band, Präladien 
s. -211 ff.; fsroer Wandt, Ethik S. 2 ff., 4(j2ff., Jellinftk, Die sodal-efbisehe 
Bedeutung Ton Redit, Unrecht ond Stnfe S. 19 ff. 

3) S. oben S. .H7. 

15* 
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DuaiiB ergiebt sicli, dass der Begriff des Gesetzes im joristiselien 
Sinne als der primäre Begriff nicht abgeleitet werden darf ans 

Bcgritfen, die mit ihm zwar den Niinien theilen, aber selbst erst 
durch Analogie mit ihm gebildet worden sind*). Rechtsphiloso- 
phische Untersuchung wird zwar den Zusammenbang zwischen Natur- 
gesetz, ethischer Norm imd Qeeetz im jnristischeD Sinne auf- 
decken, nicht etwa durch die Identität der Beseiehnung geleitet, 
sondern weil die Erscheinungen des Staats- und Beehtslebeos nur 
im Zusammenhange der Gesammtheit des Seienden von Grund aus 
erkannt werden können*). 

Auch der Begrift' des Gesetzes im ursprünglichen, im Kechts- 
sinne, ist kein einheitlicher, sondern enthält eine Fülle von ver- 
sehiedenartigen Elementen in sich, die besser durch selbstständige 
Termini zn bezeichnen wären. Gesetz hat einmal dne sDbjekti?e 
Bedeutung: die Thatsache des Anordnens , dann eine objektive: der 
Inhalt der Anordnung, das Angeordnete''). Ferner ist Gesetz im 
Spracbgebraucbe des täglichen Lebens und der Wissenschaft und 
auch positiver Gesetze in seinem weitesten Sinne in allen 
Sprachen identisch mit Bechtsnorm ohne Bficksicht auf die Quelle, 
ans der sie geflossen ist Sowohl Gewohnheits- als vom Staate 
gesetztes Becbt, sowohl die lex non scripta als die lex scripta 
werden darunter belasst"). In einem engeren Sinne bezeichnet 
Gesetz sodann das durch die Schrift fixirte, das aufgezeichnete 
Itccht im Gegensatz zum ungeschriebenen, wobei ebenfalls noch 
von dem Charakter der betrelTenden Bechtsqnelle abgesehen wird. 
Ein hervorragendes Beispiel fOr diesen Spracbgebrauch sind die 

4) AnalogieschllUso aus dorn nichtjuristiächeo Gesetzesbegriffe neumlings 
z. B. bei Seligmann S. 64. 

5) Ein geistvoller Versttch dlfiMir Art bd Zitelmann, Inrthnm o&d 
Ki>cbtegescbält ». 201 ff. 

6) Zltelmann, Irrthnm und BeehtagcRchfifk S. 205; Laband, Staate- 
recht II, S. 1 Note 1, ilersdbe, Marquardson's Han.lburh II, 1. S. 70. Note 2. 

7) So bekanntlich üftc-m in den Beichsjastizgcsetzen, z, B. Deutsche 
CfTil^öctinordn., EinÜlhrungsgesets § 12: Gesetz im Sinne der GiTilproeeaB* 
Ordnung unil diest-s (Jesot/es ist jede Reclitsnonn. Konier EinfiUiniiigi^^csctz 
sor ätrafproceüäordn. ^ 7 u. s. w. Vgl. audi La band in den in voriger Note 
angvfQhrteii Stcllm. ferner Seliginann S. 23 IT. 
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loirpü liarbarorum. Ferner bezeichnet das Wort riosot/. <li«' von einer 
bestimmten Bcchtsqiielle, dem staiitlichen Willen oder dem auto- 
nomer EOrperachafien mit verbindlicher Kraft aus^^estatteten Bechts- 
sfttze in Gegensätze m dem iragesehriebenen und aufgezeichneten 6e- 
wobnheitarechte*). Hierbei wird noch abgesehen von dem Charakter 
der öffentlichen Autorität, welche den Rechtssatz anordnet und der 
Form, in welcher er erlassen wird, so dass alle von irgend einem 
öffentlichen Organe rechtsverbindlich angeordneten Rechtssätze unter 
diese Bedeutung des Wortes Gesetz fallen. Auch in dieser Be- 
deutung wird das Wort Gesets von der Wissenschaft und der Praxis 
gldchmftssig gebraucht. Die Gleichheit vor dem Gesetze, das Frincip, 
dass ohne Gesetz keine Strafe verhängt werden dürfe, wie sie in 
Verfassungen und Gesetzen formulirt sind, haben diese dritte Be- 
dentnng des Gesetzesbegrilfes zur Grundlage. Endlich bedeutet 
Gesetz, von allem Inhalt abstrahirend, entweder jede von der 
höchsten staatlichen Autorit&t ausgehende Anordnung oder doch 
unter diesen die auf eine bestimmte verfassungsmftssig vorgeschrie- 
bene Art zu Stande gekommenen Anordnungen dieser Autorität 
Die Beschlüsse der römischen Comitien, die Oonstitntionen der 
römischen Kaiser, die Anordnuntren der absoluten Herrsclier der 
neueren Zeit, die ,auf eine Itestiranite feierliche Weise zu Staude ge- 
kommenen und erklärten" Willensakte des constitutionellen St-uites, 
d. h. die vom Monarchen sanktionirten, ausgefertigten und publi- 
drten Beschlfisse der Kammern, sind Gesetze in diesem letzten 
Sinne Von einer rein materiellen Bestimmung anhebend sieht man 
den Gesetzesbegvifl* schrittweise sich bis zu dem Tunkte verwandeln, 
wo er jedes auf seiiien Inhalt bezügliche ^Tomeiit abstreifend, zu 
einem rein formellen Merkmal gewisser Stautswillensakte wird. 
Die Darlegung der historischen Entwicklung bat uns gelehrt, 



8) Vgl. Bruns, Du heatige R9miiche Recht. Holtsendorflfi EncjcIopäcUe. 
3. Aufl. S. 397; Laban <1. SUaatsnoht II, S. lOff, 

9) Laband, Staatsrecht II S. 61. 

10) Das Wort G««eti wild ferner verwendet sor Beseichnnng dnes Com- 
plexos von Normen als Einheit gcdadit, Z. B. das Gesets Mosis, dw Strafgesett 
im Sinne von Gesetzbuch u. s. w. 
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dass eine mehr oder minder klare Unterscheidunj]^ namentlich der 
beiden letzten Bedeutungen des Gesetzes zu keiner Zoit, in der 
man über dasselbe nachdachte, gänzlich gemangelt hat^ Sie hat 
ferner gelehrt, wie der formelle Begriff des Gesetises im eonstitatio- 
nelleii Staate: die Bezeidmimg nur der uiter Terfassimgsminiger 
Mitwirknng der Kammern nnd aller so entstandenen Anordnnngen 
sdch gebildet hat, wie die Vorstellnngen der Heiligrkeit, Majestät nnd 
Unverbrüchlichkeit, welche das Wort Gesetz in seiner mateiiellen 
Bedeutuug im Volksbewusstscin erweckt, die Constituante bewogen 
haben, alle Akte des «pouvoir l^gislatif* mit dem gemeinsamen 
formellen Terminus «Oesetz* zu bezeichnen, trotzdem in ihr namentlich 
durch die Lehre Ronssean's die üeberzengnng lebendig war, dass 
materiell nur einer bestimmten Gattung von Anordnungen der gesetz- 
gebenden Gewalt — den der allgemeinen Kechtsregeln — der Charakter 
von Gesetzen zukommt. Damit war für die französisclien Verfas- 
sungen und in Copie des Urbildes für die daa constitutionelle 
System acoeptonden Staaten der Anlass gegeben, alle von der 
höchsten, der souverftnen Madit im Staate ausgehenden Akte — 
und die agesetzgebende Gewalt* erscheint der Staatslehre der 
Revolution sowohl als der constüntioodlen Theorie m ihrer späte- 
ren Fa>sun<; als diese höchste Macht — als Gesetze zu bezeichnen. 
Hatte das Naturrecht, in Rousseau gipfelnd, einen streng mate- 
riellen Gesetzesbegriflf: Gesetz gleich allgemeiner Wille, so wird 
von der Constituante durch Acceptirung des Antrags Bobespierre's 
ein rein formeUer Gesetzesbegriff: Gesetz gldch feierlieh er«* 
klftrter Wille zu allgemeiner Anerkennung gebracht. 

Wie das Wort Gesetz, so ist auch der Ausdruck Gesetzgebung 
mehrdeutig. Er kann bezeichnen die Organe, da.s Recht, den Pro- 
zess. den Akt des Abschlusses und das Resultat der legislatorischen 
Thätigkeit Sowie die Begriffe Regierung, Vollziehung, Verwaltung, 
Gericht auch subjektiv zur Bezdchnnng der r^erenden, vollziehen- 
den, verwaltenden, richterlichen Organe verwendet wordeot so wird 
auch der Geset^eher oder die Gesammtbeit der zur »gesetzgebenden 
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Gemdt* gehörigen Organe unpersönlich «die Gesetzgebung* genannt 
Ebenso wird das Recht, Gesetze zu geben, mit dem Namen Gesetz- 
gebung belegt. Die constitutione! le Theorie hat diese beiden Be- 
deutungen unter dem Namen der geüetzgebenden Gewalt zusammi u- 
geiasst Gesetzgebung heisst ferner der ganze Verlauf der Eüt- 
stebung des Gesetzes. Initiative, Berathung und Beschlusslassang 
in den Kammern, Sanktion, Ausfertigung, Publikation werden in 
diesem Sume ak Stadien der Qesetsgebung bezeichnet ünter diesen 
Stadien wird im engsten jarlstisehen Sinne bloss die rechtsmbind- 
liche Anordnung des Gesetzes für einen Akt der Gwetzgebung er- 
klärt. Endlich wird die Gesanimtheit der als verbindlieh erklärten 
Gesetze, sowohl in ihrer Totalität, als auch bloss in Beziehung auf be- 
grenzte Kichtangen der Staatsth&tigkeit uberall Gesetzgebung genannt 

Zeigt denmach eine grammatische Untersuchung der Worte 
Gesetz (im juristischen Sinne) und Gesetzgebung, dass sie eine 
Vielheit von Bedeutungen besitzen , so lehrt die historische Unter- 
suchung, dass namentlich zwei Glieder dieser Begrift'skette : ver- 
bindliche Anordnung eines Kechtssatzes und feierlich erklärter 
Staatswille einander gegenüberstehen*^). • 

Ist das Gesstz im Sinne der comätutioneUen Staatsordnung 
eine bloss formale Bestimmung gewisser Staatsakte, so ist es för 
die wissenschaftliohe Erkenntniss und die juristische Praxis von 
gleicher Bcileutung, das Verhältnii« dieser Form zu ihrem möglichen 
Inhalt genau zu bestimmen. 

Zuvörderst ist zu oonstatiren, dass alle Gesetze im formellen 
Sinne einen gemeinsamen materiellen Charakter haben: sie sind 
WiUensftussemngen des Staates. Der Staat wie jede Persönlichkeit 
kann nur wollend und handelnd zur Erscheinung gelangen. Jede 
Aeusserung der Staatspersönlichkeit hat nothwendig den Zweck, 
entweder auf andere rersOnlichkeiteo oder auf die Welt der physichen 



lOa) Dem in <lor ersten Abtheilung gOf^clK tieii liistoii«<'li«'n ^Material jjegen- 
ub«r ist eine Leuguung doa Gegeiuatzes von u)iit<rriclleui und lomellcm Uesetz 
kanm mehr mdglich. 
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Dioge m wirken. Alle Gesetze mod daher staatliebe Willensakte, 
dne Eigenschaft, die sie mit den flbrigen formalen Kategorien 

der Staatsthatigkeit theilen. Der staatliche Willensakt ist eben 
der böchsto Begnff, der alle tbrmelieD und materiellen Staatstbätig- 
keiten in sich scbliesst. 

Die Form imd die Wirkungsart der staattiehen Willensftaase- 
rangen kamt aber sehr Tersehieden sem. Alle Formen, mittelst 
welcher eine PersOnliehkeit anf die andere zu wirken vermag, stehen 
dem Staate zu Gebote Er kann belehren ") , Rathschlilge er- 
theilen, Begriffe definiren, Thatsachen constatiren , seine Ueber- 
zeugung über abstrakte Wahrheiten kundgeben , seine Dankbar- 
keit feierlich erklären'^), politische Progranune verkündigen u. s. w., 
ohne dass er sich mit einem Henscbeigebote an die Unterthanen 
wenden würde. Nimmt er eine dieser Handlangen in der Form von 
Gesetzen vor^ so entstehen dadurch Gesetze, welche keinen verbindlichen 
Inhalt besitzen, mit einem Worte unverbindliche Gesetze'^. 

Diese Gattung lormeller Gesetze wird allerdings nicht die 



11) Laband. Staatsrecht II, S. 60; derselbe M a r qua rd ? e n's Hand- 
bnch 8. 80; derselbe Archiv für öffeotl. Recht 1. S. löl ff.; H. Schulze, 
Pranm. Stutmcht II. 8. 209, 208. Seligmann S. 89 ff. 

12) Die Gesetzgebung de» vorigen Jahrhonderts ist erfallt von solchen 
Lehrsätseu. Prägnante Beispiele in der franzöaiAcbeii Direktorialverfassoog, 
ao Q. A. ErUirung der BQrgen)ilichteD Art. 4: Nid ii*68t hon citoyen, 8*U n*en 
bon fill, bon pere, bon frere, bon ami, bon 6poax. 

13) s. B. Gest Gesetz vom 6. Joni 1886 B.-6.-BL Nr. 90, gl: Der 
Landstimii ist ein integrirender Theil der Wdirkiaft und als «dcber mttr 
völkerrechtliclien Schatz gestellt. Vgl. feraor dat Ton Laband, Ardiiv f. Off. 
Becht 1, S. 183 angeführte BeispieL 

14) z. B. FnmOtlsdie Verf toid 24. Juni 1798, ErUSning der MeBseheB» 
rechte Art. 28: Une gen^ration ne jteut assujettir ä ses lois les generations 
futares. Franz. Gesetz^vom 18. Flor^ au II Art. I : Le peuple fraD^ais recou- 
nait rexistence de l*l<tre snmeme et nmmortalitj de 1*umi. 

15) z. B. Ungarischer Ges . tzartikel I: 1848. Behufs , einer glorreichen 
Nachweisung" des Namens des Falatins Erzherzogs Joseph wird mit Zustiiu» 
nrang Sr. Majestät beschloseen; 9 !• TOm Fabtin Joseph bat dordi seinen un» 
ermödlichcn Eifer, mit dein er ein halbes Jahrhtindort hindurch, nicht selten 
unter scliwierigen Umständen , die Angelegenheiten des Vaterlandes geleitet, 
die Dankbarkeit der Nation in vollem Masse verdient. § 2. Auf jenes Traner» 
blatt der Geschichte, wo die letzte Stunde peines vergänglichen I^ebcns ver- 
zeichnet ist. schreiben die i:>tände hiermit das in der Brost der Nation unver» 
gingliche Denkmal seines Namens. 

16) Vgl. Seligmann S. -10. 

17) Vgl. Eisele, Unverbindlicher Gesetzesinhalt. Archiv fOr civ. I^raxia 

)886 a.875ir: 
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Kegel bilde». Tn der weitsns grössten Zabl der Fälle wird der 

Gesetzgebpr >'w\i mit bindenden Befehlen an die Unterthanen wenden. 
Aberda.s blosse Dasein unverbindlicher Gesetze ist bereite ein induktiver 
Beweis, dass Gesetz und Rechtssetzung iDhaltlich nicht zusammeu- 
&UeD. Denn Aecbtss&tie, tn deren Wesen nnzweifelhaft die VerbiDd- 
lichkeit geb&rt, kOnnen Jene Oesetze niobt enibalten. Sie geboren 
Tiehnebr ibrer Natnr nacb in das grosse Oebiet der Verwaltnngsakte. 

Die flberwiegende Mehmbl der Gesetze entbftlt dnen Imperatir, 
d. h. sie wenden sich an irgend einen Willen zum Zwecke ihrer 
Befolgung. Sie sind Bethäiigungen der Herrschermacht des Staates, 
die in der aus selbsteigenem Entschlüsse des Staates hervorgehenden 
Bindong des UntertbanswiUeos mr Erreicbnng der Staatszwecke 
bestebt. Sie sind verbindlicbe Gesetze. 

Es erbebt sieb nnn die wichtige und schwierige Frage nach 
dem möglichen Inhalte der verbindlichen formellen Gesetze. 

Hier ist zunächst eine Theorie zu erörtern, welche, ohne die 
Existenz unverbindlicher Gesetze zu kennen, staatlichen Imperativ 
und Kechtssetzang identificirend, behauptet, dass jedes Gesetz die 
Anordnung eines Bechtssatzes enthalten mfisse, ja sogar weiteigebend 
nicht nnr in jedem formellen Gesetze, sondern in jeder staatlichen 
WillensftQsserung ein materielles Gesetz erblickt'*). Diese Theorie 
eingehender zu untersuchen, ist um so lehrreicher, weil sie die streng 
juristische ^lethode des Staatsrechts dahin auffasst, dass sie von 
allem Inhalt der Staatsthfttigkeit abstrahiren könne und bei der Er- 
fassung der rechtlichen Formen sieb um den Gehalt, dem diese 
Formen dienen, in keiner Weise zu kfimmem brauche. 

Es ist bereits auf die unhaltbaren juristischen Gonseqnenzen dieser 
Theorie hingewiesen worden aber noch immer nicht scharf genug. 



18) Ersteres lehrt v. Martitz a. a. 0. S. J50. Utztons Zorn. Roiclis- 
sUatsrecbt 1. S. 108; II, S. 333; denelbe iii Hirtii'ji Aonalen 1885, 8. 301 H. 
Die M&frlichkeit nnTerbindliehar GesefaEe haben aimeidcni Qberseben f. Sar w cy , 
Allg. VVrwaltungoredit. Marqiiardseu*« Handbiidi 1, 2 8. 26; 8eidi«r 
a. a. 0. S. 184 ff. 

19) Laband, Arcbir t ML M% I, a 179. 
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Wftre staatlicher Befehl und Bechtssetaimg identisch, ao mflaate 
jedes GommaDdowort des ünterofifideis ohjeküvea Becht schaJÜBn; der 
Befisbl des Amtsvorstandes an den Diener, das Antsloltal zn beizen 

odor zu lüften, wäre ein Bestandtheil der liechtsordaung ; die 
Bt'kanntraachung, dass das Steueramt die fälligen Steuerraten nur zu 
bestimmten Tngeikstuuden in Empfang nimmt, enthielte ebenso einen 
Keebtssatz, wie das Qesets, welches die Stenerpflicht noimirL Der 
Staat wflrde demnach ab one Institatlon erscheineD, derai einzige 
Funktion in dem Erzengen Ton objektivem Recht besteht, in der 
aller Unterschied von Rechtssetzung, Rechtsspruch und Verwaltuogs- 
akt aufgegangen ist in dem allumfassendon Betrriff des Kechtssatzes. 
Namentlich der Begriff der Verwaltung, den iu seiner materielleD 
Eigenart erfasst und in seinen Beziehungen zu den anderen Staats- 
fhnktionen festgestellt zn haben zu den bedeutendsten Leistungen 
der Staatswissensehaft des 19. Jahrhnnd^ zftUt, wflrde for die 
Jurisprudenz einfach nicht existiren. Keine Verwaltung, kdn Ver- 
waltuugsrecht, nur Imperative oliiic qualitative Unterschiede, alle 
Staatsfunktion identisch mit Rechtssetzung, daher die überwundene 
naturrechtliche Theorie vom Bechto als einzigem Staatszwedre sind 
die nothwendigen Consequenzen dieser Lehre. 

ünter dem Gedcfatspunkte emer rein foimalistischen Gon- 
struktion des Staates konnte man mit demselben und sogar noch 
besserem Rechte zu dem Gegenstücke dieser Theorie gelangen und 
behaupten, dass alle staatlichen Imperative nur die möglichen An- 
wendungsfälle eines einzigen Gebotes darstellen, nämlich des Satzes: 
Du sollst dem Staatswillen gehorehen. Alle Imperative kdnnen mit 
Fug und Becht aufgefasst werden als SpedfikatJonen der allgemeinen 
Gehorsamspflicht, zu welcher der Unterthan der Staategewalt ver- 
bunden ist. Diese Gehorsamsplliclit ist der gemeinschaltliche Xriiner, 
auf den alle staatlichen Kechtssätze und alle sonstigen staatli» iien 
Befehle gebracht werden können. Sieht man von allem materiellen 
Gehalt der Staatsthätigkeit ab, so kann man mit vollem logischen 
Bechte behaupten, es gebe flberhaupt keine Mehrheit von Becbts- 
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Sätzen, sondern nur einen einzigen Rechtssatz, der das gesammte 
objektive liecht darstellt, die ganze Recht.s- und Verwaltungsorduuug 
des Staates bestände in lauter Verwaltuugsverorduungen und Ver- 
waltangsbefehleo , mit welchen der Staat idch auf dem Boden des 
geltenden Bechts bewegt, ohne nenee Becht ni eehaffen, ja ohne 
es Bohalbn zo kOnnen. Wie Zorn den reinen fiechtastaat im Sinne 
des Natarroehte, könnte man so mit einiger dialekttscher Oeschick- 
lichkeit den reinen Verwaltungsstaat construiren. 

Es ist eben unmöglich, wissenschaftlich haltbare juristische 
liesultate zu gewinnen, wenn man den Inhalt der Lebensverhältnisse 
gftnzlich ignorirt. Nicht Aufgabe der Jarispmdenz ist es, diesen 
Inhalt selbststftndig zn erforschen, aber der stetige Hinblick auf den- 
selben mnss der Kegulator der jnristischen Oonstniktion sein. Das 
Recht will die äussere Form der Lebensverhältnisse erfassen, desshalb 
muss es auf die in dem Inhalt derselben gegebeneu Grenzen, die ja 
auch formgebende Wirkung halten. Rücksicht nehmen. Sonst ver- 
föllt die Jurisprudenz rettungslos der Scholastik, d. h. jener Bich- 
tnng des Denkens und Forsehens, welche eine Welt von BegrÜfon 
ohne Bealitftt, von Formen ohne Inhalt, von Besultaten ohne 
Werth schafft. 

Es ist nun wohl vollkommen klar, dass eine von bloss formalen 
Gesichtspunkten ausgehende UnteK3Uchung der verbindlichen for- 
mellen Gesetze zn einer den Inhalt derselben treffenden Bintheiluttg 
nicht gelangen kann. Es giebt eben keine £Bsten formellen Unter- 
schiede zwischen den materiellen Staatsfhnktionen, imd daher sind 
alle Yersnche, auf formale Elemente eine Classifikation der verbind- 
lichen formellen Gesetze aufzubauen , von vornherein vergebens ge- 
wesen. Man hat in der ßechtsregel eine Abstraktion, in dem Ver- 
waltungsakt ein Goncretum sehen wollen. Indessen lehrt die Er- 
scheinung der Verwaltnngsverordnung, dass abslaukte Begelnngen 
von VerWaltungsakten a priori, d. h. Vorschriften, welche ebenso 
eine unbestimmte Zahl von FSUen normiren wollen, wie all- 
gemeine Rechtsregelu, tagtäglich erlassen werden können. Nicht nur 
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BflehtBDormeD, auch Verwaltnngsnormen ^ebt es. ünd erklärt man 

liinwiediT, wa;^ bei dorn tiiesseuden Bouriff der Kiiilttit in der Ver- 
waltung lo^iscli zulässig ist, die durch Vorwaltung^vor>chrif( nor- 
iiiirteu Fälle als den Gegeostaod einer individuell begreozteu Ver- 
waltuogsaufgabe, so maas darauf biogewieaen werden, daas auch ein 
Complex Ton Beehtssfttzen eine Yielbeit einzelner Verhftltniase und 
Handlungen kraft des ihnen innewohnenden gemeinsamen Zweckes 
als eine individuell abgeschlossene Einheit erscheinen lassen kann. 

Eingehendere Untersuchung erheischt jedoch die Lehre, welche, 
dem Kechtssatze das Requisit begrifflieber Allgemeinheit zuschreibend, 
die Regelung individuell bestimmter, also conereter Angelegenheiten 
Ton der Qesetsgebung im materiellen Sinne ansachliesst. Die Rechts- 
regei normire nothwendig eine a priori unbestimmte Zahl von Ftilen, 
die Regelung individuell bestimmter Thathestände jedoch falle unter 
den Begriff der Verfücrung. derjenigen formalen Kategorie, in welcher 
sich die auf die Erledigung coukreter Thatbeatäude gerichtete Ver- 
waltungsthätigkeit offenbart. 

Wenn man die Zahl und das Gewicht der Autoren betrachtet, 
welche dieee Lehre begründet und zu Yorschiedenen Zeiten erneuert 
haben, so scheint ein Widerspruch gegen dieselbe kaum mOgKeh. 
Von Aristoteles zuerst behaujitet, zieht sie sich durch das Denken 
des Alterthums und Mittelalters hindurch uud gewinnt neuen Boden 
im Naturrecht, Durch Rousseau von Neuem eingehender Unter- 
suchung und scharfer Formulirung theilhaftig, tritt sie in den welt- 
bewegenden Kampf der Revolution ein. In der dvilrechtliehen 
Theorie alter und neuer Zeit, obwohl nicht ohne Widerspruch, 
dennoch herrschend, hat sie anch unter den deutschen Staatsrecht- 
liihen Schriftstellern der (lOgonAvart, welche Laban d folgend den 
Gegensatz von matoriellem und formellem Gesetz erkannt haben, 
namhafte Vertheidiger gefunden. 

Sieht man jedoch näher zu, so findet man, dass bei allen An- 
hängern dieser Theorie bewusste und unbewusste, aber stets un- 
bewiesene YoraussetzuDgen , sowie apodiktisch hingestellte Behaup- 
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tuDgen die Stelle wissenselisftlieher Deduktion ?ertreten. Die unklar 

gedachte oder klarer ausgesprochene Analogie des Rechtsgesetzes 
mit dem göttlichen, dem Natur-, dem Sittengesetze lässt Vielen 
die generelle und abstrakte Natur der Hechtssätze als ausser jeden 
Zweifel gestellt erscheinen. Dazu kommt noch, dass aach die sitt- 
liche imd die Beditswelt als derart von Regeln beherrseht angesehen 
wild, dass die scheinbare Abweichung Yon dem Recbtsgebote im 
individuell gearteten Falle in Wirklichkeit auch als die Realisirung 
eines allgemeinen Gebotes — das der aequitas im Gegensatze zum 
ius strictum sich darstellt. Der einzige Schriftsteller der Vergangen- 
heit, der einen selbstst&ndigen Beweis unternimmt, Bousseau, thut 
dies mit einem Argumente, das selbst einer starken Stfltza bedarf. 
Das Objekt des allgemeinen Willens muas stets ein allgemeines sein. 
Das ist doch nichts, als ein Spiel mit dem logisch so vieldentigen 
BegrilV des Allgemeinen. 

Neuere deutsche Publicisten haben nun allerdings ohne Kennt- 
niss der betreffenden Ausfährungen Rousseau 's den Gegensatz von 
Gesetz im materiellen Sinne und Verfägnng aufgetiteUt^^). Die Ver- 
fügung könne zwar formelles, niemals aber materielles Gesetz sein, 
selbst dann, wenn dnrch sie neue Bechte und Pflichten, die in den 
bestehenden abstrakten Sätzen der liechtsordnung nicht begründet 
sind, aufgestellt werden. Damit ist an Stelle eines Begrilles ein A\ ort 
getreten, ein Wort, das für die in Bede stehenden Ji'ä.Ue zu ge- 
brauchen nm so bedenklicher ist, als es zur Bezeichnung materiell 
TOD Grund aus verschiedener Akte Terwendet wird. VerfOgung ist 
eine rein formale Kategorie, mit solcher triiEt man aber keine mate- 
riellen Unterschiede Nennt man das Individuelle, nicht in der 
Recbtsürdiiuiig vurhorgosehene Reclitsgebot Verlaiiuiig und bezeichnet 
es damit als wesensgleich mit den Verwaltimgsakten , so übersieht 
man wieder die Notbwendigkeit, zuerst das Wesen der Staatsib&tig- 

20) G. Mejer. Grünhut's Zeitschr. Bd. VIII. S. 15; doreclbe, Staats- 
recht S. 17; H. üchulzf. Preuss, Staat*imlit II. S. 2ii(; iT., ilersclbo. Deutsches 
Stiutätücht I, S. 517 fr.; Seligmann Gl tf. Vgl. l't'rncr v. Ihering, der 
Zweck im Recht I. S. y27 ff. 
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kdt m erforschen, ehe mm an eine Kttegorisirung denelben gehen 

Icann. Der Unterschiecl von llecht und Verwaltuiifj: lässt sich durch 
die Kati'i^orion der All^^emeinheit und Kinheit weder im Gegensätze 
des Abstraktea und Cookreten, noch des Generellen und Individuellen 
erkennen. 

Nnn feigt allerdings die ftberwiegende Mehnahl der Bechtasitie 
die Form der Allgemeinheit. Woher kommt das? Offenbar daher, 

dass die individuellen und socialen Verhältnisse der Persönlichkeiten 
constante Typen aufweisen. Das Leben des Meuscheu nnd der 
Gesellschaft ist kein wirrcc», regelloses Spiel. Durch seine körper- 
liche und geistige Natur and deren Bedürihiase bildet sich ma» 
Beihe nothwendiger Besiehnngen von ihm znr Aosaenwelt nnd ni 
anderen Persönlichkeiten, irelohe einen oonatanten Charakter tragen. 
Dessbalb gelangt die Rechtsordnung zu allgemeinen abstrakten 
Sätzen, desshalb kann sie pro futuro eine unbestimmte Anzahl von 
Fällen mit einer und derselben Regel normiren. Die Constauz der 
Lebeosverhältnisse ist der Grund der Allgemeinheit der Kechtsregeln. 

Nehmen wir nun an, dass den LebeDsrerhftltniasen eine erkenn- 
bare Gonstanz nicht in jenem Umfknge innewohnen wfirde, wie es 
thatsSchlieh der Fall ist, so wftre die Möglichkeit einer Becbts- 
ordnung damit keineswegs aufgehoben, noch immer könnten den 
Persönlichkeiten Schranken im gegpiiseitigen Verkt^hr i^esetzt werden. 
Die Arbeit der Kechtssetzung würde zwar in s Unendliche com- 
plidrt werden, weil nun fSr zahllose SinzelfiUle der BechtssaU ge- 
funden werden milsste, eine Arbeit, die doch wenigstenB als logisch 
znltosig bezeichnet werden mnas. Geht doch in der realen Gesell- 
schaftsordnung die 0)n8tanz der Verhältnisse nicht so weit, dass 
alle Fülle den vorausgesetzten Tvpus zeigen. Denken wir uns den 
platonischen Idealstaat verwirklicht, wo es gar keine abstrakten 
Normen geben soll, sondern jeder BechtdUl nach der ihm imie- 
wohnenden individuellen Eigenart entschieden wird, so würden wir 
einen Staat haben, der eine Beehtsordnung besitzt, die aus lauter 
Indiridnalgeboten besteht. 
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Nun tritt, wie erwähnt, auch in unserer, eine grosse Zahl con- 
stante Typen der Lebensverhfiltnissp aufweisenden üesellscliaits- 
Ordnung eine nicht unbedeutende Anzahl von individuell gearteten 
VerhftItDisseii auf, die ohne VerletKong der materielleD Gerechtigkeit 
nach allgemeiiieii Normen nidit entschieden werden kOnnen. Anch 
solche indifidoelle Verhältnisee Terlangen ihr Becht, anch bei ihnen 
tritt me irgendwo die Anf^fabe der rechtlichen Ordnung derselben 
durch Schrankenzichimg und Gewährung an den Staat heran. Hier 
wird D&miich im gegebenen Falle entweder eine Kechtsregel vorhanden 
sein, unter welche das betreffende VerhAltniss zn subsomiren wäre, 
die aber die Eigenart desselben nicht beachtet hat und ihm daher 
nicht gerecht wird, oder es wird überhaupt keine Norm för das- 
selbe edstiren. in beiden F&llen mnss ein Akt der Reehtssetznng 
vorgenommon werden, und zwar im ersten eine Aufhebung der be- 
stehenden Norm für das betreffende Verhältniss, im zweiten eine 
Schöpfung einer neuen positiven Norm. Im ersten Fall wird eine 
Schranke (Ür die freie Entfoltong des individuellen Lebensrerhftlt- 
nisses aufgehoben, im iweiten eine solche für dasselbe geschaffen 
werden messen. Dass dies Akte der Rechtssetzung sind, ergiebt sich 
daraus, dass sie unter dio beiden anderen Arten der Stau, tiuitit^keit 
nicht subsumirt werden können. Sie können nicht Ht\ ht^sjaiiche sein, 
weil diese geltendes Recht conkretisiren, nicht Verwaltungsakte, weil 
sie sich nicht in dem Kähmen der geltenden Bechtsordnung bewegen. 

Wenn daher auch in der Mehrzahl der FftUe der Bechtssatz 
eine allgemeine Regel enthält, so ist das Moment der Allgemeinheit 
doch höchstens ein Naturale, kein Essentiale des Gesetzes im 
materiellen Sinne"). Wir werden sehen, dass «ianiit nicht nur 
eine theoretische Erkeuntniss, sondern auch wichtige praktische Er- 
gebnisse, für die Grenzen der formellen Gesetzgebung gewonnen sind. 

21) Das ist richtig erkannt worden vor Allem von Lab and. Budgetrecht 
8. S; Dcrs<^lbt', Staatsrecht II S. Tl f(.; Derselbe, Marquardsen's Handbuch II, 
1, S. 70fF. ; vgl. ferner Kos in, das I'olizeivorordnuiigHrecht in Preussen S. 5; 
Löning, Vcrwaltungsrecht S. 226; Stob be, Uandboch des deutschen Privat- 
reehts I, 2. Äafl. S. 123 n. A. 
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So ist denn besfiglich des Inhaltes der verbindlielieii Gesette 

im fonnellen Sinne zunScbst das ne^^ative Ergebniss gewonnen wor- 
den, dass i'orinale, also juiistiscii prätise rnterschiede innerlialb 
dei-selben nicht aufgezeigt werden können. Wie natürlich im 
Grande! Es kann sich ja nur um materielle Unterschiode bandeln, 
die zu erkennen ausserhalb des Bereiches der ihrem Wesen nach 
bloss formalen Jorispradens li^ Nicht von der ftosseren logischen 
Form, sondern von mam maierieOen Eintheilungsprincipe muss hier 
ausgegangen werden. 

Das aber liann kein anderes sein als jenes , dun li dessen An- 
wendung man überhaupt zu einer in das Wesen der Sache ein- 
dringenden Unterscheidung der Staatsfimktionen gekommen ist, der 
Zweckbegrüf. Wie sich durch den Zweck alle staatliehen Willeos- 
akte düTerenKiren, so aneh die in Form eines constitntionellen Ge- 
setzes erlassenen. Hat ein Gc-eiz lU'ii Liachatou Zweck, die Sphäre 
der IVeien Thätigkeit von Pcrsönliclikeiten gegeneinander abzugrenzen, 
ist es der socialen Schraukenziehung wegen erlassen worden, so ent- 
hilt es die Anordnung eines Bechtssatzes, ist daher auch ein Gesets 
im materiellen Sinne, hat es jedoch irgend einen anderen Zweck, 
so ist es kein materielles, sondern nur ein formelles Gesetz, das seinem 
Inhalte nach als Anordnung eines Verwaltnngsaktes oder als ein 
liechtsspruch sich charakterisirt. 

Wenn ein Gesetz die Aufnahme einer Staatsauleihe anordnet, 
den Verkauf von Staatsgütern genehmigt, die Errichtung einer 
Üniversitftt befiehlt'*), den Bewohnern eines Oberschweramten Land- 
striches eine Unterstfitsung aus Staatsmitteln zuwendet, eine Eisen- 
bahn concessionfrt , einem siegreichen Peldherm eine Dotation 
gewährt, einen Fremden in den Staatsverband auf'uinirat, die CJestat- 
tung zur Errichtung eines Fideicommisses ertheilt u. s. w., so ist 
sdion der nächste Zweck solcher Gesetze keineswegs auf eine Aeude- 
mng der bestehenden Kechtsordnnng gerichtet, sondern auf ein 

22) üesL Gesetz Tom 31. März 1615 B.-0.-BI. Nr. 41 betreifend die 
Brriehtiuig dar Univenitat Czemowits. 
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Ziel, welches mit dem objektiveu Keclite gar nichts zu tliun hat, 
mit Wirkungen ökonomischer und ethischer Natur, die auf dem 
Boden des geltendeo fiechts sich Toilnebea, den Bechtsgeschftften 
des PiriTatroehts analog. Man kann auch nicbt etwa behaupten, 
dass dnrdh solche Gesetze neues objektives Becbt fSr die mit 
dem Vollzug derselben beauftragten Kegierunt^sorganf' j^eschaffeu 
wird. In dem Befehl dieser Gesetze macht der Staut nur ndji-anch 
von der ihm bereits zu Gebote stellenden Gehorsanisi»liicht seiner 
Organe, er setzt ihrer verwaltenden Thätigkeit einen Inhalt, nicht 
aber ihnen den Unterthanen oder seiner dgenen Persönlichkeit gegen- 
über eine Schranke, er erlftsst durch diese Gesetze an sie nicht 
einen Rechte-, sondern einen Verwaltungsbefehl. 

Ein materielles Gesetz muss neues Kecht mit vciiiindlicher 
Kraft ausstatten, d. h. in der bestehenden Keclitsordnung noch nicht 
enthaltene Uechte und Pflichten der Kechtsunterthanen und des 
Staates normiren, oder mindestens bestehendes Becht bekräftigen, 
dunkles Becht aufklären. Auch die Wiederholung eines bereits 
geltenden BechtssatKes in einem neuen formellen Gesetze, aber auch 
nur in einem solchen '*^'), gehört in der Regel zur materiellen Gesetz- 
gebung, da sie ebenfalls dem iiechtszuerke des Staates zu dienen 
pflegt. Die Codification eines bereits j::!eltenden Gewohnheitsrechtes, 
die Bevision eines in Kraft stehenden Gesetzbuches ist materiell 
Bechtssetzung und nicht Verwaltung, wenn auch in ihnen vielfach 
nur eine Verlftngerung der Wirksamkeit herrschender Bechtsnormen 
enthalten ist Ebeoso ist die Klärung des objektiven Bechte in 



22rt) Aho z. B. nicht die Einsdiürfaug Jesselbon in rinor Voronlnuni»'. 

23) AUeriiiiun kann die WiCilcrholuiig eiues Uesutzes durch ein anderes 
ncfa ta anderen Zwecken als dem der Kecbtssetxang erfolgen. Viel m weit 
jT.'lit jedoch Seli trinrnni S. 147 ff. , der nur di'" primäre Kechtsschopfunf» für 
materidle Gesetzgebung erklärt, aas dessen Auälulirungeo sieb daher ergeben 
wftrde, dan alle neoen StrafgeietibDeher der Zaknnft, indem sie den Mord nnd 
den Diebstahl verbieten, nicht RechtsBätze, sondern Verwaltungsvorschriften 
enthalten, dass der Satz der preus:>i3chen Verfassang, dass der König den 
Oborbefelil aber das Heer flkhrt, kein Rechtssati sei, weil der König ?on Trensaen 
de jarc schon vor dem Krlai^sen der VerfAssungBarkonde oberster Kriegsherr 
war. Allzu schart rancht schartig! 

Jetliiiek, C>r<rtz und Verunlnuiif;. llj 



Digittzed by Google 



— 242 — 



der Form der aiithentiscben Interpretation gemäss dem ihr inne- 
wohnenden Zwecke ein Akt der Rechtssetzung and flUlt dalwr der 

materiellen Gesetzgebung anheim. 

Alle anderen Momeute sind für die Qualität eines Gesetzes als 
Anordnung einer Kechtsregel irrelevant. Ob das Gesetz bloss ein 
zeitlich begrenztes, dn transitorisches ist, ob es in zahlreichen Fallen 
seine VerwirkUchung findet, oder überhaupt nicht zor Anwendong 
kommt, ist völlig gleichgiltig. Jedes Gesetz, ob wichtig oder nn* 
bedeutend, ob lang- oder kurzlebig, ob seine Heirschaft in der 
Wirklicbkoit tausendföltig oder niemals bewährend, enthält die An- 
ordnung eines üecbtssatzes, wenn es der socialen Schrankeuziahung 
wegen erlassen wurde. 

Bei der Bestimmung, ob d«r Inhalt einer staatlieh«! WiUens- 
änssemng die Anordnung eines Beehtssatiea sei oder nicht, kommt 
es stets auf den nächsten, den unmittelbaren Zweck an. Denn die 
Keeht.sovdnung ist nicht um ihretwillen da, sondern dient allen 
Zwecken der Persönlichkeiten, sowohl der Individuen, als des 
Staates. Namentlich bei formellen Gesetzen, welche die Beziehungen 
des Staates zu den ünterthanen regeln, ist es wichtig, zur Erkennt* 
niss ihrer Natur ihren unmittelbaren Zweck Ton dem entfemtefreo 
zu trennen; denn hier ist oft ein dem Gebiete der Verwaltung an- 
gehöriger Zweck das Motiv der Rechtssetzung. Um Kräfte und 
Mittel zur Verwaltung zu linden oder um die Interessen der Volks- 
gemeinschaft wirksam fördern zu können, setzt der Staat sich und 
den Individuen gegenseitige Schranken. Daher nrass gegebenen 
Falles die nächste beabsichtigte Wirkung des Gesetzes von dem 
Endzweck sorgfUltig geschieden werden. Sein Heer verschafit sich 
der Staat durch die Gesetze über die Wehr})flicht, in ihnen schränkt 
er zu seinen Gunsten die freie Thätigkeit der männlichen ünter- 
thanen ein. Der nächste Zweck dieser gesetzlichen Bestimmungen 
ist Schrankenziehung, der letzte Zweck jedoch Erhaltung des Staat« 
gegen die Angriffe Äusserer und innerer Feinde. Der Staat setzt 
hier Recht, um verwalten zu können. 
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ReehtsmtzuDg und Yerwaltmi^ kOnneii aber derart miteinander 
verknüpft seiu, dass die Vollziehung eines Verwaltuni^saktes uoth- 
wendig eine Aeuderung der besteheudeu liechtsordnuug zur Folge 
hat. Wird durch formelles Gesetz ein derartiger VerwaltuDgsakt 
angeoidnet, 80 gehOrt er selbst zwar materiell in das Gebiet der 
Verwaltiiiig, die zu seiner Bealisinmg nothwendigen fiechtsändenuigeo 
sind jedoch materielle Gesetze. So ist z. B. eine Aenderung des 
Staatsgebietes ihrer Natur nach ein Verwaltungsakt. Jede Incorpo- 
ration oder Cession hat aber die uothweadige Folge, dass das 
Geltungsgebiet der iu dem betreffenden Staate in Kraft stehenden 
Kechtsordnung oder wemgstens eines erheblichen Theiles derselben 
erweitert oder Terengeri^ wird; sie bedeutet stets die Anfhebnng 
bestehenden nnd die EinfQhmng bisher fremden Rechtes für das 
dem Herrschaflswechsel unterliegende Gebiet**). Ferner ist die 
Errichtung eines BehOrdenorganisnius ihrem Wesen naeli ein Akt 
der Verwaltung. Indem aber die Behörden bestimmt sind, mit den 
Unterthanen in Verkehr zu treten und Herrschaftsrechte ihnen gegen- 
über auszuüben, mOssen der Umfang des ihnen zustehenden Imperium 
und derogemftss die Rechte und Pflichten der Unterthanen ihnen 
gegenüber durch Bechtssfttze normirt werden. Organisation ist 
Verwaltungssache, Funktioniren der durch die Verwaltung geschaffe- 
neu Organe oft nur durch Kechtssät/.e möglich. Der Abschluss 
eines Staatenvertrages ist ein Akt der Verwaltung, die Ausführuiig 
desselben bedingt in vielen FftUen die Anordnung neuer Rechts- 
sfttze. Bei dem nothwendigen Ineinandergrofen der von der in sich 
einheitlichen Staatsgewalt ausgehenden Staatsl^nktionen ist es natür- 
lich, dass die einzelnen diesen Funktionen entspringenden Akte sich 

21) z. B. öskrr. C.esetz vom 15. Marz 1879 R.-G.-BL h'r. 59 Art. I. Tn 
AosfQhrung des Art. XXIX, 3. Absatz des Vertrages von Berlin 13. Jali 
1878 (R.-G.-Bl. 1879. Nr. 43) wirf die Gemeinde Spizta bis zur nSrdl. Grenze 
des in der genauen Beschreibung dor Grenzlinien (Art. XXVIII, 5. Abs. desa. 
Vertrages) angegebenen Territoriums dem Königreiche Dalniatien einverleibt. 
Art. Ii. Die m Dalmatien bestebenden Oemtze imd Binrichtongen baben ancb 
in dem durch Art. I bezeichneten Gebiete zu gelten. Die rJegierung ist 
jedoch ermächtigt, Uebergangsbestimmongen hiezu auf dem Verordnungsw^e 
la tnffeo* 
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oft mit einander in geradezu unlöslicher Weise TerMpfen. Selioa 

dadurch wird die Einordnuntr di's cinzeliKMi Aktes iu eine bestimmte 
Kategorie oft selir schwierig, zumal eine nach materiellen Kriterien 
verfohrende Kategorisimng praktisch niemals mit jener PrScisioo 

m 

> and Sicherheit sich dordiföhren Iftsst, wie eine formal jniistische. 
i Daher Iftast sich auch keinesw^ behaupten, dass überall, wo 
in einem Gesetze nnr Befehle an die Staatsbeamten Torhanden sind 

- auch ein uur lurmelles Gesetz vorliege '-*). Allordings verwaltet der 
Staat nur mittelst seiner Organe; daher ist ein Verwaltuiigsakt. 
sofern er überhaupt einer Vollziehung bedürftig ist^ nothwendiger- 
weiae Akt eines Verwaltungsorganes. Indem der Staat Ton den 
ihm ZQ Gebote stehenden Krftften Gebrauch maeht, wirkt er nicht 
reehtssetzend. In vielen Fällen werden daher die Befehle des Staates 
an seine Beamten Verwaltungsakte sein, und zwar Akte der Re- 
gierung, die sich in Akte der Vollziehung verwandeln sollen. 
Häufig werden daher auch die in Gesetzesform ergangenen Befehle 
des Staates an seme Beamten materiell Verwaltongsakte sein. Aber 
nicht in allen FftUen. Auch hier mnss der nftchste Zweck des 
Gesetzesbefehls entscheiden. Gesetz, das die Yerftnssemiig you 
Staatsgfitem anordnet, enthält nnr einen Verwaltungsauflrag : am 
die Finanzverwaltung zu leiten . sind eben der Fiuanzminister und 
die ihm untergeordneten Orgaue l)esteUt. Die Sätze hingegen, welche 
dem Hichtcr seine processnale Stellung anweisen, grenzen die Bechts- 
Sphäre des Staates und der Unterthanen ab, sind also Gesetze im 
materiellen Sinne. Der Gesetzesbefehl, dass die Beamten die An- 
ordnungen des Honarchen ohne Contrasignatur eines Ifinisters nicht 
vollziehen dürfen, ist ein lieehtsbefehl, denn er ist nicht zum Zwecke 
der Verwaltung, sondern zur Aufrechterhaltung der constitutionellen 
Staatsordnung gegeben. 

Andererseits können auch allgemeine in formellen Gesetzen ent- 



25) Wie Laban d. Staatsrecht II, S. 209, behauptet, indcss er seibat 
S. 210 auf die schwankende Greuze zwischen aligemeiner Beehtsnirel ond Vcr- 

waltuiigsvursclirift hinweist. 
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lialtene Vorschrifteo, die sich an die Unierthanen wenden, ausschliess- 
lich doD Charakter von VerwaltongsTonchriften haben. Die Voischriften 
der ProeeaBordniuigeD liefeni hief^r zahlniche Beispiele. Wenn 
jede Klage in zwei Exemplaren bei Gerieht einmreiehen ist'*)« wenn 
der Kläger seine Wohnung in der Klageschrift anzugeben hat -'^), .so 
sind das Bestimmungen, welche zur Vermeidung unnöthiger Schreib- 
gejjchäfte durch die Gerichtsbehörden, zur schnellen und sicheren Er- 
ledigung der Proceese, mit einem Worte m den Zwecken der Bechts- 
pflege, also der Yerwaltimg gegeben aind, direkt jedoch mit der 
Bechtespreehnng seihet nichts zn thnn haben Sie enthalten daher 
auch nicht Rechtsgrenzen der processualen Stellung des Richters 
und der Parteien, sondern Verwaltungsvorschriften, die sich materiell 
nicht unterscheiden etwa von den Postvordchriften bezüglich der 
Aufgabe von Paketen oder den Verordnungen der FinanzbehOrden, 
welche bestimmen, an welcher Stelle der Urkunde die Stempelmarke 
anzubringen sd, ob und wie weit dieselbe beschrieben werden dürfe 
tt. 8. w. In all diesen Fällen grenzt der Staat weder seine noch 
der Unterthanen Rechtssphären ab. Er schaflt niclit objektives 
Recht, sondern setzt die Förmlichkeiten fest, unter denen seine 
Thätigkeit in Anspruch genommen werden kann oder die Modali- 
tftten, unter denen eine ihm von Rechtswegen bereits gebührende 
Leistung zu vollziehen ist; Festsetzungen, weiche mit fthnlichen 
der auf dem Boden des bereits bestehenden Rechtes sich vollziehen- 
den privatrechtlichen Rechtsgeschäfte wohl in Analogie gesetzt wer- 
den dürfen. Alierdings wird es auch hier in vielen Fällen sehr 
zweifelhaft sein, ob man es mit einem Rechtssatz oder mit einer 
allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu thun hat. Auch hier kann 
nftmlich Yerwaltungsvorschrift und Beehtssatz unlöslich mit ein- 
ander verknüpft sein. Es kann nicht genug wiederholt werden, dass 



26) Oesterr. allgemeine Gerichtsorduang § 394. 

27) A. O. 0. 8 384. 

2S) Heispiele solcher bloss iiistruktioneUcr BcsthnnmngMI dff dcatBChen 
Civil- und Strafprocessordnong bei Selig m au n S. 40 ff. 



Digitized by Google 



— 246 — 



kraft der Cohärenz der materiellen staatlichen Funktionen und des 
daraus resultirenden Ineinauderfliessens der Grenzen derselben eine 
reiiiliche AufiheiliiDg der StaatswUleosakte unter sie eme Unmög- 
ficbkeit Ist 

Yerhaltniasrnftsaig gaiing ist die Zahl der FSUe, in denen ein 
Beehtsspraeli den Inhalt ^es formenen Gesetzes MIdet. Die eng- 
lischen privat« hüls, wo das Parlament auf Grund bestehender 
Gesetze nach einem vorher<;eheuden geordneten Verfahren nach Art 
eines Gericlitshofes, wenn auch in Form eines Gesetzes, ent- 
scheidet'*), sind das hervorragendste Beispiel hiefär. Alierdings 
giebt es aber Fftlle genug, in denen ein strittiges Becht durch 
Gesetz entschieden werden kann ; wie du Blick auf die englischen 
bills of attainder lehrt, sind so^ar Strafen unmittelbar durch ein 
Gesetz verhängt worden. Allein hier liegt sehr häufis: nur dorn 
Scheine nach ein liechtsspruch vor. Wenn Verfassungsstreitigkeiteu 
in einem deutschen Bundesstaate, in dessen Verfassung nicht eine 
Behörde zur Entscheidung solcher Strdtigkeiten bestimmt ist, auf 
Anrufen eines Thdles im Wege der Bdchsgesetzgebnng zur Er- 
ledigimg gebracht werden, wenn eine englische Parlamentsakte einen 
Minister, der kratt los gemeinen Rechts und der bestehenden Statute, 
nicht belangt werden kann, zu einer Strafe verurtheilt , so sind das 
Vorgänge, wekshe mit der F&llung eines Urtheils allerdings grosse 
Aehnlichkeit haben. Aber der Gesetzgeber unterschddet sich dennoch 
in solchen E&Uen wesentlich Ton einem Richter. Alle Beehts- 
sprechung ist ihrer Natur nach an das geltrode Recht gebunden, 
das sie im conkreten Falle zum Ausdruck bringen soll; daher ist 
jedem Richter (im materiellen Sinne) der Weg, auf dem er den der 
Urtheilsfällung zu Grunde liegenden Thatbestand erforschen soll, 
durch Rechtsr^eln Torgeschrieben. Der (vesetsgeber ist mm zwar 
auch dort, wo er Aber ein individuelles BechtsrerltiUtniss entsehddet, 
moralisch an die Fordenmgen der materielten Gerechtigkeit gebm- 
den, aber juristisch ist er frei, lu diesen Fällen wird er vielmehr 

29) s. 0. b. 9. 
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objektives Hecht verküudeu, der Inluilt .solcher formeller Gesetze 
besteht ans Rechtssätzen, nicht aus Urtlipilen^*'). Erledi<(t ein Gesetz 
eine Verfassiingsstreitigkeit, so stellt fiä dadurch eine authentischo 
Interpretation des betreffonden VerfassoDgarecbtes auf, verbAng^ es eine 
in der Beehteordnong nicht vorgesebene Strafe, so schafft es damit 
eine lei specialis in dem oben angegebenen Sinne. Wenn daher 
scheinbar oft Rechtssprechung in der Form eines Gesetzes vorliegt, 
findet in Wahrheit hier Rechtssetzung statt. Rechtesproehnn!? als 
Inhalt derartiger Gesetze könnte man nur mit Hilfe der bedenk- 
lieben Constniktion annehmen, dass man den betre^ßenden gesetz- 
geberischen Akt logisch derart zergliedert, dass man in ihm znnftchst 
die Anfetellmig einer Norm, sodann aber die Application derselben 
auf den vorliegenden Fall erblickt. Als alldniger Inhalt des Ge- 
setzes erscheint die Rechtssprechung aber nicht einmal iu dieser 
Deduktion. 

Ueberhaopt moss man sich hüten, aus der Analogie des Zweckes 
staatlicher Akte mit dem anderer Brscheittmigen des fiechtslebens 
anf die Identitftt beider zn scbliessen. Das ist namenüieh tou 
grosser Bedentnng für die Bestimmung des juristischen Charakters 

vieler formeller Gesetze, Wenn durch Gesetz einem Feldherru eine 
Dotation votirt oder den Einwolmern einer durch Brand zerstörten 
Stadt die rückständigen Steuern erlassen werden, so haben solche 
Verwaltnngsakte grosse Aehnlichkeit mit Schenkungen. Im Ökono- 
mischen l%me bat hier auch wirUidi die Anordnung einer solchen 
stattgefonden; jedoch keineswegs im joristischen. Die Schenkimg 
im juristischen Sinne ist ein unter den Normen des Privatrechts stehen- 
des Reell tsgcschiift, die Gewährung einer Dotation, der Erlass einer 
Steuer jedoch ein freier, an die civilrechtlichen Bestimmungen nicht 
gebondener und daher auch nicht nach ihnen vom Bichter zu be* 

30) Das ist verkannt von Laband, Staatsrecht IT, S. 62, welcher Gc- 
setien, die einen Becbtsstreit entscheiden, bloss die Wirkung von Urtheilen bei- 
legt Hit Labtnd aberanstimmeiid Seligmann 8. 71. DaMgen riditfg 
T. Ma rtitz S. 221, t. Sarwey, AUgemcinn vwwattnngBndit in fiuurqtiardMiiii 
Handbuch I, 2, S. 27. 
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nrtheDender Verwaltungsakt. Ebenso begrfindet dne dordi Gewti 

pp^pbene Vollmacht ein eigpnartijjes. nicht nach den civilrechtlichen 
iiegelü des Mandats zu heurtheilendes Verhältniss Da die Ver- 
waltODg nicht nur in der CoDkretisiraDg von Beehtss&tieD besieht, 
Bondeni aneh, und sogar in erster Linie, freie, d. h, mir Yon Zweck- 
mftssigkeitsrncksichten beherrschte Thfttigkeit ist, so sdisfft sie sich 
ihre eigenen, den wechselnden Bedfirfbiasen der jeweiligen ümstSode 
angepassten Formen. Ein Verwaltungsakt kann daher in Rechts- 
nonnen vorgesehene Thatbestände verwirklichen, aber er muss es 
nicht £r Icann ein bestehenden fiechtsverh&ltnissen mehr oder 
weniger analoges Verhältniss schaffen oder endlich eigenartige^ 
selbst aller Analogie entrflckte Beadehnngen in's Dasein rufen. 

Haben wir also gesehen, wie die Anordnungen der formellen 
verbindlichen Gesetze ihrem Inhalte nach in Rechtssätze, Rechts- 
sprüche und Verwaltungsakte zerfallen, so erhebt sich nun die 
J Frage, welches die gemeinsame nnd welches die individuell eigen- 
/ artige Wirkung aU dieser Klassen formeller Gesetze ist 

Die gemeinsame junstische Wirkung aller verbindlichen formellai 
i Gesetze besteht in ihrer Unersetzbarkeit und rnverhrüchlichkeit durch 
' irgend einen anders gearteten staatlichen Akt. Ein formelles Gesetz 
kann nur durch ein formelles Gesetz oder auf Grund eines solchen, mit 
einem Worte, nur auf dem Wege der Gesetzgebung aufgehoben oder 
abgeändert werden, d. h. ohne ausdrOckliche Erlanbniss der Gesetz- 
gebung nicht durch Staatsvertrag, Verordnung oder Verfügung. 
Das formelle Gesetz steht daher auch dem einseitigen Willen des 
Monarclk'ü luiaufhebbar gegenüber, hingegen ist Allverbiudlichkeit, 
wie so oft behauptet wird, kein ausschliessliches Merkmal des formellen 
Gesetzes. £ine zu fiecht bestehende Verordnung hat dieselbe ex- 
tensive Wirkung wie ein formelles Gesetz. Sin durch Gesetz ver- 

Sl) Wenn Lab and, Staatsrecht II, 8. 62, wklirt, da&s Gesetze, welche 
Ermächtigmipen ^rtheilen, di» Wirkinigen von Vollmachten haben, so kann 
darint keinesfalls eine jaristische Wirkung gemeint !»ciD. Desshalb wird sie 
auch von ihm, Marqi»fd8(m*8 Handbuch Ii, 1, S. 84» eomkler ab matoriell« 
Wirknnif besetchnet. 
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fügter rechtsbegrüodender Akt unterscheidet sich in si-iner Redit^;- 
beständigkeit keint\s\v.'g.s von einom durch die Verwaltungsbehörde 
vorgenommenen. Die in Belgien durch Gesetz begründete Natu- 
ralisatioii differirt von der in Oesterreich durch Verfügung der 
Begieroiig erfolgeDden in Bezlehimg auf ihre «AllverbindMchbnt* 
in keiner Weise. Der natnralisirte Belgier, wie der natnralisirte 
Oe^sterreicher haben einen von Jedermann anzuerkennenden Status 
erworben. Ebensowenig ist es ein Merkmal des formellen Gesetzes, 
dass es der höchste Willensakt des Staates sei. Zufolge der 
Theorie von der Theilnog der Gewalten geht nor das Gesets von 
der höchsten, der gesetzgebenden Gewalt ans. Dadurch entstand 
der Schein, als sei das Gesetz der höchste und stftrlnte Willensakt 
des Staates-^-), ein Schein, dessen Wesenlosigkeit sich aus der ein- 
fachen Erwägung ergiebt, dass der Wille keine Grade der Inten- 
sität hat. Man kann nur entweder wollen oder nicht wollen. Bei 
Jeder Willens&nssemng eines Staatsorganes ist entweder perfekter, 
SU Recht bestehender Staatswille Torhanden oder nicht. Der zu 
Recht bestehende Staatswille ist aber in allen Fftllen gleich stark. 
Ein formelles Gesetz, eine mit Beobachtung der Gesetze erlassene Ver- 
ordnung oder Verfügung, ein rechtskräftiges Urtheil haben dieselbe 
Intensität staatlichen Wollens in ach. Nicht nach der Extensität und 
Intensität der Wirkung unterscheiden sich von Verordnung, Verfügung 
und Riehterspmch die formellen Gesetxe, sondern nur darin, dass 
der mit formeller Gesetzeskraft ausgestattete Staatswillensakt nur 
durch einen anderen gleichartigen Akt alterirt wcrdi ii kann^^'). 

Die Ursache dieser juristischen Wirkung ist die allen formellen 
Geeetaen innewohnende formelle Gesetzeskraft ^^). Dass in der for- 
mellen Gesetzeskraft die wesentliche Wirkung des formellen Gesetzes 

32) Wie Ton Neoeren i. B. Ul brich, Oest«nr. Staatsrecht 8. 892 and 
Seidler S. 196 fT. behaupten. 

92») üeber Fälle, in welchen kraft ffesetsu^eberischer Bestimmung aach 
nicht in Geeetudom enchdnendea itaatlicmen Willeniakten fonneUe Geseties- 
Vraft zukommen kann, Tgl. Laband, HaiqnardMn*8 Uandb. 8. 82, Selig- 
mann ä. 21 ff. 

33) Vgl namenÜidiLaband, Staatsrecht 11,8.95; derselbe, Marrioard» 
Mn*s Haodbncb II, 1, 8. 81. 
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liege, zeigt deutlich die Entstehungsgoscliichte dieses Begriffes auf 
dem Coutinente. Indem die Coastituante erklärte, dass der König 
allein keine Gesetze machen kOmie, und den sanktionirten Dekreten 
der Nationalrersammlnng «foroe de loi*, sowie den Namen nnd den 
Titel von Gesetzen beilegte, bat sie deutlich genug gezeigt, daas 
diese ,force de loi* in der ünverbrfiehlichkeit des Gesetzes dnreh 
irgend einen anderen ihm nicht gleichartigen Willensakl besteht. 
Keineswegs liQgt jedoch, wie v. Martitz behauptet, die Gesetzeskraft 
auch darin, dass das Gesetz st«ts auch der Krone gegenüber unver- 
bracbliches Landesieeht sehaffiB '^). Das Gesetz ist dureb den iso- 
Urten Willen des Monarchen inalterabel kraft des allgemeinen Yer- 
fiissungssatzes , dass der Monarch Gesetze nicht allein ändern oder 
autlieben dürfe, nicht aber kraft der augeblichen Natur des Einzel- 
gesetzes als Bestandtheil des Landesrechtes. 

Ist die formelle Gesetzeskraft als CorreUt der Gesetzesform das 
identisehe Element aller formellen Gesetie, so düferenzirt sich die 
materielle Wirkung der Gesetze nach ihrem Inhalt Die Gesetze 
mit UDTerbindlichem Inhalt haben gar keine juristisch messbare 
materielle Wirbmg. Die verbindlichen Gesetze hingegen haben den 
nächsten Zweck, auf den Willen der dem Gesetze Unterworfenen 
bestimmend einzuwirken. Ist der Inhalt des Gesetzes eine Bechte- 
setzung, so hat es die Wirkung, neue Ffliditen und Beehte zu 
schaffen. Ist der Inhalt hingegen ein Yerwaltnngsakt, so besteht 
seine nächste Wirknng darin, dass entwc l» r die Regierung zur Vor- 
nahme bestimmter Handlungen verpflichtet oder autorisirt wird, 
oder dass unmittelbar in der Kechtsordnung bereits vorgesehene 
subjektive Rechte oder auf dem Boden der geltenden Bechtsordnnng sich 
bewegende Pflichten begrfindet werden. Sie zerikllen daher in zwei 
Klassen: in Yerwaltungsbefehle an die Kegierung nnd in rechts- 
begründende und rechtsaufhebende Akte. Beispiele der ersten Klasse 
bieten Gesetze, welche eine Eintheilung des Staatsgebietes in Vei- 
waltungssprengel oder die Errichtung von Anstalten anordnen, der 

94) T. HartitE, S. 258, 
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Staatsverwaltung den Abscliluss eines Vertrages vermögensroclitlifhen 
Ijihaltd gestatten. Die zweite Klasse wird durch die private acts 
in England, die durah Gesetz erfolgenden Natundisationen in 
Belgien**) und Rnrnftnien"*), die Errichinng Yon Fideicommiflsen doieh 
<}eeets in Oesterreich*^) u. s. w. vertreten. In den FftUen der zweiten 
Klasse erreicht mit dem Existentwerden der betreifenden Rechte und 
Pflichten das Gesetz seinen Zweck. 13ei den Gesetzen der eisten 
Klasse rauss man jedoch unterscheiden die Ermächtigungen, deren 
Zweek ebenfalls die firweiternng der fiandlungsf&higkeit der Begie- 
mng ist, Ton den verpflichtenden Qesetsen, wo erst durch die vor- 
zonehmende Aktion der Begierung der vom Gesetze beabsichtigte 
Znstand erreicht wird. Dieser Zustand ist natürlich ein verschie- 
dener nach der individuellen Natur der betreffenden Verwaltungs- 
augelegenheit und differoozirt sich nach den mannigfaltigen Kate- 
gorien, unter die die Verwaltungsth&tigkeit von den verschiedensten 
Qenchtsponkten ans gebracht werden kann. 

Die formellen Gesetze kOnnen in ihrer Gesammthdt den ver- 
schiedensten Eintheilungen unterworfen werden, die aber in der Kegel 
weder für die juristische Theorie noch für die staatsrechtliche 
Praxis von irgend welcher Bedeutung sind. Am häufigsten findet 
man in der Praxis die Unterscheidung der Gesetze nach den edn- 
selnen Verwaltungsgebieten: Justiz-, Yerwaltungs-, ^edell politische, 
Finanz-, Post-, Wehr-, Eisenbahngesetze n. s. w. 

Oft triilt man jedoch auch auf Eintheilungen der Gesetze, 
welche nicht dem formellen, sondern dem materiellen Gesetzesbegriff 
gelten. Der Form, dem Inhalt, dem Geltungsgebiet nach sind die 
Bechtssfttze vieler juristisch relevanter EbtheOungen föhig. Wenn 
man von Prflceptiv- und Permissivgeeetzen, von dispoeitiven, von 
allgemeinen ond Spedalgesetzen u. s. w. spricht**), so sind dies 

35) Belgische Verfusaog Art. ö: La natoralisation est aecordee par lo 

]>onvoir legislatif. 

86) Rutnänisdie VerfaBsong Art. 8, gletehlautend mit dem dtirten Art 

der belg. Verfassung. 

37) Gesetz vom 13. Juni 186Ö, K.-G.-Bl. Nr. 61. 
88) s. B. ülbrich, StMtanoht 8. 878. 
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Bestimm nni^en. welche den materiellen Geseteen Im weitesten Sinne m- 
kommen, uon.uli ^«ie identisch mitRechtssat/, srhleclithin sind'**). Diese 
Eiutheiiuni,'en und Untorsehiede festzustellen und näher zu untersuchen, 
ist nicht Aufgabe desStaatsrechts, sondern der allgemeinen Kechtalehie. 

Die Erkenntniss des Unterschiedes von materiellem and for- 
mellem Gesetz ist von der grossten tiieoretischen mid pralrtiachen 
Bedeutung. Sie bedeutet einen grossen Fortschritt nicht nur der 
staatsrechtlichen , sondern der gt^>;imnUt n staatswissenscliattlicheu 
ErkeDutniss, indem erst sie zur Evidenz gelehrt hat, dass die Sub- 
stanz eines Staatsaktes ganz anabhftngig ist von der jnristiscben 
Form, in die er gekleidet ist. Sie hat gelehrt, dass Becbtsregeln nicht 
in allen nnd nicht nmr in formellen Gesetzen enthalten sind, dass ebenso 
auch Verwaltuu<Tsakt.' und Kt?chtssprüche. in allen Formen in denen 
der Staatswille sich äussert zur Krscheiuuni,f i^'claii^'-eii können. 

Indem aber der Gegensatz von materiellem und formellem 
Gesetz in der constitutionellen iäpoche Deatschlands nnd Oesterrocbs 
lange Zeit hindurch nnr Einzelnen yOlUg klar wurde nsd erst durch 
Labend zu scharf joristiseherFormulimnif, zu allgemeiner Kenntni» 
und systematischer Bedeutung erhoben wurde '^). so Lst es last selbst- 
verständlich, *i:i-s iu Verfassunjisurkunden und Gesetzen beide Bedeu- 
tungen des Wortes Gesetz promiscue gebraucht werden, so dass es 
Aufgabe eindringlicher üntersnchung wird, in jedem einzelnen Falle 
festzustellen, welche Bedeutung dem Worte Gesetze beizulegen sei, 
eine CntersuchnoGf. deren hoher praktischer Werth ausser allem 
Zweifel steht. An ileutschen Verfassungsbestimmungen und Gesetzen 
ist sie bereits geübt worden^**). Im Folgenden sei ihre Bedeutung 
an einem wichtigen Funkte des österreichischen Staatsrechts erprobt 

38») Vgl. La band, Maniuardsen S. 70, Note '2. 

39) Das Vcntcichniss sämmtlichor Aiiliänger und (iijfiuT der I^hre Tom 
niateriellon und tormellon Ciosotze bei Scligmann S. 10 — 1:5 iu den Noten. Von 
den (.loirnern verwerfen den Bt»griff des formellen Ges- t/ - i.i><?rhaapt nor Zorn, 
V. Martit/. und Arndt. Verordnungsrecht S. 5. Die anderen, wie Lüuing 
u-.id j^oidler. und auch v. Sarwej. Allg. VerwaltangsrecUt S. 2ri erkennen 
die Möglichkeit bloss fonneUer Geaetie an. liogncn aber die praktiadie Bedcot* 
samkeit dios<.> rJeeriffi-s. 

Ö'.'ji) Laband. Budgetrecht S. 627 tf.; derselbe, StaaUrecht 11, §58; der- 
selbe, Arey? f. vffentMches Recht I, S. 181 ff ; Seliguaiin & 28 ft, 121 ff, 162ff 
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Da.s Staatsgriindgesetz vom 21. Dezember 18G7 über dieKeichs- 
vertretuDg umschreibt in den 11 und 15 das dem Ueicha- 
rathe zustehend« fiechfe der Theüoahme an der Gesetzgebnnf^ und 
erklärt im § 12, dass alle in diesem Gesetze nieht ansdrfieUicb 
dem Beichsrathe vorbehaltenen Gegenstftade der Oeeetzgehnngf in 
den Wirkungskreis der Lamltage gehören und mit diesen verfas-uu^s- 
niässig erledigt werden. Danach ist es die Aufgabe der 11 
und 15, die Reichs- und Landesgesotzgebung in ihren Compctenzen 
g^en einander abzogreozen. An einer Stelle des § 11 jedoch nor- 
mirt das Gesetz ausschliesslich die Competenz der Geset^ebung 
gegenflber der Verordnung. § 11 lit. 1 nftmlich weist dem Reichs- 
rathe zu die Gesetzgebung über die Gruudztige der Organisirung 
der Gerichts- und Verwaltungsbehörden. Damit sind nun keines- 
wegs die nftheren Ausfuhrungen dieser Grundzäge der Landesgesetz- 
gebnng zugewiesen, sondern der Regierung geblieben, deren Organi- 
sationsgewalt bisher prindpiell nur durch das Budgetrecht des 
Heichsrethes besehrftnkt wsr. Nicht nur ans den Verhandlungim 
dey Kcichsrathes ül)er die.se Verfassungsbestimmung *°), sondern auch 
aus der ratio legis geht es deutlieh hervor, dass die Dezember- 
▼eifassung keineswegs der Regierung das auf dem Gebiete der Ter- 
waltungsorganisation namentUcfa so nothwendige Recht freier Be- 
wegung gänzlich rauben wollte. Während also die anderen Absätze 
des § 11 des Staatsgrundgesetzes entweder die Sphäre der mate- 
riellen Gesetzgebung zwischen Ueichsrath und Landtag auftheileu 
oder die Anordnung gewisser Verwaituugsakte von der einseitigen 

40) Der VerfassungsaosschQss des Abgeordnetenhauses hatte in seinem 
Entwürfe «Icni Wirkungskreise d»-« IVichsrathes die ^^ctzü^cbung über .die 
Organisation der Gerichts- und W-rwaltungsbeliürden" zugewiesen. Die ver- 
einigte jaridisch-politische Commission des Herrenhauses beantragte die Toxti- 
riing: ,die Feststellung der GriiTvizncr»' bt^ziisjlich der Organisation* mit der 
MotiviruDg, dass es sich nicht um ein aktives Eingreifen eines V^crtretongb- 
ItOrpen in das eigentliche Organieimngswerk bandeln kann. Der Vcrfaasanffs- 
ausschnss dos Aligeordtn'tPiiliansf-i pro|K)?iirt»' hierauf die definitive Fassuntr ner 
Gesetzesstelle , und der litriilit<'rt.tatter Ür. v. Kaiserteld motivirte diese 
Abindenmg ansdräcklich damit, dass nicht in die Executive oingegrifiien, 
sondern nur soweit eine ConijK'ten/be.stiniinung getroffen worden 8(dl, ,ala die 
Organisirung ein« GeMtzgebung vorau&ietzt.'* Vgl. die neue Gesetzgebung 
Oesterreichs. Erlfintert aus den ReichsraÜiaTerfaandlungen S. 121, 218 a. 287. 
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OompetdDz der Itegienm^ amscIiliesBeD , ist hier die ihreiii Wesen 

nach zur VerwultuDg gehörige Orgauisationsgewalt nicht zwischen 
fieichsrath und Landtag, sondern zmscheu Gesetzgebung und Yer- 
Ordnung geiheilt. Hier wurde erst durch «udr&ckliche Ver&ssangs- 
bestinimung dem Wege der coustitntioneUeii Gesetigebmig m- 
gewiesen, was seiner Nator nach in den Wirkungskreis der Ver- 
waltung gehört, nnd daher ftllt es der Gesetzgebung nur insoweit 
zu, als diese ausdrückliche Zuweisung erfolgt ist, so dass in zweifel- 
haften Fällen die V'ermuthung für die Competonz der Kegierung 
streitet Dieses für die Erkenntniss der rechtlichen Stellung der 
B^emng zur BehOrdenoiganisation hochwichtige Resultat setst aber 
voraus, dass das Wort Gesetzgebung in der angeflihrten Gesetaes- 
sttMlo eine ganz andere Bedeutung hat, als etwa in § 11 lit. k, 
welche die Comitetenz de^ Reichsrathes bezüglich der Justizgesetz- 
gebung festsetzt. Hier materielle Gesetzgebung bedeutend, kann es 
dort keinen anderen Sinn als den der formellen Gesetigebung 
haben. 

Die henrorragendste Bedeutung der üntersdiddung von for- 
mellem und materiellem Gesetze liegt aber darin, dass sie allein 
den ^^ eg weist zu einer Lösimg eines der schwierigsten Probleme des 
constitutionellen Staatsrechts, der Abgrenzung der Competeuz der 
constitutionelleii Gesetzgebung von der Verordunogs- und Yer- 
fQgung^gewalt der B^erung*'). Der constitutlondle Staat ist 
ausgegangen von der Idee, dass der Monarch nicht einseitig neues 
Recht schallen und bestehendes abändern oder aufheben könne, 
sondera zur Umbildung der Rechtsordnung stets der Zustimmung 
der Volksvertretung bedürfe. In England auf Grund altgermanischer 
Traditionen sich allmftlig ausbildend, ist dieser Satz in die frinsö- 
sische und damit in die gesammte continentale Ver&ssnngae&twieke- 
Inng eingeführt worden durch die dem Naturrechte entstammende 
Idee, dass der Staat eine durch Vertrag dur Theiluehmer gebildete 

41) 6. Heyer. GrUnhnfs Zeitschrift VIII, & 25 C; Defaelbe, Stute- 
nebt 8. 456. 
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Gesellschaft freier Monschen sei, ihiss jedes Mitglied dor Gesellschaft 
io Folge dessen angeborene, imverüu&>erliche Itechte halte, dass eine 
Einscbiftiikimg der menschlichen Freiheit ma um der Existeni der 
Gemeiiischaft und des allgemeiDen InterMses willeii und nur durch 
den aUgemeineD Willen stattfinden dürfe. Indem die Bewahning 
der Freiheit und der auf ihr bamrenden Bechte der Individuen als 
Zweck des Staates gesetzt wird, kann eine Nurniirung der Freiheit 
nur durch einen Willensakt des nach französischer Anschauung mit 
der Yolksgesammtbeit identischen SouverAns, nicht aber durch eine 
Festsetzung der Begierung erfolgen, welche nur als execntiTe Gewalt, 
d. h. als Dienerin des souverftnen Volkswillens gedacht wird. Von 
dem materiellen Gesetzesbegriff aasgehend, kommt die constitntio- 
nelle Theorie zu der Forderung, da.ss neue mit Bewusstsein geschafteue 
Keclitssätze nur auf dem Wege der formellen Gesetzgebung zu Be- 
standtheilen der geltenden Rechtsordnung erhoben werden där£ui. 
In Folge dieser Idee ist in allen constitutionellen Verfhssnngsurkunden 
der mehr oder minder scharf formulirte Grundsats eingedrungen, 
dass Veränderungen des Rechtszustandes der Unterthanen nur kraft 
eines fonuellen Gesetzes stattfinden dürfen. Alle staatliche liechts- 
setzung muss daher in einem G«'set/i> ihren Anfang nehmen, d. h. 
sie mufls entweder durch das formelle Gesetz selbst vorgenommen 
werden oder es muss jede BeAigniss anderer staatlicher Organe als 
der legislativen Faktoren zur verbmdlieben Aufstellung eines Rechts- 
satzes durch einen Satz der Verfassung oder ein anderes Gesetz 
anerkannt oder delegirt sein. Alle materielle staatliche Gesetz- 
gebung föUt daher principiell der formellen Gesetzgebung anheira, 
indem entweder diese selbst das materielle Gesetz au&tellt oder 
durch materielles Gesetz das Becht anderer Organe zur Anordnung 
derselben deUarirt oder delegirt. 

Da im constitutionellen Staate jedoch, wie dargelegt, die 
Volksvertretung nicht nur einen Antheil an der staatlichen Kechts- 
setzung gewährt, sondern auch einen mehr oder minder grossen 
Einfliiss auf die Verwaltimg eingerftumt haben will, so hat die con- 
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' stitntionelle Staatsordnung aneh mannigfache BeBcbrftnkinigen der 

Regierung im Gefolge, kraft deren eine Reihe \ on Verwaltungsakteu 
nur vorgenommen werden darf auf Grund von gebietenden oder 
ermächtigenden Gesetzen. Da jedoch die Verwaltimg priocipiell 
Sache der B^enmg itrt, die Vermuthmig daher für die Freihett 
der BegieroDg beKfiglieh des Rechtes zur Yomahme too Yenraltimga- 
akteD strdtet, so besteht eine Verpflichtnng der Regierung, Ver- 
waltungsakte nicht anders als auf Grund von Gesetzen vorzunehmen 
nur insoweit, als es ausdrücklich, in der Regel sogar verfassungs- 
mässig angeordnet ist. Wenn zur Aufstellung eines Budgets, tut 
AhechliessiiDg der Staatsrechnong för ein VerwBltongq'ahr, nur 
Naturalisation eines Fromden, zar Aoshebnng von Trappen gvmiss 
bereits bestehender Gesetze « zum Terkanfb von Staatsgebänden 
u. 8. w. ein Gesetz nothvvendig ist, so muss dies iu Sätzen der Rechts- 
ordnung, gewöhnlich der Verfassung selbst, angeordnet sein. Das 
Hecht der Theilnabme der Volksvertretung an der Anordnung ?on 
Verwaltungsakten reicht daher nur soweit, als es ihr ausdrflcklidi 
dnrch formelles Gesetz, das stets auch ein materielles ist, zugestanden 
wurde *'^). Ausserdem kann aber allerdings die Regierung freiwillig 
die Volksvertretung zur constitutionellen Tlieilnahnie au solchen 
Verwaltungsakten heranziehen. Sowie die Volksvertretung ihres 
Yerfhssungsmässigen Rechtes der Theilnahme an der Anordnung von 
Bechtssfttzen dnroh Delegation an andere Organe sich entänasem 
und für die Erlassang materieller Gesetze die Form der Verordnong 
bestimmen kann, vermag die Regierung die Volksvertretung zur Theil- 
nahme heranzuziehen oder die Initiative derselben zuzulassen dort, wo 
ihre selbstständige Competenz verfassungsmässig begründet ist* Die 
Gründe hiefär können verschieden sein, um einem Verwaltungsakt 
eine besondere Feierlichkeit zu verleihen, am der Verantwortlich- 
keit f&r den beabsichtigten Akt im Vorhinein entlastet zu sein, am 

42) Löning. Verwaltun^sreclit S. 2'2'''>. 

4Ü) Da» ist zuerst hrrvor;,'ehobcn worden von Pfizer (vgl. oben .S. 113) 
und Mvlil, Warttcmbergi<u>he8 Staatsrecht I. S. (i8. 
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dmeli Geirfthmng dner MachterweiterDD^ der YolksrortntDDg diese 

za OoDcessionen an die Kegiemng geneigt zu machen, da der con- 
stitutionelle Staat nun eiiinial der Staat fortwährender Conii)iomisse 
ist. Ferner werden jene Verwaltungsakte, wie z. B. Incorporationen 
Ton Staatsgebiet, welche ohne Kachtssetzung nidit realisirt werden 
können, In der Begel dem Wege der Gesetigebnng znniweisen sein, 
wdl hier eonet Imeht ein nnlOelicher Confiikt zwischen Begiemng 
und Gesetzgebung entstehen könnte. Endlich wird überhaupt, wenn 
in einem Coiuplex von Bestimmimgen Rechtssätze mit Verwaltungs- 
vorschriften innig zusammenhängen, was fast bei jeder Codification 
einer bestimmten Materie oBTeimeidUch ist, wohl niemals anf eine 
genaue formelle Scheidung der Terschiedenen Arten Ton Anordnuigen 
▼on Seiten der Begiemng gedrungen werden. Eäne B^enmg hat 
Grundsätze der Politik im Grossen, der Zweckmässigkeit im Einzel- 
nen vor Augen zu haben, bat aber keinen Grund, stets pedantiscb 
auf ihrem Schein zu bestehen. Es ist jedoch wichtig, um vorkom- 
menden Falls einen Streit zwischen Begierung und Yolksrertretung 
nach joiistischen Ftincipien schlichten zn kennen, sich der bestehen- 
den Bechtsgrenzen hewosst zn sein. 

Au dieser Stelle wird es nun klar, welche Bedeutung die Er- 
kenntniss, dass durch Recbtssatz auch individuelle Verhältnisse 
geregelt werden können, für die constitutionelle Staatsordnung hat. 
Wenn das Individnalgesetz seinem Wesen nach nicht zur Bechts- 
setsoog, sondern zur Verwaltung gehören wfirde, so könnte es nicht 
zu dem grundsätzlich der Theibahme der Yolksrertretung unter- 
worfenen Gebiete gehören. Es müsste die Competenz der Volks- 
vertretung bezüglich solcher Bestimmungen ausdrucklich in der 
Verfassung ausgesprochen sein, widrigenfalls die Vermuthung für 
die unbeschrtnkte Competenz der Begierung streiten würde. Die 
Anordnung von ESnzelakten contra legem, die Schaffung neuen 
Bechtes ffir den individuellen Fall wftre dann prindpieU Verwaltungs- 
sache. Diese Ansicht hat bekanntlich überall ihre Vertreter ge- 
funden: ''ie hat in England zu der Katastrophe von 1688, in Frank- 

Jellinek, UesetK unrt Veronluunß. 17 
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rdch zn der von 1880 wesentlich beigetrageD. Sie hat bb m die 

neueste Zeit Aiihäu<j;er iu der deutsclion Literatur gefunden. Das 
R«^ht der Privilegienertheilunp und die Dispensationsgewalt sind 
von einer grossen Zahl hervorragender Autoritäten für Ausflüsse der 
durch die * YerfEusong in dieeen Pankten nicht eingeschiftnkteo 
monarchischen Gewalt erkUbrt worden^). In der Gegenwart wird 
diese Gonsequenz allerdings nicht mehr gezogen. IHejenigen, welche 
das Ii)dividual]^esetz für eine Verfügung erklären, weisen es principiell 
dem Wege der Gesetzgebung zu**), vermögen dies jedoch nicht 
stichhaltig za begrönden. Eine solche kann nicht aus dem Wesen 
der formellen Gesetaeskraft gefolgert werden oder ans dar Be- 
hanptong, dass das ladiTidnalgeeetz die geltende fiecfatsordniing 
alterire^*). Individnalgesetze miüasen nicht stets contra leges gene- 
ralcs, sondern können auch praeter legem generalera sein , so dass 
ihre Erlassunp gegen ein formelles Gesetz überhaupt nicht Verstössen 
würde. Ferner kann die Bechtsordnung nur durch Rechtsa&tze, nie 
durch einen von diesem toto geneie onteisehiedenen Verwaltongsakt 
geändert werden. Ein Verwaltnngsakt Teimag einen bestimmten 
Rechtssatz za fibertreten, kann ihn jedoch niemals abändern Die 
Ansicht von der Natur des ludividuaigesetzes als Verfügung würde 



44) Mohl, Wttrtt. Staatsrecht I. S. 209; Zöpfl, Staatareclit II. § 4SI; 
Zachariae, Staatsrecht II, § 163; Rönne, Staatsrecht d. preuss. Monarchie. 
3. Aufl. Bd. I, Abth. 1, S. 243 (die richtige Ansicht liin^e^en. Dersplbo 4. Aufl. 
I. S. 453). Erst v. (ierbcr hat in seiner Abhandlun^^ über Frivüegicnhoheit 
und Dispensationsgewalt im modernen Staate, ire^. juristiaehe Abhandlaogen 
S. 470 ff. der heute allgemein anerkannten Ansicht zum Siege verholft-n. 

45) G. Meyer, Staatsrecht S. 456; II. Schulze, Preuss. Staatsrecht 
U, S. 261 ; derselbe, Deutsches Staatsrecht I, S. 586^ 

46) G. Meyer, der Begrift' des Gesetzes, a. a. 0. S. '2ij; vgl. auch 
LSning, Verwaltungsrecht S. 227, der allerdings formelle und materielle üe- 
■etzeskraft identificirt. 

47) Ein Recbtssatz kann von Rechtswegen nur durch einen andopm 
Bechtssatz alterirt werden. Giebt man das nicht /.u. so uuidä nmu zu der ab- 
surden Gonsequenz kommen, dass aoch durch Rechtsgeschäft und DeUkt Rechts- 
normen abgeändert werden können. Ein Rechtssatz kann sich \m individuollcn 
Falle als unwirksam erweisen; dadurch wird aber seine Geltung nicht im 
Mindesten berührt, er hat auch für d. ii Kail ^^ogolton, in demwflürtisch nicht 
seine Herrschaft bewährte. Die in der Rechtsordnung nicht vorgesehene Dis- 
pensation jedoch, welche der Gesetzgeber erlüsst, hebt die Ueltong eines Rechts- 
Satzes selbst auf, sie hat materielle Ree litä Wirkungen, wdehebkM tau der for- 
mellen GesetMekraft nicht erklürt werden können. 



oonsequent dnrchgefahrt lllr Verftosungen wie die Mwrddiieclie 
lind preussiscbe, welche der Dispensation gar nicht erwähnen, das 
Kcäultat haben, dasä in diesen Staaten der Regierung ein unbescbräok- 
tes Recht der Dispenaation von den Gesetzen zusteht 

Die F&higkeit nur fonuellen Gesetzgebung bat nur ein Staat 
StaatenbOnde, CommimalTerbftnde, Corporationen können Willene- 
akte in der Fonn von Vertrftfen, Yerordnungen , Statuten, Yer- 
fngiingen vornehmen , die Form des Gesetzes ist jedoch auschliess- 
lich dem Staate vorbehalton. Gesetze im Sinne der constitutio- 
neUen Staatsordnung sind diejenigen Willenaakte dnes Staates, 
welche von der Begierong, je nach der Staatsform, entweder gar 
nieht oder nicht ohne Mitwirkung verflusungsrnSssig bestimmter 
unmittelbarer Organe vorgenommen werden können. In der con- 
stitutionellen Republik der Gegenwart hat die Regierung mit Aus- 
nahme des Rechtes der Initiative gar keinen positivim Antheil au 
der Gesetzgebung, die vielmehr dem ßechte und der Ausübung nach 
bei den Kammern oder den anderen unmittelbaren Staatsorganen 
ruht In der oonstitutionellen Monarchie erhalten die vom Mon- 
arehen mit Zustimmung der Kammern ergehenden WUlensftusse- 
Hingen des Staates den Namen Gesetze. Von der individuellen 
Natur eines jeden Staates hängt es sodann ab, wie die Art der 
Theilnahme der Kammern an der Gesetzgebung juristisch zu con- 
atmiien sei**). 

Feimelle Gesetze sind daher nicht nur die auf die gegebene 
▼erfiissnngsmässige Wdse zu Stande gekommenen Willensäusseningen 
der souveränen, sondern auch die niclitsomeraner Staaten. Der 
Gliedstaat im Bundesstaate und der Vasallenstaat haben el)enso die 
Ffthigkeit formeller Gesetzgebung wie der Bundesstaat oder der 
Obeietaat selbst Den Charakter formeller Gesetae haben femer in 
manchen monarchischen Einheitsstaaten nicht nur die vom Centrai- 
parlamente coosentirten, sondern dort, wo ParticularvolksvertretuDgen 



48) & JküUü Kskf. IV. 

17* 
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bestehen, auch die mit deren Zustimmungen erlassenen monuchi- 
sehen Wiüensalrt». So haben in Oesterreich die Tom Kaiser mit 

Zustimmung der Landtage der einzelnen Kronländer erlassenen 
kaiserlichen Anordnungen den Charakter von Particulargesetzen für 
das betreffende Land so flind die in den englischen Colonien von 
den Golonialparlamenten ge&ssten, Ton der Königin direkt odisr in 
ihrer SteÜTertretnng vom Gouverneur sanktionirten Beschlfisse 
Gesetze Ar die betreffende Colonie Ein in seiner Art einog 
dastehendes Beispiel für solche Particiilargesetzgebung bietet terner 
Elsass-Lothriugeu seit dem Gesetz vom 2. Mai 1877, welches neben 
der Beich^iesetzgebung för das Beichsland eine mit dieser eoaeur- 
rirende Landesgesetsgebung einfahrte, die vom deutschen Kaissr 
mit Zustimmung des Bundesrathes und des elsSssisch-lothiingischen 
Landesausschnsses ausgeübt wird^'). Diese Gesetze unterscheiden 
sich von den Gesetzen nichtsouverüner Staaten dadurch, dass den 
Kronlündem, Colonien, dem Keichslande der Staatscharakter mangelt, 
sie daher von der sonverftnen Staatsgewalt selbst ausgeben, die hier 
eingeschrftnkt ist nicht durch die Mitwirkung der Volksvertretung 
des ganzen Staates, sondern der eines Verbandes, der eben int»- 
grirenden Bestandtheil des Staates darstellt. 

Die Gesetze der Gliedstaaten im Verhältnisse zu denen des 
Bundesstaates, sowie vielfach die von den Centralvolksvertretungen 
consentirten Gesetze des Einheitsstaates im V«rhftltnisse zu den 
Particulargesetzen weisen in der Bogel ein feststehendes Wertb* 
verhlUtniss auf. Es giebt zwar Staaten, wo beiden Gattungen von 
Gesetzen die gleiche formelle Gesetzeskraft innewohnt, wie z. B. 
Oesterreich ^^>. Allein zur Vermeidung und liösung von Couäikteu 

49) LBndemrdmmg vom 26. F^tmunr 1861 § 17. 

50) British North America Act. 30. Vict. c. 3. Art. 91 : It shall be law- 
full for the Queen, by and with the Advioe and Consent of tbe ii&a».t» and 
AtDM of CommoM, to maice LaivB for flie PMce^ Order tnd good GoTenunent 
of Canada. 

51) Zorn. KeichastaatsreGlit I. S. 435: G. Meyer, Staatsrecht S. 392; 

H. Sehnlze, Dentacbea Staattreeht II, 8. 364, 867; Leoni, Marqnardsenll, 

I. 8. 263. 

52} Vgl. Jellinek, Ein Verfaeaungsgeiichtshof f&r Oesterreich S. 27 ff. 
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ist in der weitaus grSfiSten Zahl der Fälle, deu Bundesstaats- und 
QesammtstaatsgesetzeD eine hdhere fonnelle Gesetzeskraft beigelegt als 
to Gliedstaats- und PartacidaigeBetzeD, denut, dass die erataren 
den letzteren im FUle der GolMon unbedingt rorangeben **). Es 
können daher Gliedstaats- nnd Particnlargesetze dnreb Gesetze des 
Ober- beziehentlich des Gesammtstaates ausser Kraft «gesetzt wer- 
den. Und nicht nur durch Gesetze; auch die auf Grund der Bandes- 
oder fieichsgesetze erlassenen Verordnungen nehmen den Landes- 
gesetsen gegenfiber an der höheren formellen Gesetzeskraft Thefli 
indem auch sie den LandesgesetaeD an Wirkung Torangehen, Landes- 
gesetzen derogiren können**). IMe formelle Kraft der Landesgesetze 
besteht daher nur mit der Einschränkuii«:, dass sie die Abänderung 
der formellen Landesgesetze durch Beichsgesetze und Eeichsverord- 
rnnigen nicht zu hindern rermag. 

U. 

Freie and gebundene Gesetagebnng. 
Durch Gesetz kann die Thätigkeit aller, auch der gesetzgeben- 
den Organe nicht nur abgegrenzt, sondern auch inhaltlieb normirt 
werden. Gesetze können der Funktion dieser Organe Sehranken 

setzen, können aber aiuli positiv legislatorischen Akten einen be- 
stimmten Inhalt setzen und sogar die Vornahme legislatorischer 
Akte befehlen. Solche formelle Gesetze, die Grenzen und Normen 
für die Thfttigkeit der in der Gesetzgebung betheUigten Organe 
enthalten, sind stets auch materielle Gesetze. Die Funktion des 
Rechtes zeigt sich am grossartigsten darin, dass es sogar die 
Organe der freiesten Thutigkeit des Staates, der Gesetzgebung, 
beherrschen kann*)» 

53) Const. of thc ü. St. Art. VI. 2; Verf. des deutschen Rtichcs Art. 2, 
Bmdemrl der .Schweiz. Eid^. Art. 118. 

54) y. Mohl, Deutsches Iteichsstaatsreolit S. lOS; Sevdel, Comraentar 
zar deutschen Reichsverfassung S. 37; La band. IStaatsrecnt II. S. 83, 109; 
G. Meyer, Staatsrecht S. 490; Arndt, Verordnungsrecht S. 193, n. A. 
Anderer Ansicht Tuir Heinse, Das Verhiltnias des Beichsstrafrechta tam 
Landesstrafrechte S. 24. 

1) Dus d«r Qeieligabinig nicht nur «thisch^politiMhe, aoadeni auch loeht- 
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Schranken sind der Oefsetzgcbnn^ zunächst ^ezop'en durch die 
gesetzlichen Formen, welche den Gang der Gesetztrebong r^;el]L 
Das Gesetz soll auf eine bestimmte, tob der Wülkör der geseti- 
gebenden Organe luabhftngigea Weise m Stande koouiMO. Der 
Gesetzgeber kann ferner derart beschrlnkt sein, daae für das Zu- 
standekommen TOn bestimmten Gattungen von Gesetzen erschwerende, 
von (h'H gewölinlichen Formen der Gesetzgebung abweichende Nor- 
men beobachtet werden müssen. Die im gewöhnlichen Lauf 
der Gesetzgebung festgestellten Normen sollen nieht die Kraft 
haben, gewissen Gesetzen zn derogiren. 

Diese Sehranken sind in der Regel entiialten in Ynfinsnngi^ 
geset/.en. I)rr BegritV des Verlksäungsgesetzes ist eiu doppelter: 
ein materieller und ein formeller. Materiell sind Verfassungsgesetze 
diejenigen, welche die gnindäätzUcbe Organisation des Staates und 
die Abgrenzung der Competenzen der unmittelbaren Staatsorgane 



liehe Schranken gesetxt sein können, ist in der staatsrechtlichen Theorie längst 
anerkannt, nnd Dbereinstimmend sind Verfassangssätze, Staatentertrige uid 
Bnndesrecht al.^ erflehe Schranken bezeichnet worden; vgl. z. B. Zöpfl. Onuiil- 
Bätxe Staater. U, g 432, Zachariae. Staatsrecht U, § 156, H. Schulze, 
Einleitong in das deutsche Btaatsrecht S. 165, TjehrbvcÄ «s deatsdien Staatsr. 
I. § 189. Allein die Möglichkeit inhaltlicher Bestimmung der Gesetzgebung 
durch Gesetze wurde nicht näher ontersacht, sondern die ganze Frage, wenn 
si« eberlumpt aufgeworfen wurde, a limine mit einer negatiTen Etatidieidttnjr 
abgcwie.sen. Erst v. Martitz, Ueber den BegrifT des const, Gesetzes a. a. 0. 
S. 260 ff., hat die Bestimmbarkeit des legislatorischen Willens durch Qesetie 
behauptet. Qegm ihn ist O. Mejer, Der Begriff des Gesetsea a. a. 0. 
S. 13. mit dorn S.itzo anfgotreten. dass immer nur den einzelnen Faktori-n, 
niemals dem Gesetzgeber durch einfaches Gesetz eine Vonfliditnng könne auf- 
erlegt werden, der Oesetzgeber stehe stets Uber dem Oesetie. VgL femer 
Eisele, Unverbindlicher Gesetzcsinhalt a. a. 0. S. 283 ff.; Seligmanu, 
S. 95 C Dem g^en&ber ist zu bemerken, dass das Wort Gesetzgeber dnen 
Boppeldnn hat Einmal bezeichnet es den Staat in seiner gesetzgeberischeB 
Funlttion; ob dit'y r diirL-li Gesetze gebunden werilcii könne, hat mit der 
vorliegenden Untersuchung nichts zu schaffen. Sodann aber die gesetzgebenden 
Organe in ihrer Oesammtheit Dass diesen durch Gesetz Verpflichtungen auf» 
erlegt werden können, ergiebt sich daraus, dass jeder > in/eine Faktor sub 
lege steht, daher auch alle zusammen. Der prineeps l^ibus solutus ist auch 
in der absoluten Honarehie juristisch nicht fwhanden. Dass durdi Oesete 
ein den Gesetzgeber bindendes Gesetz auf},'ehüben wcnh ii Vann, beweist iiiihts 
gegen seine, die gesetzgebenden Faktoren bindende Kraft, so lange ihm formelle 
Oeeetseskraft innewohnt. So lange der Staat das Oesetz will, bindet es alle 
seine Organe in ihrer Totalität. Troffend hebt Laban d. Archiv f. rff. Rochtl 
S. 187 die Bindu^ des Herrscberwiliens an die von ihm gegebenen Yerord» 
nuDgen bemr. was ftr den Verordnenden gilt, muss logirai mdk Ton dam 
GflMtigeher gtlten. 
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regeln. In diesem Sinne hat jeder Staat Verfassuug.sgesetze oder 
genauer Yer£aäSUJQgsrecbtS8ätze, mögen sie uan in einer Verfassungs- 
nrkande ganz oder zum Theil nuHunmengefosgfc sein odw nicht. 
In fonneUem Knne siod jedoch VerftenugsgesetKe dkgeoigen, welche 
enehwerendeD Fonnen bezflglich ihrer Ahftndenuig unterliegen, denen 
daher, wie Lab and treffend ausfuhrt, eine gesteigerte formelle 
Gesetzeskraft zukommt'). In diesem Siüue haben England und 
Ungarn keine Verfassungsgesetze. 

Die in formellen VerftssnngsgefletateB der Qeeet^ebong ge- 
legenen Sehnmkeo sind in der Regel nicht äbsolnter Ast. Hit 
Beohaehtiing der erschwerenden Formen Ininn regelmSsng jede w- 
fassungsgesetzliche Bestimmung aufgehoben, abgeändert, suspendirt, 
durch Dispensation für den einzelnen Fall ausser Kraft gesetzt, 
durch Specialgesetze durchbrochen werden, auch ohne dass eine 
anedrfiddiche Aufhebung des Verfassungssatzes selbst vorangegangen 
wftre**). In den meisten Staaten wird sogar Terfinsungswidrigen, 
d. h. ohne Beobachtung der Terfiissimgsändemden Formen zu 
Stande gekommüiien Gesetzen dieselbe formelle Gesetzeskraft zu- 
erkannt werden müssen, nämlich überall dort, wo ein richter- 
liches Prufungsrecht der inneren Verfassungsmässigkeit der Gesetze 
aasgeschlossen ist. £s gieht indess auch Verfossungssfttze, welche 
wenigstens durch eine bestinmite Art der Gesetzgebung nicht 
tangirt werden können. Kraft der geringeren formellen Gesetzes- 
kraft . welche Gliedstaats- oder Laudesgesetzen zukommt, bildet 
für sie die Bundes- oder Gesammtstaatsgesetzgebung unter allen 
Umständen eine absolute SchranlLe. Daher können Yerfaasnngssätze 
eines Bandes- oder Gesammtstaates durch Landes- und Farticular- 
gesetze auch dann nicht abgeAndert werden, wenn sie in die 
Laades ro rfiwsnng oder in Landesgeeetze aufgenommen worden sind. 
In solchem Falle bat nämlich die Wiederholung des Gesetzes 



2) Staatsrecht II, S. 37 ff. 

2a) Gegeu die entgegenstehende oft vertheidigte Ansicht spricht die 
perhuBacstaritche Ftazit uler Staaten mit formetkn veifMsangsgMCtMii. 
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höherer Gattung durch das Landesgesetz nur formale Bedeutung, 
ist nur entweder eine Solennität oder hat den Zweck, die Be- 
deatODg landesgesetzlicher Bestimmangen in beUezes Lkht m 
steHen. Die fonnelle QesefcMBknft 8olch«r ledpiiter Geselle hftherar 
Ordnimg Imrnht aber auf dem Willoi des Ober- eder Gesunmi- 
staates. Ein Beispid dieser Art ist die von Art. 1 der Hamburger 
Verfassung vom 13. Oktober 1879 ausgesprochene Zugehörigkeit 
der Stadt Hamburg zum deutschen Reiche, die aber nicht auf diesem 
Gesetze, sondern auf der Verfassung des deutschen Beiches benihi *). 
fibenso bilden die Österreichischen Staat^gnmdgoeetze Tom 21. De- 
zember 1867 eine absolute Schranke fOr die fleterroehische Laodes- 
gesetKgebnng, fener die Gesetze Grossbritamiiens f&r Canada, Cap- 
land, Australien u. s. w. Nur in dem einzigen Falle, wenn durch 
eine Verfassungsänderung des Ober- oder Gesammtstaates die Com- 
petenz der Glieder oder Theile erweitert wird, kann eiti dem höheren 
beziehnngsweise dem centralen staatlichen Qrgantsmns oitstammendes 
Geseta dnich Gesetze der letzteren abgeSndert werden. So stand 
z. B. nach der Osterreichisehen Yerfiiissung vom 26. Februar 1861 
der Landesgesetzgcbuug nur das Hecht zu, in Gemeindeangelegen- 
heiten die nähereu Bestimmungen innerhalb der Grenzen der Reichs- 
gesetze zn treflfen durch die Yerfassungsftndemng vom 21. De- 
zember 1867 ist die Gemeindegeset^gsbrnig principieU — aller- 
dings nicht ohne Einschrftnkung — der Landesgesetzgebung über« 
wiesen worden*). 

Andere Schranken künnon den gesetzgebenden Organen eines 
Staates durch Staatenverträge gesetzt sein, und zwar engere und 
weitere je nach der Natur des Vertrages. Am grOsston ist die 
Beschrinfamg bei Staatenbflnden, in denen der Staat auf die ein- 
seitige Ausfibung wichtiger Hohdtsrechte Tendchtet. Eine Be- 

8) .Die Stadt Hamborg uod das mit deradben Terbandene Gebiet bilden 
urtflr der Beneniranjir «die ttw und Haiwegtadt Hambiug* ebm Mlbititändigen 
Staat des deutschen Kelches.* 

4) L. 0. § 18, U, 1. 

5) ülbrieh, Osai tttMtnr. 8. 385; Jellinek, Ein YuhmmgmM»- 
bof fta OMtenkh & 41 C 
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schränkung — und zwar nicht nur der fr^sptz^pbenden Orj[^ane, 
sondern der staatlichen J'unktion der Gesetzgebung selbst — liegt 
alMT in jedem, das Gebiet deiselben berflhienden StasfcenYertng. 
Der Vertrag, der durch die Pablieation ancih den Charakter als 
foimeUea Gesetz erhüt, bindet nicht nnr die GeBetieaanterthanea, 
sondern aneh die Organe der Geeetzgebung derart, daas sie, ohne 
den Staat selbst mit einem Rechtsbruch zu belasten, den Be- 
stimmungen des Vertrages für die Dauer desselben nicht derogireu 
dflrftii. 

Aber nicht nur Schranken, anch inhaltliche BestimmuDg der 
Fnnktien der an der Geeetigeibnng betheOigten Oigane ist durch 
Gesetze möglich und thatsächlich vorhanden. Solche Bestonrang 

kommt sowohl in Verfassungs- als in einfachen Gesetzen vor und 
kann die mehr oder weniger strikt gefasste Verpflichtung zur Anord- 
noog ¥on Bechtesfttien sowohl als tob Verwaltongsakten niiD 
Inhalt haben. 

In Ver&ssnngSQrknnden kommen inhalüiche BestimmangeB der 

zuküultigen Gesetzgebung nicht nur als allgemeine Versprechungen 
des Erlassens künftiger Gesetze vor, sondern auch als Direktiven, 
welche besümmten Guttungen von Gesetzen zu Grunde gelegt wer- 
den mtBsen. So enth&lt z. B. Art 98 der prenssischen YeriiBSBimg, 
der das Frincip der Oeffentliehkdt vor dem erkennenden Gerichte 
in GiTÜ- nnd Strafrechtssfttzen anaspricht, eine bhidende Direktive 
für die preussische Processgesetzgebung, so ist noch heute die ähn- 
lich lautende Bestimmung des österreichischen Staatsgrundgesetzes 
über die richterliche Gewalt ein bei Schaffung der gegenwärtig in 
parlamentarischer Yorberathnng begriffenen neuen CüTilproeessordnong 
za befolgender Grundsatz. Eine Abweichung von solchen Prin- 
dpien einer künftigen Gesetzgebnng ist von Rechtswegen nur mit 
Beobachtung der Formen für verfassuiigsäiKltTude Gesetze gestattet. 

Absoluter Art sind hinwieder die Befehle, welche in Ver- 
fassungen und Gesetzen von Bundes- und Gcsammtstaateu für die 
Landesgesetzgebimg anqpe^rochen sind. So enthalten zahlreiche 
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deatsche Reicbsgesetze, welche den Gliedstaaten Bechte der Gesetz- 
gebung delegiren, mohl nur SefaranksD, sondom aach Gnmdsfttze 
fSr die Lande^esetigebung. Ebenso ist es in Oesteneich, wo i. B. 
die GnmdsfttKe dss Volksschnlweseiifl, des Wasserrechtes, des Fiseberei* 
rechtes n. s. w. durch die Reichsgesetzgebung festgestellt sind, 
die näheren Ausfuhrungen jedoch der Landesgesetzgebung anheim- 
£älleu, welch letztere daher die Trincipien der Keichsgesetze ihren 
nfiheren Ansgestaltongen zu Grunde zu legen verpflichtet ist Auch 
in StaatenTertrftgen finden sieb nieht nur negative Abgrensnngoi, 
sondern aueb positive Bestimoiungen (IHr die Gesetsgebung der 
durch Vertrag gebundenen Staaten. So z. B. die Artikel der Ber- 
liner Congressakte , welche die rechtliche Gleichheit und Cultus- 
freiheit aller Confessionen für die christlichen Staaten der ßalkan- 
halbinsel aussprechen*), oder die Bestimmungen der internationalen 
Convention nun Schutze gegen die Beblaus vom 18. September 
1878, in der die VertragsrnSchte sieb verpflichten, ihre Gesetzgebung 
im Sinne einer wirksamen und gemeinsamen Aktion gegen die Ein- 
schleppung und Verbreitung der Phylloxera zu ergänzen Die 
interessantesten Beispiele dieser Art bietet jedoch die Gesetzgebung 
über die auf Grund der Ausgleichsgesetze nach gemeinsamen Grund- 
sätzen zu behandelnden Angelegenheiten der Staaten Oesteneicb 
und Ungarn. In dem auf je zehn Jahre abgeschlossenen ZoD- und 
Handelsbündnisse zwischen Oesterreit h und Ungarn sind eine Keihe 
von Angelegenheiten aufgezählt, bezüglich welcher die Gesetzgebung 
nur im gemeinsamen Einverständnisse ausgeübt worden kann, derart, 
dass alle Gesetzentwfiife, die sieb auf dieselben beziehen, entweder 
durch die Ministerien btider Staaten oder durch parlamentarische 
Deputationen unter Einflussnabme der Ifinisterien auszuarbeiten snd^. 

6) Art. V. XXVII, XXXV, XLIV. 

7) Art. 1: Les Et:its contractants s'enjjagent ä corapleter, s'ils ne Tont 
deja tait, leur legislation int^ricure eu vue d'assarer une action commune et 
efficace contre l'introdaction et la propagation du Phylloxera. 

8) Oestenr. Ausgleichsgcsetz § -$6: Die Veroinbamng in Betreff jener 
ti^eostände, welche zwar uicht als gemeinsam bebandelt, jedoch nach s^cuiein« 
uam Orondiitun gengvlt mrdcn aolkii, erfolgt «ntwed« dAduch, oim die 
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In vielen Staaten findet eine inhaltliche Bestimmung der legis- 
latorischen Thätigkeit namentlich für Fälle der Ausübung rein for» 
melier Gesetsgebuiig statt, um den auf legialatoriBchem Wege an- 
geordneten Yerwaltnngsalcten die nothwendige Stetigkeit zu ver- 
leihen. TTrsprünglich sind gewöhnlich derartige Verwaltungsakte 
auch bezüglich der Form, der Vonuissotztingen, der Wirkungen dem 
freien Ermessen der legislativen Organe anheiragestellt. Praktische 
Erwftguugeii führen nun oft den Gesetzgeber dahin, diese Verwaltungs- 
anoidnungen in Gesetzesform allgemeinen Begeln zu unterwerfen und 
damit die Thitigkeit der legislatiTen Organe in solchen Angelegen- 
heiten zu dner gesetzlich gebundenen und zwar inhaltlich bestimmten 
zu gestalten. Die hervorragendsten Beispiele hiefür bieten die in 
neuerer Zeit für die Erlassung von private acts durch Parlaments- 
statuten aufgestellten Grundsätze, welche Bedingungen, Inhalt und 
Wirkungen solcher von dem Parlamente Torgenommenen, snbjektiTes 
Recht begründenden Akte eingehend regeln*). Aber nicht nur in 
England, mit den ausgedehnten ferwaltungsrechtliehen Befiignissen 
seines Parlamentes, auch in anderen Staaten giebt es solche Gesetze. 
So das belgische Gesetz vom 27. September 1835 über die Natura- 
lisationen. Nach belgischem Verfiissungsgeeetze kann die Natura- 
lisation eines Fremden, und zwar sowohl die dn&che als auch die 
grosse zum Genüsse der politischen Beehte befthigende, nur durch 
ein formelles Gesetz erfolgen. Durch das citirte Gesetz ist nun die 
Ausübung der Verleihuntr der l)td (fischen Staatsangehörigkeit auf dem 
Wege der Gesetzgebung genau norniirt worden. Es wurde z. B. 
bestimmt, dass die einfiushe Naturalisation nur Fremden ertheilt 

Tctantwortlichen MiniBterien im j^omoinscbaftlichen Eiuvcniehmeu einen Gesetz- 
eutwurf aasarbeitan mid den betrciTcudeu VertrctiUlgskörporn bdder Theile tm 
Besdilussfassantr vorlec^en nnJ die ülKTeiiistitnmendeii Bestinimungcn beider 
Vortretungco dem Kaiser zur Saiiction vorgelegt werden, oder da.ss die beiden 
Vertretuiigskörper jeder aus seiner Mitte eine gleich grosse Deimtation wihlffD, 
welche anter Einflussnahnie der betreffenden Ministerien einen Vorschlag ans- 
arbeiten, welcher Vorschlag d;ina durch die Ministerien jedem Vertretungskörper 
mitgetheilt . von denselben ordnungsmäsKig behandelt and die übereinstim- 
mendeti BeBchiOwe beider Yertrtttoiigen dem Kuter vu Sanction unterbreitet 
werden. 

9) Vgl oben 8. 9. 
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werden solle, welche über 21 Jahre alt sind und mindestens fünf 
Jahre sich in Belgien aufgehalten haben '°). Auch das Osler- 
reiehische Gesetz vom 13. Juni 1868 öber die BewiUigong zur 
Bnichtmig tob Fidäcomnüsson ") gehOrt Mehsr. Gemisi diesem 
Oesetie daif die Eniclitiuig eines FideicainiiiisseB nur aof Gmnd 
einer in einem Heictasgeselze eriheilten Bewilligung stattfinden, so 
welchem die Initiative ausschliesslich der Regierung vorbehalten 
iüt ^^). Indem also die Bewilligung zur Errichtung eines Fidei- 
commiaBes ganz deutlich seinem Wesen naeh sich als ein von dem 
Beichsrathe za oonsentirender Yerwaltongsakt darstellt, ist der In- 
halt dieser BewiUigmigen dn fBr allemal durch die einscUftgigen 
eivilrechtlichen Bestimmungen geregelt. 

In allen diesen Fällen, wo nur der Inhalt eventueller Gesetze 
geregelt wird, besteht die Freiheit der legislativen Organe nur darin, 
dass sie den betrefiienden legislatorischen Akt Toniehmen kdunen 
oder mehi Entsehdden sie sieh aber für die Yomalmie deasdhen, 
so ist ihr BescUnss gebunden an die ein fttr sllemal durch Gesets 
aufgestellten Gnmdsätze. Allerdings ist auch ein Abweichen von 
soleheu Grundsätzen juristisch möglich, weil der Gesetzgeber sich 
von seinen eigenen Gesetzen dispensiren kann. Trotzdem aber 11^ 
es in der Natur der Sache, dass nur aus wichtigen GrOnden von 
den für die betrelfenden gesetzgeberischen Akte au^jesteHten Kormsn 
abgewichen werden wird. Httte man nicht die Absicht gehabt, 
für die weitaus grösste Zahl der Fälle Regeln festzusetzen, so würde 
solche Bindung von Oesetzen durch Gesetz in den Legislationen der 
modernen Staaten schwerlich ihren £ingang gefunden haben. Auch 
im absoluten Staate mit seiner um&ssenden Dispensationsbefiigmss 
des Herrschers kam es zu sehr wmtgefaenden geeetzliehen Bestim- 
mungen Uber die Ausflbung der ^aatsgewalt durch den Honardien, 
welche auch in der Kegel von diesem beobachtet wurden. 

10) Thonissen p. 12. 

11) R.-G.-BL Nr. 61. 

12) § 1. Schon AUg. B^re. G. B. §027: Ohne b«sond«n EbiiriUi- 
gUDg der gsMtifebaidai Gewalt lann kehi FideSeoimiiies eniditet weiden. 
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Auch ohne das Voihaudeuseiii solcher principieller Gesetze kaim 
der Gesetzgeber eoncrete gesetzgeberische Akte unterordnen unter 
die Normen bereits bestehender Gesetze. Er kann Verwaltungsakte, 
deroD Anordnoog in seine Competenz reicht, frei gestalten, sie mit 
Onidibreefanng der geltenden allgeineinen Bechtsnormen nach indi- 
vidaellen, den Akt selbst eigenartig formenden Becbtssätzen Hlden. 
Kr kann ilmen aber auch den Charakter von Rechtsgeschäften bei- 
legen, wie sie in der geltenden Rechtsordnung bereits vorgesehen sind. 
So kann z. B. durch Gesetz den Bewohnern einer von einem £le- 
mentaiereigniss betrolfonen Qegend eine nieht rückzahlbare oder 
rflckzahlbare UnterstdtKong ans Staatsmitteln gewfthrt werden in 
Formen, die nnr fär diesen concreten Fall berechnet sind; er kann 
aber auch den geltenden Reciilssätzen über Schenkung und Dar- 
lehen ganz oder zum Theil untergeordnet werden. Der Unterschied 
dieser Fälle von den vorerwähnten liegt darin, dass hier der Gesetz- 
geber in jedem concreten Falle die Freiheit hat, seinen Willen an 
bestehende Gesetze zn binden oder nicht, dort hingegen sein Wille 
im Akte der Gesetzgebung selbst gebnnden ersehdnt. 

Am klarsten jedoch erscheint die Bindung des gesetzgeberischen 
Willens bei jenen Akten, welche nicht sowohl einen Verwaltungs- 
tikt selbst als die Vornahme dner Gontrole der Verwaltong zom 
Zweck haben, constatixen wolloi, ob die Begiemng in ihrer Yer- 
waltongsthfttigkeit sich innerhalb der gesetzlichen Schranken ge- 
halten habe. Das ist yomehmlich der Fall in jenen Staaten, wo 
die Decliarge des Ministeriums für die Finanzverwaltung des ab- 
gelaufenen Jahres nur in der Form eines Gesetzes ertheüt werden 
kann^*). Bei dem Zustandekommen dieses Gesetzes, welches 
materiell ein Urtheil enthftlt, ist, üisofem in demselben die Tor- 
handene oder mangelnde üeberehistimmmig des Besdtates der 
Finanzgebaning mit anderweitigen Gesetzen auszusprechen ist, jede 
Freiheit der gesetzgebenden Organe ausgeschlossen. Aus keinem 



18) s. B. Fmnknich, Belgien (Belg. Verf. Ari IIS). 
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wie immer gearteten Ontnde darf, wenn die Beeboungen ftr rlcibtig 
befunden und die der Regieniog eingeräumten Credito niclit über- 
schritten worden sind, durch Gesetz die Entlastung dt r Regienmg 
negirt werden. Es ist hier kaum auch nmr die abstrakt formale 
MOglidikeit gogebeo, dass selbst dort, wo — wie in Fruiknieb — 
die Begiemng kein Mittel besitzt, um auf die Daner das Inkraft- 
treten eines Gesetzes m rerhindem, trotz üebereinstlmmnng der 
Staatsrechnung mit dem Budjret dir Decharge in einem Kechnuugs- 
gcsctze verweigert werden könnte. £s wäre das kein Akt der 
Gesetzgebung mehr, sondern ein parlamentarischer Staatsstretch. 

Die gesetigebenden Organe kdnnen endlich dareh Gesets rer- 
pfliohtet weiden, bestimmte geeetigeberiscfae Akte Tommehmen. 
Und zwar Ist In solchen Fällen der Gesetzgeber nur bezüglich der 
Vornahme des legislatorischen Aktes gebunden, während bezüglich 
des Inhaltes grössere oder geringere Freiheit bestehen kann. In 
der Regel aUenüngs wird in solchen anr Gesetigebang veipflich- 
tenden Bechtisfttzen zugleich eine Bindung des GesetsesinhalteB 
liegen 

Die Verpflichtung zur Gesetzgebung kann nun einen mehr oder 
weniger scharf ausgeprägten CliaraktiT haben. Am vagsten ist 
die Verpflichtung in den zahlreichen Verheissungen künftiger Gesetze 
in Veiiassnngsurkuttden, weil fast ausnahmslos ein Termin, bis in 
welchem das Gesets zu erhusen ist, nicht ansdrfiddieh angogoben 

13a) Hierher gehören demnach die schon oben nach anderer Richtung 
erörterten Fälle, wo bestimnit«; Principien einer künftigen Gesetzgebung auf- 
swtdlt werden. Damit ist zugleich die Darchf&hrang dieser Principien ver- 
neissen, das Unterlassen der betrefTenden legislatorischen Akte daher rechtlich 
dem freien Belieben der legislaturischen Organe entruckt. Eine solche Ver- 
heissung künftiger Gesetzgebung war /. R. in grossem Umfange in der bel- 
gischen Verfassung vorhanden, welche (Art. 130) elf l'unkte aufzählte, welche 
„par des lois separees et dans le plus court delai possible" geordnet werden 
sollten. Hierher gehören femer Bestimmungen wie die iles österreichischen 8tMte> 
gnindgesetzes über die allgemeinen Hechte der Staatsburger Art. 20, wonach 
über die Zulüssigkeit der zeitweiligen und örtlichen Suspension einiger solcher 
Hechte durch die verantwortliche Kegierungsgewalt ein besonderes Geseti ba> 
stimmt wird (ausgeführt durch Gesetz vom 5. Mai 1869). sowie dif dt r preus- 
Bischen Verfassung (Art. 61), welche die näheren Bestimmungou über die Fälle 
der Ministerverantwortlichkatf flb«r das VeilMizeD und über die Steifen einem 
betondetai Oesetie Torbebftit. 
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wird. So selir aber auch solche Verfassungssätze politisch häufig 
den Charakter gesetzgeberischer Monologe haben, so wenig kann 
maD sie für jnristisdi wertblos erklftrai* Es sind yerpflichtsnde, 
iDAterielle Gesetse, welche derartige Verbeiseniigeti anssprecbeD« 
Hag ihr praktischer Werth sich in maocheD Staaten als noch so 
gering erwiesen haben, ratigen ihrer Verwirklichung noch so 
geringe Garantien zur Seite stehen, so wird durch sie doch min- 
destens eine naturalis obligatio der gesetzgebenden Organe begründet. 

£b giebt aber aoch Gesetze, die viel concreter eine gesets- 
gebeiische VerpiUebtong hegrflnden Wenn dn Gesetz erlassen 
wird, das m seiner DorehAhmng anderer Gesetze bedarf, deren 
künftige Schöpfung in dem Gesetze selbst angeordnet ist, so schafft 
der Imperativ des Gesetzes auch die Verpflichtung der gesetzgeben- 
den Organe, die Ausführung des Gesetzes durch einen legislativen 
Akt zu ennöglichen. Wenn das deutsche Gerichtsverfbssnngsgesetz 
die Bestunmong enthftlt, dass der Sitz des Beichsgerichtes durch 
<nn Gesetz Üsstgestellt werden wird **) , so war damit eine Pflicht 
der gesetzgeberischen Organe des deutschen Reiches begründet, die 
Vollziehung des Keiclisgesetzes durch Bezeichnung des Amissitzes 
des obersten deutschen Gerichtshofes zu ermöglichen. Wenn das 
Österreichische Gesetz vom 27. Juni 1878, wodurch das Ministerium 
zur Erneuerung des Zoll- und Handelsbündnisses mit Ungarn er* 
mftchtigt wurde, die Klausel enthielt, dass der Zeitpunkt, mit welchem 
dieses Gesetz in Wirksamkeit treten werde, durch ein besonderes 
Gesetz bestiiniiit werden solle so war dadurch die österreichische 
Gesetzgebung zur Festsetzung dieses dies rechtlich verpflichtet. 

Auch in den berührten F&llen jedoch ist der c2tes, bis zu 
welchem das Gesetz zu schafiiBn ist, zwar nicht incertus an, aber 

11) Dor so liiiafig im Oesetz vorkommende Hinweis auf ein später zu 
erlasnendiä kann allerdings, wie schon v. Martiti S. 264 ff. und ti. Mever, 
Der Begriff des Gesetm a. b. 0. 8. 42 herrorbeben. auch bloss die svsdrtdLliehe 
Verweisung einer Angelegenheit auf den Weg der Gesetzgebung, alio Ans» 
schliessang der Verordnang für den betreffenden Fall bedeaten. 

15) I m. 

16) k-O.-m, Nr. 61, Art. XXU. § 2. 
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doch mehr oder minder Incertos qaaiido. Älleiii es giebt andi Ter- 

pflichtungen zur Schaffung von Gesetzen, bei denen auch der Zeit- 
punkt der Perticirung des Gesetzes genau fixirt ist. So z. B. schreibt 
eiue grosse ZaM von Verfassungen in Nachbildung einer englischen 
Institation vor, daas die Givillisto für die ganze Begiernngadaner 
einea Honarehen bei Beginn deraelben feafcgeaetirt werden aoll 
Femer gehören hierher jene Gesetae, welche die Prlaenaatilrke dea 
stehenden lleercs f\ir gewisse Termiue uormiren. 

Auch Staatenverlrägc können zur Vornahme bestimmter legis- 
latorischer Akte verpflichten, namentlich, wenn sie den Charakter 
von BondearertrftgeD haben, welche einen Staatenbund oder eine 
Bealmüon mit einem weiteren oder engeren Em» gemehiaaiiier 
Angelegenheiten begründen oder anabanen. So enthielt das auf 
Grund der Ausgleichsgesetze abgeschlossene erste Zoll- und Handels- 
bündniss zwischen Oesterreich und Ungarn eine weitgehende Ver- 
pflichtong beider Staaten, nach vereinbarten Principien ansgearbeitete 
Geaetae zn achaffen**). ferner bestimmt der in der Form von 
Doppelgesetien abgeachlosaene Awigleidiavnirag swisehen beiden 
Staaten, daas die Kosten der gemeinsamen Angelegenheiten von 
beiden Reichshälften nach einem Verhältnisse zu tragen sind, welches 
durch ein vom Kaiser zu sanktionirendes Uebereinkommen der beiden 
Vertretnngakörper feetgeaetst werden wird**). Ebenao sind kraft 
der geaetzliehen Qemeinsamkdt des Finaazweaena rficksichtlidi der 
gemeinachaMch an bestreitenden AnaUgen der Osterreiohiache Beicha- 
ratfa nnd der ungarische Reichstag verpflichtet, die von den Del»- 

17) z. B. Württemberg V. U. § 104, Niederlande Art. 27. Spanien 
Art. 57, Belgien Art. 77. Portugal Art. 80, Dänemark Art 9. 

18) Gesetz vom 24. Dezember mi R.-G.-Bl. für 1868 Nr. 4. Z. B. 
Art. XI : Das Salz- und Tabaksgefälle und diejenigen indirekten Abgaben, welche 
auf die wirthschaftliche Produktion von unmittelbarem Einflüsse sind, nament- 
lich die Branntwein-, Bier- und Zuckersteuer, werden in beiden Ländergcbietea 
während der Dauer dieses Vertrages nach gleichartigen Gesetzen und Ver* 
waltm^^onclirifteii gehandhabt. 

Die zu diesem Zwecke von den beiden Finan/ministem bereits vereiii- 
borten Gesetzentwürfe werden iiuch ia der gegenwärtigen Session zur vet^ 
fanongsmäasigcn Beliandlung den beiderseitigen Vertretnngskörpem vorgelegt. 

19) Omt Aii«sleich4g«86ts $ 3; Uog. Gci. Art XU: 1S67 9 16, 19-22. 
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gationen bewilligkii Summen iu die beiderseitigeu Budgets aufzu- 
nelmieu und zu bewilligen ''^). 

Die Gesammtheit der zuletzt erörterten Fälle zeigt eine 
Eigenthfiinlichkeit, die sie Ton allen früher erörterten unter- 
scheidet. Während sonst die Unterlassung eines gesetzgeherischen 
Aktes, sei er durch Gesetze hesehrftnkt oder an Gesetze ge- 
bunden, eine freie That des Gesetzgebers ist, ?o qualiticirt sicli 
hier die Unterlassung des durch Rcchtssatz geforderten Aktes als 
ein Unrecht im juristischen « nicht etwa nur im ethischen Sinne. 
Allerdings aher besitzt die Rechtsordnung kein Mittel, um den 
Ton ihr geforderten legishitorisdien Akt zu erzwingen*'). Wäh- 
rend in Fällen posltiTer rechtswidriger Beschlüsse einer Kammer 
die andere durch Weigerung, dem Beschlüsse beizutreten, oder 
beiden gegenüber der Monarch durch Vertagung der Sanktion eine 
Correktur ausüben kann, während durch Vorzug der Bundesstaats- 
gesetze Tor denen der Einzelstaaten die den letzteren gesetzten ab- 
soluten Schranken gewahrt werden, sind und bleiben die Bestim- 
mungen dieser Art kraft der Natur des Staates leges imperfectue. 
Es giebt keine Instanz, welche ein unniiltplbares Staatsorgan, sei es 
ein selbstständiges oder unselbstständiges, zur Verantwortung ziehen 
könnte, es ist Niemand yorhanden, der den mangelnden Willen 
eines dieser Organe zu suppliren vermöchte. An dem Widerspruche 
auch nur einer Kammer kann das Zustandekommen eines durch 
Gesetz geforderten Gesetzes scheitern , ohne dass Veranstaltungen 
getroffen wären, um diesen Widerspruch zu paralysiren. Während 
die Unrerantwortlicbkeit des Monarchen an der Verantwortlichkeit 



20) VergL Ottt Aosgleiehsgeseti § 1 lit c; Ung. G6B. Art XII: 
1867 § i. 

21) Derartigeo Gesetzen mangeln jedoch nur tlic stronj^ juristischen, 
keineswegs jedo^ die etinm^polituchen Garantien, olme welche dos gaiue 
Staatsrcolit, wenn noch so viele juristische Solnit/niittel der VL-rfassuiiL,' sje- 
geben sind , auf scliwaehen Füssen stüudo. iManche Verfassung bcatcltt nur 
kraft der niebtjiiristischen Garantien, die ihr zur Seite stehen. Es ist daher 
keineswei»8 so unpraktisch und unjuristisch, derartiije Norro&n oline genügende 
rechtliche Sanktionen aufzustellen, wie E. A. Clin, Studien über das itreussi^clio 
Staatsrecht IV, a. a. 0. 8. 477 ff. des Näheren ansznffthren sucht. 

T e It I n e k, Üesets and Verordnimg. |g 
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der Minister ein Complement findet, felilt ein solches für verfassungs- 
widrige ünterlassun^^en der Kammern irfuizlieli. Wenn daher in einem 
der oben genannten Staaten eine Kammer sich weigern sollte, dem 
Monarcben beim Regierongsantritt eine CiviUiste zu TOtiren, so giebt 
AB keiB Ter&Mongsm&ssiges Mittel, um die Wirknogea dieBor ver- 
fbssungswidrigen Negation zo beseitigen, namentlicb wenn das ein- 
zige Schutzmitt.1 gegen tine coustaiit ahleiinende Haltung einer 
Kammer, die Autlusimg derselben, erfolglos verbraucht \nirde. In 
der Wirklichkeit wird die Gefahr solcher Contlikte viel grösser als 
im centralisirten Eiobeitsstaate, in Staaten wie das deutsche Beich 
und Oesterreich sein. In beiden kann durch ein Beiehvgesetx die 
Erlassnng nftberer Bestimmungen desselben der Landesgesetzgebong 
delegirt werden, womit zu^^-^leieh die Verptiichtung zur Vornahme 
des betreftenden legislatorischen Aktes ausgesprochen ist. Bei be- 
harrlicher Weigerung der Kammern eines deatsühen Gliedstaates, 
der ihnen obliegenden Verpflichtung nachzukommen, wflie zwar for- 
mell die Reichsexecution zur Erzwingung der ^veiftBsnngsm&sBigmi 
Bundespflieht** des Gliedstaates möglich^'). Diese könnte aber 
nicht gegen die Kammern geführt werden, wie denn fiberhaupt eiu 
direktes Zwangsmittel gegeu eine parlamentarische Versammlung 
sich kaum denken lässt. Id Oesterreich hingegen ist selbst jede 
formale Möglichkeit einer rechtlichen Einwirkung des Beichea auf 
die Linder zum Zwecke der ErfiUlung legislatorischer Verpfllcb* 
tungen ausgeschlossen, ünd nicht immer ist hier der gute Wille 
der Landtage vorhanden, die Anweisungen der Reichsgesetze zu 
vollziehen. Dem Reiche steht z. B. verfassungsmässig die Gesetz- 
gebung aber die Grundsätze des Volksschulwesens zu, der Landes- 
gesetzgebung die n&here Ausführung dieser Qmndsfttze. Erstere 
wurden durch das Beichsgesetz vom 14. Mai 1869 aufgfestellt und 
in demselben zugleich für eine Reihe von Normen angeordnet, dass 
sie in jedem Kronlande mit dem es completireudea Landesgesetze 



22) Verf. des denfiieheii Beichci Art 19 
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sngleich in Kraft treten solle '*). Nicht alle Landtage sind der 

ihnen hiedurch auferlegten Verpflichtung der Ziistiniuiung zur 
Ergänzung des Keichsgesctzes nachgekommen. Der tirolische Land- 
tag, dessen clericale Majorität die Principien des Heichsgesetzes 
als die nnantastbaren Bechte der Kirche tangirend erachtet, hat 
sich bis auf den heutigen Tag geweigert, dem erforderlichen Landes- 
gesetze seine Zastimmnng zu geben. Die Landtage können somit 
durch Nichterfüllung der ihnen obliegenden legislatorischen Ver- 
pflichtung das Inkrafttreten uud die Durchführung von Heichsgesetzen 
hemmen, ohne dass das österreichische Staatsrecht ein Mittel kennt, 
solchen Tertoongswidrigen Znstand zu beseitigen. Ein WiUensakt 
<nnes Österreichischen Landtags kann weder erzwangen noch supplirt 
wevden. 

Dass trotz der mangelnden Eifüllungsgarantien solcher Gesetze 
die legislatorische Unterlassung ein Unrecht der betreffenden au der 
Geset^ebong betheiügtea Organe invoivirt, ergiebig ganz abgesehen 
Ton jeder Deduktion ans den obersten Principien des Staatsrechts, 
schon die einfhehe Erwftgnng, dass ein Gesetz nnr dnreh ein Gesetz 
rechtlich ausser Kraft gesetzt werden darf, nicht aber dnrch die 
Weigerung der dem Gesetze Subjicirteu — und das sind die legis- 
lativen Organe €o gut wie alle anderen Staatsorgane — dem 
Gesetzesbefehle nachzukommen. Eine beharrliche Weigerung, den 
gesetzlidi geheischten legislatorischen Akt Torzunehmen, hat die. 
selbe Wirkung wie die Suspennon oder Aufhebung der betreffen- 
den Gesetze und ist demnach ein Bruch der bestehenden Rechts- 
ordnung. 

£s kann aber auch der Fall eiutretcn, dasä Regierung und 
Kammern, Ton Tenschiedenen , sei es politischen, sei es rechtlichen 
Erwägungen ausgehend, sich Aber ein von der Bechtsordnung ge- 
fordertes Gesetz nicht einigen kOnnen, dass einem ans den E[ammer- 

23) R.-G.-Bl. Nr. »*>2. § Tfi: Das gegen wiirtifre {n^ctz tritt, soweit 7ar 
Ausfflhmna: desselben neue Lantlesgesetze errorderlicli sind, gleichzeitig uiit 
diesen, in allen seinen anderen Bestimmungen aber mit dem sfl!giiuie dei der 
Kondmachnng iiacbfolgenden Scbo^abres in Wirksamkeit. 

1%* 
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beratlmngeD henrorgehenden Bttolüiisse besOglich ÖDes iMm 
Gesetzes die Sanktion rerweigert wird. Hier ist nicht einmal ein 

subjektives Verschulden auf irgend einer Seite zu constatireu. Aber 
trotzdem bleibt ein durch solche Yorgauge geschaftener Zustand 
yarfiusDDgs- oder gesetzwidriger, ein Beweis, d98S im Leben 
des Staates Situationen eintreten können, wo die Macht der Bedits- 
ordnmig zu Ende ist und andere Gesetze als juristische in Aktion 
treten. 

Der Gegensatz vou freiei- und gi-baudener Gesetzgebuof^ geht, 
wie diese Ausführungen lehren, keineswegs parallel dem von mate- 
rieller und formeller. Sowohl die Anordnung von Rechtsregeln als 
von Verwaltungsakfcen durch Oesetz kann von Gesetzen eingeschrftnkt, 
an Gesetze gebunden, durch Gesetze gefordert sein. Es ist kein auf 
die innere Qualität, sondern auf die äussere Erscheinung des Gesetzes 
basirter. kein materieller, sondern ein juristischer Gegensatz. Seine 
Bedeutung wird uameiitlich klar auf einem Gebiete der Gesetzgebung, 
dessen Natur zu den bestrittensten, aber auch wichtigsten und in- 
teressantesten Momenten va der Lehre und Praxis des constitutionellen 
Staatsrechts gehört 

m. 

Budget und Gesetz. 

Wie die praküsche Bedeutung des constitutioneUen Sjstoms 
in der Stellung der Yolksrertretung zur Finanzwirthschaft am 
klarsten hervortritt, wie in ihr der historische Ausgangspunkt und 

der politisfhe Schwerpunkt der parlameutarisclu'ii Iieehte liegen, 80 
liäugt auch für die politische und juristische Theorie des constitu- 
tionellen Staates Alles ab von dem richtigen Yerständniss des Ver- 
hältnisses zwischen Begierung und Kämmen auf dem Gebiete der 
wirthschaftlichen Funktionen des Staates. Jede Theorie von der 
Natur des constitutionellen Gesetzes hat an der Lösung der zahl- 
reichen Schwiei iufkeiteu, welclie das Budgetrecht der modernen Staaten 
darbiett't, ihre Feuerprobe zu bestehen. 
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üeberblickt man die Geschichte des moderneD Finanzrechtes, 
80 eigeben sieb aus denelben folgende leitende Gedchtspnnkte. 

Der mittelalterliclie Staat hatte die Staatsgewalt anf das Do- 
maninm mid das Brträgniss der Eecralien zur Bestreitung der Staats- 
bedürfnisse angewiesen, deren die iumiahmeu überstei^'ontlo ATolir- 
erfordemisse durch freiwillige, von den Ständen bewilligte Abgaben 
gedeckt wurden. Im Laufe des geschichtiichen Frocesses der Um- 
wandlung des stftndischen Staates in einen modernen constitntionellen 
wird in Folge der Unmöglichkeit, die In gleichem Ifasse mit der 
wachsende Staatsthätigkeit zunehmenden Ausgaben aus den per- 
manenten Einkünften des Staates zu bestreiten, in Folge der vs'achsen- 
den Staatsmacht und der Erkenntniss der sittlichen Verpflichtung 
der Eiozebien, zu den Staatslasteo beizutragen, aus der freien stän- 
dischen Abgabe eine Abgabenpflichi, welche, wie alle staatsbürger- 
lichen Pflichten, zur Vermeidung der Regieruogswillkflr ^e Bege- 
lang durch Gesetze verlangt und erhält. So treten die permanenten 
Abgabongesetze an Stolle der freien Bewilligungen, der lierrschende 
Staatswille an Stelle der individuellen Willkür. Von mannigfaltiger 
Verschiedenheit in seinen historischen Voraussetzungen und seinem 
Fortgange ist in allen modernen Staaten das Resultat dieses Pro- 
oesses dasselbe. 

Neben dieser Entwickeinng und durch sie bedingt geht eine 
zweite einher. So laneo das Staatscrut Königsgut, da.«! Staatsein- 
kommen Königseinkommen, ist keine tiet'ergreifend»^ Veranla.ssung vor- 
handen, eine eingehende Controle der Verwendung beider als staat- 
liche Institution ansuerkennen. Das Königthum mochte zwar in seinem 
und des Staates Interesse eine planmftssig geregelte Wirthschaft 
fuhren, den Ständen genügte es, dass sie durch ihr Bewilligungs- 
recht eine hinreichende Macht hatten, einer Vergeudung auf ihre 
Kosten vorzubeugen. Mit dem Siege der modernen Staatsidee 
jedoch und der aus ihr entspringenden allgemeinen, auf Gesetzen 
beruhenden Steuerpflicht wird es ein nothwendiges Interesse des 
Staates, emen geregelten Hanshalt zu bedtcen und zuglnch ein notb- 
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wendif^es Interesse eiucs jeden Steuerpflichtifjen, wie ffetfcn willkür- 
liche BdsteueruBg durch die Gesetze, so gegen willkürliche \ erwen- 
diiDg der Stenern durch genaue Conirole der staatlichen Finans- 
gebarung geschfttxt m sein. 

Die eiste Vorbedingnog einer geregelten Wirthschaft ist jedoch 
ein Wirthschaftsplan, der die wahrscheinlichen Einnahmen und Ans- 
gahen veranschlagend einerseits die Leistungs kraft des Staates 
kennen, andererseits bei Zeiten Vorsorge trefl'en lehrt, eventuelle 
Abginge zu decken, und den Fingerzeig för die Zukunft bietet, 
in welchen Bichtungen sich die auf Erhöhung der Steuerfaaft und 
Minderung der Steuerlast abzielende Finanzpolitik zu bewegen habe. 
So zeitigt sowohl der beginnende parlamentarische Staat in Eng- 
land, wie der die stfindiscli-fendale Gliederung der Gesollschaft zer- 
störende absolute Staat de:> Continents die Erscheinung des staat- 
lichen Wirthschaftsplans, des Budgets. Da durch die Positionen 
des Budgets die finanziellen liassregeln der Begiemng manmgfiK;h 
bedingt sind, so wird es zur Grundlage, zur unentbehrlichen Bedin- 
gung der FinanzvtTvvaltunfr überhaupt. War nun schon in England 
an Stelle des alten Steuerbewilligungsrechtes die Theilnahme des 
Parlamentes an der Feststellung des jährlichen Wirthschaftsplanes 
getreten, so hatte sowohl das englische Vorbild als das natärliche 
Interesse der Individuen in Verbindung mit dem desolaten Zustand 
der Finanzwirthsefaaft die Bewegung in Frankieich zu Beginn der Be- 
volutiou auf eine Theilnahme der Volksvertretung: nicht nur an der 
Finanzgesetzgebung, sondern auch an einer kräftigen Finanzcontrole 
gerichtet. Am 5. Mai 1789 wird den an diesem Tage seit hundert- 
nndfönfündsiebzig Jahren zum ersten Male wieder versammelten 
franzOsisehen Beiehsstftnden sofort von der Begiemng ein Budget 
vorgelegt. 

Im Verlaufe der Kevolution bildet sich nun der coustitutionelle 
Grundsatz heraus, dass das zur Führung geordneter Staatswirtb- 
schaft unerlässliche Budget nicht einseitig von der BegieruDg, son^ 
dem unter eingreifender Mitwirkung der Kammern zu Stande 
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kommen solle. Dasselbe erscheint seit der Consularrerfassung in 
der Form einos jülirlicben Gesetzes. Sowohl die Gesetzesform, als 
die Idee, dass es nur für einen kurzen Zeitraum den Voranschlag 
der Einnahmen und Ausgaben enthalten solle, wird von den das 
constitutionelle System in grosserer oder geringerer Ausdehnung 
nach franzfisiffchem Muster gestaltenden Staaten acoeptirt. Dieser, 
in allen grösseren Staaten jährliche Wirthschaftsplan macht nnn 
ferner eine KntAvickelun(( durch in der Kichtung eines stoigonden 
P^influsses der Kammern auf die Festsetzung der Budgetpositionen 
durch fortschreitende Spedalisimng derselben. Dadurch wird die 
gesammte Staatsverwaltung, in manchen Staaten bis auf U^e, 
ja m Meine Details herab in wirksamer Weise der pailamentaiiseben 
Controle nnterworfen, nm so wirksamer, als sie nicht, wie sonst 
retrospektiv gosilieliene Verwaltungsmassregeln kritisirt, sondern 
anticipativ der künftigen Thätigkeit der Verwaltung feste Schranken 
zu setzen vermag. Um diese sowohl im Interesse des Staates als 
der Macht der Volksvertretung gelegene wirthschaftliche Prognose 
zu einer umfhssenden und einheitlichen zu gestalten, schreitet die 
Verfassungsentwickelung sodann zn dem Satze fort, dass das Budget 
alle Einnahmen und Ausgaben des Staates für die Etatiiperiode 
um£&ssen müsse und demgemäss Specialbudgets ausgeschlossen sind 
Die llestiiktion des freien Ermessens der Eegierung geht aber 
noch weiter durch das Bestreben , das System der Abgaben zu 
Beginn einer jeden Etatsperiode den concreten Bedftrfhissen des 
Staates und der wirthschaftlichen Leistungsfähigkeit der Staats- 
angehörigen anzupassen. Diese Ideen, in Verbindung mit der experi- 
mentireudon Finanzpolitik der Revolution führen zuerst in Frank- 
reich, iUinUche Verhältnisse spftter in Belgien, in einigen deutschen 
Staaten das ftanz&asche Vorbild im Vereine mit altst&ndischen 
Erinnerungen zu der Herabsetzung der Giltigkeit der Abgabengesetze 
auf kmrze Termine , welche schliesslich mit d^T jährlichen Budget- 
periode zusammenfallen. Nicht alle Staaten gehen in Befolgung 
des französisch-belgischen Vorbildes so weit, sondern in manchen 
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wird das Herabsetzen der Stf^iiergesetze zu leges annuae vermicdeu. 
Alle jedoch (ordern verla^jaiing'smässig das Zu^taiidekomraen eines 
Staatshaushaltsgesetzes (Etat-, Finanzgesetz, häutig selbst, obwohl 
ungeDan, als Budget bezeichnet), welches in jenen Staaten, wo die 
Steoeigesetze einer jährlichen Emeoenrng oder Yollriehnngsklaiiael 
beddrfen, diese anordnet, femer fiberall aaf Grand des Badgrts 
Anordnungen triilt , durch welche Wege und Mittel die Ausgaben 
für das betreifende Jahr zu bestreiten seien , hiezu in erster Linie 
die auf Gesetz beruhenden , in quanto et quali feststehenden Ein- 
nahmen verwendend, bei den gesetzlichen aber nach dem Steaer- 
f^iss, der Bepartitionssanune n. s^ w. variabeln Stenern die Höhe 
der Beti^ festsetzend, ausserordentliche Znschlftge zu den gesets- 
liehen Ab«,Mben anordnend, die Pirmächtigung zur Deckuuij eines 
eventuelb'ti Deticits durch Verkauf von Staatsgütern oder Emission 
von Staatsschuldverschreibungen u. dergl. ertheilend u. s. w. Dieses 
Gesetz, als dessen Bestandtheil das Budget r^eUnftssig erscheint, 
ist es, welches die unerlässliobe Bedingung der geordneten l/Hrtli- 
schaft des constitotiondlen Staates bildet'). 



1) Die wirthschaftliche Nothwendigkeit der Aufstellung eines Etats ist 
von allen Aatoritäten der Finan/wiss.nschaft seit dem Anfange unseres Jahr> 
Iniiidcrts in eindring'licher Weise gelohnt worden. So Jakob, Staatsfiiianz- 
wissenscbalt Ii. S. 1219: ,Es ist insbesondere bey der Staatsfinanzwirthschait 
nothwendig, die bevorstehenden Aasgaben und Einnahmen, wonach jene be- 
stritten werden sollen, im Voraus zu bon'chuen. Dergleichen vorläufige üeber- 
schläge nennt man Etats." Mulchus, Handbuch der Finanzwi.snenscbaft II, 
S- 93: ,Die Erh.-iltung einer dauernden Ordnung in dem Finanzhausbalte eines 
Staates. uihI in dosscn Fülirung, bedingt eine möglichst vollständige und 
möglichst begiündcte Uebersicht, sowohl der Bctiurfuisse der StaatsTerwaltung 
als der Mittel, iäber welche dieselbe zu deren Deckung nnd BefriedignDg TCO^ 
fügen kann. Die Etatisirung bezwotkt die Erfüllung dieser Bedingungen . . .* 
Umpleubach, Lehrbuch der Finanz wissenschalt 11, S. 95: .Will man sich 
»kifat blindlings in einen Abgrund von OonfiulOD und Unheil stürzen, so muss 
man dt in Finanzsvstom für I n näch.sten angemessen begrenzten Zeitraum eine 
sptziLlle tliatsiichliche Au,-pi .i^'ung geben , um schon zum Voraus und in rich- 
tigem Zusammenhange allen in dieser Finanzperiode zu erwartenden Eventuali- 
täten gewachsen zu sein. A. Wagnrr. Schönberg's Handbuch der jiolitischen 
Oekonomie. 2. Auti. II, S, •102, erklärt es als Aufgabe von der grö.^sten prak- 
tischen Bedeutung, den Eintritt eines Cassendeficits zn Terhüten. weil sonüt die 
Staatathütigkeit ins Stocken gerathon könnte. „Das unbedingt erfonl' tliche 
formelle Mittel dazu ist die Aulstellung eines Voranschlags (Budgets, 
Etats) für das bevorstehende Finanzjahr, d* h. einer zi£fermässig bestimmt 
geordneten Uebersicht einetseita der Aa^anguninmen, welche theil» ans festen 
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So eiuig man nun allerst its über dio finanztoehnische und 
ünanzpolitische Seite dieses Gesetzes ist, so lebhafter Streit herrscht 
darüber, welcher juristische Charakter sowohl dem Gesetze im Ganzen, 
als nach seinen einzelnen Bestandtbeilen zukommt. 

Um die Bedeutung des Budgetrechtes der Tolksvertretnng und 
der sich an dasselbe knüpfenden Streitfragen von Gmnd ans zn 
würdigen , muss man alter auch über die Ursachen klar sein, 
welche es als eine i>oliti;>cbe Waffe in der Hand des Parlameates 
erscheinen lassen. 

Trotz der principiellen Geschiedenheit des eonstitutioneUen 
Staates von dem stftndischen, trotz des Gegensatzes der neuen staats- 
bürgerlichen zu der feudalen Ordnung der Dinge haben sich nftm- 
licli in der Beurtheilung des itolitischen (Jliarakters des Budgetrechts 
alte stilndische Ideen un versein t erhalten. Da die Geschichte es hundert- 
faltig gelehrt hatte, dass die Steuerbewilligung die mächtigste Waffe 
in der Hand der St&nde war, um ihre Interessen im Widerstreit mit 
der Antoiitftt der Krone zur Geltung zu bringen, so schien der 
Gedanke naheliegend, daas das alte unbezweifelte Recht der Stände 
in vollem Umfang auf die neuen Parlamente übergegangen sei. 
Die Nothwendigkeit einer solchen WalTe für die Parlamente erschien 
um 80 dringlicher, als auf dem Continente kein althistorisches Band 
die Krone an die ihr entweder durch Bevolution abgerungene oder 
znr Verhütung leyolutionftrer Beweg^g eingesetzte Volksvertretung 
kettete. Da war es begreiflich, dass das allen Imperiums entbehrende 
Parlamentsich zunSch-^t nach einem vcilassun^-smiissigeu Mittel umsah, 
um seine fortdauernde Eiistei)z <.n'^'en absolutistische Gelüste, nament- 
lich aber, um seine r^elmässige Einberufung zu sichern. Hatte 
schon das englische Parlament ausser in der auf kürzeste Zeit ge- 



Zalilongsverpflichtongen »icher bekannt, tbeils niutliiuasslich erl'orderlich »iod, 
Mtdereneiti der nratnmassltcli TerfUgbikTeii Eing^angssammen und die Ziebang 
einer Bilanz zwischen beiden Suuunen," L. v. Stoin. Lehrbuch der Ffaians^ 
Wissenschaft. 5. Aufl. 1, S. 261: »Der Staats Voranschlag eotbält du ge- 
sammte Leben des Staates in seinen entscheidenden wirthscbiftliehen Be- 
diagnagen*. 
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wfthrien nratiny bOl in der Eänscbrftnkung der AppropriatiODeo 

auf eiuen kurzen Termin ein gesetzliches Mittel für die Herbei- 
führung seiner jährlichen Berufung erblickt, und dadurch ein für 
allemal die Wiederkehr der Zustände vor der iievolution, wo mehr 
als ein Deoemuam zwischen der Berofang zweier Parlamente ver- 
geben konnte, nnmOglich gemacht, so sah der eontinentale Gon- 
stitntioDalismvs im Badgetreeht der Volksvertretung um so mehr 
die sicherste Gewähr der nach verfassungsmässig kurzen Intervallen 
besUniniten Wiederkehr ihres Funktionireiis. Mit dieser Idee ver- 
bindet sich aber der Gedanke, dass durch die innerhalb gewisser 
Grenzen zweifelsohne bestehende Freiheit im Gewähren oder Ver- 
sagen finanzieller Mittel für die Begierang die Möglichkeit einer, 
aUerdings nicht mehr wie in der ständischen Zeit direkten Pression 
auf Ministerium und Monarchen zur Erreichung parlamentarischer 
Wünsche gegeben sei. In der Folge endlich steigert sich dieser 
Gedanke bei politisch ungeschulten Nationen dahin, dass die Frei- 
heit der gesetzgeberischen Aktion auch dazu benfitzt werden kdnne, 
durch Verweigemng des Staatshanshaltsgesetzes fiberhanpt die Regie- 
rung gleichsam auszuhungern, ihr den gesetzlichen Boden der 
Fiuanzverwaltiiiii: zu entziehen und so die Krone zu nöthigen, ein 
neues, den parhimentarischen Wünschen geneigtes Ministerium zu 
berufen. So erscheint das parlameutarische Budgetreeht politisch 
als Grund und Eckstein des constitationellen Staates in der angeb- 
lich ausgeprägtesten Form desselben, wo der Impuls zu allen 
wichtigen Handlungen der Regierung nicht vom Ministeriuni . am 
allerwenigsten vom Monarchen, sondern von der durch das Budget 
organisirenden und dirigirenden Thätigkeit des Parlamentes ausgeht 
Bevor an eine Untersuchung der auf Grund des entwickelten 
Thatbestandes sich ergebenden staatsrechtlichen Fragen geschritten 
wird, sind zuvorderst zwei wichtige Momente zu eonstatiren, deren 
eines in dem Wesen der rechtlichen Formulirung der obersten 
Sätze des Staatsrechts, das andere jedoch in der Natur der con- 
sütutionellen Staatsordnung liegt. 
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Die Rechtssätzo , welche die Competenz unmittelbarer Staats- 
ortrane normiren, erschoinen in der Kegel in der Form von Gewäh- 
rungen: in der Festsetzung von Machtbefugnissen. Einerseits die 
von der jariBÜschen Logik geforderte Unvenntwortlicbkdt munittel- 
barer Organe, «ndereraeits die Nothwendigkdt für die AusHbiuig 
gewieser Bichtuiigeii der Staatsthfttigkeit einen breiten Spielraam 
freien zweckbewussten Krmessens zu gewähren, lassen die Form 
von Geboten und Verltoton für die Normirung dieser Comjietenzcn 
als unbrauchbar erscheinen. Nielitsdest oweniger ist auch di^er 
Spielraum freier politischer Thätigkeit tod der obersten Norm des 
pflicbtmftSBigen Handelns im staatlichen Interesse behenscht. Alle 
berechtigenden verfassnngsmissigen Rechtssfttze ffir die obersten 
Staatsorgane begründen nicht sowohl subjektive Hechte, als viel- 
mehr berechtigende l^tlichten. Das ergiebt sich mit Notliwendigkeit 
aus dem Begrift des Staattiorganes , dessen Wollen eben nicht im 
individuell egoistischen, sondern im Staatsinteresse erfolgen soll. 
Nicht nm seiner selbst, sondern um des Staates willen ist es mit 
wdtgehenden Machtbefugnissen ausgestattet. 

Dieser Gedanke nun gewinnt seine grösste praktische Bedeu- 
tung in der constitutionellen Monurchie. lu der Idee beruht diese 
Staatsform auf der stetigen zusammenstimmenden Thütigkeit der 
beiden unmittelbaren Staatsorgane, des Monarchen und der Kam- 
mern. In der Wirklichkeit des politischen Lebens wird dies Zusam- 
menstimmen in vielen Fftllen allerdings das Resultat von Gompro- 
missen sein; immerhin ist ein harmonisches Zusammenwirken der 
beiden in ihren Funktionen inhaltlich von einander unabhängigen 
Organe die Voraussetzung geordneten staatlichen Lebens, während 
ein Conflikt beider die Staatstb&tigkeit zuvörderst retardiren, hierauf 
die staatliche Entwlckelnng zum Stillstände bringen, ein fortgesetzter 
Zwist jedoch schliesslich entweder zur Anarchie oder zu einer 
gewaltsamen Aenderung der Verfassurg fuliren würde. Desslialb 
ist gerade hier die Kechlswahrheit. dass die Befugnisse der unmittel- 
baren Staatsorgane als Kern eine YerpÜichtung besitzen, von dem 
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höchsten Werthe, we'i] sie allein zu der Uoberzeujjjiing lüliien kann, 
dass auch die Erreichung politischer Zwecke durch die höchsten 
Organe des Staates ia ihrem gegenseitigen Verhalten niemals die 
YerwandluDg oner Reehtspflieht in ein sobjekÜTes, m Oimsten dee 
particnlaren Interessee des betreffenden Qiganes ausranntsendes Becht 
sanktioiiiren laaxn. 

Die Sätze der Verfassungsurkunden gehen in der That aus 
von der Voraussetzung eines im Grossen und Ganzen vertassungs- 
mftssigen Verhaltens der unmittelbaren Staatsorgane. Innerhalb 
gewisser Grenzen haben sie zwar Anssehreitongen als mOglicb aage- 
nonunen und dnreh die EinfUhrong sogenannter constitatiODeller 
Garantien hintanznhalten gesucht. Allein der ümfhng dieser 
Garantien ist durch die Unverantwortlichkeit der unmittelbaren Staats- 
organe besclirankt. Daher müssen die obersten Sätze des Staats- 
rechts nothwendig ieges imperfectae sein — der Kreis derartiger 
Ter&ssnngssfttze Ifisst sich dnschrftnken, jedoch niemals gftnz- 
lieh vernichten. Und er ist in der oonstitationellen Monarchie 
grösser als etwa In der repräsentativen Kepublik. Hier nnr einem 
Organe — den Kammern — garantielose Macht zutheilend, stalten 
sie dort deren zwei mit Rechten aus, deren pflichtraässige Aus- 
übung in vielen Punkten nur in dem rechtlich gestinunten Willen 
der Organe selbst ihre Sanktion findet. 

Im Folgenden ist nun die rechtliche Natur des periodischen 
Wirthschaftsplanes des Staates, des Budgets und die des Etats- 
oder Finanzgesetzes, welches auf seinem Grunde erlassen wird, zq 
untersuchen. 

Nach den vorangegangenen Ausführungen ist es auf den ersten 
Blick klar, dass die Au&tellung eines Budgets ihrem Wesen nach 
kein Akt materieller Gesetzgebung, sondern der Verwaltung ist 

Das Budget, isolirt betrachtet, als Veranschlagung der Einnahmen 
und Ausgaben des Staates in einer künftigen Verwaltungsperiode, 
enthält keine ßechtssätzc, sondern Ziffern, sein Zweck ist nicht auf 
Abgrenzung von Bechten und Pflichten, sondern auf eine Bi^^ulirung 



Digilizeü by Google 



— 285 — 



der wirthsehaftlichen Thätigkeit des Staates gerichtet Es ist eine 
Berechnung künftiger Leistungen und Empfange, welche die Basis 
für weitere Verwaltungshandlungeu bildet, für die Erla^sung von 
Becbtss&tzen bilden kann. Diese Sätze sind so einleuchtend , dass 
sie sofort \m Beginn der eonstitationeUen Budgetwirthscliaft in 
Deutschland erkannt wurden. Doreh die neueren Untersuchungen 
Fricker*8*) und namentlich Lahand^s*) ^d sie ausser Zweifel 
gestellt und nur von jenen nicht zugegeben, welche den funda- 
mentalen Unterschied von materiellem und formellem Gesetz nicht 
anerkennen wollen^). 

Das Budget erh&lt aber dadurch, dass es im Wege der Gesetz- 
gebung festgestellt und za einem Bestandtheil des Etatsgesetzes 
erhoben wird, die Natur eines verbindlichen Gesetzes ; die Begierang 
soll gemäss demselben die Staatswirthschaft führen. Auch in 
Geeetzesform ist es nur eiu Wirtkachatlsplan ; allein die Gesetz- 
gebung wird nicht in Bew^rong gesetzt, um ein Becfaen- 
eiempel zu vollziehen. Vielmelur werden solche Pläne gemacht, 
damit sie verwirklicht werden. Allerdings scheint sich das Budget 
von verbindlichen Staats willensakten wesentlich zu unterscheiden 
durcli die ihm anhaftende Unbestimmtheit. Es ist unmöglich , die 
pruliniinirteu Eingänge genau in der eingesetzten Höhe hereinzu- 
bringen, Abweichungen nach Oben oder Unten werden in den meisten 
Fällen stattfinden; ebenso werden die Ausgaben die nonnirten Be- 
träge manchmal nicht erreichen und oft fiberschreiten. Es ist 
daher bereits von Malchus treffend mit einer eventuellen Norm 
verglichen worden^). Siebt man aber näher zu, so haftet diese 

2) Steaerbcwilliganpf und FinaDSgesets, Zdtscfar. f. d. gesBUiliite Staats- 
winenschaft 1861, S. 674 fT. 

3) Budgetrecht nach den Best. d. preuss. Verf.-Urk.; derselbe, Das Finanz- 
recht des deutschen Reichs, Hirth's Annalcn 1873 S. 5124 ff. ; denelbe, Staat». 
III, § 123; derselbe, Marquards*^n S. 204 ff. 

4) Namentlich v. Martitz a. a. ü. S. 268 ff.; Zorn. Keichsstaatsrecht II, 
S. 335 ff. und Holtzendorff's Beehtelöieon s. v. r.cichäfinanzwesen III, 1. 
S. 382, and v. Rönne, Staatnr. dar preuas. Monarchie. 4. Aufl. I, & 591, 
'>92 u. G02. n. 1. 

5) Finanzwissenschaft II, S. 95: ,üeberhaupt kann das Finanzgesetz und 
das Budget, welches durch dasselbe genehmigt ist, nur als eine bedingte oder 
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Eventoalitftt aoaiahiDslos allen Terbindlicheii Geaetsen, welchen 
Inhaltes auch hnmer, an ; sie tritt beim Budget nnr in verstärktem 

Masj5e hervor. Alle verbiuJliciien Gecjctzp wollen in der Zukunft 
liegende \\ irkungen hervorrufen, eine absolute Garantie jedoch, dass 
die zulcänftige Welt der Thatsachen nach den Intentionen des 
Gesetzes gestaltet werde, ist nach der Nator menachlicher Dinge 
unmöglich. Das Strafgesetz will, dass an alle nnter seine Nonnen 
fiillenden Thatbestände nach seiner Anweisung Straffolgen dnrch 
richterliches Urtheil geknüitft wenlcii . nichtsdestoweniger kommt 
immer nur ein Tlieil der Delikte zur richterlichen Cognition. Ein 
formelles Gesetz Icann die Vornahme einer Flnssregnlirang, die 
Errichtung eines neuen staatlichen Gebftudes binnen bestimmter Zeit 
anordnen, Naturereignisse oder kriegerische Occnpation können die 
Durchführung der Verwaltunfrsaufgaben hemmen oder verhindern. 
Das Gesetz ist Wille, die Vollziehung That; im Processe des that- 
sächlichen Geschehens ist aber der Wille nur ein Faktor, desseo 
Wirkungen ?on unvorhergesehenen und unbeherrschbaren Ereigntssen 
durchkreuzt und gehemmt werden können. 

Das Budget ist auch als Gegenstand der Gesetzgebung zum grossen 
Theile nicht nur kein materielles Gesetz, sondern auch kein Gegen- 
stand freier Gesetzgebung. Es enthält in allen Stauten Bestandtheile, 
welche die legislatorische Freiheit ausschliessen, es fällt mit Rück- 
sicht auf diese in das Gebiet der inhaltlich gebundenen Gesetz^ 
gebung. Alle Gesetze, welche permanente Einnahmen feststellan und 
durch Beehtssätie Ausgaben normiren, enthalten zuglöch die Ver- 
pflichtuni,' der gesetzgebenden Faktoren, die nöthigen Summen ins 
Budget einzustellen. In jeder Verfassung, möge sie dem par- 
lamentarischen Budgetrecht noch so weite Grenzen setzen, ist schon 
durch Verfassungssfttze implidte die unweigerliche Anerkennung ge- 
hypothetische, erentneUe Nonn betrachtet werden, die in Abtieht avf die Elniehi- 
heiten in ilom üii l^; -t erst durdi das spüterr (^-s 'tz über den definitiven Ab- 
Bchlius dc8 Finanzjahres prädsirt wird, oder ihre bestimmte Geltang erhält, 
bi« tu wdcher deren Terbmdliche Kraft sich Torzüglich nnr dudi die Begründ* 
xxng der Verpflichtung der Depart4.-niont«chefs sar BecJltfertigmg etwaiger 
AbweichongeD tod dessen Vorschriften äussert.'' 




wisser Gattungen von Ausgaben anbefohlen. Die Kosten der Civil- 
iiste, der Zinsen der Stiuitsschuld, des Organ isnius der Gerichte und 
YerwaltiingsbehördeD, des Heeres und der Flotte müssen schon krafli 
der Gmndgesetae der meisten Staaten genUtes den hierfür bestehen- 
den nftheren gesetElichen Nonnen in das Budget aufgenommen 
werden. Reichen die gesetzlich bestehenden Ehinahmen nicht zur 
Deckung dieser Ausgaben, so besteht die weitere Pliiclit der legis- 
lativen Organe, die Erhebung neuer Einnahmen bis zur Deckung des 
gesetzlich nothwendigen Erfordernisses anzuordnen. Aus diesem 
Grunde ist auch in den Staatoi, welche entweder den Abgabenge- 
setzen nur eine j&hrliöh zu erneuernde Gesetzeslmift beilegen, oder 
doch die jährliche Bewilligung zur Erhebung der Staatseinnahmen 
nach den l)pstehenden Gesetzen vorschreiben, diese Erneuerung oder 
Bewilligung durchaus nicht in das rechtliche Belieben der Kammern 
gestellt Da schwerlich bei befestigten staatlichen Zuständen die 
ganze Steuergesetzgebung von Jahr zu Jahr wird umgearbeitet 
werden, so wird in der Qberwiegenden Mehrzahl der FftUe die Er- 
neuerung der Gesetze verfassungsmässig geboten sein. Die belgi- 
schen Kammern, welche der Kruonerung der Abgabenge.^etze ihre 
Zustimmung ver-^agen wollten, würden damit gegen die belgische 
Verfassung bandeln, welche die jährliche Auszahlung der auf Lebens- 
zeit zu bewilligenden Civilliste an den EAnig, die Existenz eines 
Ministeriums, die Besetzung der Gerichte mit Bichtem verfügt, die 
ans Staatsmitteln besoldet werden u. s. w. Xur wenn der in mo- 
dernen Sta;iten so seltene Fall eines üeberschussL's der Kinualnnen 
über die Ausgaben eintritt, könnte zeitweilig eine Verweigerung des 
ferneren Geltungstermines für das eine oder andere Gesetz eintreten. 
Es ist daher auch die Einnahmenbewüligung, sofern gesetzliche In- 
stitutionen von ihr abhängen, kein Akt freier, sondern gebundener 
Gesetzgebung. Selbst in der repräsentativen Demokratie mit Zwei- 
kammersystem ist es ein Kechtsbruch, wenn die zweite Kammer 
ohne vorhergäugige rechtskräftige, also von beiden Kammern zu be- 
schliessende Aenderung der bestehenden Gesetze die Kosten gesets- 
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lieber lustitutioneii verweigert. Nach heutiger französischer Theorie 
hat dies keine Authebuug, sondern nur eine Suspeuiioü der betreffen- 
den Institutionen zur Folge; aber wie kein Theil der L^islative 
einseitig die Gesetze aufbeben kann, so kann er aoch rechtmissig 
kein Gesetz einseitig suspendiren. Was für Karl X. galt, hat auch 
* für die Kammern der dritten französischen Republik sehie Geltong. 
Die Unfreiheit der Kammern bezüi^lich des Budgets und des 
darauf gebauten Etatgesetzes ergiebt sicli daber nicht sowohl aus 
der Katar des ersteren als eines VerwaltongsakteB, denn nicht alle 
Bestandtheile desselben müssen diesen Charakter tragen. Wo eine 
Emenenmg der Abgabengesetze oder die Erlassang dner Yollzags- 
klauäel zu den bestehenden Einnahmengesetzen nothwendig sind und 
sei es durch ausilrückliche Anordnung des Finanzgesetzes, sei es 
durch Einstellung der betreffenden Ziffern ins Budget erfolgten, haben 
diese Akte den Ciiarakter materieller Gesetzgebung, die Anordnun- 
gen zur Deckung eines etwaigen Deficits auch bezfiglich der noth- 
wendigen Ausgaben kOnnen wenigstens Bechtssfttze enthalten. Die 
legislatorische Unfreiheit folgt vielmehr aus der juristischen That- 
Sache, dass das Finanzgesetz überall bezüglich der nothwendigen 
Staatseinnahmen und -Ausgaben ein Akt verfassungs- und gcsetz- 
mftssig gebundener Geeetzgebung ist. Der Begriff der gebundenen 
Gesetzgebung zeigt an dieser Stelle seine Bedeutung als unentbehr- 
liche Voraussetzung fär die rechtliehe Auffiusung des oonstitutionellen 
Staates"). 

Dieser Begriff hat mit solcher Gewalt seine Wirkungen be- 
züglich des Budgets geäussert, dass die Veriassungsurkunden bei 
der Normimng der demselben geltenden Bestimmungen abweichen 



8) IHe Verpflichtung der legislativen Organe, den Etat gemies dem gel- 
tenden Rechte festzustellen, hat, wie wir olj^n gezeigt haben, niemals und nir- 
gendB gänzlich (gemangelt. In Deatflchlaud ist sie beinahe von allen Staats- 
rechtstelirem seit Stahl nnd Hohl anerkannt worden. Vgl. die literator- 
angaben bei La band, Staatsrecht III, S. 348, Note 2. Ferner Ulbrich, Oest. 
Staatüf. S. 659; Sarwey. W&rtt Staatsr. II, S. 512 ff.; Seidler S. 230 and 
Seligmann 8. 88 ff. Nur Zorn, Reichsstaatsrecht II, S. 844 negirt ent* 
scbioaen das jnristische Maas der parlameotarischen Bewilligung. 
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von der Kegel, die Competonzcn der immittelbareD Staatsorgane 
in der Form berechtigender Becbtes&tM axuauprechen und das Zu- 
standekommen eines Budgets anf dem Wege der Oesetigebung in 
imperatiTer Form fordern. 

Der weitaus grösste Theil der Vorfassungen erklärt ausdrücklich, 
dass das liudgot auf dem Wege der Gesetzgebung zu Stande kom- 
men müsse und spricht nicht sowohl von einem Itecht, sondern von 
einer Pflicht der Gesetzgebung^). Daher gehOrt das Budget nicht 
nur zu den inhaltlieh gebundenen Qesetsen, sondern auch zu jenen, 
deren Schaffung selbst durch Gesetz gefordert ist und zwar zu der 
Klasse derselben, bezüglich deren Perfection ein dies ccrtus an et 
quando verfassungsmässig angeordnet ist. In solchen Verfassungs- 
sätzen ist eine Verpflichtung aller an der Gesetzgebung betheilig- 
ten Organe ausgesprochen, ein Budget binnen der angegebenen 
Frist zu Stande zu bringen: eine Verpflichtung der Begierung es 
den Kammern vorzulegen, eine Verpflichtimg der Kammem es zu 
berathen und dem ^'eltendeu Kechte un:'niü.ss festzustellen, eine Ver- 
pflichtung der Krone es zu sanktiouirt ii und zu publiciren, sofern es 
den verfassungsmässigen Bedingungen entspricht. Es giebt kein Höcht 
der Kammern, das Gesammtbudget oder die auf gesetzlichen Titeln 
beruhenden Fontionen desselben abzulehnen, nur ein Becht, es inner- 
halb der hier mehr als anderswo beschrftnltten legislatorischen Frei- 
heit, zu moditiciren. Die Ablehnung des Budgets, die Streichung 
gesetzlich tixirter Ausgaben, die Nichtanerkennung der zur Deckung 
derselben nothwendigen Summen ist kein legales Mittel zur Er- 
reichung politischer Zwecke, keine gesetzliche Wafiia, um ein Mini- 
sterium zu stürzen, auch keine 7on der Bechtsordnung erlaubte Form, 
in der ein lüsstranensTotnm geäussert werden darf"). Dazu kann 



7) .Hinquc ann(5e; It's chambres — vutont le budget." «Alle Einnabraen 
und AoH^abtfu des Staates müssen für jedes Jabr im Voraus venuMchlagt 
und anf den StMbihaiuihaltS'Etat gesetzt werden". Vgl. K. A. Chr. a. a. O. 
a 481. V. R5iine, Preufs. StiiatHr. I, S. f.02 ; Seidlcr S. 230. 

8) Daher iat auch ein juristisch deducirbares Becht der Voiksvertretang, 
das Bvdgat rarfidtiahaltm, wriehea Seidler S. 281 behauptet, nicht Tovhandeo. 

Jelltaek, OflMts and YemdBong. I9 
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die Verweigerung frei zu bewilligender Credite oder die Ablehnimg 
irgend einer ßegienmgsvorlage, der die Kammern mit dem Rechte 
freier Entschliessimg gegenäbeieteheD, benAtzt werden. Auch Yer- 
tranen und Misstranen dürfen überall nur dnrdi geeetoliobe Mittel 
nim Amdnick gebracht werden. Wenn der Eid sof die Verftssong, 
den überall die Kammermitglieder zu leisten haben, eine rechtliche 
Verpflichtung bestärken soll, so kauu es nur die sein, den verfassnngs- 
jmftssig festgestellten legislatorischen Verpflichtungen nachzu- 
kommen. In Ansftbang gesetzgeberischer Freiheit, also innerhalb 
der yerfaasangssebranken ist me Yerftssongsmletacang nmnOglicb. 
Sefawerlidi werden die s. g. parlamentarische Autonomie und die 
persönlichen Verpflichtungen der Kammermitglieder gegen die Kammer 
(Besuch der Sitzungen, Theilnabme an der Abstimmung, Befolgung 
der Gescbültsordnung), die in den meisten Staaten genügende reelle 
6ku»ntien besitzen« der idealen Verstftrkung dnrch einen VerjOusuqgs- 
dd bedürfen. Der Verfiassungseid der Kammwmitglleder muss als 
in erster Linie auf das parlamentarische Bndgetreeht sich erstreckend 
aufgefasst werden^). Hier haben die Kammern den wichtigsten 
Anlass, ihre verlassungsmässige Handlungsweise zu bethätigen. Der 
Kegierung huudertHlltige Möglichkeit ihrer Verletzung gebend, bietet 
die Verfiissnng den Kammern hanptsftchlich diese Stelle zum rer- 
fiusungswidrigen Angriff. 

Das Terfassungsmässige Zustandekommen des Budgets ist aber 
um so wichtiger, als die Verfassungen von der Voraussetzung pflicht- 
mässigen Handelns der unmittelbaren Staatsuif^ane ausgehen, da alle 
Garantien an einem constant pflichtwidrigen Willen ihre Kraft ver- 
sagen. Keine rechtliche Macht kann den Monarehen zwingen, die 
Kammern einnibemfen, die Minister nnd die Beamten zu ernennen, 
die Gesetze zu Sanktioniren; dass das Staatsleben nicht plötzlich 
stille steht, hat die Verfassung in den pflichtmässigcn Willen des 
obersten Staatsorganes gestellt Während aber die con^titutioneile 

9) Das ist treffend herroigdioben von t. ßöDue, Freoss. Staatsrecht I, 
8. 606. 
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Eniwickelang, laoge Zeit vou Bangen vor der Rückkehr des Abso- 
latismus und daher TOn Misstranen gegen den ^lonarchen erfüllt, 
immerhin eine Beibe von Garantien för die neue Ordnung der Dinge 
erschaffen hat, ist der Gedanke pflichtwidrigen Handebs der Park- 
mente aofanc^s wenig beachtet worden. Waren die Parlamente doch 
auf dem Cmitiiuiite die iK^in^r.sc-haffenen Orj^ane, deren Dasein uud 
Funktionen alä der wesentliche Inhalt der den Monarchen beschrän- 
kenden Verfassung galt, eischieneu sie doch als Huter der Verfiusnng 
und deeshalb als der Hfltnng durch die VerCassaag nicht hedflrftig, om- 
Bomehr als das retardirende Gewicht einer ersten Eanmier im parlamen- 
tarischen Organismus selbst und die königlichen Rechte, die Thätigkeit 
der Kammern zu leiten, die Wahlkanimerii aufzulösen, die Gesetze zu 
sankiioniren, einen genügenden Wall gegen parlamentarische üeber- 
griffe darzubieten schienen. Schon dessbalb haben viele Ver&ssungen 
es unterlassen, !Ür den Fall — unverschuldeten oder verschuldeten 
— NichtZustandekommens des Budgets auf dem Wege der Qesets- 
gebung Vorsorge zu treffen. 

Die Bedeutung de?^ Daseins eines Budgets, wie immer der for- 
melle Prozcss üdioer Eutstohung sein mag, besteht aber wie dar- 
gelegt darin, dass es unter allen Umständen eine unumgängliche 
wirthschaftliche Bedingung der Finansverwaltnng ist'^). Immoder* 

10) Vpl. oben Note 1. Die staatsrechtliche Theorie hat das womöglich nodl 
in scliürfort-'r Weise hervorgehoben als die finanzwissenschaftlielie. z. B. H. S r Ii n I / o, 
Deutsches Staatsrecht I, S. 5ö3: ,So hat die Feststellung des Etats zunaehst 
einen rein wirthschaftlichen Charakter; sie hängt mit keiner bestimmten 
Staatsiform zasammcn nnd rauss in einer wnlilgeordnct«n absoluten Monarchie 
ebenso gefordert werden, wie in einem konstitutionellen Staate, mag dieselbe 
feriiffent licht oder geheim gehalten wenlen; ^ie ist die Qberall unentbehrliche 
wirthschaftliche Verwaltungsnorm, welche die Staatsffowalt sich selbsit vor- 
schreibt." Laband, Staatsrecht III, S. 310: „Jede irrössere Wirthschatt erfordert 
einen Wirthschaftsplan und eine Keclmung.sleumn^' in gewissen regelmiismffeii 
Zf'itab.-clinitten; die Aufst-'llung eines Voranschlages gehört dcmgemäss zn den 
uucrlässlichen Erfordernissen einer geordneten Staatswirthschaft. Die Noth- 
wendigkeit der Budgetaufstellung ist nicht die Folge irgend einer Verfassungs- 
forni. ist iiii lits rharakteristisches der constitutionellen Minuirchie. ist keine 
Errungenschaft der neueren politischen Entwickelung, sondern sie ergiebt sich 
ans der Grösse uud dem Umfang der Staatswirthschaft. Sowie es zu der Sorg- 
falt jedes ordentlichen Wirthes f^vlii.rt. für ein Unternehmen, welches bedeutende 
Aufwendungen erfordert, einen Voranschlag zn maciien, so hat man auch lange 
vor Einf&hnmg der oonatitatloMllen Staatafbim ebenio wohl die An&teUoiig 
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nen Staate ist pin budiretloser Zustand unmöglich. Kommt ein 
parlamentarisches Budget nicht zu Staude, so ist dennoch auch in 
solchem Zostande irgend ein Wirihschaftsplan yorhanden — «ine 
Imdgedose Wirfchschaft wäre gleichbedentond mit einer kopfloson. 
Die Verfassungen Terweisen nun die Feststellung des Budgets auf 
den Weg der Gesetzgebung und fordern damit, dass nur durch ein 
formelles Gesetz der Staatswirthschaftsplan entworfen werde. Aus 
der Entwickelungsgeschiclite und dem iinanztechnischen ChanÜLter 
des Budgets ergiebt sich der Sats, dass es eine nothirandige Be- 
dingung der Führung einer rationellen Staatswirthschaft ist, aas den 
Verfassungss&tsen über dasselbe fSr die überwiegende Mehraihl der 
Staaten, dass diese Bedingung nur erfülU werden kann durch ein 
Gesetz, nicht durch Verordnung. Dass das verfassungsmässig zu 
Stande gekommene Budget die rechtliche Bedingung der Finanz- 
Verwaltung ist, ergiebt sich nicht aus einer Bachstabettinterpieta.tioii 
der betreffenden Verfasstuigssätxe, sondern aus der Erkemitoiss der 
Ton allen Bechtss&tzen unabhängigen Natur der so oomplidrten 
Finanzgebarung des modernen Staates. 

Es ist gegen diese Erkeuntniss nicht der Einwand zu erheben, 
dass dadurch die Führung der Staatsrerwaltung auf eine periodisch 
ta einenerade Vollmacht der Kammern gestellt, damit das monar- 
chische Prindp, ja der Buchstabe der Ver£usungen selbst, welche 
die vollziehende (Gewalt ausschliesslich in des Monarchen Hände 
legen, verletzt sei. Abgesehen davon, dass ein Arguraentiren aus einem 
liistorisch-politischen Princip wonig juristische Bedeutung bat, da 
der Gesetzgeber auch der Idee Widersprechendes verwirklichen kann, 
wQrde selbst die Annahme einer solchen im Budget liegenden VoU- 
macht keine Goncession an eine Parlaments- oder Volkssonverftnetftt 
sein, sobald man einmal klar erkannt hat, dass die Genehmigung 
des Budgets nicht bloss ein Kecht, sondern auch eine Fiiicht sei. Es 

dncs Staatshaushalts-Etats als Voransclilag für die Kosten <l<"r Verwalfungf, 
wie die oachtrügliche Ableguiig und Prüfung der liochnunguu als uncriu^älidie 
ErfardeniiaBB eiiier geordnelen StattsTcnraltang aafirksimt.* 



ist jedoch im Budget und Finanzgesetze, sofern es auf bestehenden 
Gesetzen beruht, in kiinem Sinne eine Vollmacht vorhamlen. 
Dasselbe ertheilt nicht der Regierung das Kecht zur Finanz- 
▼erwaltang, sondern setzt die Erfailung einer dem exiatenten 
Becbte anhaftenden Bedingung"). Es ist nicht caosa effidens, 
sondern conditio, nicht rechtserzengendf sondern rechtserfilllend"). 
Dafür gieltt es im öffentlichen Hechte genug Analogien. Die Ke- 
gierungsakte des Monarchen bedürfen der ministeriellen Coutrasig- 
natur. Die Ursache der Giltigkeit des Mouarchenwillens iät aber 
nicht die Unterschrift des Ministers, sondern der Monarchenwille 
selbst Die Contrasignatnr ist Bedingung, nicht Ursache der Giltig- 
kdt Der StrafKchter kann Strafe verhängen nor auf Omnd eines 
klägerischen Antrages. Der Antrasf ist nicht Ursache, sondern Be- 
dingung des Urtheils. Die Ursache liegt einerseits im Delikt, an- 
dererseits in den Normen des Strafgesetzes. 

In deiyenigen Staaten, wo die Einnahmengesetze jährlich eraenert 
werden oder zur Durehfuhmng derselben eine ausdrückliche Bewilli- 
gung nothwendig ist , erseheint das Finanzgesetz allerdings als 

11) Dl r Vollmadit.srharakter <les Staatshaushalts-Etats ist mit Rürk<irht 
auf dcu preassischen Contlict am eatschiedensten behauptet worden von Laskcr. 
Zur YdniusQngRgMchichte Preasseu 1874 (geschrieben 1862) S. 355 ff. und 
Ton V. Rönne. Preii^sisr'hes Staatsrecht 2. Aufl. I. 1. § 05. Ferner in der 
Dcaestcn Zeit von v. Marti tz S. 269, am schart'steu von Zorn, Keichsstaats- 
recht II, S. 836 ff., der Alle Einiiahineii- und AnsrnbengeMlse als lege« annoae 
erklärt, deren Emeuerun^f von dein Etat<iTiNct/ abliänirii; ist. also das bel^fischo 
Hecht auch dort für verwirklicht hält, wo die i'eriodicitüt der Einnabmengesetze 
nkht ausdrücklich verfimnngsiniMiir aiugeBimwbeii ist. 

12) Ganz riclitijj nennt Gneist, Verwaltnncfsrecht II, S. 689 die Auf- 
stellung eines jährlichen Staatshaoshalts-Etats eine »Grandbedingang" einer 
geordneten Staatswirtluehaft. Seid 1er S. 22B becnchnefc das Etatsgesetz als 
,dio rechtlirho Voraussetzung, nicht dio Vnlhnacht zur Verwaltuntr der Ein- 
nahmen und Aasgaben', achreibt jedoch in seinen weiteren Ausführungen dieser 
«Vonuusetmng* dieselben IHilrongen, wie «ner ToUmaeht zu. Vgl. S. 233, 
wo erklärt wird, dass das Einzelvotum „die Rogieniuf,' i rsf^ rnr Vornahme der 
angeordneten Vcrwaltangshandlung berechtigt', sowie die Bemerkungen S. 236, 
237, aber die Erhebung der auf muiemden Gesetzen berabenden Einnahmen. 

1^) Vjjl. z. B. 0(>sterr. Finanzi,'osctz für das .Tahr IHSl vom Xyü] l'^"^4. 
B.>G.-B1. Nr. 45 Art. IV: »Zur Erreichung der im Artikel Iii lestgesetzten 
Snmme der Staatseinnahmen sind die direkten Stenern nnd indirekten Abgaben 
im A1l£:'^nii"i;ii'ii nach di'ii licst.^lii'Ti l-ii N^-rtnen einzuh-^ben." Ulbrich, Oest. 
Staatsrecht Üö9, ohne nähere Begründung die Sätze des preussisch-deutscben 
Bodgefereebtes auf Oestenekh übertragend, wo doch MudrftekUeh die jährliche 
Stenerbewilligang (vgl oben 8. 176) angeordnet ist» behauptet: «Aneh wird 
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eine gesetzgeberische Vollmacht. Allein es trägt nnr den formellen 
Charakter einer solchen; materiell ist, wie früher ausgeführt, auch 
hii r die Gesetzgeh uiil,^ <,'cl)iitiden. Die Bewilligung der zur Deckung 
d«r geeetziich feststehenden Staatsbedürfnisse nothwendigen Sommeii 
ist keine rechtlich freie. Insofern jedoch ins Budget Posten ein* 
gestellt werden, m deren Anftaahme eine rechtliche Verpflichtung 
nicht besteht, insofern das Etatsgesetz zur Deckung dieses ausser- 
ordentlichen Aufwandes zu Finanzoperationen, wie z. B. Emittirung 
von Staatsschuldverschreibungen, Verkauf von Staatsdomänen, Er- 
hebung ausserordentlicher Zuschl&ge n. s. w. ermftchtigt, haben 
sie den Charakter der Regierung Ton der Gtosetzgebnng erthellter 
Erroftchtigungen. Auch in diesen letzteren Punkten haben Budget 
und Finanzgesetz den Charakter, sei es nur fonneller, sei es auch 
materieller, aber freier Gesetze. Soweit jedoch ein Etatgesetz die 
Erneuerung bestehender Gesetze anordnet, ist es ein Akt materieller 
— wenn auch in der Begel gebundener Gesetsgebung. 

Trots der juristischen Nothwendigkdt des Zustandekommens 
des Budgets auf dem Wege der Gesetzgebung kann dennoch durch 
eine Reihe von Umständen das von der Verfassung geforderte for- 
melle Gesetz entweder nicht rechtzeitig oder überhaupt nicht zur 
Perfektion gelangen. Durch verzögerte Vorlage von Seiten der 
Begierung, durch zu langsame Beiathung in den Kammern n. dgL 
kann die parlamentarische Erledigung des Budgets zu Beginn der 
betrelfonden Verwaltungsperiode noch ausgeblieben sein. Es kann 
aber auch in Folge eines Couflictes zwischen Kamuicrii und Regie- 
rung eine Verembaning über ein Budget nicht gelingen, sei es 
dass die zweite Kammer das Budget überhaupt verwirft, sei es dass 
über einzelne Posten des Budgets eine Differenz zwischen Parlament 
und Begierung besteht und entweder die erste Kammer das aus 
den Beschlüssen der zweiten hervorgegangene Budget ablehnt, oder 

durch die Niclitbcwilllgan)? der Stein rn dio in den einzelnen Abq-aben- 

gesetzen bestimmte Steaerpflicht keineswegs suspendirt.'' Allerdings fehlt bi« 

heute jede nüun Untanndraiig Ober us W«Mn dar StMorbewilligang in 
Oertenneh. 
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das8 die Regiennig es ftr nnatiDebinljer erklftrt und demnadi die 

Sanktion des Etatsgesetzes verweigert wird. Der zweite Fall ist 
der historisch weitaus wahrscheinlichere. Und es kann sich fügen, 
dass jeder Tiieii bona fide handelt, daes über die QesetzUchkeit 
UBd Nofhwendigkeife eines Aasgaben- eder Einnahmenposfcens jede 
der Kammern imd die Begierang Yerschiedener Ansicht sind. Es 
kann eine Nichterfüllung der Verfkssungsforderun^^ eintreten, ohne 
dass irgend Jemand eines dolus oder einer culpa könnte beschuldigt 
werden 

Es erhebt sich nun die schwierigste Frage des Badgetrechts, 
welche Entscheidnngen vom jnristischen Standpmikte zu treffim seien, 
wenn trotz der Imperative des Verihssnngsrechtes ein Budget in 
Form eines Gesetzes nicht zu Stande kommt. 

Für einige Staaten ist in Voraussicht möglicher Verzögerungen 
und Coniiicte durch die (Gesetzgebung selbst Vorsorge getrofien 
worden zur Elftrung schwieriger und doch oft nicht zu yer- 
meidender Situationen ffir Kammern und Eegiemng. Schon unter 
den ersten deutschen Yer&ssnngsnrknnden haben die von Württem- 
berg*^), Bayern**'), Hessen '') und Baden") für Fälle verzögerter 
oder durch ausserordontlirlie Ereignisse verhinderter Zustimmun? der 
Stande zur Steuerbewilligung Normen festgesetzt, durch welche eine 
ununterbrochene verfassungsmässige Führung der Finanzwirthschaft 
ermöglicht wird. In neuester Zeit haben selbst romanische Staaten 
derartige gesetzliche Vorkehrangen getroffen. So z. B. erklftrt die 
heutige spanische Verfassung, dass, wenn das Finanzgesetz nicht 
rechtzeitig zu Stande komme, das vorjährige in Kraft verbleibe'*). 

14) Vgl. H. Schulze, Deatsches Staatsrecht I, S. 591; Lab and» 
Staatsr. III. 2. S. 363 ; deraeO)«, AielÜT L off. Becht I, S. 103. 

15) Verf.-Urk. § 114. 

10) Verf.-Urk. tit. VII, § 7. 

17) Verf.-Urk. Art. 69. 

18) Verf.-Urk. § 62. Vgl. ferner kgL sächs. Gesetz vom 27, November 
18e0. Störk, Handb. d. deutschen Verf. S. 128. 

19) Art. Si la loi des tinances ne i>cut ctrc votce avant Ic prcmior 
jour de Tannee biulgötaire, on se confomiera ä la loi des tiuanceä auterieure, 
pourvu qa*eUo ait et4 discatec et votce par lee Gortfa et MUictioiin^ par le 
mu Dareste, ConstitatioiiB U, p. 17, 18, 
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Ebenso lässt die nimänische Verfassung bei nicht rechtzeititr erfolgen- 
der Votirung des Budgets i beulalls das fnihere bis zur Maximaldaucr 
eines weiteren Jahres in Kraft verbleiben -''). 

Um die reohilichen Folgen eines nicbt zu Stande gekommoien 
Etatogeseizes in jenen Staaten kennen m lernen, wo dieser Fall 
Torfiissimgsmftssif^ nicht vorhergesehen ist, wird man sidi zonftchst 
an die juristische Wissenschaft um Aufkluiung wenden. 

Hier ist nun in neuester Zeit eine Lehre aufgetreten, welche 
mit grossem Scharfsinne den folgenden Gedankei^gaog durchführt 2*). 

Da der Fall des nicht za Stande gekommenen £tats in der 
Yerfiissung nicht vorhergesehen ist, so weist diese eme Lficke anf. 
Hit nichten jedoch das System des Staatsrechts, das wie die Ord- 
nung der Natur ein geschlossenes Ganze darstellt und mit seinen 
Normen jedem Falle seine Lösung giebt'^). Auch der vorliegende 
tiudet die seinige durch das lückenlose Bechtssystem. Sie besteht 
darin, dass zwar die Ver&ssang das Zustandekommen des £tats> 
gesetses anordnet, das Nicfatsnstandekommen jedoch keineswegs die 
hestehenden Einnahmen- mid Ansgahengesetze, die keine Verweisung 
auf eine durch das Etatsgesetz zu sauktionirende Vollziehungsklausel 
au sich tragen, ausser Kraft setzt. Sie binden daher ohne Rück- 
sicht, ob ein Budget verfassnngsmässig zu Stande gekommen ist 
oder nicht, wie alle Gesetze die Begienmg nnd zwar derart, dass 
ffle, solange die betreffenden Gesetze selbst nicht aufgehoben worden, 



20) Art. 113; Si le budget n'a pas «te \ot6 en tcmps utile, le puuvoir 
ex£cntif ponmfam au serrices publica confonn^ent an bndg^ de Vtaxak 
precedcnte, snns pouvoir tontefois app1i(|uer ce budget plns d*iui an au dela de 
Tannet' pour laquelle il a ete vute. Dareste II, p. 283. 

21) Laband. Budgctrccht S. 699 ff. Vgl. zum folgenden in erster Linie 
dtrHlb.-, Staatsrecht III, § 125; Staatsrecht bei Marquardsou S. 210 ff.; ferner 
Gneist, Gesetz und Budget S. 183 ff.; derselbe £iigL. Vcrwaltangs recht II; 
H. Schalle, Das Fioanzreebt der Reichs- and Landtage nach älterem und 
neuerem deutschen Staaten ht. Griinhut's Zeitschrift II. S. 169 ff.; derselbe. 
Preu.s8. Staatsrecht 11, 441 ff.; derselbe. Deutsches Staatsrecht I. § 209 ; 
6. Meyer, der Begriff des Gesetiee a. a. 0. 48 ff.; derselbe, Staatsrecht S. 60fl ff. 
u, A. In die oft genug erörterten einzelnen Xuanccn einzudringen, welche 
die im Text in grossen Zügen geschilderte Theorie von verschiedenen Seiten 
erfahren bat, liegt hier keine Venudassong vor. 

22) Laband» Bodgetncbt S. 699. 
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für Snbebiing der ^«setzlicben ESionalmien, fAr Leistnng der gesete- 
lichen Ausgaben verantwortlich ist. AV'eit davon entferüt, da.ss die 
Kegiernng durcli die budgetlose VerwaltuDg eine Kechtsnorm über- 
schritte, würde sie sich ?ielmehr durch Einstellen der Finanzwirth- 
schafb eioer VerfiEßsangsrerletaing — der Nichtaiufähnuig bestehender 
Oeeetee — schuldig nuicheD**). Alle nicht auf gesetzlicben ISteln 
berohenden , daher 7on der Kammer finei zu yotirenden Ausgaben 
müssten unterbleiben. Die Stt-llung der Kof^icrung bei budgetloser 
Verwaltung ist nur insofern eine andere als bei geltendem Finanz- 
gesetz, dass dieses die Begiemog von dem Beweis der Gesetzlich- 
keit der Finanzrenraltungsakte befreit, im anderen Falle jedoch der- 
selbe Ton ihr zu ihrer Entlastung geführt werden muss. 

IMese Deduktion steht und f&Ilt mit dem Satze, dass zwar dne 
Verfassungsurkundo. aber niilit da.s Kecbtssyst»Mn eine Tjücke haben 
könne. Die Pnifung der Wahrheit dieses Satzes führt zu dem 
tie&ten Probleme des Staatsrechts, zu der £rkenntni88 seiner Mög- 
licbkdl und seiner Grenzen. 

Beginnen wir diese Prüfung mit der Untersucbung eines höchst 
interessanten för das vorliegende Problem wie geschaflFenen Falles 
aus der Geschichte des euglisciieu Staatsrechtes der letzten hundert 
Jahre 

König Georg III. litt bekanntlich öfter an WahnsinnsanfUlen, 
die ihn zeitweilig zur Ffihrung der Segierungsgeschäfle unfähig 
maichten. Es ezistirt nun in England kein Gesetz, welches dauernde 

Vorsorge für die Stellvertretung des Monarchen bei Regierungs- 
iiiifahigkeit trift't ; solche Gesetze werden vielmehr von Fall zu Fall 
erlassen. Als 1788 der Konig das erste Mal ernstlich erkrankte, 
war das Parlament vertagt. Da er unf&big war, dasselbe wdter 
zu vertagen, so trat es nach Ablauf der gesetzten Frist zusammen, 
trotzdem nach Parlamentsrecht vor ErOfTnung der Sitzungen durch 
die Krone mit der Erledigung von Geschäften nicht begonnen 

23) Vprl. Gueist, Vcrw.-Rocht II. 8 723; G. Meyer, Staatiir. 8. 615. 

24) Vgl. May, CoDst. histoiy I, p. 175 ff., 206 ff. 
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werden darf. Hierauf beschloss das Parlament anf Anregung 

Pitt 's drei Kcsoliitioncn des lulialts, du.ss die Ausübimg der könig- 
lichen Gewalt durch dtMi König ruhe, dass das Parlament berechtigt 
sei, diese Lücke auszufüllen, dass es nothwendig sei, für die Dauer 
der Krankheit des Königs einen £r8ats för die königliche Geneb- 
inignng zu Bills, welche die Ausübung der Kronrechte betieiBn, 
m schaffen'*'). Nach Annahme derselben worde femer beschlossen, 
den liOrdkanzler zu ermächtigen, einer Ordre zur Eröifnuug des 
Parlaments und zur Ertheilung der Genehmigimg der Krone für 
eine Regentschaftsbill das grosse Siegel anzuheften, d. h. sowohl 
die königliche Ordre als die königliche Genehmigung worden fingirt 
Hierauf wurde nach mancherlei K&mpfen die Begentsohaflablll ein- 
gebracht, welche dem Prinzen 7on Wales die Regierung unter 
gewissen Einscljriiukungeu übertrug. Nun aber war neuerdings eine 
ParlamentseröffnuDg durch königliche Ordre nothwendig, und trotz- 
dem die Opposition darauf hinwies, dass durch ein Gesetz aas dem 
33. Regierung^ahre Heinrich YIII. die königliche Unterschrift selbst 
zur Ertheilung der Genehmigung einer Bill durch Patent nOthig 
und daher das ganze bisherige Verßihren verfassungswidrig sei, 
wurde das Parlament nochmals kraft tiugirter königlicher Ermächti- 
gUDg eröffnet. Wäiirend der Verhandlungen über die Kegentschafl*- 
bill genas 1789 der KOnig. Im Jahre 1810 jedoch verfiel er von 
Neuem und diesmal unheilbar in Wahnsmn, ohne dass die früheren 
Erfiihrungen zu einem Begentsehaftsgesetz geffihrt bitten. Man 
ging nun genau nach dem Präcedenz von 1788/89 vor. Die Regent- 
schaftsbill passirtc beide Häuser. Hierauf wurde durch Resolution 
beider Häuser die Ermächtiguüg zur Ausfertigung des Patentes 
unter dem grossen Si^el behufs £rtheilung der königlichen Voll- 
macht gegeben. Auf Grund dieser Farlamentsakte übernahm sodann 
der Prinz von Wales die Begentschaft. Noch wahrend der Ver- 



2la) Jeile «lio kimigliche Prärogative betretfende Bill darf nur nach vor- 
horgrlioii(k-r Eniiachtigung Seitens derKroiw ins Itehuneiit cingebnidit wodcn. 
Majt PMliameat ^ 467, 468. 
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handlungon über das Regen t^chaftsf]fPRetz ergab sich eine mit unserem 
Thema in direktem Zusammen liange stehende Scliwierigkeit. Die 
für Heer uod Flotte bewilligten Credite konoten nämlich nicht 
Terau^bt werden, weil die Ordres zor Ausgabe Ton Anweisongen 
auf den Excheqaer nur vom EOnige ausgeben konnten. Der Lord 
Siegelbewahrer wollte zwar die Ausfertigung der nOtbigen Ordres 
vornehmen, ^iirde jcdocli von dem Deputy-Clerk daran gehindert; 
ein Befehl dcrTreasury an den Auditor of tlie Exchequer, eine Million 
Pfund für Heer and Flotte auf die Bank von England zu ziehen, 
wurde wegen mangelnder Becbtsbestftndigkeit der Ordre von dieser 
zurückgewiesen. Auch hier wurde endlich durch Farlamentsreeolution 
die Ordre zur Verausgabung ertheilt ; auch hier erfolgte ein Protest 
von einuiul/.wan/.ig Peers, darunter 5?eLhs königlichen Prinzen, gegen 
die verfassungswidrige Ausübung der königlichen Prärogative durch 
das Parlament. 

Wenn man das Vorgeben des englischen Parlamentes in diesen 
F&nen Tom juristischen Standpunkte kritisirt, kann man nur zu 

dem ürtheile gelangen, das damals Sir S. Komilly fällte: die Fiktion 
der königlichen Unterschrift sei ein betrügerischer KnilY L^ewesen. 
Wenn man aber nach dem Ausspruche des in sich geschlossenen 
Eechtssystems bei dieser Verfusungslücke fragt, so wartet man rer^ 
geblicb auf Antwort. Die königliche Einberufungeordre des Parla- 
mentes, die Torgängige und nachfolgende Zustimmung der Krone zu 
einem die Prärofralive betreffenden Gesetze, die königliche Ordre 
zur Verausgalxiiig von Geldern sind nach englischem Kechte unum- 
gänglich nothwendig zur Giltigkeit der betreffenden Akte. In der 
Monarchie kann eben der königliche Wille von Niemandem ohne 
ausdrfleUiche geeetzliche Festsetzung aus ^genem Bechte supplirt 
werden. Formell beben sich das englische Parlament eines Yer- 
lussmigshruches, alle mithandelnden Mitglieder der Kegierung, sowie 
der Prinz von Wales dos Hocliverrathes schuldig gemacht. Und 
doch wird Jedermann die Notbwendigkeit des Vorgehens Ton Parla- 
ment, Beglerung und Kegenten anerkennen müssen. Die Koth- 
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weodigkeit, contra legem m handelii, ergiebt sieb aber selbsUer* 

ständlich nicht ans der lex, sondern aus dem, was vor aller Rechts- 
ordnimj^ da ist — aus der Natur des Staates. 

Au der Natur des Staates hat nämlii li alles Hecht seine Grenze. 
Wie die Existenz des Staates vor aller fiechtsordmuig als faktische 
Ordnung der socialen Macht&ktoren gegeben ist, sacht sie sieh mit 
nnerbittlicber Kothwendigkeit Im Kampfe mit allen ihr feindlichen 
Mächten zu behaui)ten, selbst mit der Rechtsordnung, wenn diese in 
ihrer positiven Ausgestaltung in Widerspruch tritt mit den staat- 
lidien Daseinsbedingungen. Die Rechtsordnung selbst beruht auf 
dem Dasein einer ihr Torangehenden, durch sie legalisirten Staats- 
gewalt. Diese Staatsgewalt macht sich ab thatsftchliche Macht 
überall geltend, wo das Recht noch nicht seinen Anfiing oder schon 
sein Ende genommen hat. Da sind es stets die natürlirhon M;icht- 
verhältnisse der staatlichen Elemente, welche mit elementarer Ge- 
walt einen Zustand schaffen, der nach Rechtsregeln gar nicht benx^ 
theüt werden kann, welcher jedoch durch hinzatretende allgemeine 
Anerkennung legalisirt wird. Ganz England leistete den Parlaments- 
beschlfissen von 1810 Folge — also wurden tÜB rechtsbeetftndig. 
Ebenso finden die Aussagen der Rechtsordnung bei Revolution und 
Usurpation zweifelsohne ihr Ende. Dieser von keiner Verfassung 
und von keinem Sechtssjstem vorhergesehene und Torhersehbaie 
Zustand kann aber durch allgemeine Anerkennnng die Basis emer 
neuen Ordnung des öffentlichen Rechtes werden, wie es die Ge- 
schichte aller Zeiten und nicht zum Geringsten die unseres Jahr- 
hunderts zur Genüge gezeigt hat. 

Es giebt daher wohl im Systeme des öffentlichen Rechtes 
Lücken, wo die realen Machtverhältnisse an Stelle der rechtlichen 
Ordnung treten. So sehr der staatsrechtliche Nihilismus, der nir- 
gends Recht und überall nackte Macht erblickt, über das Ziel hin- 
ausschiesst, so noth wendig ist es andererseits, die Grenzen der Juris- 
prudenz auf das ihr zukommende Gebiet einzuschränken. Die 
Engländer haben stets das aus den lobensweithesten Motiven stam- 
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raende Streben gezeigt, auch die offenbarsten Verletzungeu ihres 
öffentlicheu Bechtes durch joristiscbe Deduktionen als legitim hinzu- 
stellen. Sie haben 1688 die Flocht Jakob IL als Abdankung ge- 
deutet. Dennoch haben die epochemachenden Vorgänge dieses 
Jahres mit vollem Rechte deo Namen der Revolution empfangen. 
Sie haben 1810 die königliche Genehmigung zur Einsetzung einer 
Kcgentschult tiiii(irt. Trotzdem kann Niemand daran zweifeln, dass 
das Ftolament durch ein formales, auf keine Weise zu Iftngnendes 
Unrecht den englischen Staat vor namenlosem ünhdl bewahrt hat 
Angabe der Rechtsordnung ist es, diese Lflcken, ans welchen 
der ursprünulichc stautli lie Zustand als eines der juristischen Quali- 
ficatinn entbehrenden Spanuungsverhältuisses von Machtfaktoren her- 
vortritt, so viel als möglich zu verschliessen. Durcli consequento 
in sich widerspmchlose Ausbildung der höchsten staatlichen Insti- 
tutionen, durch vorsichtige Formulirung der obersten Sätze des 
Staatsrechtes, durch Voraussicht der Möglichkeit staatsrechtlicher Oon- 
flikte und Veranstaltungen zur möglichen Viimi'idung oder rechtlichen 
Lösung derselben kann die Lückenhaftigkeit des Verfassungsrechtes 
mehr und mehr reducirt werden. Absolute Lückenlosigkeit wird 
allerdings niemals erreicht werden kOnnen. Die Möglichkeit, den 
Strom der Qeschiehte f&r alle Zeiten in das Bett von Rechtsnormen 
einzudämmen verschwindet, sobald man die elementaren Kräfte der 
historisclien Bewegung erkennt, welche, wo es die Staaten und 
Völker durchwaltende Nothweudigkeit erfordert, die bestehenden 
Rechtsbüdungen zertrümmernd, neue Ordnungen ins Dasein rufen ^^). 

25) Dass die Frage nach (hm Grenzen des Staatsrechtes bei dem Probleme 
der rechtlichen Bedeutung des Budgets schwer ins Gewicht lallt, zeigt die 
grosse Heftigkeit, mit welcher gerade dieser Pavkt in die Debntte gezogen 
wird. Gegen die nichts weniger als niliigcn Ansführtingen v. Marti tz'. S. '-'70 ff., 
über die Beschränktheit der Jurispnulenz hat Laband, Staatsrecht III, 2, 
S. 868 als Abwehr nur das eine ▼emichtende Wort •Phrasen* in Bereitschaft, 
and ebenso ist der Sarkasmus, mit welchem er neuerdings die neueren Budget- 
theorien, Archiv f. öff. iiecht S. 191 ff , die Widersprüche seiner Gegner abtaut, 
gerade gegen die Lebre Ton der Imperfectibilität des positiren Badgetrecbts ge- 
richtet. Allein so lange dieser Punkt nicht mit voller wissenschaftlicher Ruhe 
genugsam erörtert ist, wird das Budgetrecht der Zankapfel der staatsrechtlichen 
Theorie Udben. AuBter ?. Martits haben die UnsnlSngUdikeit der Jnria- 
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Den hier entwickelt^^ii Ge<lankou eutliält schliessli» h auch die 
Lehre von einem Nothrecblo oder Notbstande des Staates-^). Sie 
besagt im Qnmde ebenfalls nur, dass wo die Vorscbriften der Beebts- 
oxdnang zo Ende geben, das Spiel der socialen Maebtftktoren das 
Leben des Staates regelt und neue Znstftnde scbafft, die entscbnldigt 
und zur nachfolgenden allgemeinen Anerkennung gebracht, ans der 
geltenden Rechtsordnung lieraus jedoch nicht gereditft'rtigt werden 
können. Gilt doch sclion die im strafrechtlichen Nothstaude voll- 
brachte Handlung nicht als rechtmässig, sondern nur als niebt strafbar. 

Indem vrir mit diesem Resultate an der Hauptfirage uns wen- 
den, was im Falle des nicht rechtzeitig oder nicht m Stande 
gekommenen Etatsgesetzes von Rechtswegen zu geschehen habe, 
ergicitt >kh. da» eine juristische Lö5amg des hieraus entsprincronden 
Conilictes in allen Staaten, welche für diese Fälle nicht aiis lrücklich 
Vorsorge getragen haben, nicht möglich ist. In Staaten mit periodischen 
oder einer Vollziebungsklausel bedürftigen Emnabmengeaetaen fehlt 
ohne die Erneuerung der betreffenden Gesetze oder der nOthigen Voll- 
zugsbestiminuiig der Regierung jede geset/liclie Basis zur Erhe- 
bung der auf Leistungen der ünterthanen beruliondon Staatsein- 
nahmen^^). Wären z. 13. iu Belgien nach Ablauf des Etatsjahres 
die Steuergesetze noeh niebt erneuert, so konnte von &echtsw<^ 
nicht ein Heller von der Regierung weiter erhoben werden. In 
Staaten, welche permanente einer YoUziehungsUausel niebt bedfirftige 
Steuergesetze liabi-n, köniiti ii *lie Einnahmen auf Grund derselben 
zwar erhoben werden , die Regierung würde aber die Abstattung 
der gesetzlichen Ausgaben nicht ohne eine verfassungswidrige Hand- 
lung Tomehmen können. Denn wie* gezeigt, ist ein Budget eine 
wirthschaftlicbe Bedingung der Finanzverwaltung. Kommt ein 

prudenz für die vorliegende Frage erkannt Zorn, Reiohsstaatsrecht H, 8. 
und uameotlicb Gierke, in Schmollers Jahrbach VII, S. 1141> ff. 

5f6) H. Schulze, Preuss. Staatsrecht II, S. 447; derselbe, Deutsch« 
StWtsro. lit I, S. 594. 

27) De jure würden in solchen Staaten bezüglich der Steuern alle die 
CoDsequenzen eintreten, welche La band, Archtv f. üfl. Ilecht S. 191, 192, mit 
Beeht als widenmnig hinstellt 
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verfassun^smiissiges nicht zu Staude, so wirtlisclin ftot 
die Begierung kciueswo'^s ohne Budget, sondern mit 
einem einseitig von ihr selbst festgestellten. Hierin liegt 
der zweite Hauptfehler der neneren Bndgettheorie. Von ihren Ver- 
tretern wird trotz anerkannter Nothwendigkdt des Budgets ein 
bndgetloser Zustand des Staates angenommen, während doch das 
Nichtzustandpkomnien des Budgets sicli nur auf das verfassungs- 
mässige, keineswegs jedoch auf das wirthschaftliche Budget bezieht. 
So gut wie Prenssen in der Gonflictsepoche 1862—1866 ein Budget 
hatte mid haben mnsste, so gut würde es jeder Staat in gleicher 
Lage besitzen. Ein solebes Budget ist aber entgegen der ausdrack- 
lichen Vorschrift der Verfassüng nicht durch « in formelles Gesetz, 
sondern durch eine Verordnung der Regierung aufgestellt. In dieser 
Thatsache liegt eben unter allen Umständen, auch wenn 
das Etatsgesetz ohne Verschulden der Regierung nicht 
zu Stande kommt, die formelle Verfassungswidrigkeit 
▼on Seiten derselben. Denn kdn Bechtssatz ermftchtigt die 
Regierung einen Akt, für den ausdrücklich die Form eines Gesetzes 
vorgeschrieben ist, im Falle ein solches mit den Kammern nicht 
vereinbart werden kann, nun unabhängig von jeder parlamentarischen 
Mitwirkung vorzunehmen. Die staatsrechUiche Frage lautet hier 
nicht, wie die neuere Budgettheorie behauptet: Können durch die 
blosse Thatsache, dass ein formelles Gesetz nicht zn Stande gebracht 
wurde, materielle Gesetze ausser Kraft gesetzt werden? sondern 
vielmehr: Ertheilt die Rechtsordnung der liegierung das Becht, 
mangelnde formelle Gesetze durch Verordnung oder Verfügung zu 
suppliren*^? Nur wer die letztere Frage zu bejahen sich getraute, 
hfttte die Lücke im Bechtssystem zugestt^ft. 

28) Dieser Gedanke ist erstannlicherweise in dem ganzen Kampfe am 
(las Bujj^'etrecht ausdrückliclj nicht ausgesprochen worden. Nahegekouinicn 
sind ihm v. Martitz S. 270, femer Löning, Vcrwaltnngsrecht S. 227: , Erklärt 
demnach ein Recbtsäatz, dass bestimmte Verwaltungsakte nur durch ein Gesetz 
oder nur auf Grund einer durch Gesetz ertheilten Ermächtigung oder Anweisung 
vorgenommen werden dürfen, so kann selbst ein dringendes Staatsbcdürfiiiss 
diA Verwaltungsorgane nicht berechtigen, diesen Verwaltungsakt ohne Mit- 
wirinuig der geaet^sebendeD Faktoren 'nmaoebineii.* Vgl ebd. n. 2. Di« Za< 
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Diese:» Hcsultat zeigt eben die rnm5q:lirhkoit der Lösimt^ eines 
derartigen Falles nach Bechtsregeln. weil das formale llecbt hier mit 
deo Existenzbedingungen des Staates in Widersprach ger&tb. Da aber 
nicht kraft der Katar des Rechtes, sondern baft der Natur des 
Staates der so geschaffene Zustand schliesslich wieder in einen 
normalen hiiiübcigefühi t werden iiiuss, so ist nun die Frage zu 
beantworten, was in solchen Fällen geschehen müsse, um den 
Terfossungswidrigen Zustand in einen rechtmässigen zurückzuleiten. 

Ist ein Terfassungsmftssiges Budget nicht vorhanden, so ist es 
vor Allem selbstTerst&ndlich, dass die Finanswirthschaft des Staates 
und die Staatsrerwaltung fiberbaupt fortgeführt verde. Der Staat 
ist nicht nur der Gesetze, sondern die Gesetze sind auch des 
Staates Avegen da*"). Dieses Factum der Fortführung der Ver- 
waltung ist ganz unabhängig von der concreten Gestaltung des 
Budgetrechts. Es bewährt sich selbst dann, wenn es sich um firei 
zu bewilligende Einnahmen und Ausgaben des Staates handelt, so- 
bald sie durch eine Nothlage des Staates gefordert werden. Ifan 
denke au die Mittel zur Fortsetzung eines Krieges, in dessen Laufe die 
Zuaammenherufung des Parlamentes unmöglich wird! Von solchen 
Lagen des Staates gelten für alle Zeiten die Worte, welche der Minister- 
präsident T. Bismarck wfthrend des Gonflictes in der Sitzung 
des preussischen Landtages vom 27. Januar 1868 aussprach: ,£s 
reicht für mich die Nothwendigkeit hin, dass der Staat exlstire, 
und dass er nicht in pessimistischen Anschauungen es darauf an- 
kommen lässt, was daraus wird, wenn man die Kassen schlieast" ^®). 

Am leichtesten sind die Schwierigkeiten zu heben, wenn das 
Finanzgesetz bloss nicht rechtzeitig zu Stande kommt, ohne dass 

Ifissigkeit des Vemdnungsweges fftr die Anstellung des Badgeti im Confiiet»- 

falle hat für Kn^'lan.l Gnoist (vgl. oh.n S 1:1»; tf .) gemiM «eilMr Theorie Tflll 
der Natur desselben als küniglicbe Ordre behauptet. 

29) .AIImii nicht des Rechtet wegen lebt das Volk in Stutsfonn, wmdern 
seiner Lcbensaufjjabcn wegen: die Rechtsordnung besteht, damit der Staat 
bestehe, der Staat besteht, damit das in Staatsform lebende Volk alles das- 
jenige vemehten kOnne, was cn seinem historischen Berufe gehört.* O.Mejer, 
Einleitiin<,' in das deutsche Staatsrecht. 2. Autl. S. 3. 

30) Fürst Bismarck als llediier (CoUectiou Spemann) 11, S. 84. Vgl 
Iifthand, Bndgetreeht S. 707. 
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ein Conflict zwischen Kammern und Kegioiung herrscht Sofern 

hier nicht durch Verfassungsbestimnuingen VörsorLro ijotroflcn ist, 
wird die legale Basis am weuigsteu verlassen, weim die Xammem 
einer provisorischen Verlängerung des die gesetzlichen Einnahmen 
und Ausgaben umCusenden Budgets zustimmen. Aber auch das 
ist bereits kein staatsrechtlieh ganz oorrecter Vorgang, da die 
Budgetperiode nur auf dem Wege der Verfiissnngsanderung ver- 
kürzt oder vorläugert werden darf^'). Ein zweites Mittel hestoht 
in der vorläufigen Verwaltnnfr ^hne gesetzliches Budget gegen nach- 
trägliche Anerkennung durch die Kammern. 

In England hat sich — bereits gewohnheitsrechttich — als Modus 
zur Vermdduog staatsrechtlicher Gonflikte herausgebildet die nach- 
trägliche Genehmigung von Akten der Regierung, die m ihrer Sechts- 
bcständigkeit die vr»rhergängige Zustimmung des Parhinientes bedurft 
hätten. In den Staaten, wo dieser Modus jedocli befolgt wird, ohne 
dass er nach positivem Staatsrecht wie in England auf einem Bechts- 
gnmde beruht, hat man es keineswegs mit einem legalen Mittel 
zur Losung von Conflicten zu thun. Nachträgliche Genehmigung 
und vorhergehende Zustimmung stehen sich an staatsrechtlicher 
liedoutung durchaus nicht gleich. Im ersten Falle haben die 
Kammern den Gesetzesiuhalt zu fixircn , es steht ihnen die weit- 
gehendste Möglichkeit der Amendirung offen; im letzteren hin- 
gegen haben sie nur die Alternative zu einem bereits vollzogenen 
Regierungsakt: Ja oder Nein zu sagen. In der erst nachträglichen 
Vorlage eines bereits vollzogenen oder in der Vollzieliiing begrilVeneu, 
in die Compctenz der Gesetzgebung fiillenden Aktes au die Kammern 
liegt bereits eine Verletzung des verfassungsmässigen Kechtes der- 
selben vor, sofern nicht ausdrücklich von Bechtswegen nachträgliche 
Genehmigung zuUtosig ist. Allerdings aber kann durch Genehmi- 
gung der Kammern stets jene Anerkennung erfolgen, welche jeden 
staatsrechtswidrigen Akt zu legalisircn vermag. Die durch verfassungs- 
widrige Fortführung der Finanzverwaltung begründete Verautwort- 

31) Laband, Staatsr vht III, 2, S. 869, 370. 
Jellinek, QeMts and Vtrordntuig. 80 
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licblceit ist eben nur eine staatsreclitliehe , durch die Eammeni m 

liandliabeude ^-). Fiiidon die Karaiiiern keiueo Grund, die Verant- 
wortlichkeit geltend zu machen, so ist der verfassungswidrige Akt 
saoirt. Darum hat die englische Kecbtsspiache die ohne legale £r- 
mftchtigimg ei^gangenen KegierangshandiiuigeD nachtiftglieh geoeiuni- 
genden Ftolamentaakte als indemnify acte beseiehnet: äe sfeelleD 
die Regelung vor den Folgen TerfeaBangswidriger Handlangen sieber. 

Bei blo:^s verzögerter Feststellung des Finanzgesetze.s würde durch 
Anweuduug des /weiten Mittels selbst in Staaten mit periodischen 
Steuergesetzen schwerlich der Gang der Finanzverwaltnng im Grossen 
und Ganzen gestört werden. Immerhin kann es hier bei ai^gebüdeter 
Verwaltangsgericbtsbarkeit bereits m Conflicten \m der Steaererhebimg 
kommen, wesshalb in solchen Staaten der erste Hodns TommeheD ist 

Im Falle olienen Confliktes zwischen Kegicrung und Volks- 
vertretung, wenn das Etatgesetz von den Kammern verworfen oder 
in der ihm vom Parlam^te gegebenen Gestalt ans irgend einem 
Grande, sei es auch optima fide, von der Begienmg nicht aoceptirt 
und demgemftss nicht sanktionirt wird, sind, yoransgesetst, dass 
jeder Theil auf seinem Standpunkte beharrt, zwei Möglichkeiten 
durch die staatlichen ^lachtverhältnisse gegeben. Entweder ist die 
Volksvertretung stärker, dann wird das Ministerium entlassen; 
oder die fiegiernng erweist sich als mAehtiger, dann wird ohne 
gesetsliches Budget fortregiert Das Princip füi die historisch* 
politische Lösung solcher Gonflikte ist ebenfults endgiltig von Bis- 
marck ausgesprochen worden in der oben citirten Hede: ,Confliete, 
da das Staatvsleben nicht still/nstehen vermag, werden zu Macht- 
fragen; wer die Macht in Händen hat, geht dann in seinem Sinne vor, 
weil das Staatsleben auch nicht einen Augenblick stillstehen kann**'*). 
Eine definitive juristische Lösung kann tm solcher Conflict nur 
durch nachtrftgliche in Form eines Gesetzes ertheilte Genehmigung 



r>2) Gnoist, Gesetz und Budget S. 171 ff.; G. Meyer, Staatsr. S. 615; 
V. Sai wcy, WQrtt4;mberg. StiatsKcht II, & 517. 
33) «. a. 0. S. 30. 
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der Kammern erhalten, erst durch eine solche wird der verfusongs- 
widrige Zustand seiner rechtlichen Folgen entledigt oder mit einem 
anderen Worte legalisirt nnd zwar reicht die Legalisirang so wat 

als die Anerkouuuiii^ reicht. Durch nachträgliche Anerkennung 
können daher auch otwiii<j^e nicht auf Gesetzen beruhende, während 
der Conflictspeciodc erhobene Eiuuabnien und geleistete Aachen 
getroffen werden. Die Anerkennong durch die Kammern vermag 
eben auch dem schwersten Verfassungsbrach seine widrigen Folgen 
för die Urheber zu benehmen. So hat auch andererseits die Geschichte 
gelehrt, dass eine Uevolution durch den Monarchen legalisirt werden 
kann, wenn er die revolutionären Forderungen bewilligt, womit iu 
der Kegel jede Strafverlolguiig der Urheber und Tbeiluehmer der 
rechtswidrigen Bewegung ausgeschlossen ist^). 

Dass nur der angegebene Weg zu emer Schlichtung des Conflictes 
führen kann, beweist auch der ITmstandf dass die definitive Ent- 
lastung der Regierung von der Verantwortlichkeit nur dureli die 
Decharge oder das Al)^<tlutüriuiu der Kamniern, in vielen Staaten nur 
durch eiü formelles Gesetz — das Bechuungsgesetz — erfolgen kann. 
Auch hier handelt es sich am einen gesetzlich gebundenen Akt der 
Kammern, aber auch hier ist kein legales Mittel vorhanden, um 
ihn EU erzwingen oder zu ersetzen. Man kommt bei dauernder 
Weigerung auch nur einer Kanmui auch liier nicht über den 
theoretischen Satz hinaus, dass die Kammer kein , Gnaden- 
geschenk* zu ertheilen habe, dass sie verpflichtet sei, den ver- 

34) Schon dem praktischen Verstände der Römer war es klar, dass das 
allgemoine Interesse es erfordert, im öflentlichen liecbte an und fflr sich nich- 
tige Akte durch nachträgliche Anerkennung von Seiten der berufenen StaatiJ- 
orgaiie ala zu Ilecht hestohend zu erachten. Ein interessantes Beispiel hielur 
git-bt Ulpinn L. 'i D. de ofl*. ])raet. 1. 14: Barbarius Philippus, quam servus 
fugitivus esset. Koniae I'ratturara petiit, et Praetor designatas est: sed nihil 
ei servitotcm obstitisso ait Poiuponius, qaasi Praetor nou faerit. Afcoui verum 
est, praetara eu)n fuuctam, et tarnen videamus, si servus» qnamaiu latuit, 
dignitate praetoria fanctus sit, quid dicenias? Qaae cdixit, qaae decrevit, 
nullius fore uioinenti, an fore propter utilitatem eorom, qai apud cum egcrant 
vel lege, vd quo alio iure? Et verum pato nihil eorom reprobari. Hoc 
enim liumanius est, qamn etiam potuit {mpnlas Romanos servo decernero hanc 
pote^tatcni; sed etsi scisset, servum esse, libemm efiSecisset. Qaod ins junlto 
magis in Imperature observaiidum est. 

20* 
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fkssanj^lssig geheischten Akt Tonranehmen, wenn und insowdt die 

Kcgieiiiiig den gesetzlichen BoJingungon bei Führung des Staats- 
haushaltes entsprochen hat. Daraus ergiebt sich ein weiteres Hin- 
demiss f&r die neue Budgettheorie, die Verantwortlichkeit für eine 
Verwaltans^ ohne Etatgesete ron der B^enmg abniwftlien. Nach 
ihr triflt nftmlich das Ministerium keine Schuld, wenn und insoweit 
es die Staatswirthschaft geflihrt hat, als sie anf Gesetzen beraht 
Daher würde der von ihm geführte Nachweis, den Gesetzen gemäss 
vorgegangen zu sein, zu seiner Entlastung genügen. Nun ist jedoch 
nicht zu bezweifeln, dass kraft positiver Bechtsvorschrift diese Ent- 
lastung nur durch Kammerbeschluss, braiehentlich dorch Gesetz 
rechtsbestftndig wird. Geschieht dies nicht, so ist hier zweifelsobne 
kein materielles Gesetz bereit, die so entstandene VerfhssongBlücke 
spurlos zu verschliessen — es sei denn, dass mau das Dasein eines 
Kechtssatzes behauptet, kraft dessen die Regierung das üecbt bat, 
ihr unliebsame EammerbeschlSsse zu ignoriren oder za lectifidreii. 
Mao mag die Sache von welcher Seite auch immer betrachten, man 
kommt^ wofern man die constitationelle Staatsordnung fOr zu Beeht 
bestehend halt, mit unerhittlicber Xothwendigkeit zu dem Schlüsse, 
dass der durch die Regierung ohne Etati^oselz goschaflene Zustand 
uur durch die nachträgliche Aaerkeimung der Kammern in einen 
rechtlich nicht weiter anfechtbaren verwandelt werden kann. 

Erfolgt jedoch die durch kdn legales Mittel zu erzwingende 
nachtrftgliche Anerkennung durch die Kammern nicht, dauert dem- 
nach der Conti ict fort, so kann bei fortgesetztem Ueberwiegeu der 
Rogierungsmacht das Ende desselben nur eine völlige Vernichtung 
der bestehenden Verfassung seiu. Der neugeschaflcnc Zustand wird 
hierauf, sobald er zu allgemaner Aoerkemraog geUuigt ist, ein 
legaler, eine neue Reehtsbasis darbietender, wie die Geschichte der 
verschiedenen Verfhssnngsaufhebungen und Staatsstreiche in unserem 
Jahrhundert /.iir Genüge lehrt. In die hier sich ergebeudeu Mög- 
lichkeiten einzudringen, liegt ausserhalb unserer Aufgabe. Es ist 
aber nothwendig auf sie hinzuweisen, weil sie den unumstOsslichen 
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Beweis liefero, dass es Momente ira Staatslelirn gicbt, über welche 
nur die Geschichte ein competcntes Urthcil zu fallen vermag. 

Im Interesse gesunden Staatslebens empfiehlt es sieh, gesets- 
licfae Yorkelurangen m treffen, durch welche die aus dem parlamen- 
tarischen Budgetreeht sich ergebenden Mögfichkdten von Conflicten 
auf ein Minimum reducirt werden. Das wichtij?ste Palliativ ist die 
gesetzliche Anerkennung zeitlich begrenzter Provisorien, wie sie in 
einer Anzahl von Staaten bereits durchgeführt ist. Ein weiteres 
Mittel zur Schlichtung derartiger Conflicte wäre Bntscheidung 
der Streitfrage durch einen Staatsgerichtshof**). Von vielen 
Sdten wird die Trennung des Budgets in ein permanentes und 
periodisches als Schutzmittel gegen Conilicte empfohlen. Selbst die, 
welche bei nicht zu Stande gekoninienera Finauzgesetz bereits de 
lege lata der Regierung ein Kocht zur Führung des Staatshaushaltes 
gemäss den bestehenden materiellen Qesetsen zusprechen, erkennen 
an, dass damit möglichen Conflicten keineswegs vorgebeugt sei, 
indem über die Anerkennung der Gesetzlichkeit und Nothwendigkeit 
gewisser Ausgaben zwischen Kegierung und ]\;mjmer sehr leicht 
eine — vielleicht unlösbare — Dift'erenz entstehen kann. Aber 
auch die Aufstellung eines Normaletats oder Staatsbudgets, welches, 
einmal durch Gesets festgestellt, so lange gilt, bis es durch Gesetz 
abgeändert wird, könnte den Anlass zu Conflicten nur verringern, 
nicht unmöglich machen. Im Interesse gesunder Staatswirthschaft 
müsste von Zeit zu Zeit eine Revision des Normalbudgets statt- 
finden ; da.^selbe könnte nicht in intiuitum gelten. Bei j>'(ler Re- 
vision ist aber auch die Möglichkeit eines Oouflictes gegeben 

Es ist auch der Fall denkbar, dass Summen fär gesetzlich 
feststehende Institutionen von den Kammern verweigert werden und 

Vgl. Laband, Budgetrcclit S. 672. H. Sehal/e. Das Finanznvht 
der Ueich.s- und Laii ltai: ' S. 2U0 ff., die uIht He cmssoii imlitisrli.-n Schwicrij?- 
ki-iten der Durvlifülimnir eines derartigen \ uix hlui^o» wolil erkennen. Ver- 
wirklicht ist derselbe in Oldenburg, Verf.-Urk. Art. 209—211 und Siichson Verf.- 
Urk. § 153. Ueber letxteren vgL Roscher, System der Füiaoswisseiischaft 
S. 218. 

3i6) Vgl. »Dcih Laband, Budgetreeht S. 669 fL 
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das Budget trotzdem als formelles (lesetz in Kraft, tritt. Hier 
bedeutet die StrcichuiiLT einen Akt materieller Gesetzgebung, indem 
durch dioselbe bestehende Gesetze zwar nicht aufgehoben, aber in 
ihren Wirkungen gehindert, daher suspendirt werden. Eine Wieder- 
einateUmig der betreffenden Sommen in das nächste Budget wQrde 
aneh das Oesetz wieder aufleben lassen. Zur definitiven Aufhebung 
des Gesetzes selbst ist aber stets eine ausdrückliche Erklärung des 
Gesetzgebers not big. die Streichung budgetmässiger Summen zur 
Ausführung des Gesetzes bedeutet selbst bei jahrelang fortgesetzter 
Uebung nur eine Hemmung desselben 

Die fielen Detailfiragen des constitutionellen Budgetreehts lassen 
sich nur auf dem Boden des positiven Staatsrechts eines jeden Staates 
lösen. Auch bei ihnen bietet aber die hier entwickelte Auflassung 
des Budgets als einer Bedingung der Finauzwirthschalt den richtigen 
Fingerzeig. So vor Allem bei der Frage nach der Bedeutung der 
Einzelroten. Ans ihr ergiebt sich, dass die Voten des Einnahmen» 
bndgets in Staaten mit permanenten Einnahmengesetzen, soweit jene 
auf diesen beruhen, nur caleulatoriscbe Bedeutung baben'*). Es liegt 
daher selbst da, wo die Kegierung verpflichtet ist, eine bestimmte 
Steuersumme zu erbeben, wie es z. B. bei den durch dauernde Gesetze 
contingentirten Steuern der Fall ist, die Yerpflichtong zur Erhebung in 
den unabhängig vom Budget bestehenden Gesetzen. Die Voten des 
Ausgabenbudgets bezdchnen prineipiell die Grenze der Ausgaben, 
bis zu welcher die Regierung von der Verantwortlichkeit entlastet 
ist. Die Verpflichtung zur Leistung von Ausgaben ist bei den auf 
gesetzlichfin Titeln ruhenden Voten in diesen Gesetzen, nicht in den 

37) Vgl. oben S. 162. Weiter celit Labinid, Budgetrecht S. t;39, und 
Staatsr. III. 2, S. 34111".. der auch .ine definitive Aulhebunsr von GesetMD 
durch den Ktat, wenn alle au der (Tesetz<,'ebunfj betli. iliirt.'ii Orirane ibiniit ein- 
verstanden sind, für iui)j,'Iich hält. Jedoch wi>hl iiuht ilurch Ktatspositioneu 
allein, denn es ist nicht abzusehen, wie durch eine lex annna eine la per» 
p«taa solle dauernd j»bgeünilert oder aufRe]i«»l>eii wenlen können. 

38) Soweit das Ktatf,'esetz, sei es durch ausdrückliche Anordnung', sei ei 
durch Einstellaog der betrcfTenden Summen ins Budget, die bestehenden Ein- 
nahuiengcsetze ergänzt oder die Erlubnn? nmcr Kinnahmen anordnet, hat es 
natürlich den Chaiaktcr einer gesetzlichen linuaclitigung für die iiegienuig 
und kann zugleich neties objekUves Becfat ffir die Untertbaaea schaffen. 
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Voten zu suchen; ist es gesetzlich möglich, so kann die Kegienmg 
weh unter der Grenze des Votums mit ihren Abstattungen znrflck- 
bldben« Allerdings kann das Votum auch eine Abstattungspflicht 
involviren, wenn es sieh nftmlich um frei zu bewilligende Ausgaben 

handelt, wo das Votum zugleich den Bofelil zur Ausgabe an die 
Regierung enthalten kann. Eine Budgetüberschreitnng, durch die 
Natur der Dinge oft unveimeidlich , begründet die PÜicht der Re- 
gierung, die Hehrausgabe zu rechtfertigen. Diese unterliegt daher 
der nachtrftglicfaen Genehmigung des Parlamentes. Ist die Hehr- 
ausgabe rechtlich gerechtfertigt, so darf die Genehmigung nicht 
abgelehnt worden. Auch das Recht der naehträgliclien Gcuchraigung 
ist rechtlich gebunden und bedeutet materiell in viehui Fällen nur die 
Anerkennung der Nothwendigkeit einer geleisteten Mehrausgabe ^*). 
Auch bei ihm können jedoch Conflikte entstehen, da ein Zwang zur 
Genehmigung der Bochtspflicht nicht zur Seite steht Das Wesen 
der Bndgetflbersdireitnng, namentlich ihr Veihftitniss zur ansser- 
etatmässii^^on Ausgabe ist jedoch von Grund aus durch das Staats- 
recht eines jeden Staates bedingt, so dass allgemeine Sätze das 
Bichtige nicht treffen können. 

Die Terwaltongapolitisch so bedeutsame Frage nach den Grenzen 
der Spedalisirong des Budgets lässt sich nach juristischen Genchts- 
punkten überhaupt nicht beantworten Es ist Sache politischen 
Taktes, zu entscheiden, wie weit der llegienmg freie Bewegung 
durch tiestattung von BeFirements, durch Yotirung nach omiassen- 

39) Vgl. Lab&nd, Staatsrecht III, 2, S. d55 ff. 

40) Vgl. die treffenden AtufBhrnngen Laband^s, AtchiT f. off. Beeht 

S. 171 IT., fn-gen Seidlor, «lor, Budget iiiul Tin ti ^ lit S. 142 ff., die Frage 
uack der äpecialisirauj; der Voten für ideutisoh luit der Frage nach der Grenze 
zwisdien Oeaeht und Veroidnan^ mit Baiehnn^ auf die Feetaetsvng des Bvd- 
gcts erklärt. Das vun Seitller angofiihrte Beispiel bezüglich ikr T'niversi- 
täteo in Oesterreich ist ganz onzatreffend, da die Errichtang der Universi' 
täten nicht kraft TerfaiBongsrnfissigier Notbwcndigkeit , sondern Inaft eines 
(gelegentlich der F'rrirhtun^r d-'f Universität ('/ rn nvitz abgeschlossenen) Cora- 
promisses zwischen Beiclisrath und Kegierong durch formelles Gesetz angeord- 
net wird. Die «Oesetzgcbnng Ober die üniTetsititen'', nicbt die Uber Stiftung 
der einzelnen Üniventtät fällt unzweifelhalt in die Conipetonz des Tleichs- 
rathcs. Kia zweites Beispiel fiUr seine Behauptung hätte Sei dl er auch im 
getetreidikchen Badgrt mdit gefonden. 
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deren Rubriken m gewftbren sei. Sogar vom poUtiscben Standpunkte 

aus ist OS schwor, aii»h uiir für einen concreten Staat allgcraeine 
Priuciiüen ITir die Grenzen der Spocialisiruug des Budgets aufzu- 
stellen , welche sowohl die Bedürfnisse der Yerwaltoog als die der 
Yerwaltongscontrole genügend berfieknchtigen. 

IV. 

Der Weg der Geeetsgebimg. 

Die Willen.sbilduug der menschlidien Persönlichkeit ist ein 
innerer, ausschliesslich Ton den p^chologischen Gesetzen behenachier 
Akt. Erst der gebildete, mit sonen Aenssemngen in die Aussen* 
weit hinaustretende Wille unterliegt juristischer Beurtheilung. 
Anders bei der Willensbilduni; juristischer Personen, IXi diese keine 
natürlichen Willensorgaue haben, so müssen solclie durcli Uechtssätze 
bezeichnet sein. Ist ein aus mehreren physischen Personen bestehendes 
Organ oder eine Mehrheit Ton Organen vorhanden, welche an der 
Willensbildung thdlnebmen, so muss die Art der Thdlnabme und 
das Verbilltniss der TheOnehmer durch Rechtssfttze geregelt sdo. 
Damit gewinnt der Process der Willensbildiintr selbst juristische 
Bedeutung. Nur der auf eine rechtlich bestimmte Art zu Stande 
. gekommene Wille kann ab Staatswille gelten. 

So nel physische Willen jedoch auch in den rechtlich vorg^ 
schriebenen Formen an der staatliehen Willensbildung theUnehmen, 
so kann der in ihnen erzeugte Wille nur ein in sich einheitlicher, 
einem einzigen Subjekte — dem Staate — zustehender sein. Auch 
der Wille der juristischen Person gewinnt rechtliche Bedeutung erst 
dann, wenn er perfekt und geäussert ist Die Bechtsformen ßir die 
Willensbildung gewähren dem perfekten Willen Bechtsbestftndigkeit, 
vermdgen jedoch nicht, dem in der Bildung begriffenen WiOen m 
irgend einem Stadium vor seiner Vollendung irgend welche Rechts- 
kraft zuzumessen. Die einzelnen Momente des staatlichen Willens- 
processes haben, trotzdem sie sich in Kechtsformen vollziehen, dodi 
nicht mehr rechtliche Bedeutung für den Staat und die von ihm 
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Beherrschten, wie die Stiulien des Erwäf(ons, l 'eherlegens, Beschlicssens 
vor der Ausführung des Entschlusses auf eine Tür andere erkennhare 
Weise rechtliche ConsequeozeD für die physische Persönlichkeit nach 
äch ziehen können. 

Ans dem Wesen des Staates folgt ferner, dass jeder staatliche 
Willensakt Wille eines selbststftndi^en Staatsorganes sein mfisse. 
Unselbstständi^o Staatsorgane können dalier nur an den Vorstadien 
der Willensbildung, nicht an dem perfekten Willen selbst theilnehmeu. 
Mag ihr faktischer Antheil au dem staatlichen Willensakt noch so bo- 
dentend sein, juristisch steht ihnen kein Antheil an der Substanz des 
Willens zn, die nur ein mit Imperiom ausgerüstetes Organ besitzen kann. 

Dieses Imperium kann aber beim Erlasse des formellen Ge- 
setzes in allen conätitutioncllen Staat<?n nur von den selbststäu- 
digen Staatsorganen ausgehen, die zugleich unmittelbare Träger 
des Staatswillens sind. Aus seinem Begriffe folgt, dass keine 
wie immer geartete Willensftusserung mittelbarer Staatsorgane den 
Namen des Geeetces fahren könne. In der reprftsentatiTen Demo- 
kratie werden daher die übereinstimmenden Beschlüsse der Kammern 
oder, — in der uorJanierikaiiisclien Union — die des Congresses 
und bei Verfassungsänderungen die des Verfassungsconventes, bezieh- 
entlich der Staatenlegislaturen, in der unmittelbaren Demokratie 
die Beschlüsse der Landgemduden u. s. w. als Gesetze zu bezeich- 
nen sein. In den Staaten, wo kraft der Verfhssung der Monaich 
gemeinsam mit den Kammern das Ivooht zur Gesetzgebung besitzt, 
nvird das (iesctz als Wille beider zur Einheit verbnndenen Organe 
gedacht werden müssen. Üas kommt gewöhnlich auch in der Publi- 
cationsformel der Gesetze solcher Staaten zum Ausdruck als deren , 
Prototyp die der fhinzösischen Verfassung vom 3. September 1791 
gelten kann: „L*Assembl^e nationale a decr^t^ et nous Youlons et 
ordonnons ce qui suit* '). Es wird verkündet, dass das Gesetz der ver- 
einigte Wille der Kammern und des Monarchen sei. 

1) z. Ii. ik'lpion: Les Cbanibrcs out adoptö et nons sanctiouDons ce QUi 
Mlit; Italieu: II Scuatu o lu Camera dei Doputati bauno approvato; Noi 
abbUuno saoiionato e proiniilghiAmo qnanto mguo. 
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In der auf dem monarchisoheu Principe ruhenden cunstitu- 
tionelleu Monarchie in Deutschland und Oesterreich, sowie in dem 
überwiegend ans monarcbiscbeD Staaten gebildeten und daher auf 
gleicher Basia mheoden deutschen Bmdie ist daa Gesets ala per- 
fekter Staatswille nnr Wille des SonTerftna: des Mooareben im 
Gliedstaate, der aar l^nheit TerbmideDeD Oesamtntheit der durch 
den Bunde>rath vertretenen Koi;fieriini:on im Bundesstaate des deut- 
schen Ileiches. Den Kammern als zwar unmittelbaren, aber unselbst- 
stäüdigen Staatsorganen atebt kein Imperinm, daher auch kein An- 
tbeil an der Sabstanz des Staatswillens an. Der juistiache Cha- 
rakter ihrer legislatorisdien Tfafttigkdt kann daher nnr darin be- 
stehen, dass ihr Wille den Willen dee sonverSnen Organes In dem 
1^1 lassen cresetzgeberischer Befehle einschränkt. Der Charakter dieser 
Einscliräiikung ist zunächst näher zu bestimmen. 

Das Wesen des Imperioms besteht in der rechtlifihen Möglich- 
keit, ans dgener Maeht eine Persönlichkeit zu irgend einer Leiatong 
zu Terpllichten. Befehlen nnd Gehorchen sind die dnreh daaseihe 
gesetzten Eategorioi. Keineswegs jedoch mnss der Inhalt des Ge- 
bots von dem Gebietenden selbst erzeugt sein. Schon physisch ist 
es unmöglich, dass bei nur einigermassen entwickelter Cultur der 
Inhalt der Hmachergebote von dem Herrscher allein erzeugt werde. 
Daher treten bereits in der absoluten Monarchie Gesetagebmigaoom- 
missionen anf, welche die Gesetze zu redigiren haben. Der grOeste 
Theil des Inhaltes des gesetzgeberischen Willens wurde selbst bei 
den begabtesten Fürsten der absoluten Zeit von unterstützendeu 
Organen festgestellt. Der Inhalt des gesetzgeberischen Willens 
kann auch enthalten sein in dem Gewohnheitsrechte, in Lehrbüchern 
nnd wissenschaftlichen Werken, wie vor allem die Jnstinianeiachen 
Compilationen bezeugen, in den Godificationen fremder Staaten, wie 
zahlreiche Beispiele alter und neuer Zeit darthun. Die Gedanken, 
w.'lclie ein Gesetz enthält, haben oft schon lange vor demselben ein 
Dasein als theoretische Krkeuutniss oder als Wunsch und Fordemng 
geführt; aber nnr der Wille des Gesetzgebers kann diese Erkennt- 
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nisssätze, Wünsche uüd Fordoruiii^on mit verbindlichen Befehlen ver- 
sehen, indem er sie zum Inhalt seines persönlichen Willens gestaltet 
and durch einen Akt staatlicher Selbstbestimmung mit Imperium 
ansstattet. Nicht der Oedanke an sich, sondern nur der vom Staate 

gewollte Gedanke kann lierrschcn. 

Den Unterschied von gedanklicliem Inhalt des Gesetzes und ver- 
bindlicher Anordnung desselben in's rechte Licht gestellt zu haben, ist 
das Verdienst La band's und als em bleibender Gewinn fOr die 
Bechtswissenschaft zu betrachten*). Hingegen ist die VertheOung bdder 
Elemente des Gesetzes an die am Gesetzgebongsprocesse theilneh- 
menden Organe der coiistitutionellen Monarcliie mit monarchischem 
Triucipe von La band iiicht ganz in der richtigen Weise bestimmt 
worden. 

Zufolge Laband theilen sich nftmlich Ftohiment und Monarch 
in den Geset^^bnngsprocess derart, dass das erstere den Gesetzes- 
inhalt definitiv ÜBStstelle, der letztere jedoch den Gesetzesbefehl 
erlasse. Dieser Gesetzesbefehl werde ertheilt durch die Sanktion des 
Monarclien, and in ihr sei das jaristisch relevante Moment der 
Gesetzgebung zu finden. Sie allein sei ein Akt des Imperiums und 
stehe daher quoad ius und qnoad exereitiam ausschliesslich beim 
Monarchen. Staatsrechtlich sei daher, wie ftbrigens vor Laband 
schon Öfter behauptet wurde *), nur die den Gesetzesbefehl erthd- 
Icnde Sanktion als Gesetzgebung zu betrachten. 



2) Stafttoreeht II, a 4 ff.; dendbe bd HarqaardBen 8. 71, 72. Vgl 

ferner Zorn. Roichsstaatsrrcht I. S 109 ff., G a r e i 8, AUg. StMtST. 8. 60, 
78, de Uartog S. 43, ^Seiiginann 8. 27 a. A. 

3) Linde, Areliiv f. dvilistuche Pnib X?I, S. S89; «Wenn das Wesen 
der Geaetigebmig in ii«>r Aufstellung einer rechtlichen N ifliwi^rKUirkoit fftr dae 
iuasere Handeln der Bürger besteht, so ist auch bloss die Änerkennimg der 
Nothwendigkdt (Sanetion), der eigentliehe Akt des Oesetsgebflos.* Namentlieh 
aber S chin ittlien n er, Grundliniendes all?. Staatsrechtes S. 307 : ,l)io v(t- 
bindeude Kr&lt der Gesetze im Staate beruht aut der rechtlichen Macht des 
Regenten, den Staatebfirgem gütige Verpflichtungen anfenerlegen (Vis. s. ine 
obliffandi). Wo daher der gesetzgebende Köq)er, der zwar ein i'fTt'ntliches Recht 
(Potestaü) übt, aber keine Obergewalt (Imperinm) hat, von der licgierang untor- 
sebieden oder sogar nnabhangig ist, bedarf es ein« Eridirnng des Bleuten, dass 
das Gesetz t,'.'lt<'n solle. Diese, gewöhnlich in der Publication enthaltene Er- 
klärung heisät diu äanction." Femer B. Ulimann, Zar Frage des richter« 
liehen Pr&fungsrecfatee. Zeitschrift Ar die ges. Staatswissenschaft (1868), 



uiyiii^uü Oy Google 



* 



- 316 — 

Nnn ist es richtig, dass die Kammern die doHuitive Feststellung 
des Gcsetzesinhaltes oder was dasselbe und zwar wohl noch deut- 
licher besagt, des Gesetzestextes haben. Dieser Gesetxestoxt kuin 
natfirlieh nieht nur Bechtssfttze, sondern aach imTerbindlic^ Gedanken, 
femer die Anordnung von oder Ermfichtigong m Verwaltangsakton eoi- 
halten, denn der Getreusatz von Form und Inhalt ist bei allen formellen 
Gesotzeu vorhanden, mögen sie üiicli materiell Gesetze sein oder 
nicht. Allein mit der Feststellung des Gesetzestextcs ist die 
Funktion der Kammern keineswegs abgeaehlossen. Sie haben über- 
dies die Znstimmmig zur Erlassnng des Gesetzesbefefales za ertheflen. 
Erst durch dieses Recht der Zustimmung unterscheidet 
sich ein Parlament von einer Gesetzgebungscom- 
missiou'). Der Kainmerheschluss, durch den eine Gesetzesvorluge 
augenoramen wird, bedeutet juristisch zugleich die Gutheissung 
einer kflnitigen Handlung des Monarchen. Die Kammern beschliessen 
nicht nur die Feststellung eines rorderhand juristisch irreleranten 
Textes, sondern, indem sie den Gesetzestext feststellen, sprechen sie 

8. 364: »Ihm (sc. dem Fürsten) stobt auch bezQglich derjenigen Gesetze, 
in denen or an die Zostimmong der Kamnt-rn gebunden ist. die Sanction 
des (iesetzts zu, die nicht etwa der blosse foruiello Abschluss des ganzen 
gesetzgeberischen Aktes iät , sondern die Sanctiun ist der eigentliche 
legislatorische Hohoitsakt, durch welchen das, was als objektirer Rechts- 
wille erkannt wurde, auch fonuell als Gesetz ausgcaprodien wird.* Vgl. auch 
H. Schulze, Preuss. Staatsr. II. S. 221. Für FranJureich unter Napoleon III. 
Laferriere a. a. 0 p. 134: „Le projet de loi . . . . ne dentut loi qne pu 
la sanction, «jui appartient au ehef de l'Etat." 

4) Auch diese hatten und haben iin absoluten Staate Gesetzesinhalt fest- 
zustellen. Preuss. Lands' Iii >? S: ,Üie Gesetzcoinmission nmss, ausser der Rück- 
sicht auf die bereits vorhandenen Gesetze und Rechte, ihr Gutachten zuglei -h 
auf die Billigkeit und Nut/barkeit der vorgeschlagenen neuen Verordnung 
richten und eine deutliche bestimmte Fassung des zu gebenden Gesetzes in 
Vorschlag bringen." Gegenwärtiir ist nticli in Russland der Process der Fest- 
stellung des Gcsctzesinhaltes genau geordnet im Svod 1. Bd. 1. Abth. Art. 49: 
Le projet primitif d*une loi e^t red ige aar riadioation expresse de TEmpereor 
et sur son ordre intmediat. o'i bien tronve son origino dans le cours regulier 
des affaires, lorsque leur cxaiuea daiis le Senat dirigeant, le Tres saint Sniode 
00 les ministtoet la otoMrttö d'interpreter on de completer unc loi exi- 

stante, ou de promulgner nne loi noavelle. Dans ces divers cas, les aut«irites 
ci-dessus desiguces souniettent leurs |)ro|>ositions a la haute decision de l'Era- 
Itereur, confonn^ment ä la procödure etablie. Art. 50: Les ^jet» primitifs de 
lois sont exaniines yar le Con> /il de rKtnpire. piiis sont soumis a la decision 
de rEmpereur et n'acquiereut ieur periection legale (j[ue comme ^manant du 
PoiiToir antocmtiqiM. Dareite, Conct. med. II, 253, 854, 
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zugleich aus, dass er möglicher Inhalt des Monarchenwi Ileus soi. 
Der Wille des Monarchen ist verfassungsmässig derart gebunden, 
dass er auf dem Gebiete der Gesetzgebung mit rechtlicher Wirkung 
nur das wollen kann, wozu die Kammern ihre Terfiunangsmäsdge 
Zuatimmiuig gegeben haben*). Aua der Zeigliedemng des Begriffes 
GesetKesinhall ergieht sieh übrigens dasselbe Resultat Indem die 
KamuKiü (iesetzesiuhalt l)escliliessen , ertheilen sie nothwendiger- 
weise den Consens dazu, dass ihr Beschluss Inhalt eines formelieu 
Gesetzes, d. h. einer Anordnung des Monarchen sein könne*). 

Dieses parlamentarische Becht der Zustimmung zum Erlasse 
des Gesetzes mindert oder thdlt in keiner Weise das im Staate 
mit monarclnschem Principe ausschliesslich dem Staatsoberhaupte 
zustcheude Imperium. Nicht die Kammern im Vereine mit dem 
Monarchen, souilern der Monareli allein nimmt die entscheidende 
legislatorische Thätigkeit vor. In der absoluten Monarchie kann 
der Monarch Alles wollen; in der constitutioneUeoy auf monar- 
cMschem Principe beruhenden, kann er zwar nicht Alles, aber trotz 
dem kann auch in ihr nur der Monarch originären staatlichen 
"Willen erzeugen. Die Zustimmung der Kammern hebt die freie 
EntSchliessung des .Monarclien keineswegs auf. Die Rechtsordnung 
kennt zahlreiche F&Ue, in denen ein Bechtsgesch&ft nur rorge- 
nommen werden kann mit Zustimmung eines Anderen, ohne dass 
dieeer dadurch zum Theilnehmer an dem Recbtsgeschftfte selbst 
würde. Der tutor z. B., der seine Zustimmung zur Ehesehliessung 
des Pupillen ertheilt, hat keinen Autheil an der Ehesehliessung 
selbst, die unter allen Umständen ausschliesslich freier Willensakt 
der Nupturienten sein mnss. Die Zustimmung der Kammern zum 
Qesetzesbefefale ist Bedingung, nicht Ursache desselben. Ist doch 

5) Und zwar kfiniMn die Kunmeni dioen ihren Conaani stets nnr mi' 

bedingt ertheilen. 

6) Diesem Gedanken wird in unklarer Weise tob Gierke, Grünhat's 
Zeitschrift, H. Schulze, Deut^cbcä Stuatsrodit I. S. 527, Rosin, Polizei- 
verordnungsreclit 8. 151, Ausdruck f»e>:ebfn. Klar ansjfesi)rochen ist er hin- 
gegen von r. Sarwey, AUgein. Vcrwaltungsrccht in Murquardseu'a ilandbuch 
I, 8, S. 25, N. 1, ihm bastinmieiid Seidler &. 203. 
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bei wotaas den meisten Begierongsürten der Monareh an die Znatim- 

muDg der .Minister ir<'bunden, ohne daää sie dessbalb aufliöreo, seine 
eigensten Willensaktc' zu sein. 

Für die joristisQhe Nator des AntbeUs der Eammeni an der 
GeBettgebuig ist es gleieligiltig, ob denselbeii uch das Bedit 
der Initiative snstebt oder nidit Sowohl wenn das Fariameni 
ftber Begicrungsvorlagen als fiber AntrSge beräth, die seiner 
eigenen Initiative entsprungen sind , besteht seine Aufgabe ia 
der Feststellung von Sätzen, welche den möglichen Inhalt künliigeo 
Herrscberwiliens bilden. Die bis in die neueste Zeit behauptete 
Unveranbarlnit der parlamentaiischeD ImtiatiTo mit dem monar* 
ehischen Prindpe, ist eine politische Ansicht, kein juristisch n 
begründendes Dogma. Denn nicht in dem Anstoss zur staatlichen 
Willensbildung, sondern in dem Aussprechen des gebildeten Gesetzes- 
willens zeigt sich die Herrschermacht. Durch die Sanktion erhebt 
der Herrscher jeden Parlamentsbeschloss, wessen Initiati?e auch 
immer er entspnmgen so, zum Inhalte seines Willens. 

ErstrecU sich somit die parlamentarische Mitwirkong hei dm 
Gesetzgebung auf definitive Feststellung des Gesetzesteites und 
Zustimmung zum Erlass des Gesetzesbefehles, so ist andererseits 
die juiistiadie Aktion des Monarchen nicht genügend charakterisirt^ 
wenn man sie ausschliesslich auf den firlass des Geeetzesbefehks, 
auf das Aussprechen der Formel: ,ita ins esto*^ hesdirftiikt. Eb 
geht nicht an, dem Monarehen bloss das Wollen des Oesetseshefehlee 
zuzuertlieilen. Wer den Befehl ertheilt, muss aueh den Inhalt 
wollen. Es ist dalier im legislatorischen l'rocesse ein Momeut 
logisch noth wendig, in welcliem das Wollen des Gesetzesinhaltes 
dnrch den Gesetzgeber sich vollzieht. Der Monarch will anch im 
Gesetze sdnen Willen uid nicht den der Kammern. Trotz der 
inhaliliehen Identitftt beider ist es doch nnr sein eigener Willens- 
inhalt, den der Gesetzgeber im Gesetze aubcüehlt-). 

7) Vgl Dinding, KritisclieVki t Ij i],re<schrift N. Folge. II (1879) 8. 550. 
8} La band selbst steht dieser ErkAnntnies nicht gsni Hone, man <r. 
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Dieses Moment nun ist die Sanktion. Die Sanktion ist nicht 
Ertheiluug des Gesetzesbefeliles , nicht Ausstutiuii*^' eines Rechte- 
gedaDkenB mit lechtsverbiiicUicher Kraft. Die Sanktion ist ?ieU 
mehr der Abschluss des embrjologiscbeo Entwickdongsproeesses 
des OesetzeSf in welchem es noch keinerlei rechtliehe Wirkmig 
äussert. Die Sanktion ist nicht der juristische Gehurtsnioment des 
Gesetzes, das zeigt sich mit unwiderle^rlicher Klarheit in der 
Monarchie. Die Sanktion bindet den Sauktionirendeu so wenig als 
irgend eine andere Person. Würde die Sanktion dem Gesetze verbind- 
liehe Kraft ertheUen, so wSre durch dieselbe mindestens der Monarch 
selbst gebunden, derart dass er sie nicht mehr Kordckriehen kann. 
Das ist aber durcliaus uiclit der i uU. Die Sanktion ist vielmehr 
ein innerer V^orgaog in der Mouarchenpersönlichkeit, sie ist Wollen 
des Gesetzesinhalts und Entschluss denselben anzubefehlen. Erst 
durch das Aussprechen des Befehles aber wird dieser rechtlich 
existent, ein nicht erUftrter Wille hat keine juristische Belevanz. , 
Nicht die Sanktion, sondern die ErUftmng des gesetzgeberischen 
"Willens durch Ausfertitrunt,' uinl Publikation verleiht dem Gesetze 
verbindliche Kraft. Treüeud sagt H. Schulze: »Ein Gesetz ist 
nicht etwa durch die Sanktion fertig und wird erst dann publicirt, * 
sondern durch die Publication wird es erst fertig und dadurch 
Gesets. Die Publikation ist ein nothwendiger Bestand- . 
theil der Entstehung eines Gesetzes. Wie der König staats- 
rechtlich nie zur Sanktion eines Gesetzes genöthigt werden kann, ' 
80 kann er auch die berpits ertlieilte Genehmigung bis zur Publi- 
kation wieder zurückuehmen*^'). Die Sanktion ist daher die psycho- 

Marquardscn S. 72, sa^t: «Nur darf man die Unterscheidung zwischen der 
Feststellang des Gesotzcsinhaltcs and der Sanction nicht in der Art miss- 
Tcrstehcn , dass man diese beiden Erfordernisse gänzlich auseinanderreisst 
and isoürt. Beide bilden nothwendige Bestandtneilc des Gesetzgebungs- 
geschäftcs. " 

8a) Preuss. Staatsr. II, S. 222; derselbe, Deutsches Staatsr. I, S. 526; 
femer Zöpfl, SUatsr. II,S. 328; v. Rönne, Preuss. Staatsr. I, S. 390; Ulbrich, 
Oesterr. Staatsr. S. 389. Eisele, UnvcrbinJlicher Gesetzesinhalt S. 282: 
,Der begrifTliche Zweck eines jeden Gesetzes ist, irgendwie, unmittelbar oder 
mittelbar, verbindliche Normen zu geben für alle, die os angebt, also fQr eine 
von votnhcNin nnbestiininte Zahl wn IndiTidiun, danraa eigiebt sieh, daaa das 
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logische Ursache, nicht der jnristfsehe Ornnd der Gesetzes* 
kraft; dieser liegt .nisschliesslich im Aussprechen des Gc^setzes- 
bet'ehles. Psychologisch ist ein Willensakt nur möglich, weil ein 
Entschiuss ihm Torangegangen ist. Juristisch hingegSD bat aaf 
allen Bechtsgebietea nur der ausdrücklieb erUftrte oder aus oondo- 
denten Handlungen ersichtliche Wille rechüiehe Bedeutung. 

Aus dem Dargelegten ergiebt sich War, dass Gesetzesiuhalt 
und Gesetzesbefebl niclit derart von einander getrennt werden 
können, dass die Kammern uor an dem ersteren Anthcil haben, 
der Monarch in der Sanktion nur den letzteren ertheilt. Der An- 
iheil beider Organe erstreckt rieh vielmehr auf beide Kiemente des 
Qesetzes. Wie die Kammern den Oesetzesteit als mOgHehen Inhalt 
des monarchischen Gesetzesbefehls wollen, so will der Monareh, 
indem er sicli in dorn Akt der Sanktion entschliesst, den Gesetzes- 
befebl zu ertlieilen, zugleich auch den Inhalt des Gesetzes. 

Die staatsrechtUcbe Bedeutung der Sanktion in der Monarchie 
wird klar, wenn man den Entstehungsprocess der Qesetae in mchi* 
monarchischen Staaten beachtet. Hier wie In der Monarchie wird 
das Gesetz durch die Ausfertigung uud Publikatiuu perfekt. Hier 
aber ist das Organ, welches die staatliche Willeuserklärung äussert, 
nicht identisch mit jenem, welches sanktionirt, d. h. den ent* 
scheidenden fintschloss zur Erkl&rung ge&sst*) hat. Der deutsche 
Kaiser, der Pr&sident der ftanzOsschen Bepnblik erUftren im Geset» 
nicht ihren eigenen, sondern einen ftemden Willen, sie ordnen an, 
was ein Anderer, im deutschen iteich der Bundesrath, in Frankreich 
die Kammern beschlossen haben. In der Monarchie jedoch erklärt 

follatiodig redigierte, mundierte. vom Landoshcrrn tinterachriebenc Gcsetx, so 
lange es noch im ('aliiiu't des Fürsten liegt, für das Recht ganz irrelevant ist.*" 
9) In solchen .Staaten wird allerdings durch in juristisch wahniehnibarcn 
Formen erscheinende Collegialbeschlftwe die Sanktion ertheilt. Hier scheint 
demnach durch die Sanktion bereits die fonnelb' (nsetzcskraft in juristisolvni 
Sinne geschaffen za sein. Allein solche Beschlüsse enthalten mit logischer Noih- 
ein doppeltes. Einmal einen Entaehluss und dann , da diese Col« 
legien zum Untorsclii.'.l' v wi «Ion Parlamenten der Monarchie mit Imperium 
ausgestattet sind, einen üdeiil uud zwar den zur Auslertigang dos Gesetzes. 
Nur das erste Moment enthilt die Sanktion, das sweite beieidmet beieiti den 
Anfimgsponkt des Prooeeses der staatlieheD WiUraserkUriing. 
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der Monarch seineu ei«,'enen Willen, in jenen Staaten rauss der * 
Erklärende den fremden Willen aussprecheDi iu dieser ist die Erklä- 
rang selbst iieier Wille desjenigen, der de ausspricht ^°). 

Die staatliche WillenserklfiruDg ist kein einfhcher, sondern ein 
zusammengesetzter Akt. Sie besteht aus der Gonstatiruog , dass 
ein Gesetz zu Stande gekommen sei, d. h. dass die staatsrechtlichen 
Formen für die Bildnnf^ desselben beobachtet worden seien, aus 
der An.s.stellung der Gesetzesurkiiude, aus der Anordnung der Publi- 
kation und aus der Vollziehung dieser Anordnung. Erst durch die 
Vollziehung der letzteren ist das Gesetz im staatsrechtlichen Sinne 
perfekt. Für die drei ersten Momente bat in Frankreich zu ver- 
schiedenen Malen die Bezeichnung Promulgation gegolten. Es 
empfiehlt sich statt des vitldeutlLjen Wortes den Terminus Aus- 
fertigung als die Comtatiruug, Beurkundung und Pubiications- 
anordnung des Gesetzes nm&ssend zu gebrauchen 

£s ist ein logisch nothwendiges Moment im Ftocesse der 
Gesetzgebung, dass der die Publication Anordnende zuvörderst con- 
statire, dass der von ihm zu erklärende staatliche Willensakt den 
verfassungsmas>i.i(en Bedingungen ent.-pi eche. Kr niuss dalier prüfen, 
oh das von ihm zu verkündigende Gesetz den verfassungsmässigen 
Charakter eines solchen habe: ob die gesetzlichen Formen für die 
Kammerbeschlfisse beobachtet wurden, ob die Besehlfisse beider 
Eamroem wörtlich mit einander übereinstimmen, ob bei verfassungs- 
ändernden Gesetzen den erschwerenden Formen Genüge geschehen 
sei u. s. w. Er hat das Recht und die Pflicht, OlTentlich zu be- 
zeugen, dass der Process der Gesetzgebung gemäss den Vorsckrifleu 
der Verfassung sich vollzogen habe. 

10) In nii-lit monarchischen Staat<?n geht, wie in der Tmigen Note d«r- 
getban, der Ausfertigang ein Aasfertigangsbefehl voraus. 

11) Laband, der, Staatsrecht IT, S. 12ir., xiterst in Bentschland auf 
die zwischen Sanlitioii uiul Publication liegenden Stadien des Wc^'os der fJesotz- 
gebang in juristisch überzeugender Weise hingewiesen bat, wählt dort für 
oieaelben im Anschluss an die fram^fMilie JnrispnidenK den Namen Promol- 
gation. I)ie Angriffe gegen seine L« liro sind zuin Tli. il nur gegen diesen 
Namen gerichtet. Vgl. z. £. Binding, Kritische Vitrteljaliresscbrift S. 550. 
Marquardsen 8. 77 spricht Laband nur von Ausfertigung der Gesetze, scheint 
demnach selbst den tenninos Promulgation fallen gdanon sn haben. 

Jellinek, Geeets and Ventdaaiig. 21 
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Wo der Sanktionirende auch der den l'ublicationsbefehl Erthei- 
lende ist, ist es möglich, dass diese Constatirung in einem formell 
' gelbststäadigen Akte gar nicht zum achtbareo Ausdruck kommt, 
sondern nnr als ein materielles Element des l^gislatoiischen Pnh 
oesses dch darstellt. Hier kann der Akt der Sanktion msammen- 
fallcn mit dem der PrOftmg des Gesetzes auf seine Verfassungs- 
mässigkeit. Anders in den Staaten , wo der Entschluss zum 
Qesetzeebefehl und das Ausspreclieu dieses Befehles Terschiedeuen 
Organen zufallen. Hier wird der den Fubiicationsbefehl zn ertbeilen 
Yerpflictatete ausdrücklich constatiren mfissen, dass das tod ihm 
Angeordnete Geeets sei. In der Monarchie häufig ineinander ver- 
schmolzcn , fallen Sanktion mid Constatinmg des vcrfassimgs- 
mässigon Daseins des Gesetzes im duutsi hen Keiihe, wo der Kaiser 
die Gesetze nicht sanktionirt, sondern nur ausfertigt und in der 
französischen Bepublik, wo dem Präsidenten die Pflicht der Pro- 
mulgation der Eammerbeschlüsse obliegt, nothwendig anseinandar 
und es wird damit in diesen Staaten die Beglaubigung der w- 
fassungsmässigen Existenz des Gesetzes zu einem gesonderten Recbts- 
iastitute. 

lu Frankreich waren es die Verfassuuo;eu von 1791'^), 1795") 
und 1799 ^^), welche aus dem Akte der Perficirung des Geaetxes die 
einzelnen Momente ausschieden und zu Juristischer SelbststSndigkait 
erhohen. Die drei Akte: Gonstatining der Existenz des Gesetzes, Aus- 
stellung der Gesetzesurkunde und Ertheilung des Publicationsbefehles 
wurden unter dem Begriff der Promul^?ation des Gesetzes zusammen- 
gefasst. Die französische Jurisprudon/. hat in der Folgezeit die Bedeu- 
tung dieser Trennung klar erkannt Bei Merlin wird auf Grund des 
Decrets vom 9. KoTember 1789 die Promulgation bezeichnet als .racte 
par lequel le chef de l'dtat attestait au corps sodal Fexistence de Tacte 

12) Gesetz Tom 12. Odober — 6. NoT«mber 1789 Art. 5. Ooivt tnd 

8. Sept. 1791 tit. III, eil. IV, sect. I. 

13) Conat vom 5. Fruct. an III. Art. 128—131. 

U) Gonst vom 22. Frim. an YIII Art 41; senatos-consnlte t. 28. Ikwtel 
•n Xn Art 187—140. 
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l^gislatif qui constituait la Loi" zum Unterschiede von der Publi- 
ntion: mode qoi doTait dtre employ^ pour faire parvenir la 
Loi ä la ooDiiaissanoe de tOQS les dtoyens* und diese Unterschiede 
werden als logisch begründet auch in der Charte oonstitnttonelle 
gefunden, trotzdem diese Ar die Promnlgation und Fnblieation nur 
den beide bezeiclinenden Ausdruck „promulguer* kennt '^). Promul- 
gation in dem oben angegebeneu Sinne und Publikation verhalten 
sich ZQ einander wie Ursache und Wirkung^*). 

Trotsdem bä der Unbestimmtheit des Wortes npromolgaer' 
andi in Frankreich Tiel&ch Promulgation und Publikation con- 
fundirt werden, und auch die Yerfassang der dritten Republik nnr 
lakouiscli erklärt, dass der Präsident die (lesetze zu proraulgiren 
habe, ist die bei Merlin gegebene Distinktion auch iicute innerhalb 
und ausserhalb Frankreichs vieiCach anerkannt So erkl&rt neuerdings 
Lebon: „Die Promulgation ist das Decret, wodurch das Staats- 
oberhaupt feststellt, dass das Gesetz von dem Parlament ordnungs- 
massig beschlossen wurde, und dessen Vollzug als Staaisgesetz 
anordnet" Und für Belgien lehrt, unter Berufung auf Morl in, 
Tbonissen: ,0n a quelquefois considerd ces deux ternies corame 
synonymes; leur significaüon est cependant lein d'6tre identique. 
La Promulgation est Taete par lequel le roi en sa qualiti de 
Chef du pouToir ez^tif, atteste an corps social Tezistence de 
la loi et en ordonne l'ex^cution ; la publication, au contraire, est le 
mode de publicite h. l'aidn duquel la loi est portöe ä la connaissance 
des citoyens" Für das belgische Hecht ist die Trennung beider 
Elemente: Constatirung des Daseins des Gesetzes und Fablications- 
befehl um so einleuchtender als sie in der Pnblieationsformel der 



15) Morltn. Repertoire t. XVIII, p. 287 fi". U<])cr die praktischen Wir- 
kungcu, die man der Promulgation im Gegensatze zur l'ublication im Hinblick 
anf Art. 1 deä Code civil einräamen wollte Tgl, Locre, fisprit da oode Napo- 
leon I. p. 154. 

10) Ucber die frai / ^i lio Theorie der Promnlgation vgl, die dDgehendeD 
Nachweisnn^'en bei Laband, Staatsr^^rl^t II, S. IG fF. 

17) Staatsrocht d. franz. licpublik bei Marquardscn S. 40. 

18) Thonitstn p. 224. 

21» 
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Gesotz«' zum st'll)>t-truiJi?on Ausdruck gelangen, indem der Könij^ 
erklärt: .l'romult^uous la preseate loi, ordonuons qu'elle soit revetue 
du sceau de l'^tat ei publice par la voie du Moniteur* Im 
deutschen Bdche, wo der Bundesnith die Gesetze sanktiomit, der 
Kaiser sie ausfertigt'*^) und verkfindigt, muss der Ausfertigung 
nothwendij; eine Untersuchung' vorangehen, ob das auszufertigende 
Gesetz mit allen verfassungsmässit,' g. iunlerten Merkmalen versehen 
ist. Der Kaiser hat das Recht und die Pflicht, die Gesetze zu 
mkündigen, desshalb muss er die Ueberseugung haben, da» das 
von ihm Yerkfindigte wirklich Gesetz sei; der Reichskanzler ist 
verantwortlich dai&r, dass das ausgefertigte und Terkfindigte Gesetz 
alle fui^jseren .Merkmale desselben trage und allen verfassungsmässigen 
Bedingungen entsprochen habe^*). 

Die wichtigste praktische Consequenz der Constatirung der 
Authenticitftt des Gesetzes in den Staaten, wo Sanktionirender und 
Promnlgirender nicht identisch sind, besteht in der Recfatspflicht 
des Promulgirenden , die Ausfertigung des von ihm nicht als ver- 
fas.sungsmässig zu Staude gekommenes Gesetz Erkannten zu ver- 
weigern. Das gilt in der gegeuwärtii^en Stiatenwelt so gut vom 
deutschen Kaiser, wie vom Präsidenten der französischen Republik. 
Wflrde dem letzteren etwa von der Deputirtenkammer ein Beschlnss 
zur Promulgation fihersendet, der nicht in allen Punkten die 
Zustimmung des Senates gefunden hat, so mfisste er ebenso die 
Ausfertigung verweigern, wie der deutsehe Kaiser einem vom Bundes- 
ratlie sauktiouirlen. jedoch nicht den verfassungsmässigen Vorschriflen 
entsprechenden Gesetze. In der Coostatiruug der Authenticität der 
Gesetze in nichtmonarehischen Staaten durch das Staatsoberhaupt 
ist eme wichtige Garantie ihrer Verfassungsmftssigkeit gegeben. 

Sinnlich wahrnehmbarer als das erste Moment der staatlichen 
Willenserklärung tritt das zweite und dritte derselben zu Tage: die 

19) Loi du 23 dcccmbic IPG'i vgl. GiroO, Droit administratif I. j». 46. 

20) fteicli6-Ycrfafisimg Art 17. Vgl. I.aband. Staatsr. II. S. 41 ff. 

21) Laband, Staatsr. II. 8. 43; Zorn. Bdicbsataatarccht I, S. 115 ff.; 
Hinel, Studien som dentscbcn Steatsvoeht II, S. 51. 
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Ausstellung der Gesetzcsurkundo mit dem in ihr enthaltenen Publi- 
eationsbefehl. Es giebt Staaten, wozu Oesterreich und die monarchiachen 
Einzelstaateti des deutscben Reiches gehören, in denen Verfiissongen 
und Qesetze über die Originalnrkande des Oesetzes nichts bestimmen. 
Nur Alrte der Verfassuufjsgesetzgt'bung sind in allen diesen Staaten in 
der feierlichen Form einer Urkunde au>^^^tertigt worden. In manchen 
pfl'^'jt am Ende der Gesetze die urkundliche Ausstellung derselben mit 
Uuterachrift und Siegel des Fürsten erwähnt zu werden. In anderen 
jedoch tritt die mrknndliche Bezeugung des Daseins eines Gesetzes nach 
Aussen in der Regel gar nicht hervor; z. B. m Oesterreich. Nichtsdesto- 
weniger muss auch hier ein solches Original des Oesetzes vorhanden 
sein, das vom Monarchen unterzeichnet wird, durch dessen Uebergabo 
an das Ministerium der Monarch den Befehl zur Publication vollzieht. 
Ist hier derPublicationsbefehl ein interner Dienstbefehl des Monarchen 
an seine Minister, der erst aus der erfolgten Publication erschlossen, 
vor derselben jedoch staatsrechtlich nicht constatirt werden kann, so 
ist in der weitaus grössten Zahl der anderen Staaten kraft Gesetzes die 
Ausfertiirnng einer Ot><etze.surkunde durch das Staatsoberhaupt ange- 
ordnet, durch welche der Befehl zur Publication des Gesetzes ertheilt 
wird und die als Original des Terkfindeten Gesetzes aulzubewahren ist. 
Von dem deutschen Reiche, Frankreich und Belgien war bereits die 
Rede. In Kfirze seien noch die einschlägigen Bestimmungen einiger 
anderer Staaten erwähnt. In J\;iiL;"htnd wird die Parluinciit^akte auf 
Pergament gedruckt, bis 1849 im Original mit der königlichen Ge- 
nehmigung versehen im Hause der Lords aufbewahrt**); allerdings 
fällt hier Ausfertigung und Publication in einen Akt zusammen''). 
In Ungarn wird seit dem 56. Gesetzartikel von 1881 die Original- 
urkunde des Gesetzes dem Abdrucke in der Landesgesetzsammlung 
zu Grunde gelegt und dieselbe sodann im Landesarchive aufbewahrte^). 

22) May. farlij^meot i». 551. 

23) VkI. obtu S. 18, 19. 

24t) §8. Unf^ar. Landesgcsetzsammlmif^ 188 1, Dentscbe Aasjg^b« S. 802. Be> 
somlt'rs scharf hoben sich nat li frühereiii uiifrariscliem Stnnt-^rooht .\iisferti?nnj? 
und Publication von ciuandor ab, indem jene durch eine mit grossen FürniUch- 
keiten Mugestellte Urkunde die fderlicb den Reichstage flbermicht waid, ?oU< 
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In Italien erklärt dur Kaaig zum Selilusise der Gesetzesurkunde: 
Ordiniamo che lu presonte leg<;e, munita di Sigillo dello Stato, 
sia ioserta nella raccolta degli atti del Govemo, maodando a 
ohionque spetti di osserrarla e di farla osBerrare. Im Königraich 
der Niederlande hat der K9mg (nnter Ifitwirkong des betreffenden 
Ministers), um die Pnblication zu erm5f|flioben, „das Original des 
Gesetzestextes dem mit der Einrückuug in das Staatsblatt beauftragten 
Justizminister zuzustellen; hierin ist also ein Doppeltes gelegen, 
nämlich die Erklärung, dass ia diesem Texte das Gesetz enthalten 
ist und zugleich der Befehl zur Verkfindigong, mid gerade in diesem 
zwiefiwben Akt besteht die Promulgation* '"). In Schweden werden 
die Gesetze vom Könige durch ünterzeichDung der Oesetzesurkunde 
ausgefertigt, welcher Akt nicht mit der Sanktion zusammeufullcu 
muss, da es dort auch Gesetze giebt, welche auf königliche Propo- 
sltioQ vom Reichstage angenommen werden und eines neuerlichen 
königlichen Willensaktes zu ihrer Perfektion nicht beddrfen^*). In 
Portugal bestimmt die Verfassung, dass das Gesetz in zwei Exem- 
plaren vom Könige auszufertigen ist, wovon das eine in dem Archiv 
der Kammer, welche es dem Könige vorgelegt hat, aufbewahrt 
wird, das andere, nachdem es zur Publication des Gesetzes verwendet 
wurde, vom competenten Staatssekretär contrasignirt, mit dem könig- 
lichen Siegel versehen in der Torre do Tombo deponirt wird'^. 

Dass auch in jenen Staaten, wo die Ausstellung der Gesetzes- 
Urkunde und die Anordnung der Pnblication nicht ausdrficklieli als 
feierlicher Formalakt durch Gesetz vorgeschrieben sind, beide Akte 

zogen; diese von den Mit^fliederu des Beicbstagcs in den Versammlangea der 
Comitate auf Gmnd von vom Eönif^e raiterfertigten Abschriften d«r 6«Mii- 
artikel vorgenommen wurzle. Vjjl. Virozsil, Das Staatsrecht des Königreichs 
Ungarn III, p. 56, 57. Aualog die .solemniä editio It^is" und Pnblication 
im alten dentschen Bdehe. Vgl. Laband, Staatfirecht II, S. 13 ff. Veber 
dio Ansfcrtipung als Bcdingunjx dor Oilti^koit landi slu rrliclior Vorordnnngcn 
in den deutächeu Territorien Gneist, 8uU der Richter auch über die Frage 
zu befiiMfon baben, ob ein Gesetz Terfassungsmassig aa Stande gekommen? 
Gntacbten für den vierten deutschen Joristeiitag S. 18. 

25) De Uartog a. a. 0. 8. 44. 

26) Aaehehottg a. a. 0. S. 70. 

27) Portng. Tei?. Art 60-02. 



dennoch mit juristischer Nothwendi^keit existiren, ergiebt sich aua 
folgenden £rv\ ägimgen. Die Sanktion ist ein Entschluss, die Pabli- 
catloii eiiie That, welche vom Monarchen selbst nicht YorgeDommen 
wird. Zwischen beiden mnas liegen eine ErUflrang des Monaicben 
an die mit der Pnblication beauftragten Minister, dass ein Beschlnss 
der Kammern seine Sanktion erhalten liabe. Diese Erklärung muss 
der Natur der Sache nacli scliriftlich erfolgen, sei es dass der 
Monarch die Gesetzesurkunde selbst unterzeichnet, sei es dass er einem 
die Sanktionirung beantragenden Vortrage der Minister stattgiebt. 
Anf jeden Fall nrass eine die erfolgte Sanktion erUftrende, nach 
constitotionenen Prindpien von den betreffenden Ministem za contra- 
signirende Urkunde vorliegen. Das vom Monarchen unterzeichnete 
oder seiner schriftlich erklärten EnUihlie.ssung anruhende Exemplar 
enthält den Originaltext des Gesetzes. Dieser Originaltext ist von 
juristisch nicht zu unterschätzender Bedeutung, die sich namenttich 
dann zeigt, wenn das Gesetz in der zur Pnblication dienenden 
Oesetzsammlung oder dem Gesetzblatte unrichtig abgedruckt wurde, 
in welchem Falle das Kocht /.ur Ijcrii iitiL^iiiiLr nur aus der Existenz 
einer authentischen Ciesetzesurkunde deducirt werden kann. Es ist ein 
entschiedener Mangel des Staatsrechts Oesterreichs und der deutschen 
Staaten, dass keine gesetzlichen Normen über die Form der Ausstellung 
und die Aufbewahrung der Originalurininden der Gesetze existiren, 
sondern es der, überdies ausserhalb der Begierung wenig bekannten 
Praxis überlassen ist, das hier vorhandene Vacuum auszufüllen"*). 

Durch die Uebermittelung der Gesetzesurkunde an den mit 
der Publication beauftragten Minister und durch die von diesem 
vorgenommene Contrasignimng ist der Fnblicationsbefehl rechts- 
giltig ertheilt, die Publication muss nun erfolgen. In dem Publi- 
cationsbefehl liegt daher in monarchischen Staaten der juris- 
tische Geburtsmoment des Gesetzes, d. b. er bezeiclmet den 



28) Vgl. für Oesterreich die intcrepsant. n Erörterungen von Dr. F. Tezner, 
lieber (Ue gehörige Xuudniachung von Gesetzen nach österreichischem Ver* 
faMUlgsraobt Jaristisdie Blätter 1887 Nr. 4—9. 
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Aupcnblick, in welchem die formelle Gesetzeskraft zu wirken 
beginnt-"). Und zwar besteht die nächste Wirkuno; derselben nun 
darin, dass der Monarch nun nicht mehr einseitig von dem Gesetze 
zurücktreten kann. Der Minister, welcher auf späteren Befehl des 
Monarchen die Fublication nnt^rliesse, würde eine verfusongs- 
widrige Handlung begehen. Allerdings ist dieser Satz in den 
Staaten, wo von der Existenz der Gesetze Niemand ausserhalb der 
Regierung vor der rublicatiou etwas zu erfahren braucht, nur eine 
lex impt'rftvtissima. Anders aber dort, wo die vollzogene Sanktion 
dnrch das Ministerium gesetzlich oder kraft Uebung noch Tor Yer- 
kündigong des Gesetzes dem Filamente mitgetholt wird. 

Mit der Ertheilung des Pnblicationsbefehls ist der Gesetzes- 
befehl selbst erthoiit. Alles was ihm nachfolgt, ist juristisch nicht 
mclir freie That und hat nur den Zweck, die möglich grösste Ver- 
breitung der Kenntniss des Gesetzes zu sichern, die rechtliche Ver- 
mnthung von dem Vorhandensein dieser Kenntoiss zu begründen. 
Die Fublication enthält daher bereits ein Moment der Vollziehung 
des Gesetzesbefebles. Indem sie den Gesetzgebnngsprocess zum 
völligen Altschlnss bringt, bezeichnet sie andererseits auch schon 
den ersten positiven ElVekt des Gesetzcsbefehls. Die oft im Gesetze 
selbst (in Oesterreich regelmässig) enthaltene VoUzugaclausel ver- 
pflichtet in erster Linie die Minister zur Fublication des Gesetzes. 

Die Art und Weise der Fublication ist heute in der fiberwiogenden 
Mehrzahl der continentalen Staaten rane gleichförmige. WUhrend früher 
durch die in die Heimath znrückgekehrteu Abgeordneten der Stände, 
durch Verlesung auf örtentlichen Plätzen, in der Gemeindeversammlung 
oder Ton den Kanzeln herab, durch Zusendung an die Behörden und 
Eintragung in deren B^iister, durch Maueranachhig u. s. w. publicirt 
wurde, sind heute fast überall auf dem Continente nach dem Vor- 

29) In nichtmonftrcbischen Staaten liegt dieser Moment in dem Aos- 

ferti;^'nnfrsbof.>lil, rlor. sofern das Gesetz verfassungsmässig zu Stande gekommen 
ist, reclithcli vollzogen werden mass. Correkt wäre es daher, wenn im deut- 
Bdien Reiche die Gesetze von dem Tage des suiktioiiirenden und die Aos- 
fertignog anordnenden JSimdeiratbsbeschliisses datirt werden würden. 
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bilde (los französischen bulletin des lois Gesetzsammlungen oder 
Gesetzblätter eingeführt, in welchen das Gesetz abgedruckt und 
dadurch publidrt wird. Um der FrftsamtioD, dass das Gesetz 
durch den Abdruck notorisch werde, einen realen Boden zu geben, ist 

der Kegel zwischen dem Tage des Erscheinens des Gesetzes in dem 
Gesetzblatte und dem Wirksamwerden des Liesetzes für die Unter- 
thanen (bei materiellen Gesetzen demnach bis zum Eintritte der 
materiellen Gesetzeskraft) ein entweder fär den ganzen Staat gleich- 
förmiger oder nach der Distanz der einzelnen Landestheile Ton dem 
Fublicationsort wachsender Zeitraum, die vacatio legis festgesetzt, 
während welcher das Gesetz nur formelle, aber keine materiellen 
Wirkungen entfaltet. Ein Befehl, um in That iniige^etzt zu werden, 
muss von demjeuigeu, den es angeht, gehört worden sein. In Folge 
dessen kann die materielle Wirkung eines Gesetzes: den Willen der 
Gesetzesunterthanen zu bestimmen, eine fortschreitende sein. Ur- 
sprünglich nur durch seine formelle Kraft die legislativen Faktoren 
und das Ministerium bindend, dehnt es seine funuellen und mate- 
riellen Wirkungen entweder in einem einzigen späteren Zeitpunkte 
oder successive auf alle Staatsbehörden und alle Untertbaneo aus. Si 
la Toiz du Prince, sagt Fortalis, die Bestimmungen des code civil 
fiber die vacatio legis begründend, ponvait retentir ä la fois dans 
tont rnnivers Aranyois, toute pr^aution ult^rienre deviendroit inutile; 
raais la nature meme des choses rdsiste ä une teile supposition^"). 

Selbstverständlich kann durch Gesetz die vacatio legis im con- 
creten Falle verkürzt oder erweitert werden, der Eintritt der ma- 
teriellen Wirkungen eines Gesetzes kann sogar auf einen fernen Zeit- 
punkt verschoben, von dem Zustandekommen anderer Gesetze ab- 
hängig gemacht, in das Ermessen der Regiemng gestellt werden; 
ja es ist möglich, dass Gesetze aufgehoben worden, ehe sie irgend 
welche materielle Wirkungen äussern können^'). Daher zeigt die 

30) Locrö a. a. 0. S. 158. 

U) Vgl. auch liiniiin;:, Krit. Viortoljalircsschr. 1879 S. 552. der 
aitt liaü sechs Jahru nach üciiicr i'ublicatiou in Kruft getretene badischc 
Stn^fefl«tibiiGh und auf daa badiacbe GerichtBrer&Brangageaets und die 
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vacatio legis die gemeinsame formelle Wirkung des Gesetzes am 
reinsten. So lange sie dauert, hat jedes Gesetz, was auch sein 
Inhalt sein möge, ausschliesslich die Wirkung, die Staatsorgane 
derart zu bindea, dass es nar durch ein Gesetz oder auf Qnuid emes 
Qesetses abgeSodert oder aufgehoben werden kann. 

In den continentalen Staaten, welche noch keinen hinge dauern- 
den u.sus parliamenti aufzuweisen haben und deren Verfassungs- 
bestimmungeu eine detail lirtc Regelung vieler den Procoss der Gesetz- 
gebung betreffenden Fragen häufig vermissen lassen, sind noch 
manche Gontroyersen zu Ideen. Im Folgenden seien die wichtigsten 
erwähnt. 

In vielen Staaten ist keine anedrfickliche Bestimmung dar- 
über enthalten, wie lange die parlamentarische Zustimmung zum 
Erlasse eines Gesetzes Kraft behalte"^). Aus der durch die Auflö- 
sung erfolgenden Vernichtung der jeweiligen Wahlkammer haben 
Viele***), Manche schon aus dem Princip der IKsoontinuitftt der 
Sitzungsperioden**) den Schluss gezogen, dass sie nicht über die 
Auflösung beziehentlich über die Session dauere. Wo sich nicht ein 
darüber entsclieidendos ,constitutionelles Gewohnheitsrecht'*)* nach- 
weisen lässt, folgt \ve<ler die eine noch die andere Ansicht aus dem 
Wesen der Volksrertretung. Macht man Emst mit der Aaffiiasung 
der Volksvertretung als eines Staatsorganes, so muss man annehmoB, 
dass die von ihr gefassten Beschlüsse ebenso von den physiseheo 
Personen unabhängig sind, wie die vom Monarchen, den Ministern, 
den [{ichtern vollzogenen Akte, So wenig die königliche Sanktion 
durch Tod oder Abdankung des Trägers der Kroue, eine vom Mi- 



bailische Strafpioeessordnnng vom 6. Hin 1845 hinwdit, die nie in Knit 

getreten sind. 

82) Fristen, binnen welchen die Entseheidnog über die Saaktioii gdSDt 
\v<Til' ii iiiuss , sinil bestimmt z. 13. in Hävern, Gesetz vom 19. Jamiur 1872 
Art. 40 (Stork. Hundbach S. 104); Portugal. Verf. Art. 59. 

92a) z. B. Laband, Staaterecht U, S. 58: Q, Meyer, Staatireebt 
S. 46i. 474; Ulbrich, Owt. Staatsrecht S. 889; Bosin, PtoliieiTeioidnvDgi- 
recht S. 177. N. 23. 

33) X. B. Könne, Prenro. Staatsr. I. 8. 39S. 

34) Lftband» Staatnrecht II, & 58. 
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nister vollzogene Ernennung durch die Demission desselben, ein 
richterliches Urtheil durch Versetzung des Kichiers ihre Kraft ver- 
lieren, ebensowenig ein parlamentarischer Beachloss, welcher einen 
Gesetzestezt feststellt und die Zustimmung zom Erlasse des Gesetzes 
dareh den Monarchen anssprichtf durch Schliessung oder Auflösung 
des Parlamentes. Was von den schwebenden Geschäften des Par- 
lamentes gilt, hat mit Nichten ipso iure auch seine Giltigl^t it für 
die bereits erledigten. Politische liücksichten mögen zu der Praxis 
liihreii, definitiTe, noch nicht sanktionirte Beschlösse eines Parh^ 
mentes durch die Auflösung als Tomiditet anzusehen, ein juristi- 
scher Grundsatz dieser Art, der aus der Natur der Sache fliessend, 
überall seine Geltung zeigen würde, lüsst sich keineswegs nach- 
weisen ^^). 

Ob die Formeb, mittelst deren die Sanktion des Gesetzes und 
die Ausfertigung bezeugt und die Pnblication angeordnet wird, jedes- 
mal in den parhimentarisch zu beschliessenden Gesetzestezt aufau- 
nehmen seien oder nicht, hat oft zu Zweifeln Anlass gegeben. In 

Staaten, avo die Sanktions- und Publicationsformel ein für alb'mal 
durch Gesetz festgestellt ist, ist es nicht uöthig, sie jedesmal zum 
Gegenstande parlamentarischen Beschlusses zu machen; die Kegie- 
mng kann hier zum AnMgen der betreifenden Formeln an das aus- 
^ zufertigende und zu Terkflndende Gesetz autorisirt werden. Anders 
jedoch in Staaten, wo, wie in Oesterreich, Prenssen und dem Deut- 
schen Keiche'"), derartige gesetzlich tixirte Formeln nicht vorhanden 

35) Es ist englisches Parlamentsiocht, welches der Anschauung des Er- 
löschens des Consenscä der Kauimern niit Schliessung, beziehungsweise Auf- 
löiiang der Kammer zu Grunde li^^ Nach englischem Recht mnss spätestens 
mit Schluss einer Parlanientssession die königliche Zustimmung zu den be- 
schlossenen Bills ertheilt werden. Aehnlich war es übrigens in allen stän- 
dischen Staaten , wo die bestätigten :Htiiti<li.sohca BeBchlü.s<<e in einem Reicfas- 
oder Landtagsabschied zusammenirefasst werden mussteii. Die im Text« ver- 
tretene Ansicht schon bei Zöiit'l. Staatsr. II, S. 3215; ferner bei v. Sarwey, 
Wttrtt. Staatsr. II. S. &2. 

30) In ( »est^rroioli ist durch die Verfassung bestimmt, dass die Kund- 
machung der Gesetze im Namen des Kaisers mit Berufung auf die Zuatinimung 
der TernBenngsmässigen Yertretungskörper und unter ^litfertigang eines ver- 
antwortlichen Ministors orfnlr^t (Staatscninds^esi. über die Kegierungs- nnd Voü- 
zugsgcwalt Art. lüj. Es mangelt jedoch eine gesetzliche Vursclirift über diu 
Bioi^gsfimiiel der GeMtae. Deeshalb «rird auch die BeMchniiDf ,Gewti* dem 
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sind. Hier worden wolil auch kralt Gowohiiht'itNreclites. wie man 
heute schon behaupten kann, die Einleitungs-. eventuell Schluss- 
formela der Gesetze durch jedesmaligen Beschloss der Kammern fixirt. 

Aus dem Wesen der Willenserklftning ergiebt sich, daas die 
Ablehnoog der Sanktion dorch den Monarchen die Bechtswirkongen 
des betrefTenden parlamentarischen Beschlnsäes definitiv zerstört 
Der M'Muirch kann daher nicht in einem späteren Zeitpunkte auf 
denselben zurückgreifen, um ihm Gesetze>kraft zu verleihen. Die 
Sanktion kann femer immer nur unbedingt ertheilt werden. Der 
Anfong der materiellen Wirkungen des Gesetzes kann im Ge- 
setze selbst von dem Eintritte zukGnftiger Ereignisse abhängig 
gemacht werden, die Wirksamkeit der formeUen Gesetzeskraft 
niemals. 

Binnen welcher Frist das ausgefertigte Gesetz zu publiciren 
sn, ist für jene Staaten, welche ansdröcklicber Bestimmongen'^ 
hierQher ermangeln, eine schwer zn beantwortende Frage. In Oester- 
reich ist es vorgekommen, dass zwischen der Sanktion, beziehimga- 
weise Ausfertigung und der Pablication eines Gesetzes fiist ein 
halbes Jahr verflossen ist^-). Ks dürfte aber auch in sokheu Staaten 
eine unmittelbar nach der Ausfertigung des Gesetzes erfolgende 
Publicaüon als der Verfassuig entsprechend erscheinen, weil die 
Nichtverkfindigong eines bereits dorch seine formelle Gesetzeskraft ^ 

parlaweutarischen Beschlüsse uuterworfea. lu rreuäsen ist uur (Verf.-Urk. 
Ali. 45) erklSrt, das» der Könift die Yerktkndigang des GeMtiee befiehlt, ohne 

il:i-s ili.« Borufuii'j auf M' erfMl^'te Znstiiniiuin?^ <1l-s Latiiltagos gesetzlich fixirt 
wäre. vgl. Könne, Preusä. SUaUr. 1, 8. 3t>3. 36-1. Für das deatscbe Beicb 
vgrL Rönne. Staatar. des dentschen Reiches II, 1, 8. 16, Laband, Staate. 
II. S. 35, 36. Dass die Einiraiiijrsforriiol der Gesetze notii\venili<; ein Tbeil der- 
selben &ei, wie t. Könne bebaaptet. ist allerdings nicht richtig. 

37) Wie sie z. B. Uncrnm Hat, vgL LVI. 6. A.: 1881 % 1. Nach Zaeha- 
riae. StaatsPH-ht II, S. 177 soll in der g.^setzlichen Festsetznilg einer «oleheB 
Frbt eine Verlctzong Jcä mouarcbischen Trincips li^en! 

38) Gesete betreffend die Erriehtnng eines Verwaltongsfireriehtshofo, 
sauktionirt am 22. <'>ktober l>^7"i. i.nblicirt am 2. April 187»?. Das juristisch 
und hiütoriach interc^^antobte Beispiel dieser Art ist die spanische pragmatischo 
Sanktion, darcb welche die cog:nati9che ThronfoliEre eingeflUirt wnrae. Das he* 
tr^ irndo Gesetz wuril* iKimlioIi 17S0 von Karl IV. sanktionirt und »l'-n Cortes 
uiitgetheilt, jedoch erst aiu 2d. Man IbUO von Ferdinand IV. pablicirt. VgL 
den Tat desselben bei Ohillany« Diplom. Htndbneb II, S. 467 ff. S. ancb 
Zdpfl, Staatsr. II, S. 826 N. 9. 
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wirkenden (Jesetzes eine Voilaiigtiuiij,^ der durcli Gesetz fixirtcn 
vacatio legis herbeiführt, was keineswegs als im Belieben der Ite- 
gierang stehend angesehen werden kann. 

Seit den ersten Anfängen der oonstitationellen Theorie ist wie- 
derholt die Behauptung aufgestellt worden, dass eine in die Com- 
petenz der Gesetegebnng fallende Angelegenheit nicht nur auf dem 
Wege eines Gesetzes, sondern ansschliesslieh dnreh ein Gesetz erledigt 
werden müsse. Jede Dele<ralion der Gesetzgebung sei principiell aus- 
geschlossen, jedenfalls aber dann, wenn ausdrücklich die Norniiruug 
bestimmter Materien durch Geseta verfassungsrnftssig Torgeschrieben 
ist'*). Dieser Lehre fehlt nicht nur jede juristische Basis, sondern die 
Praxis aller Staaten spricht dagegen. Die englische Praxis hat schon 
frühe gesetzgeberische Delegationen auizu^viisrll — das berühmteste 
Beispiel aus älterer Zeit ist die schon erwähnte «lex regia" aus dem 
33. B^emngsjahre Heinrich VUI. Gerade der consUtutionelle 
Musterstaat giebt durch in immer steigendem Masse erlassene gesetz- 
geberische ErmSchtigungen an die Regierung den Beweis dafür, dass 
ein solches Vorgehen nicht inconstitutionell ist. Wftre der Satz der 
constitutionellen Theorie richtig, so würde er eine Uebcrlastung der 
contineDtaleu Parlamente bedeuten, wie sie selbst das englische 
nicht autzuweisen hat, denn es müsste dann jede lokale PoUzeirer- 
ordnung durch ein Gesetz festgestellt werden. Es liegt in der er- 
wähnten Behauptung Nichts, als ein innerhalb gewisser Grenzen be- 
rechtigtes politisches Postulat vor, welches weder consequent durch- 
geführt werden kann noch soll. 

Da die Wirkung der Gesetze, soweit die Lehre hierüber in 
das Staatsrecht gehOrt, schon früher im Zusammenhange mit der 
Untersuchung über das Wesen der Gesetze erörtert wurde, so 

39) Schon Ton Locke, On civil government XI, § 141 wird die ünQber» 
tragharkcit der gesotzKebentU'n Gewalt behauj)tot. dio ilanu ihirdi dio lluussoau- 
sehe Lehre von der Unveräusscrlicbkeit der oouvoränctät verbreitet wird. Unter 
nenenm deatschen Staattrechtsldirem ist sie namentlich von t. Rönne, Preoss. 
St Kit: r. I, S. o5(i u. (leutsclios Stjuitsr. II, 1. S. 13 vertreten worden, (m-^^'ii 
ihn treffend Labaud, Staatsr. 11, S. 74 fl'.; Arndt, Yerordnungsrecht 
8. 16ir.; G. Mcjcr, Staatsrecht & 466 K. 7, fQr Frankreich Tgl Aucoe, 
Oonftraieei I, p» 55. 
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hat sich au dieser Stelle die Lehre über das £ade der Gesetze 
anzuschliessen. 

Gesetze köunen endigen kraft derogatorischen Gewohnheits- 
rechtes^. So sehr die Bedeatnog des Gewohnheitsreehtes im 
Zeitalter der CodificationeD , Damentlich aber aaf dem Gebiete 
des Offenttichen Beehtes znrüelreutreten scheint, so wenig lassen 
sich bei schärferem Zusehen sein Dasein und seine Wirkung 
leugnen. Schon die constitutionelle Theorie hat zweifelsohne die 
Folgen gehabt, dass gewisse nicht in allen VerfassongsiirkundeD 
enthaLtene Sfttse als rechtsrerbindlich in allen oonstitntionellen 
Staaten angesehen weiden. Es w&re f&r jedes positire Staatsrecht 
eine interessante Arbdt, die Sfttze nachzuweisen, die nicht anf der 
lex scripta der Verfassuugsurkunde. sondern auf coustitutiouellem 
Oewohnheitsreclit ruhen. Neben diesem gemeinen staatsrechtlichen 
Gewohnheitsrechte bildet sich überdies in jedem Staate anf Grund 
langjfthriger Praxis ein besonderes, dem nsus fori Tois^eiclibBies. 
So s. B. zählt das Osterreichisehe Staatsgröndgeaets Uber die Bdehs- 
vertrctung unter den in die Gompetenz des Reichsratbes fhllenden 
FiiKiii/.angelegenheiten ohne jedwede Unterscheidung neben der Fest" 
stelhing des Staat^voranschlages und der Steuergesetzgebung auch 
die PrOfang der Staatsrechnnngsabschlässe und die £rtheUnng des 
Absolutortnms auf. Aus öet Stilisirung des betreffonden Artikels, 
welcher gesetzgeberische Competenzen regelt, schdnt hervorzugehen, 
dass auch für die Erledigung der letzteren Angelegenheiten der 
Weg der Gesetzgebung vorgeschrieben ist*^). Nichtsdestoweniger 

40) Diu derogatonBche Kmft der Oewohnheit im öff«mUichea Bochta an« 
CTktnnt Ton G. Meyer, Stftttneeht S. 176^ verworfen tob Lftbftnd, StMti> 

recht II. S. 95, 96, indeM nur der jniisUedieii Bcgrftndiug, nieht den pnk* 

ÜBcheo Bceoltat nach. 

41) Staatsgn^ndi^esotz Aber die Reiebs? erfaretimir | 11; Ee ffdiSren daher 
ZTini Wirkungskreise des Rcichsrathes : . . . c. ä'w Fiststt lluiif: fler Vi>ran?c1iläiro 
des Staatsbaashaltes and iusbosonder« die jährliche BewUligaaK der eiuzaheben* 
den Stenern, Abgaben nnd Gefalle; die Prttfnng der 8taatere<»nnngBaliecb1lliw 
und Resultate der Finanzgebaninf,', die Erthcilung des Alis ilutoriams; dio Anf- 
nahme neoer Anlehen, Convertirung der bestehenden Staatsscholdoi, die Ver* 
inaienmg, Umwandlimg nnd Belastung dee nnbeweglidieB StMteremiSgeni, 
die GenebKgebnng Aber Monopole nnd Itegalien nnd ttberbanpt alle FSinni^ 
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werden dieselben nacli iiiihczweifolter , unanterbrodiener Febung 
durch einfachen, niciit als Gesetz sanktioniiten und verkündetou Be- 
schloas des Keiclisrathfls erledigt, ganz ine es z. B. Terfiusangsmassig 
in FtensMn der Fall ist Es ist also in Oesterreicli eine in Proassen 
imd anderen Staaten bestehende Form der Brledigtmg gewisser con- 
stitutioneller Angelegeuheiteu diirih GcwoIiiiIk itsrecht ein[rcfübrt wor- 
den im Gegensatze zu jenen Staaten , wo ein eigenes üesetz den 
Rcchmiugsabschluss und die EntlastuDg der Begierong bewirkt, 
trotzdem der Wortlaut des Staatsgmndgeaetzes die Auslegung in 
dem letzteren Sinne als die natflrlichere erscbdnen Ifisst 

Noch bedeutnngsTolIer nnd reichhaltiger als im Yerftssungs- 
recht ist die rechtser/tjugeiide Kraft der Gewohnheit im Verwaltungs- 
rechte. Die Untersuchung über das Dasein und den Umfang ver- 
waltungsrechtlichen Gewohnheitsrechtes hat kaum binnen und 
daher stehen selbst die Frincipien desselben noch in Frage. Beson- 
ders schwierig ist es hier den usus Ton dem abusns zu scheiden. 
Nichtsdestoweniger wird die wissenschaftliche Bearbeitung des Yer- 
waltungsrechtes in Zukunft dasselbe eingehender zu berücksichtigen 
haben, als es bisher der Fall war*^). Seine Uuentbehrlichkeit zeigt 
sich namentlich darin, dass es allein berufen sein kann, die 
zahlreichen Lflcken anszofUlen, welche im Yerwaltnngsrechte in 
höherem Masse als auf jedem anderen Reditsgebiete durch Gesetz 
nnd Verordnung offen gelassen werden. 

Ist demnacli die Bilduug ufTontlichen Gewohnheitsrechtes auch 
ausserhalb des classischeu Staates einer auf conunon law beruhenden 
Staatsordnung nicht zu bezweifeln, so muss auch die Aufhebung 
bestehenden Geeetzesrechtes durch Gewohnheitsrecht als möglich 

angclegenheiten, wdchc den im Beichsrathe T«rtretaien Konig^cben und liän- 

dem gemeinsam sind. 

42) Vgl. namentlich die treffüchen Bemefknngen von Laband, Staats- 
recht II, S. 210 IT.; Arndt. \"i>rnrdiinnt:s'recht passim, derselbe Hirth'.s Annalcn 
1885 S. 701, ebd. Ö.iill Ii. will überhaupt die allgemeinen Sätze des i'lVeiitl. 
Hechts auf , induktivem* W^c. d. h. aus der Praxis ableiten, nach welcher Methode 
allerdings auch der lange geübte Missbrauch als !itsque)le erscheinen würde. 
Ein interessantes Beispiel einer durch Gewobuhcitdreclit geregelten Partie der 
ßittenpoliiei in Fnnkretch bw 0. Msyer, Theorie d. firant. Venr.-R. B, 801. 
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zugegeben werden. Selbst die ansdrüclrliehe Ansscbliessnng dero- 

gat^rischen Gewohnheit<5rochtes durch den Gesetzgeber*^) würde 
die Wirksamkeit eines soleheu üiclit hindern können, ein derartiges 
Gesetz hätte als eine obligatio impossibilinm keinen verbindlichen Inhalt 
In England, wo die oonstitotionelle Staatsordnung Jahrhnnderte 
bindnrch gewirkt hat, ist es ausser Frage, dass obsolet gewordenen 
Parlamentsstataten die Anwendung versagt werden kann. Würden 
alle dureh Statut aufgeliohenen Gesetze heute in Anwendung ge- 
bracht werden , so böte England noch manelies Schauspiel mittel- 
alterlicher Barbarei dar. Auf dem Continente ist die constitutioneUe 
Staatsordnung noch zu jung, als dass das Veralten constitntioneller 
Gesetze berdts mit juristisch zwingender Nothwendigkcit sich vor 
Augen stellen würde. Mit der Zeit wird bei dem ungoheuereu 
Anschwollen der Zahl der Gesetze gewiss Vieles durch fortgesetzte 
NichtÜbung ausser Kraft treten. (Jewohnheitsrecht, um geset»- 
zerstArend za wirken, bedarf allerdings eines langen Z^tranms. 
Allein diese ZerstGmng tritt nach Art einer Natnrkraft auf, so dass 
kein Gesetzgeber die Macht derogatorischer Qewohnhdten aus- 
schliessen kann. An den kurzlebigeren Lokalpolizeiverordnungen 
kann man übrigens die Kraft derogatorischer Gewohnheit auf dem 
Gebiete des öffentlichen liecbtes im taglichen Leben am besten 
studiien. 

Der normale Weg der Aufhebung der Gesetze ist jedoch der 
der Gesetzgebung. Er ist der einzige legale absichtlicher Aufhebung 

bestehender Gesetze. Hier ist niui eiue Keihe formaler Möglichkeiten 
gegeben. Ein Gesetz kann nämlich aufgehubea werden : 

1) Durch auadräckliche, in einem Gesetze ausgesprodheoe Anf- 
hehuttg. 

2) Durch m späteres, derogatorische Bestimmungen enthalten- 
des Gesetz; 



43) Für Trcusscn i)ehauptct von H. Schal zc. Preaas. Staatsr. I, S. 13, 
für Bayern von P5sl, Bayer. Verfassnngsrecbt 5. Aufl. 8. 87. Qegm beide 
Q. Heyer, Staatarecbt S. 176 M. 17. Vgl. Eiaele, a. a. 0. S. 289A 
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3) Ipso iure durch Ablauf der Zeit , wenn es betagt , durch 
Sintritt einer BediDgong, wenn es resolttti?, durch Nichteintritt 
einer solehen, wenn es suspensiv bedingt ist Femer durch Erlöschen 
des ven ihm normirten Thatbestandes, z. 6. Answandening einer durch 

Gesetz naturalisirten Pprson, Aussterben einer durch Verfius^ungs- 
rechtssatz mit Stimmrecht in der ersten Kammer begabten Familie^*). 

4) Durch eine kraft gesetzgeberischer Delegation erlassene 
Verordnung. Hier sind wieder mehrere Möglichkeiten vorhanden. 
Entweder ist die Regierung schlechtbin durch Verordnung ermäch- 
tigt, das Gesetz aufzuheben, oder die Aufhebung ist an das Eintreten 
gewisser im (ieset/.e vorgesehener Umstände geknüpft. Dieser Fall 
ist dem sub 3) angefülirten verwandt, unterscheidet sich von ihm aber 
dadurch, dass hier das Gesetz durch einen Willeosakt der Regie- 
rung sein Ende erreicht, es denmacfa nicht ipso iure eintritt. Femer 
können durch Verordnungen eines Bundesstaates Gesetze der Glied- 
staaten ausser Kraft gesetzt werden, da die auf Grund der Bundesstaats» 
gejiet/e erlasf^enen Verordnungen an der höheren formellen Gesetzes- 
kraft »Iprsolben gegenüber den Gliedstaatsgesetzen Theil nehmen. 

Bundes- oder Gesammtstaatsgesetze können in der Begel durch 
Gliedstaats- oder Farticulargesetze nicht aufgehoben werden. Aus- 
genommen ist aber der Fall einer Verfassungsänderung, durch 
welche das Gebiet der Gliedstaats- oder Particulargesetzgebung 
erweitert wird. So ist z. Ii. in Oesterreich durcli die Dezember- 
verfassung die Competenz der Landtage dadurch erweitert worden 
dass die Gomeindegesetzgebung aus der Beichsoompetenz ausgeschieden 
wurde. Demnach ist heute die Landesgesetzgebnng oompetent gewor- 
den ftir die Aufhebung der Mher durch Beichsgesetze festgestellten 
gemeinderethtlirhen Normen. 

£ioer Aufhebung im juristischen Sinne unfähig sind die unver- 



44) Utitor diesen Geriehtspunkt nM Laband, Steatareeht II, S. 96, 

die (lerogatorische Gewohnheit zu bringen. Das (nsetz bestinnne stillschweigend 
daas es unter geänderten VoiaossetxoDgeu nicht mehr zor Anwendung gebracht 
werden aolle. 

Jelllnek, a«MtR md YeRndnaiig. 22 
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bindlit heu Ueset/.e, da sio keine wie immer geartete jiiristische 
\\ iikung besitzen. Die theoretischen Definitionen. Kiit)is< )ilägc und 
BehauptuDgen, wie sie sich so zahlreich in den filteren Geaetzbüchem 
finden, sind durch neuere Codificationen nicht etwa aufgehoben wor- 
den; sie haben vielmehr nur in dem Willensakt des Staates, durch 
den sie ausgesprochen wurden, ihre Existenz gehabt, wurden durch 
denselbeu jedoch sofort eonsumirt. Niclit anders steht es mit den 
Constatirungen von Thatsat-hen, Versicherungen, Wünschen, Dank- 
barkeitsbezeugungen, die als selbstständige Qesetze oder Theile ron 
Gesetzen in den Gesetzsammlungen figuriren. Sie haben niemals 
gegolten, weder materiell noch formell, denn alles Gelten besteht 
in dem Binden irgend eines Willens**). 

Was vuii der giinzliclien Aufhebung der Gesetze gilt, liat auch 
seine Anwendung auf die Ausserkraftsetzuug- dorselbeu mit zeitlich. 
Ortlich und persdnlich beschränkter Wirkung. Die Dispensation^*), 
welche zu Gunsten Einzelner Gesetze ausser Kraft setzt, nichtige 
Handlungen zu rechtsbestftndigen , unerlaubte zu erlaubten macht, 
die Suspension, welche objektives Recht, für bestimmte Zdt, 
sei es für don ganzen Geltungsbereich, sei es für einzelne Theile 
desselben , für die Gesanmitheit der Uuterthanen oder nur für 
einzelne Klassen, sd es zum Zwecke der Freiheitsbeschr&nkungt 



45) A. A. La band, Archiv f. r.ff. Jl-yhi 8. 18'^: ,Den ersten Para- 
graphen des bayor. Landrecbts kann trotz seiner lohaltslosigkeit der König 
▼on Bayern im Wege der Verordnung ebenso wenig aufheben, wie irgend dn 
andrr\s (icsetz." Die>or Purafjrraph lautet: „Die Rochtsjfelohrsamkcit oder 
Johspradenz besteht nicht nur in gründlicher JLenntnias der Kechto, souderu 
auch in richtiger Anwendnng derselben anf die Torkommenden Fille.* Weldie 
Wirkung kann eine „Aufliebung" dieses Sat/e> Ii lIm h. Etwa die, dass in Zu- 
kunft die Jarisprudcnz in einer oberflächlichca Kcnutniss dw ßechic beetehtl 
Derartige Aenseerangen de» legislatorischen Willen« haben auch keine formelle 
Gesetzeskraft, weil si. nii lit auf;,'ehobcn werden können. Auflieben kann man 
nar ein mit causativer Kraft Ausgestattetes. Ein Hkhta kann nicht Temichtet 
weiden. 

46) Uebor das Wesen der Dispensation namentlich v. Gerber, lieber 
Privilegienboheit und Dispensationsgewalt Ges. inrist. AbhandL S. 470 ff.; 
ünger. Sjstam d. Ost. Privatr. I, S. 54; H. Sehnlse, Dentsehee Staatsr. 
I, S. r.ö.') fr.; Arndt, Verordnungsrechts. 228 ff.; Pfaff-Hofmann, ('oniiiint.ir 
1, 297 ff. Eine nähere Untersuchung des Wesens der Dispensation und üuca 
TohÜtmasM com Privilegium ist nicht An^be des Stsatarachti, wndero der 
allgemeinen Reehtslehie. 
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sei es zu dem der FroihciUerweiterung ausser Kraft setzt, kann nur 
erfolgen doreh ein Gesetz oder kraft eines Gesetzes. In vielen 
Fällen wird der Gesetzgeber Generalvollmachten der Begiemng zom 
Erlass dispensatorischer und snspensatorigelier Verordnnngen und 

Vt'rfüf^ui)<ren urtheiloü, theils um die Gesetzgebung zu entlasten, 
tbeils weil die Bedürfnisse des Staates und der Individuen häutig 
eine rasche Aktion erfordern, die durch Einhaltung der Formen der 
Gesetzgebung leicht gehemmt werden könnte. Namentlich die £r^ 
theilnng von Dispensationen wird, um die ihr zu Grunde liegende 
Idee einer die individuellen Umstände im Gegensatze zum ins strio- 
tum berückjjichtigenden aeiiuitus zu erfüllen, im weitesten Umfange 
der Kegieruüg durch Gesetz ein<,'erriumt und sogar an die unteren 
Staats- und Conmiunalbehördeu delegirt werden mfissen. 

Die Grenze von Dispensation und Suspension, wo letztere zu 
Gunsten der Individuen geschieht, lässt sich nicht mit absoluter 
Sicherheit ziehen, da jede Dispensation, wie jede Suspension die Auf- 
hebung objektiven Redites enthält. Eine Suspension von gesetz- 
lichen Einfuhrbeschrruikuiigen z. B. hat dieselbe Wirkung, wie eine 
Dispensation der Importeure von den betreffenden Bestimmungen. 
In solchen Fällen pflegt die Einzelbegflnstigung als Dispensation, 
die einer Klasse von Personen oder allen gewährte Begflnstigung, 
sofern sie sich auf zukünftige Handlungen derselben erstreckt, als 
Suspension bezeichnet zu werden. Für die Auihebung von Kedits- 
folgen einer in der Vergangenheit liegenden IIandluiii( hingogen wird, 
selbst wenn sie zu Gunsten eines grossen Kreises von Personen ver- 
fügt wird, in der Begel die Bezeichnung Dispensation gewählt 

Verschieden von Dispensation und Suspension ist die Begnadi- 
gung, die niemals in der Gewährung eines Hechtes an den Bcfjna- 
digt^jn, sondern in dem Verzicht des Staates auf eine zur Strafe 
auferlegte Leistung oder Duldung besteht^^). Die Begnadigung macht 

47) ..Die Gnade ist Rechtsvemcht* , Dinding, Handbuch des Straf- 
redit^ I. S. sm. Vgl. ferner Wahlbcrg, Gesauuu. .Schriften 1, S. 177. II; 
8. 12211'.; V. Liszt, Löhrbach des deatscben Strafrechts. 2. Aull. ä. 279, 
H. Hojcr, Lehrbuch d. deutschen Stmfreclits S. 412 ff. 

22» 
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unerlaubte ilanilliinpfen nicht zu erlaubtt>n , soiulorn hebt nur 
bestimmte liechtülolgou uncrhiubter lIuudiuDgen auf. Da sie aber 
eine Aoudcrung der den Staat zur Bestrafung verpflichtenden fiecbts- 
afttze in sieh aohliesst, so kann de principiell ebenfalls nur kraft 
Qesetzes oder kraft gesetzlicher Ermftchtigang stattfinden. In den 
mdsten Staaten ist dorch die Verfassung selbst dem Staatsober- 
haupte eine Generalvollmacht zur Begnadigung iu grösserem oder 
geringerem Massstabe eingeräumt worden. 

Kann demnach ein formelles Gesetz, vom Staate nur kraft emes 
QesetEes ganz, zum Theil, für einzelne fäUe, oder Torflbergehend 
anfgehoben werden, so kann diese totale, partielle oder Toräber- 
gehende Anfbebiing in allen Formen staatlicher Willensänasernng: 
dorch Gesetz, Yerordnung, Verfügung erfolgen. 

Zum Schlüsse ist noch auf zwei Möglichkeiten der Aufhebung 
von Gesetzen hinzuweisen, die nicht staatsrechtlicher Natur sind. 

Gesetze können nämlich erstens auch kiaft Völkerrechts aufge- 
hoben oder snspendirt werden. Durch die Incorporation sines Staates 
oder Staatstheiles cessirt notbwendigerweise ein Theil des in ihm bisher 
geltenden öffentlichen Rechtes. Alle Beehtssfttze, welche das Dasein 
der früheren Staatsgewalt zur Voraussetzung liabeu, erlösclieu ilurcli 
den Uebergaug der Staatsherrschaft ij)30 iure. Hingegen bleiben 
die bestehenden Gesetze in Kraft , insofern sie mit der neuen Ord- 
nimg der Dinge vereinbar sind. Soweit die Fortdauer der Gesetze 
durch den Erwerber der Stsatsgewalt anerkannt ist, sucoedirt er 
aber auch in die rerfessungsrnftssigen Pffichten des frftheren Inhabers. 
Daher bindet ihn auch die formelle Gesetzeskraft dieser Gesetze 
derart, dass er sie nur in den Formen der Gesetzgebung abändeni 
kann, d. h. soweit nach der neuen Staatsordnung der AVeg der 
Gesetzgebung vorgeschrieben ist. Für die Form solcher derogato- 
lischer Gesetze sind selbstverstftndlioh nur die Vedhssungsbestim- 
rnungen des incorporirenden Staates massgebend**). 

48) Ein weiterer vülkemditlicher Endigongignmd der tioietM im folgen* 

den Kapitel 8. 302 Ü. 
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Ein zweiter Endig^iin;{>grund der Gesetze ist nicht nur nicht 
staat^srechtliciier, sondern überhaupt nicht juristischer Natur. Kevo- 
lution and Usurpation, wie sie die ganze Staatsordnung zu ändern 
vermögen, haben auch die Kraft, ganze fieihen von Gesetzen mit 
mm. Schlage za Temiehten. ünd zwar sind es in solchen F^Ien 
gewöhnlich die obersten SAtse der Bechtsordnnng, welehe von der 
zerstörenden Wirkung solcher historischer Ereignisse getroffen 
werdeü. Die rechtsvernichtende und rechtserzeugende Kraft der 
socialen Thatsachen zeigt sich in solchen Momenten des Staaten- 
lebens mit unerbittlicher Gewalt. Auch in diesen Umw&lznngen 
jedoch findet keine totale Umbildung der bestehenden Gesetze statt. 
Soweit die neue Ordnung der Dinge vereinbar ist mit der fort- 
wirkenden formellen und materiellen Kraft der unter der früheren 
Hcn ^rlutft entstandenen Staatswillensakte, wirken diese fort. Aller- 
dings aber beinisst sicli die formelle Gesetzeskraft der aus früherer 
Zeit stammenden Gesetze auch hier nach den neuen Verfassuugs- 
beetimmungen. 

V. 

Staateavertrair ^ Gesets. 

Als Einer unter einer Vicllioit (lleichbereclitigter dastehend, 
kann der moderne Staat seine Zwecke nicht erfüllen ohne die UnttT- 
stützung der anderen. Sowohl die anerkannten Tölkerrechtlicben 
S&tze über die zwisohenstaatüohen Beziehungen, als auch namentlich 
die mit den anderen abgeschlossenen Vertrftge richem dem Staate die 
Erreichung aller seiner Zwecke, insofern sie auf Leistung oder 
Unterlassung fremder Staaten angewiesen ist. 

Staatenverträge sind Vertrüge, also unterschieden von ein- 
seitigen Willensakten der Staatsgewalt. Sie sind weder Gesetze 
noch Verordnungen oder Verfügungen, sondern bilden eine selbst- 
ständige Kategorie staatlicher WiUensftussemngen. Sie smd auch 
materiell nicht Gesetze. Sie enthalten nicht objektives Recht, sondern 
normiren subjektive Hechte und Pflichten; sie gehören ihrer inneren 



Digitized by Google 



— 343 — 



Natur uacli iu die matorielle Katofforie der Verwaltungsthätigkeit. 
Sic können uielit Gesetze sein, weil iliuj Gesetz stets ein einseitiger 
Willensakt des Staates ist. Zur Ausführun<^ von Vertriim>n können 
Gesetze erlassen werden, der Vertrag selbst jedoch bleibt, welche 
SteUung immer der Yolksvertretuog bezfigUch des Abschlusses mid 
der AosfiUiraDg eiiigerflamt ist, unter allen Umständen Vertrag*). 

Der AbscUuss von Staatenverträgen ist seiner Natnr nach m 
Akt der Kegiernng. Daher i.st auch in der Kegel — in der 
heutigen Staatenwelt bildet die Schweizer Eidgeuosseuschall die 
einzige Ausnahme — den Organen der Begierung der Abschlnas 
der Staatenverträge überwiesen. Und swar ist in den monar- 
chischen Staaten der Gegenwart immer der Monarch, in der PMsi- 
dentschaftsrepublik der Präsident zum Abschlüsse durch die Ver- 
laitiung legitimirt. I'uter welchen Bedingungen, eventuell Ein- 
schränkungen das Keoht des Vertragsabschlu.sses ausgeübt werden 
kann, bestimmt das Staatsrecht eines jeden Staates. Die völker- 
rechUicbe Legitimation gsgenüber den anderen Contrahenten beruht 
ausschliesslich auf der Verfassung emes Jeden Staates. 

Dieser Satz ist mehr oder minder klar von allen herrorragenden 
Lehrern des Staats-, wie des Völkerrechts Btüt Hugo Grotins 
anerkannt^). In seiner Allgemeinheit ist er allein jedoch keines- 
wegs geeignet als Führer durch die Irrgänge der Controversen zu 
dienen, die sich an die Frage nach dem Hechte zum Vertrags- 
abschlüsse knüpfen. Er lässt TOllig im GnUarsn über den Umfimg 
des Bechtes des kraft Staatsrechtes zur Beprftsentation Berufenen, fidls 
diesem eine durch die Bechte unmittelbarer Staatsorgane begrenzte 



1) Lab and. Staatsrecht II, § 63; derselbe bei Marqaardsen S. 106; 
Jellinek, Die rechtl. Natur der Staaten vertriif^e S. 55 g< i,'rii Aorn, der, die 
deutschen StaatsvertrajCfe , Zeitschr. f. d. ges. Staiitsr. XXXVI, S. 1 ff. und 
Beichsstaatüiecht II, S. llü Ü., die Existenz des» Völker rechts verwerfend, dem 
Vertrage nur staatsrechtliches Dasein zuschreibt. 

2) Vgl. die Nachweisungen bei E. Mcior, Vi'hcr den Abschluss von 
Staat «vertrügen S. Ol ff; Gorius, Da.s A irtrui^^rei lit doa deutschen Reiches, 
Hirth's Annalen 1874 S. 7t!l ff.; Pn l ^t, Der Abschluss völkerrechtlicher Ver^ 
träffe durch das deutsche iieich and dessen Euuelstaaten. Hittb's Annalen 
1882 S. 2Ü8 S. 
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Maclit zusteht. Es wird nämlicli vuu der ciueu Seite lH']iaii[»tt't, 
daas der zum Abschlüsse Legitimirte, seihst wenn er in seiuer ilaiul- 
lungsfUhigkcit staatsrechtlich eingeschränkt ist, dAunoch völker- 
rechtlich in seiner Legitimation unbescfarSnkt sein könne, die 
staatsrechtlicbe Beschrftnkung des Monarchen namentlich bedeute 
in der Kegel keine Einschrftnlrang des ihm zustehenden ins reprae- 
sentatlonis omuimodae^). Von der anderen Seite jedoch wird aus- 
geführt, dass die staatsrechtlichen Einschränkungen des llepräsen- 
tanten auch vdlkerrechtlicho Wirkung besitzen*), derart, dass gewisse 
Organe nebst dem Kepräsentanten an dem Vertragsabschlnase selbst 
theilnehmen*). 

Zonlcbst ist zu oonstatiren, dass eine TheUnahme irgend welcher 
Organe neben dem zum Abschlüsse Legitimirten am Abschlüsse selbst 
jnristiscli niclit möglich ist. Derartige On^'ano können dem Repräsen- 
tanten zum Abchlusse zustimmen, aber nicht am Abschlüsse selbst 
theiinehmen. Der Präsident der Vereinigten Staaten kann nur mit Zu- 
stimmmig des Senates VertrSge schliessen, aUein der Vertragsabschluss 
ist nur seine Sache. Die Initiative nnd die Batification werden von 
ihm vorgenommen. Sein Yertragswille ist allerdings ein vom 
Senate consentirter. Allein es ist sein Wille, der den Conseus 



3) Gnoist, Gutachten über dio Auslegung des Art. 48 der Vorfnssungs- 
urkundo bei K. i^Ioier S. 339 iT. v. Hr.nnc, Preu^s. Staatsr. I. S. 693 ft'. Für 
dio völkerrechtlicii uiiboäclirünktc Legitiiuatiuu des deutscheu Kaisers namentlich 
Laband, Staatsrecht II, 8. K D Marqnardseii*« Handbadi 8. 109 C 
G. Meyer, Staatsrecht S. r,59 ff. 

4) HaaptsSchlichster \ crtietL'r ist E. Meier in der angeführten 8clirift-; 
femer H. Schulze, Preuss. Staatsrecht II, S. 82t3; derselbe, Deutsches Staats; 
recht II, S. 330; Triebst S. 313, 3-J i t!".; Pirstolo. Die Lehre vom Absrhluss 
völkerrechtlicher Vorträc^e durch diuj dcutöchc lieich uud die Eiuzeistaat^jn 
S. 80 ff.; Zorn . Kei( hsstaatsrecht II, S. 48S ff. (rgLobeD N. 1); Sarwey, 
Wörtt. Staatsr. IT. S. ;t2 11'. 

5) Das ist die Ansiclit E. Moier's S. 108, ferner S. 218: Zustimmung 
des Eandta<]fs zur GültiL^koit von Staatsvcrträgon heisst demgemäss, dass die 
reclitliL-litj Exi.stenz solcher Vertrage von einer derartigen ZustinininiiLr :ibbiin,?if* 
gfiiiacht. ila.ss nicht bloss die Ausführung, sondern auch der Ab.siliiu^s auf 
den Weg der (iesetzgebung verwiesen, an die UebereinstiranmuLC ^ r drei Pak- 
toren gebunden wird, so dass also dt rartige Verträge, bei denen der Landtag 
nicht mitgewirkt hat, in der That nichtig sind." S. 281: „Vielmehr macht 
der Art. 11 nach seinem Oesanuntinbalte zn Organen der vertragschliesson- 
den Gewalt den Kaiser unter Konkuxrenz von Bundescatb und Keiclistag, 
nicht aber den Kaiser allein. " 
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empfibigt, nicht anders wie die parlamentarisdie Zasfciinmiiiig mm 
Gesetze in der MoDarchie die freie gesetzgeberisehe Thfttigfkeit des 

^loiiarclicn uirht aufhebt Gilt das schon von der Stelluüg 
selbststäüdigei Staatsorgane, wie des Senates der Union zum Präsi- 
denten, des deiitM heu Bundesrathes zum Kaiser^), so ist dies selbst- 
verst&ndlich der li'aU bei onselbstständigen Staatsorganen, die, wie aie 
fiberbanpt kein imperiom besitzen, auch an keinem AktderStaatshoheit 
nach Aoasen thdlnehmen kOnnen. Selbst wo die VertrSge parUb- 
mentarisch zu genehmigen sind, hat «die Voiksrntretang anch in 
diesen Fällen keinerlei Antbeil an der Schliessung des Vertrags; 
ihre Tlieilnahme und Mitwirkung ist lediglich eine accessorische, 
welche die principale Aktion des contrahirenden Staateoberhauptes 
ergftnzt nnd TenroUstftndigt" 

Aber auch unter diesem Gesichtspnnkte ergiebt sich eine 
schwierige Controverse bezüglich des Rechtes zum Abeehlnsse der 
Staatenverträf^e. Sowohl auf dem Boden des positiven Staatsrechts 
als des Völkerrechts hat bezüglich dieser Frage bis in die neueste 
Zeit eine erhebliche ünkhirheit geherrscht, weil das Problem selbst 
£wt nie zu scharfer juristischer Formulirung gehuigte*). Die Staats- 
rechtslehrer Terwiesen gewöhnlich auf das Völkerrecht, die YOlker- 
rechtslehrer auf das Staatsrecht und da streng juristische Denk- 
und Ausdrucksweise bis in die jüngste Zeit in beiden Disciplinen 
nicht zu linden war, so kommt es, dass ein und derselbe Autor 
zur Unterstützung entgegengesetzter Ansichten herbeigezogen wird '°). 

6) ,The l'reaident i& the immediatc autbor and timslier of all treati««.* 
«Bat no treaty, m fonn«d, beconiM binding upon the conntiy mim it 
receivcs tlic cidibente OMwiit of two-thiidt of the Miiate>* Storj, Gomnmi- 

taries II, § 1513. 

7) Die im deutschen Staatsrechte ao Tielfach enfrterte Frage nadi der 

Sl«llnii;,' des Bundesrathes zum Abtfcldussc der Rcichsverträge löst sich auf 
Grund dor im Texte folgenden Erörteruugcu dahin, dass die Giltigkcit der 
Verträge von der vorhergehenden Zustimmung des Bondasiathes abhängt. 
B) Unger, Ueber dieGütigkeit von StaatovertrilfeD. OrOnhnVa ZeitMhr. 

VI, S. 353. 

9) Virl. Lab and, Staatsrecht II, S. 158. 

10) Bezeichnend ist es , dass selbst die eingohendon Ausführungen von 
Calvo, Le droit iutematioDal § 707 (3. ^d. I, ]>. ii&i tf.) von E. Meier 
8.97 ff. ala «ntaeliiedeiMa Zengnisa idn« Bebaaptimi^ angesäiMi mtdm, mShf 
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Um die Probleme zq iQeen, welche der Abschloss der Staateo- 

verträge darbietet, wird eine kurze Darbtelluug des stutus causae 
et controversiiio iiuthi<T sein. 

Während im absoluten Staate der Herrscher die rechtliche 
Macht hat, alle von ihm abgeschlossenen Verträge auch aossufuhien, 
d. h. alle Jene staaterecbtlichen VerfiUgnngen lu treffen, dnich welche 
das acceptirte Versprechen erfUIt wird, ist im constitationellen 
Staate das Staatsbanpt in dieser Hinsicht beschränkt. Soweit es 
verfassungüinäsisig in der Lage ist, ohne Theilnahme oder Zustim- 
mung eines anderen Organes Befehle zu ertheileu, kann es Verträge 
nicht nur unbedingt abschliessen, sondern auch ausführen. So weit 
das Verordnangs- ond Verfagmigsrecht des Staatsoberhauptes reicht, 
so weit rdcht auch sein nnbeschrfinktes Verbragsrecht. 

Insoweit jedoch die Verträge sich auf Gegenstände beziehen, 
wekho lu das Gebiet der Gesetzgebung gehören, hriiiL,'L judeufalls 
die Ausführbarkeit des Vertrages ab vou der Zustininiuiig des Par- 
lamentes. Hier haben sich nun, wie oben näher dargelegt wurde, 
zwei Systeme gebildet Das eine, heute in Enghmd, mehreren 
deutschen Staaten ond den Vereinigten Staaten verwirklicht, bognUgt 
sich mit der allgemeinen parlamentarischen Competeoz bezflglicb der 
Gesetzgebung, so dass nicht die Geuelimigung des Vertrages selbst, 
sondern ein zum Vertrage ermächtigendes oder den geschlossenen 
Vertrag ausführendes Gesetz Gegenstand parlamentarischer Beschluss- 
fassuDg ist. Das andere Sjrstem, das wir kurzweg das belgische 
nennen wollen, nonnirt die parlamentarische Oompetenz dahin, dass 
der Vertrag selbst der Volksvertretung vorgdegt und Q^enstand 
parlamentarischer (Genehmigung wird. 

Ueber die juristische Bedeutung beider Systeme lierrsclit in der 
neuesten deutschen Staat^rcchtsliteratur lebhafter Streit. Von der 
einen Seite wird behauptet, dass nach dem ersten Systeme der ab- 
geschlossene Vertrag bereits vor Erlassung der ausfahrenden Gesetze 

rcnd im Gegeotbeil Pröbst S. 270 in ihnen keine Bekräftigung der Meier - 
sehen Hjpothe«e erblickt. 
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TölkenechtÜch giltig« jedoch staatsrechtlich noch nicht vollzieh- 
bar sei, dass die Ablehnoog eines AnsfUiran^^esetzes durch das Pftrla« 

Hientdalier nur die staatsrecbtlkhe Ijuiiisiuhrbarkt^il. iiichl die I niril- 
tigkeit des Vertra^e?^ nach sich ziehe: dass aber auch das zweite 
System, sofero das Gegentli'^il iii' lit ausdrücklich festgesetzt ist, 
nur die staatsrechtliche Vollziehbarkeit, nicht die Tdlkerrecht- 
liehe Existenz des Vertrages von der parlamentarischen Genehmig- 
nng abhängig mache Eine andere Ansicht jedodi erklärt, dass 
die Giltigkeit des Vertrages sich niiht spalten lasse. Was nach 
Innen ungiltig sei, könne nicht nach Au-m d hin Kcchtskraft besitzen. 
Der nicht genehmigte Vertrap: sei sclilechthin nichtii,', in den Staaten 
des zweiten Systemes sei daher auch die völkerrechtliche Existenz des 
Vertrages von der erholten parlamentarischen Genehmigung abhftngig, 
welche vor erfolgter Batification ertheOt werden müsse. Der vor 
der parlamentarischen Genehmigung ratificirte Vertrag sei schlecht- 
hin nichtig '2). Eine dritte Ansicht endlich erklärt, dass zwar die 
völkerrechtliche mi 1 staatsrechtliche Giltigkeit des Vertrages stets 
miteinander verbunden saen, jedoch auch vor ertheilter parlA- 
mentarischer Genehmigong insofern gütig abgeschlossen werden 
könne, als das Geschftft in diesem Falle nicht absohit, sondern nur 
relativ nichtig sei nnd durch die nachfulgende parlamentarische Ge- 
nehmigung (onvale.-cire 

Die Lösung dieser .Streitfrage ist von grosser Wichtigkeit für 
Oesterreich, Preussen und das deutst lie Keirli. ^vrlche das belgische 
System adoptirt haben, ohne wie Frankreich die Perfektion der be- 
treffenden Vertrüge ansdrHeklich an ein Zustimmen der Kammervoten 
zn knfipfen, oder wie die Niederlande und Spanien das vorhergehende 
genehmigende parlamentarische Votum als Bedingung der Katification 
selbst aufzustellen. Die Fraije ist daher nicht nur eine theoretisch- 
systematische, sondern auch praktisch von grosser Bedeutung. 

11) Vgl. dio in Note 3 dtirten Autoren nnd Stellen. 

12) Vj,'l. iiamentlicb E. Meier, oben N. 5. 

13) Unger a. a. 0. S. 351 S. Tür die Zulüäüigkeit uachträglicher farlameih 
tarischer Gendimigoug aunotdon Probst, & 809 C nnd die dort eitirteaAntoicii. 
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Wenn man tlic Literatur über die vorliegende Controverse über- 
blickt, 80 findet man, dass wohl nirgends so hfiutig politische Er- 
wägimgeD die juristischen Deduktionen durchbrechen, wie hier^^); 
ein sicheies Zeichen dafür, dass die Frincipieo, welche den verschie- 
denen Anschamingen zu Grunde liegen, noch nicht geUftrt sind. 

Um zu einer Weheren Entscheidung zu gelangen, muss man zu- 
vrmlerst eine klare Anschauung von der Natur der Staatenverträge 
besitzen. Ein Staaten vertrag schafft, wie jeder Vertrag, Rechte und 
Pflichten durch Günsens der contrahirendcn Theile. Eine Verpflich- 
tung des Staates ist aber nicht nur eine Verpflichtung der Staate- 
persOnlichkeit schlechthin, sondern kraft der Natur des Staates, dessen 
WiUe aktiv und passiv in dem seiner Organe zum Ausdrucke kommt, 
nothwendigerweise auch Verpflichtung eines Staatsorganes. Den 
Staat in abstracto verittiichten , lieisst zugleich einem Staatsorgane 
Verptlichtungeu aut erlegen. Jede Geboudeuheit des Staates ist nur 
möglich durch Verbinden eines Staatsorganes zu einem dare, fhcere, 
praestare. 

Dieses mit dem Staate zugleich gebundene Organ, in dessen 
Verpflichtung die Verpflichtung des Staates selbst besteht, ist jenes, 

welches befugt ist, den Vertrag abzuschliessen. So wie das Gesetz 
Staatswille ist, weil es persönlicher \Ville des Monarchen ist, so ist 
der Vertrag Binden des Staatawillens durch Verpflichtung seines Be- 
prflsentanten. 

Ueber die Grenzen, innerhalb welcher der Beprftsentant Ver* 
pflichtungen eingehen kann, giebt das Völkerrecht keinen Aui^hluss. 

Es besagt nur, dass ausschliesslich die Staatshäupter uumittelbaro 
Kepräsentanten der Staatcii sind, ein Völkerrechtssatz über den Um- 
fang des Rcpräseütatioüsrechtes lässt sich jedoch nicht nachweisen ■•'^). 
Auch die Verfassungssfttze, welche dem Staatsoberhaupte das ius 
repraesentationis zuweisen, bezeichnen nur das ausschliesslidi mit 
diesem Rechte ausgestattete Organ, entscheiden jedoch, fflr sich 

14) Bas irilt auch von Labftüd, Stafttsreebt II, S. 171 ff. 

15) E. Meier S. 100. 
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allein betiachtet, ebensowenig über die Ausdehnung, welche diesem 

Rechte gegeben ist. Der Satz, dass der Monarch das Kecht hat, 
Staatenverträge abzuscliliessen, besagt, dass kein Anderer den Staat 
verptlichten könne; es ist jedoch ein juristischer Fehlscliluss , aus 
ihm allein die QUügkeit alier von dem Monarchen abgeechloe- 
senen Yertrftge abMdten. 

Wohl aber existirt eine ßechtswahrheit, die sich aas der Nator 
des Staates ergiebt, selten jedoch ins klare Bewusstsein erhoben 
wird, dass uämlich jede Völkerrechtiii he Verpflichtung zugleich das 
Versprechen einer staatsrechtlichen Leistung ist. Der Inhalt einer 
jeden vertragsraässigen Verpflicbtang besteht in einer Leistung des 
Staatsoberhaaptes, die es nur mit den Kr&ften mid Mitteln des 
Staates vollziehen kann. Jeder Vertrag bezweckt eine Einscfarftnkmig der 
staatliehen Handlungsfreiheit, die durch den Staat selbst einer anderen 
Persönlichkeit gegenüber gesetzt, also auch staatsrechtlicher Natur ist. 

Durch ausdrückliche Anerkennung oder stete rebiing macht der 
Staat die objektiven Normen des Völkerrechts zu Sätzen seiner staat- 
lichen Bechtsordnnng derart, dass alles Völkerrecht, insofern es poo- 
tives Becht und nidit bloss Anforderung der Eechtsldee an den Stut 
ist, als anerkannte rechtliche Norm für die Austtbung der Staatsgewalt 
anderen Staaten gegenüber, daher formell auch als eigenes Recht 
des Staates, in diesem Sinne also auch als Staatsrecht erscheint 

Was vom objekti\en Völkerrecht gilt, hat seine Geltung auch 
für die subjektiven Verpflichtungen, die auf völkerrechtlichem Grunde 
ruhen. Soll das Staatsorgan gebunden sein kOnnen, so muss dar 
Staat selbst verpflichtet werden kOnoen. Der Monarch verspricht, 
dass er, wie es in der Osterreichiseb-ungarischen Batifikations- 
Waus'cl heisst, Alles in dem Vertrage p]nthaltene getreulich aus- 
führen werde''); daher muss er ausiühreu köuueu. Ausfülirea 

16) Das habe ich näher aosgefilhrt in lueiuer Schrift über die rechtliche 
Natar der StaatenrertrS^fe. 

17) Nos visis et iiorpcnsis convcntionia hujus stipulationibus, illas ratos 
gratasqae habere profitomnr, Verbo Kostro Caeaareo et Segio spoudentee, Nos 
ea qua« in Ulis wntinentar fideliter eieeatioiii naadatnoa «m 
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können hcisst aber vor Allem die Kechtsmacht zur Ansführungf 
haben. Der Monarch, welcher den Staat soll verplliciiteu können, 
muss das Kecht haben, die zur AusföhruDg dienenden Oiigane recht- 
lich zu Tetpflicbten. 

Nun liegt es aber im Wesen der constitutionellen Monarchien, 
noch mehr in dem der Pr88ident9ehaftsrepu])lik , dass der Kreis 
der Handlungen, welche der Repräsentant dos Staates rechtlich vor- 
nehmen kann, ein beschränkter sei. In diesen Staaten sind un- 
mittelbare Staatsorgane neben dem Kepräsentanten vorhanden, die 
in ihrer Sphäre anabhftogig von dem Willen des Beprftsentanten 
sind. Der BeprSsentant kann daher rechtsgUtig nnr solche Lei- 
stungen Tersprechen, die er selbst zu erftUen im Stande ist, er kann 
sich jedoch nicht verpflichten zu Leistungen, deren Ausführung von 
dem Willen eines Orcranes abhängiij ist, über den er keine Disposition 
besitzt. Der constitutionelle Monarch kann sich daher selbstständig 
nicht verpflichten, ein Gesetz zu geben, weil die hiezu nothwendige 
parlamentarische Znstimmang herbeizaf&hren nicht in seiner Bechts- 
macht steht. Ein Yertrag, der ausdrficklich oder implicite dne 
Bestimmung enthftit, zu deren Erf&lhmg die Zustimmung eines 
vom Kepräsentanten unabhängigen Organes nothwendig ist, kann 
unbedingt gar nicht abgeschlossen werden , denn er enthält die 
Verpflichtung zu einer unmöglichen Leistung. Dies gilt für alle 
Staaten, wekhe die Staatsgewalt nicht unbeschränkt in die H&nde 
des Beprftsentanten gelegt haben, mögen ausdrückliebe Bestimmungen 
Ober das Yerbältniss der Kammern zu den Staatenvertrftgen ver- 
fassungsmässig festgesetzt sein oder nicht 



18) Von völkerrechtlichen Aatoren bat das am klaratou erkannt der 
AmeribmerWoolsey, Introdvction to the stady of international law. Reprinted 
hom the fourth American edition. London 1S75. § 00: „K ;)ower of a 
aorecdgn or of a govornment is limited bjr a groand-kw, written or auwritten, 
a trea^ eannot override that oonsHtotion. No one ean lawfnUy ezerdw power, 
Avliicli iIols luit, of ri^lit, belon^ to hiin. Thns, nnder constitation.il forms, 
whcrc the treaty-iuaking power is placed in uarticolar hands, no otbers can 
exereise it, and whera it ia limited in eztent, it cfianot be lawAilly exereised 
bcyond that limitation. Whcre, however, an unlimited power of making treatcis 
is givon to a govemment, or to somo departmeut of it, the public domain 
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Audi aul aiulcii'iii Wc^^o wird man mit zwingender Noth- 
weiuligkeit zu tU-nisflben Schlüsse s^^'lührt. Wer das Kecht hat, 
den Staat zu vorpilichten, muss selbstverständlich auch das Kecht 
haben, die eioseiiieD Organe za Terpflichten. Wer uobeeebiftoktee 
Verpflichtoogsrecht för den Staat beeitzt, hat aneh ein lUimiturtes 
Recht, sftmmtiiche Staatsorgane zu Ter])flichten. Wer behauptet, 
dass ein Monarch kraft seines Kcpräsentationsrechtes ein unbe- 
grenztes Recht der völkerrechtlichen Verpflichtung für den Staat 
hat, muss consequenterweise behaupten, dass auch die Kammern 
als DOthwendiger Theil des Staates, Ton der anf dem Staate ruhen- 
den Verpflichtung ergriffen werden. In allen Fallen, wo ein bernts 
abgeschloflsener Vertrag dnen Willensakt der Kammern zu seiner Aus- 
fabrung nOthig hat, wären daher die Kammern kraft der bereits 
auf dem Staate ruhenden Pfliclit rechtlich verpflichtet, ihre Zu- 
stimmung zu dem geheischten Akte zu geben. Handeln sie wider 
diese Pflicht, so würden sie durch ihre Weigerung den Staat selbst 
in yOlkerrechtUchf» Unrecht versetsen, sie wärden dadurch sogar ein 
staatsrechtliches Unrecht b^hen, weil sie durch ihn Negation den 
Honarchen in der Ausübung seines staatsrechtlich anerkannten 
Vertragsrechtes hindern würden. Die Ausführung des Vertrages ist 
selbstverständlich nielit nur von staatsrechtlicher Bedeutung, son- 
dern vor Allem Erfüllung völkerrechtlicher Pflicht. Wer den 
Monarchen an der staatsrechtlichen Ausführung hindert, hindert 
ihn auch an der rOlkerrechttichen ErfuUuQg. Daraas wurde sich 
die Consequens ergeben, dass die Kammern rechtlich geiwnngen 
seien, zur Ausführung aller ohne ihre Oenehmigung ratificirten Ver- 



and i)ro{verty tnay be alionated, or iudindaal rights may he sacrificcd for 
pvblic parposos. And yot cven tbe moat ibwlate deapot may makc treaties. 

which neithcr Iiis stiljo. ts iwr third jwwcrs oupht to recranl as bindiiic Could 
tbe hoas^ uf Roinanuil. for in^tancc, resign the throne of Ku&sia to whom it 
pleued? The tnio riow horo is, that tbc province of absolatism is not to 
dis]x)9e of ihi' national life. hnt niaint.nn it without tbose checks on the 
excroise of iH.wcr wbich exist el^nviioro. No j>owcr. however uncwntroUt'd, was 
giten to dostroy nation, or can lawfnlly do so,*' Daher ist ihm auch di« 
treaty-makin^; jv^wi^r der Union im iiei;onsatzo zu der Auchniiaf Kent't 
eine durch die Kxi:>teQz der tiitedstaateu eingeschränkte. 



Digitized by Google 



— 361 — 



träge ilire Zustimmung zu ^ohon '^*), imd damit köuüte das gauze 
Recht der Kammeni in dieser lüchtuug illusorisch gemacht werden. 

Um solchen Consequenzen zu entgehen, ist zwar gelehrt worden, 
dass der Beprfisentant rechttich verpflichtet sei, vor dem Abschluss 
des Vertrages die Genehmigung der znr Ertheilang einer solchen 
hcrul'cuen Organe einzuholen '®), allein ein solcher Satz oxistirt nur 
dort, wo er ausdrücklich ausgesprochen ist. Wo das uiclii der 
Fall ist, läset er sich als politisches Auskunftsmittel empfehlen, 
nicht als eine Bechtspflicht dedudren. Würde er sieb mit juristi- 
scher Nothwendigkeit ans der Natar der Sache ergehen, so mfisste 
er ansnahnislos för alle Staaten gelten, anch die, welche das 
System der Genehmigung der Vertrage nicht acceptirt haben. In 
diesen müsste stets ein zum Vertrag autorisirendes oder die Durch- 
führung desselben garautirendes Gesetz th ni Vertragsschlusse voran- 
gehen, weil die Ablehnung eines nachträglichen Ausführungsgesetzes 
zn ganz denselben staatsrechtlichen Oonsequenzen führt, wie die 
Nichtgenehmlgwig des ratificirten Vertrages in den Staaten des 
zweiten Systems*^. 

Die Unhaltbarkeit der Theorie, welche die Möglichkeit vülkt r- 
rechtlicher Giltigkeit des Vertrages neben staatsrechtlicher Unvoll- 
ziehbarkeit desselben behauptet, wird endlich auch klar, wenn man 
nach den Wirkungen eines Tölkerrechtlich giltigon, staatsrechtlich 
unTollziehbaren Vertrages forscht üeber dieselben erhalten wir 
Anfschluss von Oneist. Dieser erklärt nämlich: »Die Staatsgewalt 
bleibt der kontrahirenden Macht gegenüber gebunden, auch wenn 
sie für die Ausfülirung im Innern des Landes ein Hinderniss in 
der versagten Zustimmung des Parlaments finden sollte. Sie wird 



18a) Diese Conscqucnz wird n der That besQglicb des KopräsentanteR- 
hanses dor Union von den hervorragendsten amerikanisduni Jaiistea gesogen, 
vgl. die Citatc bei E. Meier S. IGtJ ff. 

19) Darin stimmen Lab and, Staatsrecht II. S. 185, O.Meyer, Staats- 
recht 8. 560 uni E. Meier (vgl. oben Note fiberein. 

20) In England werden sehr oft die Vertrüge durch Ansflihraugsgesetze 
in Kraft gesetzt, welche nach der erfolgten BatÜication dem Parlamente vor- 
gelegt werden; vgl. E. Meier S. 144 ff. 



Digitized by Google 



— 352 — 



dadurch genötliipft werden . in den AiisfiihniiüTsiiosotzpn solche 
Modalitäten voizuuehmen, eventuell solche Komponsatiooen zu ge- 
währen, welche das Parlament zur Zustimmang bewegen. Bleibt 
das erfolglos, so wird (nach frnchtloseii gfitlichen yerhandlongai 
mit der kontrahireiideii lischt) die Folge des Yatiagsbradis, unter 
Umstunden ein casos belli nnyermeidlich**).^ 

Die Verpflichtung der Staatsgewalt soll sich also darin zeigen, 
dass sie das Parlament zur Zustimmung zu den AusführuugsgesetziMi 
zu bewegen sucht. Das ist aber mit Nichten eine juristisch zu 
prftcisirende Pflicht, das ist eine ethisch-politische Fordenmg^). 
Und was den Vertragsbrach und seine Folgen anbelangt, so ist 
ganz übersehen, dass alle Staatenverträge mit der 
Klausel rebus sie stantibus abgesclilossen werden, da.ss, 
wenn eine der wesentliclien Voraussetzungen, unter denen der Staat 
coutrahirt hat, wegfällt, der Vertrag selbst vernichtet wird. Nun 
hat aber der Repräsentant, wenn er bona fide handelt, jedenfalls 

21) Gutachten a. a. 0. S. 345. Vgl. auch Zöpfl II. S. 390. 

22) Die angcffcbenen Pflichten des Kopräsentiintcn bei einem unvoUzieh- 
bareu Vertrage sind dieselben, weUlie die völkerrechtliche Theorie dem ohne 
Vollmacht oder mit Ucberschreitung derselben Negociircnden, der nur eine 
„sponsio" bewirkt, auferlegt. Vgl. z.U. Kl üb er, droit des gens § 142 n. g.: 
,Ce lui qui a fait une sponsion (si>on8or) est tenu de tächer de son mieui a 
eagager Tetat a ratitier la promesse donnee pour loi, m&xa a rien de dIos.* 
Auch der ohne gehörige Legitimation abschliessende Repräsentant wira Ton 
einer Anzahl völkerrechtlicher Autoren nur als sponäor betrachtet. G. F. de 
Martens, precis da droit des gons §48: «C'est a la constitation positive de 
chaqne £tat a d^terminer jusqu' ü quol point le monarquo dam les monarehiet, 
ou tel conseil druis los ropubliques pourra setd obliger la nation jiar le^ trait^ 
qo'il signe, oa qn'il aatorise des subalternes a aigner. — Ce qae promet le chef, 
ov le snbaltera« an dela des bomes de Tantorittf qni lid est eonÜM, n^est qnNrae 
siiuplo Sponsion, qu'un consentement subsequent, soit cxj rts, suit tacito .1 l,i 
nation rend seul obligatoire ^»onr eile." K iQber L c.: «Une simple sponsion^ an 
cngagement forme pour l'ötat par qui qne ce soit, fAt ee mtaie par lerepT^sentaiit 
de r6tat ou par son mandataire, sans qu'ils y aiont ete autorises, n'est oblit^atoiro. 
qn'aatant ^a'U est ratitie par l'^tat." Hartmann, Institationen des praktischen 
voUrerreclitB in Friedenszeiten 2. Ausg. 8. 188: «Yerträge, wdche ohne alle 
Machtvollkommenheit oder unter Ueberschrcitung der Befugnisse von Jemanden 
mit einem fremden IStaato abgeschlossen werden, nennt man Sponsionen. Sie 
T«rpfliehten den Staat, fttr den sie eingegangen sind, nicht. Sie werden erst 
durch seine Genehmigung bindend. Der .Sponsor ist seinem Mitpacisenten 
g^en&ber Tcrpflichtet, Alles, was in seinen Kräften steht, zu thun, am jene 
Oraebmiganir cn erwirken. Aveb ein Soaverftn kann in die Lage eines 
Sponsors kniniiien. wenn er die durch die Yerfassiiiig Ihn 
gesogenen Schranken nicht beachtet.* 
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abfrf'schlossrn initer der wc's« nlli<;hcii Voraiis>ot7ui)'j:, dass die Aus- 
fülirimgägesetze, l)ezicheDtlich die Genehmigung des Vertrages statt- 
haben werden. Wird er in seinen Voraussetzungen getftuscht, so 
istf selbst wenn man das Vorbandenseiu eines definitiv geschlossenen 
Vertarages anmmmt, der Vertragsschliessende berechtigt, den Ver- 
trag fQr erloschen zu erklftren'*). Ob es darüber zum Kriege 
koramon kann, ist eine Frage, die kaum mehr vom Völkerrechte 
beantwortet werden kann. 

Es ergiebt sich somit nicht der geringste praktische 
Unterschied, ob man die völkerrechtliche Existenz des Vertrages 
behauptet oder nicbi Auch wenn man die Oiltigkeit des Vertrages 
von der der Katification nachfolgenden parlamentarischen Geneh* 
ini<;unf]f ablulno^en blsst, besteht die ethisch-politische Pflicht des 
Staats« •l)c'rhauittes, die Ausführung des Vortrages zu ermöglichen. 
Aucb unter solchen Voraussetzungen kann der andere Coutraheut 
in der sich ergebenden Nichtigkeit des Vertrages selbst einen casus 
belli erblicken, wenn das ungiltige Versprechen ihm ohne bona 
fides gegeben war. Dann ist nämlich eine Verletzung eines der 
„Orundrechte** der Staaten, des „Rechtes auf Aclitung" vorhanden, 
welches nach der völkerrechtlichen Doktrin stets einen Kriegsfall 
bildet. Und zu diesem Resultate zu gelangen, braucht man daher 
nicht einer juristischen Zweiseelentheorie zu huldigen. 

Wird demnach ein zwar Ter&ssnngsmilssig nicht zu ge- 
nehmigender Vertrag geschlossen, zu dessen Ausführung aber 
Akte der Gesetzgebung nothwendig sind — also unter der Herr- 
schaft des ersten Systems — , ohne dass der Abschliessende sich 

23) Vgl. Hcffter-Geffcken, Das Europäische Völkerrecht der Gcgen- 
ivart S. 2iU: .Ein Vertrag kann nach Völkerrecht als nichtig angefochten 
werden, wetm Ihm die ... . vesentüiefaen Vonnssetznngen nnd Erforaernissa 
abgehen; insbesoiulero wegen einer absoluten, oder iLidi Ix'iilon Tlicilon bekannten 
relativen Unmöglichkeit der eingegangenen Verpflichtung zur Zeit ihrer Ent- 
stehung .... In fallen dieser Art ezistirfe recht eigentlich kein Vertrag.* 
Calvo, droit international I, § 728: ^Un trait«' »st annal.' do iiloin droit et 

rrd josqa'a son exiatence legale .... 2" iorsquu son mainticn ou ea mise 
ex^tttion reneonü« nne irnj^esibUiti, abaoloe oa idatiTe, qne loa parties 
devaicnt ou ] ouvaient pr^Toir au moment oft ellei ont aonacrit 
Icurs engageinouts." 

Jelliuek, GeseU und Verordnung. 23 
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früher der Zustimininig der Yolkavertretnng zur Dorehfllhning der 

etipulirten Leistung versichert hätte, so kann ein solcher Vertrag 
nur die Bedeutung eines durch eine conditio iuris bedingten haben. 
Der also ratiticirte Vertrag ist, was l)isher nirgends klar erkannt 
wurde, ein bedingter und zwar ein resolutiv bedingter. Erfolgt die 
auf dem Wtge der Gesetzgebung zu realimrende Leistnng nicht, bo 
ist der Vertrag selbst nicht vorbanden. 

In der weitaus grössten Zahl der FiQle wird in den Staates, 
wo das erste System herrsclit, den ohne vorhergehendes Ermäch- 
tigungsgesetz geschlossenen Verträgen die Ausführung des Vertrages 
durch Qesetz nachfolgen und damit die rechtliche Existenz des 
Vertrages selbst ausser Zweifel gestellt werden'**). Das parlamen- 
tarische System in England, die Zustimmung des Senates zum Ver- 
tragsabschlüsse in der Union sind eine Gewihr dafür, dass die 
Handlungen der Regierungen die naclitiui^liche J]illiguiif:f dort des 
Parlamentes, hier des Repräsentantenhauses finden werden. Ein 
bereits — wenn auch bedingt — geschlossener Vertrag bringt 
politisch die Parlamente in eine Zwangslage und die Besorgniss 
ror politischen Verwickelungen, die aus einer negirenden Hal- 
tung entstehen konnten, bewirkt £B8t inuner die Genehmigung von 
Vertrftgen und die Zustimmung zu Ausffihrungsgesetzen. Ist auch 
der unvollziehbare Vertrag nichtig, so kann doch, wie erwähnt, ob 
einer culpa in contraliendo der Stipulaut von der anderen Partei 
verantwortlich gemacht werden. Hat dieser nämlich ratificirt, so 
erweckt er in der Begel in dem anderen GontFahenten den Glauben, 
dass er zum VoUzuge berechtigt sei, selbst wenn die verfittsungs- 
mftssige Einschrftnkung des Beprflsentanten bekannt ist VoILdeht 
dieser nicht, so kann ihm von der anderen Partei leicht dolus oder 
culpa supponirt werden und jeder völkerreclitlichen culpa drohen 
Kepressalieu, wenn nicht Krieg als Sühmuittel durch Selbsthilfe der 

23a) In Bnghuid ist d«m, auf dem Vtrediter Congresse am 11. Äprfl 

1713 geschlossenen Handelsverträge mit Frankreich tla> ausführende Gesetx 
ven^'cigert wordeu, Caivo L p. 664. Seit dieser Zeit ist meines Wissens die 
Ablebinmg elaes AviflUmmgigeMiMB ntcht Tetgekeramen. 
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VerletEten. Diese Erentaalittt, sowie die von Staats- und völker- 
nchUieben Sitzen und Theorien nnabbftngige Ehre der Beprftsen- 

tanten und des Staates selbst, welche durch direkte oder indirekte 
Nichtigkeitserkliinin^ von Verträgen unter T 'inständen aufs Aeusserüte 
geschädigt werden können, sind scbwerwiege&de politische Ursachen, 
um ratificirten, aber der Ausfühmngqgesetze oder parhunentarischer 
Qenebmigung entbehrenden Verfcrftgen die Yollziehbarkeit und damit 
die GUtigkeit zu sichern. 

Ist schon nach dem ersten System die Unterscheidung von 
Giltit^keit und Vollzielil)arkoit der Verträge insofern unlialtbar, als 
die eines Ausführnngsgesetzes bedürftigen Vertragsbestimmungen 
vor dem Erlasse derselben in ihrer rechtlichen Eiistenz resolutiv 
bedingt sind, so ist diese Unterscheidung noch weniger durch- ' 
znffihren unter der Herrschaft des sweiten Systems. Denn hier ist 
nicht ein vertragsansfllhrendes Gesetz, sondern stets der Vertrag selbst 
vorzulegen, nicht nur zu einem Gesetze wird die Zustimmung, son- 
dern auch zu einem Vertrage die Gcnchmipunjx verlangt. Der 
Vertrag wird nach dem zweiten System in der Kegel vor der 
Batüication zur Genehmigung Torzulegen sein. Indess macht auch 
unter seiner Herrschaft der Mangel Torhergehender Genehmigung 
den Vertrag nicht zu einem absolut nichtigen. Er ist viehnehr in 
solchem Falle ebenfalls bedingt giltig und zwar hat die Genehmigimg 
den Charakter einer Suspensivbedingung. Die Ertheilung der Geneh- 
migung setzt den \'ertrag mit rctrotraktiver Wirkung in Kralt. Dies 
anzuerkennen ist für die Staaten , welche nicht ausdrücklich die 
Torhergehende Genehmigung als Bedingung der Ratification vor- 
geschrieben haben, von der grOssten praktischen Bedeutung. Denn 
es kann hier geschehen, dass die Begterung den Vertrag for einen 
soUlien hfilt, der ausschliesslich in ihre Competenz fällt, das Parla- 
ment jedodi nachträglich die Vorlage zum Zwecke der Genehmi- 
gung begehrt. Erklärt man den ohne Genehmigung ratiticii-ten 
Vertrag für absolut nichtig, so würde falls der parhunentarische 
Anspruch anerkannt wird, ein nochmaliger Abschluss zur GUtigkeit 

28* 
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des niiD genehmigten Vertrages nothwendig sein'*). Die ganze 
Stroitfrage jedodi, ob die versagte Goiiclmiiguug eines bereits lati- 
ficirten Vertrages den Vertrag sell)st ungiltig macht, oder blosj?, 
wie nach dem ersten System die Vollziehung hindert, verschwindet, 
sobald man sieb Iclar wird, dass beide f&Ue in ihren juristiacben 
WirtamgeD insofern im Wesentlichen gleich sind, als die Ablehnung 
eines AusföhmngsgesetKes die boKfiglichen bisher resolntiT bedingten 
YerbragsbestimmnDgen, die Versagung der Genehmigung den bisher 
suspensiv bediogten Vertrag vernichtet'^). 

Zwischen dem ersten und zweiten System besteht indoss ein 
grosser praktischer Unterschied. Dort sind nämlich nur jene Ver- 
tragsbestimmungen, welche gesetzliche DurchMrungsmassregeln er- 
' heischen, in ihrer reohtUchen Existenz ron der parlamentarisclien 
Zustimmung zu den letzteren abhängig. Enthält daher ein Ver- 
trag neben den der gesetzlichen Durchführung bedürftigen Artikeln 
uücli andere, bezüglich deren der Vertragschliessende freie Hand 
hat, so sind nur die ersteren durch die negirende Haltung des 
Parlamentes ungiltig geworden, wShrend die anderen zu Becht 
bestehen. Allerdings erhält nach anerkanntem TOlkerrechtliehem 



94) IHese Frage wurde flr Oertemieh-Üngarn praktisch gclc|!r^ttidi 

des Berliner Vertrages. Im JahM 1879 wurde von dem Abgcordnctcnhanso 
des lieichsrathes die Vorlage der «dum ratificirten Congressakte vom 13. Joli 
1878, avf deren Grund bereits die Oeeapation Boeniena and der Henegowina 

vollzogen war, zur verfassunjfsmässigen Genehmigung von dir r!(':::i'rTiiit,' ver- 
langt. Die liegierung bestritt zwar die reicbsräthliche Competcuz bezüglich 
der Genehmigung der Congrewakte, gab jedoch, samal auch die nngaittche 
Regierung dem ungarischen Reichstage den Vertrag vorcriMcgt hatte , dem 
parlamentarischen Verlangen nach. Nach der Theorie E. Mcicr's wäre dem- 
nach der Berliner Vertraj^, als vor der parlamentsuriechen Genebmigung ratificirt, 
für Oesterreich- Ungarn, trotz der bereits vollzogenen Or -tniation Bosniens und 
der Herzegowina, nicht giltig abgeschlossen gewc;^en. Die eigenthumliche 
Natur dieses Falles war es, wdche den Minister Dr. Joseph ünger zu der 
Publieation des citirten Aufsatzes in der Gr&nhiit'scbea Zeitscbrift TeranlaBSte» 
wo er 354 ff. seine Lösung erhält. 

25) Auf das Moment des bedingten Absehinssee hat, obwohl in oonfttssr 

Weise, zuerstG o ri u s , Hirth'> Annalen 1874 S. 772. ebd. 1875 S. 539 hingewiesen. 
Dass in ihm jedocli der Wog zur richtigen Erkeuutniss der rechtlichen Be- 
deutung der parlamentariseben Genehmigung liege, hatPröbstS. S14 hcrror» 
gehoben. P unck-Brentano et Sorol, l'reei.s du droit des gen.s. Paris 
lail p. 108 sprechen von einer „ratitication incomulcte" im Falk sie vor 
«rfolgtcr parlanMutariaeher Genehmigung crtbdlt wird. 




Digitized by Google 



— 367 — 



Grundsätze der uudere Citutraheut durch NidiU^rfüllung auch nur 
einer VertragsbestimmuDg das Recht zum Rücktritte von dem 
ganzen Vertrage. ImmerhiD aber bedarf es eines Willensaktes des 
anderen Contrahenten, am den Vertrag wegen NicfaterfÜIlnng übr 
▼emichtet zu erklären**). Erfolgt dieser nicht, so besteht bezüglich 
der vollziehbaren Vertragshestini]iiun<;on der Vertrag zweifelsolino 
fort. Bei dem zweiten Systeme jedocli, wo der Vertrag selt)st zur 
parlamentarischen Genehmigung gelangt, ist bei der Cohärenz aller 
seiner BestimnuiDgen der ganze Vertrag von dieser Qenehmi- 
gong abhängig. Erfolgt sie nicht, so ist der Vertrag nnter allen 
Umständen in toto nichtig. 

Trotzdem es ons klar geworden ist, dass das nach Innen be- 
schränkte Staatsoberhaupt es desshalb unter allen ümstäiiden auch nach 
Aussen ist, dass — von nichtsouvenlnen Staatshäuptern zu geschweigou 
— der Souverän sich sowenig in einen völkerrechtlich absoluten und 
staatsrechtlich beschränkten spalten lässt, als die Souveränität des 
Staates selbst in eme vMkerrechtliche und eine Ton dieser toto genere 
▼erscfaiedene staatsrechtliche zerMt werden kann, haben wir den- 
noch gesehen, dass dieser juristische Thatbestand die Möglichkeit 
politischer Conflirte nicht zu hiiulorn vermag. Auch der Satz, «lass 
dem anderen Coutrahenton die Einschränkung des Souveräns durch 
die Verfassung seines Staates bekannt sein mnsste, ist trotz seiner 
Bichtigkeit, so wenig wie irgend ein Bechtssatz im Stand, politische 



26) Calvo I. § 729, Das Recht des Rücktrittes vom nicht erfflllt«n Vcr- 
trago lehrend fahrt fort: ,La non-execution peut d'aillcurs ne porter quo sur 
nne daase relativcnient secondaire et ne pas impliqoer riiiteotion de so soostraire 
anx antres obligations qni deconlent dn trnite. Dans ce cas il n'y a paa 
neoossairoment rupture cotnj)löt<: <.t ik'fiiiifivf, iiiai^ sciil.ui.iit mat'u'ro h poiir- 
parlers et a n^ociations, en d'autres termes uu efi'et sospeDaif jusqa'ä ce que lee 
raotife de refas aient pn t/tn appr^ciee en dne fonne." Heffter-Oeffcken 
S. 212 geht trotz AiK^rkeimung des Rechtes zum Rücktritt noch weiter: , Steht 
die Uomüglicbkeit der Erfülloog oder die eingetretene Veräuderuug der Um- 
stände nur «nem Theito der öoemommenen y^ragsverpflicbtniifen entgegen, 
so k;um ancli nur eine Moditieation desselben, nicht die Aufl''>.-:ini<,' des ganzen 
Vertrages gefordert werden. Vgl. aach L. Freiherr v. Noamanu, (irondrisa 
des beatigen Barop. Vdlkerreehtei 9, Aafl. 8. 85. Woolae/ §. 108. ,When 
a trcatr is violated by one i)arty, the other can regavd it as breken, and 
dcmaDd redress, or can still require itü observance." 
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Conflicte hintanzuhalton. Vm solche Conflu'te , welche aus der 
Nichtausführuni?, bcziohoutlich Nichtgenehinigung abgeschlossener 
Verträge entstehen kOnnen, m verrndden, um einerseits das Staats- 
oberhanpt in keine schiefe Stellung m bringen, andererseits um 
das Parlament Yor moraliBchen Zwangslagen so bewahren, die es 
an der Ansilbinig seines Terfiissiragsmftssigen Rechtes Uadem, 
empfiehlt sich überall de lege ferenda die Bestimmung, dass die 
staatsrechtlich nothwendige Genehmigung von Verträgen von der 
Begierung vor Ertheilung der Batification einzuholen sei'^. Exi- 
stent ist dieser Bechtesata aber nur in jenen Staaten, wo er aos- 
drücklich ausgesprochen ist, wie bezQglich des Bundesratfaes im 
deutschen Bdche, bezüglich der ffammem in der französischen 
Republik, den Niodorlauden, Spanien. Wo jedoch dies nicht der Fall 
ist, wie bezüglich der parlainentarischen Genehmigung in Belgien, 
Preussen, Oesterreich, dem deutschen Reiclie wird durch die vor ein- 
geholter Genehmigung erfolgende Batifidmng des Vertrages dne 
staatsrechtliche Fflicbt durch den Abflchliessenden nicJit verletat*^). 
Hier ist es in den meisten F&llen ein Gebot ehrlicher ftusserer und 
innerer Politik, wohl auch in den meisten Fällen politischer Klug- 
heit, den Vertrag vor der Ratification den Kammern zur Geneh- 
migung vorzulegen, zum Bechtssatze müsste er durch einen Akt 

27) Dasä dies auch die Ansicht der Praxis ist, geht daraus hervor, dass 
die (»arlanientarische Genehmigung als Bedingung der Katiöcation manchmal 
ausdrücklich in den Vertrag aafgeuoiaiueii wird. Z. B. Vertrag zwischen 
Oestcrr< ich-Ungarn und den Vereinigten Staaten Tora 20. Sept. 1870 über 
llegelung der Auswanderung, Art. VI: Die gegenwärtige Convention soll 
von iSeincr Majestät dem Kaiser von Oesterreich und König von Ungarn nach 
eingeholter verfassungsmässiger Zustimmung der beiden Gesetzgebungen der 
österreichisch-uagarischen Monarchie und von dem Präsidenten der Vereinigten 
Staaten mit nnd anter Zustimmung des Senates der Vereinigten Staaten ratf« 
ficirt und die niitificatiDiicn innerhalb zwölf Monate vom Datum derselben ans- 
irewechBelt werden. Londoner Convention vom 18. Marz 1885 betreffend die 
Ghurantie der egyptischen Finanzen. Art. VII: Lea GonTemements d' Allem agne, 
d'Autriche-Honf,'rie, de Fnmee, de la Grande-Betrai^n. , d'Italie et i\c Kussie, 
s'engagent, soit a garaotLr coigointement et soUdaireiuent, aoit a demander 
i lenra Parlements ravtoruKioii dt gamtir cm^ointeiiifliit et MlidainiiMiit, 
le Service regulier dB rainiit6 de 815,000 L ttfanilie d-deMu. Sttatsarehiv 
XLVI. Nr. 8758. 

27a) Woraus sich cor Yenneidmigr von Cmflleten die PflicM d<r Begie- 
rung crgiobt, bezflglicli solcher Verträge, hei denen die Freiheit der Begienukg 
zweifelhaft ist, die Competenzfrage vor der Batification zu lüseu. 
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der Verfassungsgüdctzgebuiif,' erhoben wonleu. Selbst diejenigeu. 
welche, wie z. B. Laban d, für das deutsche Reich eine Rechts- 
pflicht zur vorhergängigen EioboluDg der parlamentarischen Qenehini- 
gang aonehmen, behaupten nicht, dass mit Yerletzong dieser Pflicht 
ein VertragaschlnsB unmöglich seii so dass gegebenen Falles die Lehre 
▼OD der potentiell blos Tölkerrecbtlichen Giltigkeit der Verträge auch 
fernerhin einen Anlass zu praktischer Geltung zu finden vermeint. 

Wie die Grenze zwischen den der Genehmigung irgend eines 
anderen als der Vertragsschliessenden Organe bedürftigen und den frei 
Ton der B^enmg zu schliessenden Yertrtgen zu ziehen sei, Iflsst sich 
nur auf dem Boden eines jeden positiTen Staatsrechts erörtern. Das 
leitende Prindp hieför ist die nach den einzefaien Becbtssystemen 
variirerulo Grenze zwischen Gesetz und Verordnung '-"*). Auf diesen 
Gedanken ist auch die wenig glücklich styliäirte belgische lorma* 
lirung zurückzuführen'*). 

Zu unterscheiden von der Vorlegung eines Vertrages zum 
Zwecke der Genehmigung ist die Vorlognng zur Kenntnissnahme. 
In manchen Staaten sogar staatsrechtlich vorgeschrieben, dient die 
Kenntnissnahme iLr ahgesclilos^enen Vertrüge als ein Mittel, um 
die Kammern in ihrem Controlrechte gegenüber der Regierung zu 
unterstützen. Die Eenntni^ahme bezieht sich auf einen viel 
weiteren £reis, von Vertrfigen, als die Genehmigung. Jene Ver- 
träge, welche bloss zur Kenntniss zu bringen sind, pflegen erat 
nach erfolgter Batification vorgelegt zu werden. 

Ueber die Form , in der Staatcnvertrage abzuscliliessen sind, 
entscheidet die völkerrechtliche Uebung, weiihe jedocli allgemein- 
giltige Formen nicht aufgestellt hat. Durch Austausch von £r- 
Uftrungen , durch Unterzeichnung von Protocollen durch die nego- 

28) Ucbenengend hat das Laband II, S. 167 tf. ffir das dcutscho Reich 
entwickelt. Dessen Ausfühniiicren ist aber m. E. eine über daa deutsche Keichs- 
staatsrecht hinausgehende Ücdcutung buizulegeu. Vgl. auch Zorn, Beichs- 
stastnedit II, 8. 481 IT. 

29) Ucbcr sie vgl. Thonissen p. 219 fl*.; E. Heier 8. SSOff«; Gneiet, 
Gutachten a. a. 0. S. dbü ff. 
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ciiranddn BeTollmScbtigten kSonen Verträge geschlossen werden 
Dieser nicht solenne Abschliiss wird aber in der Regel nur bei 
unterfroonlneton Verwaltungsverträgen stattfinden. Alle wichtigeren 
Verträge werden durch feierliche, von den Vertragsschliessenden 
Repräsentanten aasgestellte und ausgewechselte Urkunden geschlossen. 
Alle der Ansstellnng dieser Urkonde Torhergehenden Akte, selbst 
die Feststellung des Yertraganhalts durch die Unterhändler, haben 
nur präpaiatoriscbe Bedeutung. Bis dahin existirte nur ein Yer- 
tragseutwurf. Die Ratification der Staulshaupter erhebt den Ent- 
wurf zum Vertrage. Durch die Ratification, welche scheu nach 
unbezweifeltem Gewohnheitsrechte nothwendig, regelmässig aua- 
drücklieh in dem Vertrage selbst dem Staatsbaupte reservirt ist, 
wird demnach der Vertrag im juristischen Sinne abgescUossen und 
der trotz dieser Erkenntnis» fortdauernde Gebrauch, von einer Bati- 
ficatiou der von den lJuterhändlern bereits abgeschlossenen Verträge 
zu sprechen, ist ein iiicorrecter ^'). 

Aehnlich dem Gange der Gesetzgebung geht auch der des 
Vertragsscblusses. Zuerst Feststellung des Vertragstextes durch das 
Staatsbaupt, die Minister, die Unterhändler. Wiid der so fest- 
gestellte Vertrag emem unmittelbaren Staatsoigane zur Verfassung»- 
massigen Genehmigung vorgelegt, so ist jede Amendirang durch 
dasselbe ausgeschlossen; die Annahme einer solchen würde der Ver- 
werfung des einseitig nicht mehr zu äuderudeu Vertrages gleich- 
kommen. Allerdings aber kann auf Grund eines Amendements ein 
neuer Vertragsentwurf zu Stande kommen und der amendirende 
Bescblnss zugleich die anticipativ gegebene Genehmigung desselben 
enthalten. Die Genehmigung eines Vertrages unterseheidet sich 
daher von der Feststellung eines Gesct/.es dadurch , dass hier der 
definitive Gesetzestext beschlosseu, dort ein bereits festgestellter 
Text gutgeheissen wird. 

80) V^l. Heffter-GeffekenS.188ff.; Hftrtmana S, 18511.; Laband, 

Staatsrecht II, S. ls<i. Pröljst. S. 281. Gt^en die Zulanigkait dar nicht 
solennen Form Zorn, Kcicliiiataatt$recht U. S. 431. 
31) Laband II, S. 184; Probat S. 241. 
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Die Gcnelinii 1(111] dos V'ertrages kann auch in Form eines zum 
künlti«(t.'n Absrhlu.sst» (le-si'lbeu erni;icliti<;oiulon Gosot/o.s erfolgen, in 
welchem Falle den Kamiucrn das volle Kecbt bezüglich des GcüetzöS- 
iiihalies zusteht. Ein die gesetzliche Yollinacht auch nur in einem 
Ponkt fibeiBchrdtender Vertrag mfisste dann jedoch, als ein nicht 
aatoruirter zur Genehmigung vorgelegt verden. 

Der Sanirtion des Gesetzes analog ist die Unterzeichnung der 
Vertragsiirknnde duivh den ilatificirenden. Durch diese Unterzeich- 
nung ist der Vertrag so wenig perfekt, wie das Gesetz durch die 
Sanlition. Die ünterzeiclinung bedeutet den Eutschluss, den Ver- 
trag zu scbliessen. Mit der Unterzeichnung fällt die der Aus- 
fertigung des Gesetzes analoge Ausstellung der feierlichen Urkunde 
in einen Akt zusammen. Dem Publicationsbefehl entspricht der 
liefehl zur Auswechslung der Urkunden, der Pnblication die Aus- 
wechslung selbst. Erst durch die voll/.oireiie Auswechslung der 
Batiticationsurknnden ist der Vertrag perfekt geworden. 

Der ratificirte rechtskräftige Vertrag bindet zunächst nur die 
Staaten in der Person der Vertragsschliessenden Organe. Ist die 
übernommene Verpflichtung eine ausschliesslich durch die Willens- 
Sphäre der Repräsentanten zu reaKsirende, so ist eine staatsrecht- 
liche Sauktiouirung, Ausfertigung, Publication des Vertragsinhaltes 
nicht nothwendig. iSoU jedoch der Vertrag noch andere Mitglieder 
des Staates zu seiner Erfullnng binden, so müssen die ihn nach 
Innen ausftthrenden BestinuDungen staatsrechtlieh publicirt werden. 
Und zwar ist die staatsrechtliche Pnblidrung des Inhaltes eines 
Vertrages stets ein Akt der Gesetzgebung oder eine Verordnung ^"), 

ola) Daraus crgicbt sich, »lass in jenon Staaten, welche ein uiibeirivnztos 
ricbterlicht's rrüluiJi,'siocht dor ViTortlimn^en besitzen, auch die als Veruiil- 
mingoii publicirten Staatenverträpc auf il>re Gosotzniässifrkolt vom Kicht<;r za 
[»rfil'eii sind. Mit <ler i ichtfiliclien Erkhirung der Uniri^ftzlitlikrit cititr dor- 
artigen \ t rordnung wird auch der Vortrat,' selbst als nicht zu Iveclit brsti In ud 
erklärt (vyl. die interessanten Erörtertini^en von Lammasch, Auslitliiuiigs- 
recht und Asyl|illicht 18S7 81 11'. bezüirliifi ! r vnn Oesterr.icli-Unparn ab- 
geschlossenen AuslielVruiiKsvertiäir''). In bvdclit'U 1 n wäre die Theorie, 
welche üiltigkcit und Vollziehbark, it dor Verträ^re unterscheidet, schwerlich im 
Stande, iri,'-'iid eine juristische Wirkmi:^ einer j^taatsreelitlidi uiividl/ieliltaren, 
völkerrochtlicii noch giitigeu Vertnigsbcatimmung nachzuweisen. Nachtrügüclie 
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je Diuhdem der Gegenstaixl des Vertratjes in das (ii biet der Gesetz- 
gebung fallt oder nicht. In den meisten Staaten des ersten Sy- 
stems kommt das auch in der Form der Publicatiou zum AuA- 
drack. In den Staaten des zweiten Systems enthftlt die {»arlainen- 
tarische Genehmigoog zugleich die Zustimmung zur staatsreehtlicfaen 
Poblication des Vertragsinhaltes in Gesetzesform. Incorrecter Weise 
wird jedoch in inaiiihen Staaten des zweiten Systems die Vertrags- 
urknnde allein abgedruckt, olino dass dieselbe in die Formen eines 
Kinführungsgesetzes, beziehentlich einer £inführungä?erordniuig an- 
gekleidet wftre'*). 

Durch die Puhlication eihalten vertragsausfahiende Gesetze und 
in das Gebiet der Gesetzgebung eingreifende YertrSge formelle 
Gesetzeslnraft. Trotzdem aber untersehelden sich diese Gesetze tob 
auikit'ii in einem wesentlichen Punkte. Wenn nämlich die Kegie- 
ning bei Schliessung und Publication der Verträge verfassungs- 
mässig eingeschränkt ist, so ist sie es mit Nichten bei Aufhebung 
und Suspension derselben. Das Staatsoberhaupt hat das fiecht, 
einen Vertrag Ar erloschen zu erklftren, wenn die TÖlkerrechtlichen 
Voraussetzungen hiezu — etwa Bruch des Vertrages durch den 
audereu Coutrahenten — eingetreten sind, ohne irgendwie der 
Genehmigung eines anderen Organes zu bedürfen"*). Der Krieg 



Genehtuigang mit der Wiikang ex tunc , boichentUch neaerlidier Veitraga* 
abacblnn ist hier der einzige legale Weg, nm Conflicte ta Ti0niMide&. 

"2) V^'l. hierüber E. Meior S. 329 ff.; Laband II, S. 191 ff., der am 
scbärfsteu den viilkerrecbtiicben Akt des Yertragsscblussefl und den staatUcben 
der Gesctzgebnng gesdiieden hat. Ancb Oesterreidi ist den Staaten mit 
incorrecter Publication zuzuzählen. Die Verträiro worden hier vollinhaltlich mit 
der BatUicationsklaasd im lieichseesetzblatt abgedruckt uud zum Schioiwo die 
Ton dem Mtnisterprfisidenten und den betreffenden Ressortministern nnt«r^ 
schriebene Erklärung hinzu irefüL't bei der Geadimipruiig uiit^ rlii i," tid. n Ver- 
trügeu: ,Der vorstehende Vertrag wird nach erfolgter Zuätiinmung beider 
Haaser des Reicbsrathes biermit knodgenacht" ; bei anderen: »Der TorstdMnda 
Vertrag wird mit der Wirksamkeit fOr die im Beichsratbe ▼«rtreteuen König» 
reiche und Länder kundgemacht.* 

33) In manchen Verfassungen ist das Recht der Vertragsanfhebnng dem 
Monarchen ausdrücklich zugesprochen, z. B. in Schweden und Norwegen Unions- 
akte Art. 4: Le Uoi aura le droit — de coutracter et de rompre des 

allianees. Bares tc II, p. 195. Dänemark, Verfassung Art 13: Le Boi d^elars 
la gncrro et eonchit la ynix; il contracte et il rompt leeallianoee ctkstnitjs 
de commerce. Darcate XI, p. 68. 
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giebt jedem Staatn das Recht, gewisse Gattungen von Verträgen mit 
dem Feinde lür erloschen oder doch mindestens für suspendirt zu 
erklftreo. Mit Aufhebung oder Suspeanon des Vertrages werden alle 
ihn ausfÜhreDden oder ihm muh Innen Kraft Torldhenden Gesetze auf- 
gehoben oder snspendürt) ohne daas hieza der Weg der Geseti^bung 
nothwendig wftre. Der Vertrag selbst Ist die stete Yoraussetsung 
der betreffenden gesetzlidien Massrcgeln, mit seinem gänzlichen oder 
zeitweiligen Erlöschen cessiren auch diese. Die Anordnungen, welche 
die Ausserkraftsetzung solcher Gesetze befehlen, erfliessen auf dem 
Wege der Verordnung. Die ErlOschnng^prände eines Staaten- 
▼ertmgra normirt ausschliesslich das Ydlkerrecfat; for die Anfhebiing 
als einen Regieningsalrti kann zwar unter ümstftnden der Hinister 
verantwortlich gemaciit werden, aber irgend ein Kecht, au der 
Aufhebung selbst mitzuwirken, besitzen die zur Geuehmlijung ein- 
zugehender und eingegangener Verträge verfassungsmässig berufenen 
Organe in der Bogel nicht. Kraft des ius belli steht dem znr 
Eriegserklftmng Berechtigten auch das Becht zu, alle TOlkerrecht- 
licben Consequenzen des Kriegszostandes zu äehen, daher alle 
auf den friedlichen Verkehr berechneten internationalen Massregeln 
zu suspendiren. In der dem Staatsoberhaupt, namentlich dem 
monarchischen verfassungsmässig zustehenden liepräsentativgewalt ist 
zugleich eine Qeneraldelegation zur Aufhebung, beziehentlich Sus- 
pension der Yertrftge und der aus ihnen resultirenden Gesetze 
enthalten***). Jedoch tritt selbstverständlich das Becht der Ausser- 
kraftsetzung von Gesetzen durch Yerordnung des Staatsoberhauptes 
nur dann ein, wenn die Gesetze auf dem Vertrage selbst ruhen. 
Sind aus Aulass eines Vertrages Normen erlassen worden, die ihrem 
Wesen nach von ihm unabhängig sind, so bleiben dieselben auch 
nach Extinktion des Vertrages in gesetzlicher Kraft. 

83a) Nach Zorn, Bdchsstaatsrccbt II. S. 487, 438. hebt ein Krieg alle 
„Rechtsbcziehuiigen" (mit woiii, wenn es kein Völkerrecht giebt V) auf. daher 
auch die ans Staatenverträ^en resiütircnden. Da aber fQ,r Zorn Vertrag and 
Gesets, beiiehraffish YeMaranuug zuaammeBfidko, bo mOaste er einen dgenen 
legislatorisdien Akt w Aofhebong der als Gesetze sich qnalifidienden Vertiige 
Terlaogen. 
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Bei aufgehobenem Vertrage yerlieren ausserdem ipso iure alle 

Auorduungcn ihre verbindliche Kraft, weldie ein völkerreulitliclies 
Verhältüiss in staatsrechtlich solenner Weise verkündigen. So war 
in vielen deutschen VerCissQngen die Zugehörigkeit des Staates 
zum dentsehen Bunde ausgesprochen. Durch die Auflösung des 
Bundes im Jahre 1866 hatten auch diese Verfiissnngssfttse ihre 
juristische Existenz eingebftest ^*). 

Die eigeiithüuiliche Natur der Staateuverträge bringt noch in 
einem anderen Falle Wirkungen liervor, die sich als abwcii lieiid 
von den Normeo für die (}esetzg.>l)uug darstellen. Wenn nämlich 
ein dem TertragsansfBhrenden oder den Vertrag publidrenden Gesetze 
nachfolgendes Gesetz allgemeine Bestimmungen enthfilt, irelche dem 
vertragsrnftssig einem anderen Staate dngerftumten Rechte wider- 
sprechen, so mnss angenommen werden, dass die Norm des späteren 
Gesetzes stillschweigend eine Ausnahni-chxusel zu Gunsten der auf 
Grund der Staatenverträge erlassenen lex specialis enthält. Denn 
CS würde der anerkannten völkerrechtlichen Ordnung widersprecheUi 
wollte man annehmen, die innere Gesetzgebung der Staaten hätte 
das Bechtf bestehende Vertrüge gleich Gesetzen beliebig abzuändern*^). 
So lange daher der Vertrag selbst in Kraft bleibt und ein Brach 
desselben durch einen Icgislatorisclieu Akt niclit ausihücklicli be- 
absichtigt ist — formal ist ja auch diese Möglichkeit gegeben — 
muäs man annehmen, dass die vertragsausfübrenden Gesetze als 



'M) Noch heute lautet § 3 der württ^ml». Vorf.-Uiknihle : .Das Könige 
r> i<li Wi'irtti'inli'Tfr ist t in Tlieil des tloutsrlu-ii IJuiulfs; «hilior liab'Mi rille or- 
1,'aiiisciii u Iii lilii^si! der iJundesvcrsammlmig .... nachdem sie von dem 
Könige vorkümlet sind . auch fOf Württ^'iubeig mbindcode Kraft.* Za- 
^'Kich ein treffeodes Beispiel pn> futaro nnTerbindUdi gewordenem Ge» 
set/.esinlialt. 

35) Aiuli auf iliesc Fraf^e bezieht sich <lio lakaunto Stelle des I-oiuloner 
Protocolles der fünf Mächte vom 10. Februar iHiJl : ,L. s traites ne jH'idt'iit ]»a3 
leur puissance, quelsque soieut les cbaugemcnt.s, qui iiitcrvieiiuent dana l'orga- 
nisation intorieure des pea^es"; sowie der Satz des Londoner ProtocoUes be- 
zQglich des Pontusvortragea vom 13. Mira 1871 : Les Puissances reconnaisseBt» 
que c'est tin principe essentiel du droit des gens qu'aucune Puissance ne 
pout se dclier des engagements d'un Traite ni en moditier les stipulation», qu'a 
la suite de Tassentimeut des Parties Contractantes an mojen d'ime entrate 
amicale. Staatsarchiv XX, Nr. 4286. Vgl. auch E. Meier S. 26. 
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Ansnalimeu der späteren alljrcmeinen Regel fortexistiren. Wenn 
irgt.'iHlwo, so gilt hier der Satz: lex posterior f^eiieralis non derogat 
legi priori speciali. Ist daher einem Staate vertragsmiissig die 
freie Einfuhr gewisser Artikel zugesichert und erlässt ein späteres 
Gesetz des anderen Contrahenten ein allgemeines ISnfuhnrerbot der- 
selben, so mnss die vertragsmftssig zngesicherte Befreiung als fort- 
existireDd angenommen werden , so lange keine ansdrfickliche, auf 
die Aufliebung derselben gerichtete Willeuserkläruag des Staates 
erfolgt. 

Eingehend untersucht worden ist diese Frage bisher nur in der 
amerikanischen Jurisprudenz'*'). Wenn dort Theorie und Praxis 
auf dem entgegengesetzten Standpunkte stehen und dem späteren 
Gesetze den nnhedingten Vorzug vor dem Mheren Vertrage geben, 
so mag der Grund hievon darin liegen, dass bisher eine solche, in 
der Regel vom (ü'^t t /.gebor gar nicht beabsiclitigte \ Crtragsanf- 
hebung noch zu keinem internationalen Couflicte geführt hat. Sollte 
es durch die amerikanische Praxis einmal zu einem solchen kommen, 
80 würde man bald erkennen, dass es gegen den Geist der Unions- 
rerfiissong sei, dem Präsidenten das Recht zu geben, Verträge zu 
schliessen, dem Gongresse jedoch das Bedit, sie duidi beliebige 
Gesetze zu vernichten. 

Tu Europa ist die Frage nur bezüglich des Verhältnisses von 
Auslieferungsverträgen zu nachfolgenden Aenderungen iu der Straf- und 
Strafproeessgesetzgebung der contrahirenden Staaten aufgeworfen 
worden Die Anslieferungsgesetze mancher Staaten erkennen aus^ 
drficklich die TTnzuläsngkeit der Aufhebung frfiher stipulirter Vertrags- 
bestimmungen durch widersprechende gest'tzliche Anordnungen an^^). 
Aber auch wo dies niclit der Fall ist, gilt der von Lamniasch 
vertretene Satz, „dass jeder Staat, so lauge als der IjelrcHeiido 
Vertrag in Kraft ist, zur Auslieferung wegen aller Thaton (und 



3G) Vgl oben S. 181. 

37) Lammasch a. a. 0. S. 93 ff. 185 ff. 

38) Nähcrv Datcu bei Lamra asck S. 18C. 187. 
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nur wogen jener) verpflichtet ist, welche unter jenen Begriff 
eiiios der im Vortrags honannton Delicto fallen, der zur Zeit der 
beginnenden Wirksamkeit des Vertrages iu den Gesetzen des 
betreffenden Staates anerkannt war*^ °'). 

VI. 

IMe Yerordniuigeii. 

Nicht minder vieldeutig als der Begriff des Gesetzes ist der 
der Verordnung. Zuerst vor Beginn der constitutionellen Staats- 
ordnung jede obrigkeitliche Anordnung bedeutend und nur an dem 
richterlichen Urtheil ihren Gegensatz findend, besitzt sie in keiner 
Spraehe einen allgemein anerkannten dnheitlichen Temmras^). 
Erst mit dem oonstitntionellen Staate, der den formellen Begriff 
des Gesetzes scharf ausbildet, wird der Kreis der als Verordnungen 
zu liezeiohnendcn Willensakti' des StaatOvS derart verringert, dass er 
alle nicht als formelle Gesetze und Urtheile sich qualificircnden 
Aenssernngen des Staatswillens in sidi schliesst. In diesem Smne 
ist die Yerordnmig rem negatiT zn definiren als staatlicher Willens- 
akt, der nicht Qesetz oder Urtheil ist*). Eingehendere Betrachtung 

39) a. a. 0. S. 18r,. 18R. 

1) In En|;Iaiid neben ordinancc und order auch proclamation, zuweilen 
manifesto; in Franknich ordonnanoe, riglement, arrftt i^lementure, d^eret; vgl. 
auch obon S. 06, 07. 

2) Neben dieser formellen Definition gebt eiober der Versuch, die also 
abgegrenzte Verordnung als Wille der .TolBiehenden Oewalt* oder der Regie* 
run^ im Gepcnsatrc zum Gesetze als « Staatswillcn* hinzustellen. Namentlich 
ist L. V. Stein Vertreter dieser Ansicht, Handbuch der Verwaltungslehre. 
2. Anfl. S. 30 fr. 64 ff. Allein aus anderen Stellen seiner Werke gebt hcrror, 
dass auch v. Stein den Bej,'riff der Verordnung rein formell fasst, z. B. Ver- 
waltungslebre. 2. Aufl. I. Die vollziehende Gewalt I. Bd. (1869), S. 43: .Die 
Vorordnung ist daher innicbst und ihrer formalen Definition nach der auf die 
Vollziehung dor Gcset/e gerichtete Wille des Staates." S, 76: ,Die Ver- 
ordnung ist iliihor. ihrem höherem Wesen nach, nicht bloss der das Gesetz aus- 
führende, sonilern sie ist zu^,'leich der das Gesetz ersetzende Wille des 
Staates"; vgl. forner S. 85. S9. — Naher betrachtet läuft die Definition der Ver- 
ordnung als Regieiuiigswille thatsächlich hinaus auf die 6 n eist's. Verwal- 
tung, Justiz, Rechtsweg S. 73: , Gesetz ist die mit Zustimmung der Landes- 
vertretuiig erlassene Verorihiuiig , Verordnung der Ausdruck des Staatswillens 
ohne diese Zustimmung." Dalter ist auch der principiellc Gegensatz zwischen 
den von Laband, Staatsrecht II, S. 67, Note 1 u. 2 citirtni SchriftiteQen 
nur ein scheinbarer , da die deutsche Staatsn rlitslolire die Th«v)rie von der 
Gcwaltcntbeiluug gruudsützUch vorwirft. Nur wer gesetzgebende und voU- 
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der Staat-^fiiiiktionon fülirtc aher zu inhaltlidior, positiver Do-^timraiinf» 
(Ins Verordnungsbef^riilos. luuerhalb des /.uvürdersl nur negativ ab- 
gegrenzten Begriftbs musste ein weiterer formaler Gegensatz hervor- 
tretoDf dDorseifcs die Erledigung eines individaell concretisirten Falles, 
wo der staatliche WiUensakt an das Dasein einer bestimmten An- 
gelegenhdt derart gekettet erBcheint, dass sie selbst durch ihn su 
Ende gebracht, aus der Reihe der vom Staate zu lösenden Auf- 
gaben gestrichen wird; andererseits die Anordnung ahsti.ikter, für 
eine unbestimmte Anzahl von Fällen berechueter Vorscbriiten. £s 
wird mm in einem engeren Sinne die allgemeine Anordnung als 
Verordnung der znr Iiösung einer concreten Verwaltnngsaufgabe be- 
stimmten Verffigung entgegengestellt*). In diesem Sinne nnd 

ziehende Gewalt als selbststiindiso Subjekte auffasst , kann von dorn Staats- 
will«D im Oegensatze tarn Rcgierangswillen sprechen. Sofern num jedoch die 
Einbeit der Staatsgewalt anerkennt, mtiss man auch ,den Wülen der Tolbiehen» 
doa Gewalt" als Staatswill n < rkl.iri ii. Pii- 1»i.s heute ila !■ rmlr '/iisammcn- 
fassong der Gesetze und Vorurduungeu zu i,Gesetzea im weiteren Sinue" ist ein 
Best der Anscbaming jener Zeit, welche die alljreinefiie Yerordotiiig des FQrsten 
als die oberste Kategorie der Staatswillensakto ;r.itT;isste, vgl. oben S. 114, 

3) Eine scharfe Grenze zwischen Verordnung und Verfügung lässt sich 
ftllerdings nicht xtdien. Ganx riehtifir Rosin, PolixdTerordnnngsreclit 
S. 8 fr., ihm ztistiiiinieTid T-Gniii ^, Vorwaltungsrecbt S. :Mi'i, N. 1, ferner 
T. Stengel, Die Organi.<<ation der preussischen Verwaltung nach den Beform- 
geseteen S. 82, henror, dass die Verfügung nicht an bestimmte dnxelne Per- 
8iinPM jTorichtet sein müsse, das^ Verfügungen allgemeine Gebete und Verbote 
zum Inhalte haben können. Das Entscheidende sei nur, nach Ii. Schulzens 
(Preus. Staatsrecht II, 8. 206) Ansdraek, dass sie ihre Kraft mit dem einxel» 
neii Fall erschöpfen. Dann ist aber bei dem schwi r zu umgrenzenden Begriff 
des a Einzelnen* die Scheidung zwischen Verordnung und Verfügung selbst 
dne fliessende. Ist s. 6. das sttr Verbfttnng der Einscbleppung der Cholera 
ergehende Einfuhrverbot gewisser neLrenständc , das auch in der Form einer 
Verordnung publicirt wird, Verordnung oder Verfügung? (Vgl. z. B. Oesterr. Mini- 
storialTeioruiimg vom 8. September 1885 Nr. 130, wodurch die Ein* 

und Durchfuhr von Hadem, altem Tauwerke etc. ans Gibraltar zur Verhütung 
der Einschleppung der Cholera verboten wird.) Ferner: Ist die Fahrordnung, 
welche von der Polizeibehörde einer grossen Stadt aus Anlass eines üfTt-ntlicben 
Festes erlassen wird und sich an eine von vornherein unln stimmte Anzahl von 
Wagenlenkem richtet, Verordnung oder Verfügung? Wenn man sich für das 
Letztere entscheidet: Erlangt dn derartiger Akt d« r I'nlizei nicht zweifelsohne 
den Charakter einer Verordnung, wenn sie auf längere Zeit, etwa für die Dauer 
einer Weltausstellung erlassen wird ? Wenn das aber der Fall ist, bei welcher Zeit- 
grenze hört die Verfügung »nf nnd b^nnt die Verordnung? — Dass die Grenze 
des Begriffes der Verfügung noch keineswegs geklärt ist, zeigt auch Ijaband. der, 
Staatsrecht II, S. 223. die Verwaltungsverordnung der Verfügung verwandt erklärt, 
weil sie nicht Rechtsregeln sanktionirt, sondern die Vornahme oder Unteriassnng 
von Handlungen und lleelit^geschäften befii hlt f>der die Modalitäten anordnet, 
nnter welchen diese Handlungen und Keciiti>gei>chalio vollzogen werden sollen; 
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Veronlnungon dio allt^cniciiicn iiiclil im Wcp^c der Goset/.q'obuiig' 
cr<,'uii^a^nen staatliclimi Aii"rdnuii,ii»Mi. Mit der Krkt'iintniss des Ciegen- 
satzes von formellem imd materiellem Gesetze war endlich notb- 
wendig auch der ?oii formellen und materiellen Verordnongeo ge- 
geben *), Der formelle Terordnungsbegriff umfasst alle auf dem 
W^e der Verordnung ergangenen Anordnungen. Da aber das Dason 
von Verordnungen erwiesen wurde, welche materiell als Gesetze sich 
(jualiliiiren, die daher nur der Form ihrer Entstehung und Ver- 
kündigung nach als Verordnnngen sich darstellen, so giebt es Ver- 
ordnungen die nnr formell als solche erscheinen. Zu ihnen als 
Complement innerhalb des Verordnungsbegiiffes treten jene, die 
principielt ihrem Inhalte nach nicht in das Gebiet der Gesetzgebung 
gehören, daher eine vom Gesetze verschiedene Gattung von Staats- 
willensakten repnlsentiren, sich als Verordutmgeu im materiellen 
Sinne cliarakterisiren. 

Indem im eonstitutionellen Staate die Verordnung als scharf 
ausgepr&gte form der staatlichen Willensäusserung neben die des 
Gesetzes tritt, ist fQr die staatsrechtliche Theorie eine doppelte Auf- 
gabe gesetzt: zuerst formell die Grenze zwischen Gesetz und Ver- 
ordnung zu ziehen und sodann einen Einblick in dio materiellen 
Unterschiede innerhalb der Verorduungeu zu gewinoco. 

daher sei sie eine Gencral-Ycr f ügunpr- Allein auch die ßecbüiregel befiehlt 
„die Vonudune und ünterlanang yon Handlungen and Bechtsgeschäftcn " ! Femer 
spriclit Garcis S. 1M( von „gencrelloi'' VerfOgongen. Vgl. Aber dioM Un- 
klarheiten auch Bernatzik S. D ff. 

4) Laband, Staatsrecht II, S. G7 ff. Vor den Liaschliddeildcn Unter- 
snchungi'u Laban d's und noch später ist häufig dio Verordnung aussilili. sslich 
als materielles Gesetz aufgefasst worden, die mit dem formellen Gesetze ^'usa.uimen 
den Begriff des Ge.-^et/.es im weiteren Sinne bildet. Vgl. die bei L:il<and, 
Staatsrecht II, S. 67, Note 2. citirten Autoren, jedoch nicht a!lr. So ist es 
nur eine Ungenauigkeit. wenn R. v. Mo hl von den Verordnungen als einer 
Unterart der Gesetze spricht, da er ausdrücklich erklärt, dasa sie kein neues 
Recht erzeugen. Vgl. desselben Staatsrecht, Völkerrecht, Politik II, S. 404 
von flcn Verordnuneren : „Das Wesentliclie ist, dass dieselben keinen eigenen 
freigfbi Meten llochtsstun' enthalten, sondern lediglich die formelle Ordnung und 
die Anweiiiliuig der eigentlichen Recht'^^iit/o 7nm Gegcnstando habi-n dürfen." 
Femer cod. S. 417. Kbensoweuig kennt Ii. ^iciiulze, Treust. Staatsreclit II, 
386, die Znaammcnfassung der Verordnung mit den Gesetzen zu Gesetzen im 
weiteren Sinne, dn er unt -r Bemfimg auf T. Mohl den Verordnaofen recbts- 
er/eugende Kralt abspricitt. 
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Das voUeudetc Gegeasitiick des absoluteu Staates, jenes la 
welchem alle Anordnangen ohne AuBnahme Dur in den Formen 
der (ksetzgebung sich vollziehen würden, Ifiast sich nur oonstruiren, 
wenn man von allen wesentlichen Eigenschaften des Menschen ab- 
sieht. Er scheitert daher an der menschlichen Natnr, an der grossen 
Thatsatlu', «lass keine Persönlichkeit und dulicr auch kein Staats- 
organ gedacht werden kann ohue ein gewisses, sei es noch so eng 
begrenztes Mass freier, d. h. eigener Initiative oder doch eigenem 
Ermessen anheimgestellter Thätigkeit. Es ist nicht möglich, eine 
Peraönlichlmt fremdem Willen derart zu nnterwerfen, dass sie in 
allen Panhten nnr Vollstrecker desselben ist. Das lehrt schon die 
t-iiil'achste Beobaelituug des täglicliea Lebens. Derselbe Aullrag, 
zwei verschiedenen Personen gegeljen , wird , wenn auch im 
Kesultato übereinstimmend, doch in der Art und Weise der 
Ausfuhrnng, sei es auch nur in nebensächlichen Momenten nicht 
identisch zur Yolfasiehung gelangen. So wenig, als zwei absolut 
gleiche Dinge, sind zwei absolut gidche Handlungen in der Welt 
zu finden. 

Ist es nun schon gegen das Wesen menscblieher Dinge, dass 
eine physische Persönlichkeit den Willen einer anderen durchgängig 
bestimmt, so ist es noch weniger möglich das reale Leben des 
Staates a priori ausnahmslos durch Gesetze leiten zu wollen. Trotz 
des Daseins von Indlvidnalgesetzen ist das Gesetz doch in der fiber- 
wiegenden Mehrzahl der Fälle eine abstrakte Hegel, welche nicht 
die Flexibilität besitzt, sieh den rasch wechselnden concreten Be- 
dürfnissen des Staates anzupassen. Der Apparat der Gesetzgebung 
ist viel zu schwerfällig, um in jedem Falle mit der nötlügen 
Schnelligkeit das Geeignete zu verfügen. Auf dem Wege der Gesetz- 
gebung ist es für manche wichtige Angdegenhdten unmöglich, 
den Impuls staatlicher Aktionen zu finden*). 

Es ist daher nicht zulässig, die verwaltenden Organe des Staates 

5) Vgl die schGnen Aosfabnuigen von L. t. Stein, Vdhiehende Gewalt 

1, S. 76 ff. 

Jellinek, Uesete und Verorünang. oj 
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sich vorzii.^tcHen als IiIüs.sl« Vollstrecker dos in tormcllon (ii'setzeu 
geiuissovten Staatswillens. Wie das Leben des Äfenschen ist das 
des Staates, welches sich in der Gesammtheit der Handliingeit seiner 
Organe ftassert, nicht bloss in der Aufstellung und Befolgung von 
Vorschriften beschlossen. So wenig das geistige, sittliche, wirth- 
schaftlithe, gesellige Leben der Individuen sich bloss in der Verwirk- 
licbimnf von Geboten h<"'hcrcr Autoritaton fuissort, so wenig ist dio 
reiche, den historischen Frocess i)estimmeüde Thätigkeit des Staates 
nach Innen und Aussen blos Vollziehung von Gesetzen. Wie weit 
daher auch der Kreis der foroielleu Gesetzgebung in einem Staate 
gezogen sei, es ist nicht möglich seine Thätigkeit auf eine Voll- 
ziehung der noch so zahlreichen Anordnungen in GesetsMSform zn 
beschränken. Ein Staat ist niclit denkbar olnie Kegierung, und Re- 
gierung ist ihrem Wesen nach Entschliessung zu freier — nicht 
willkürlicher — Tliat. 

Mit dem nothwendigen Dasein einer Begierung ist die Noth- 
wendigkeit einer eigenen Ton der des Gesetzes unterschiedenen Form 
staatlicher Willensäusserungen gegeben, welche zwar fh^ inhalt- 
lich durch Gesetze bestimnit sein können, theils jedoch der frden 
Entsebliessung der Anordnenden entspringen. Um zu verwalten, 
d. h. um zu regieren und um zu vollziehen muss eine Gattung von 
staatlichen Willensakten gegeben sein, welche ihren Ursprung in 
dem inseitigen Willen der verwaltenden Organe nehmen. Diese 
Form ist die der Verordnung, beziehentlich die der Verf&gung. An 
dieser Stelle ist die erstere eingehender zu untersuchen. 

Die Verordnung kaun, wie die vorhergehenden Ausführungen 
lehren, zur Vollziehung von Gesetzen dienen, also inhaltlich von Ge- 
setzen bestimmt sein. Allein mit dem Dasein der Kcgicrung ist eine 
Gattung Ton Verordnungen gegeben, welche nicht zur Vollstreckung 
des Gesetzes, sondern zur Vollziehung des selbststSndigen Willens 
der Regierung gegeben werden. Diese Verordnungen and inhalt- 
lich durch das Gesetz nicht bestimmt, sondern begrenzt. Wie jede 
freie Thätigkeit der Persönlichkeiten und der Staatsorgaue darf sie 
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nicht gepfeo die bestehenden Gesetze se'm, noch Termag ne atis 
eigener Machtvollkommenheit einen Akt der Qesetzgebnng zu snp- 
pliren. Das Yerordnungsrecht darf nur secondnm und intra legem 
geübt werden. 

Das Dasein dieses inlialtlich freien Verordnung'sreelites ist von 
Allen anerkannt wonlcii , denen nielit doktrinäre Voreingenommen- 
heit den Blick getrüi)t. In England bereits von Locke mit voller 
Klarheit constatirt, wird es auf dem Continente im Laufe des 
gegenwftrtigen Jahrhunderts in den Monarchien und Bepubliken, in 
Staaten revolutionftren Ursprungs und continuirlicher Entwickelung 
j^leicbmässi^ als nothwendi^ durch Theorie und Praxis erklärt. 
Wenn Stahl das Kecht zum Erlassen soUlier Verordnunfjen aus 
dem monarchiäcücu Principe ableitet^) und Gneist, diesea (ie- 
danken variirend, 7on einem Verordnungsrecht praeter legem 
spricht^), wenn L. t. Stein die Verordnung für den geltenden 
Staatswillen erUftrt^ soweit kein Gesetz Torhanden ist ^, so wollen 
sie damit nur einen Zustand rechtfertip^on , der von der thatsüch- 
liehen und juristisclien Gestaltung der Staats^:,'e\vaU L^anz una]>iiängig 
ist. Wenn die iVauzösische Henfierung das liecht zum Erlassen von 
arfes de gouvcmcmcnt und vou lois scrrmdiircs hat, wenn für das 
belgische Becbt erklärt wird, dass der König als Haupt der «ad- 
ministration gin^rale', «un pouvoir des plus ^tendns'' zum Erlasse 
von Verordnungen besitzt, dass ,en matidre de police, rinitiative 
des rögles gen(5rales qui tracent aux citoycns les limites de leurs 
droits et de leurs devoirs appartient au Hoi plutAt qu'ii la l(?L,ns- 
lature* so beweist das, wie kraft der ^atur des .Staates und der 
Regierung dieselben praktischen Institutionen auf Grund der vor- 

6) Staatslehre, -l. Aufl. S. ^85, .386. Dass tljts der Ilcgierung zustt hotulo 
YevordiraiigSKcht nicht nnr zur Vollziehunj? «les Gesetica diene, sondern auoh 
ein vom Gesetze unabliängii,'os sei S. VX^ -. „T)as W. >en diT cii^Piitliclirii IJcs^ic- 
rung aber ist es im Gegentbeil, unabhängig vom Gesetze etwas Neues, Posi- 
tives in freier, schupferiachw Thittgk^t henromliringea , die Ziutaiide nach 
Zwecken zu fördern.' 

7) Vgl. oben S. 24 ff.; Ilechtslexikon s. v. Vcrorduungürccht III, 2, S. 10G4. 

8) Vollziehende Gowalt I, 8. 

9) Giron I, p. d2. 

24* 
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scliiedeiiartigston liistorLicbeu uud staatsrechiiiclieo VoraussetzuDgea 
eintreteu könuen '*^). 

Da das Verordnoiigsrecht durch die Natur des Staates salbst 
gegeben ist, so geboren die obersten Sätze desselben za den Ver^ 
iassnngsrocbtssfttzen. Die Verfassung selbst mnss, direkt oder in- 
direkt, der Regierung ein Verordnuugsrecht einrftumen. Die 
Gesaninitlieit dieser liechtssätze normirt das verfassungsmässige 
Verordnungsrecht. 

Qemftss diesem verHusungsmässigen Verordnongsrecbte sind in 
allen oonstitationellen Staaten subjektiv, d. b. ihrer Geltung nach 
ausnahmslos zwei Kategorien von Verordnungen zu unterscheiden. 
Die erste Kategorie bilden die unmittelbar auf Verihssungss&tzen 
beruheiideu Veiorduungen. Diese verfassungsmässigen Ver- 
ordnungen basiren auf allgemeiner verfassungsmässiger Berec-h- 
tigung und haben kein specielles Gesetz zu ihrer Voraussetzung"). 
Sie sind, da das Gesetz nicht iluen Inhalt, sondern nur ihre recht- 
liche Möglichkeit normirt, gldch den Geeetzen, inhaltlich unmittel- 
bare Aeussemngen des Staatswillens. Sie können desshalb auch 
selbststündige Verordnungen genannt werden. Keineswegs 
jedoch, wie früher gezeigt wurde, ist mit diesem Begrille die Vor- 
stellung eines Vcrorduungsrechtes praeter legem zu verbinden. Sie 
stehen auf dem Boden der Verfassung, die in den Staaten mit ge- 
schriebenen Ver&ssungsurkunden sich als Gesetz in jedem Sinne 
qualificirt. Sie sind zum Theil in diesen Staaten schon m den 
Verfassungsurkunden als Befugnisse des absoluten Monarchen vor- 
handen gewesen, welche durch das ins scriptum der constitutio- 
nellen Verfassungen daher nur von Neuem dechirirt, nicht con- 
stituirt wurden. Aber wie weit das Becht auch nach der conereten 
Verfassung gehen mOge, es ist und bleibt stets ein Becht intra 

10) Vgl. die Aasführungen Arndt's, Verordnongsrecht 8. 78 ff. 

11) In diesem Sinne ist auch im dcot-schen Reiche dem Bundcsrathc und 
dem Kaiser Art. 3 ein BclbstäUudig«8 Verordnuogsrecht eingeräumt. Daaa 
tlb«Tdie8 YerwaHnogsrerordnongeD ohne specielle Belegfatton im Ueicbe erlassen 
wenlou können, crgicbt sich aus «lern Wes -n ilriM 11m n. V^. Lftbftod, 
»tuaUrocht 11, S. 222 ff.; Q. Mejfor, Staatürvcht i>. 4ä4. 
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legem, da doch die rechtlichen Bestimmungen hierüber, selbst wenn 
sie formell nicht in der Verfassuiig -Urkunde vorhanden rfnd, sondern 
aus früherer Zeit stammen, den Charakter von materiellen Gesetzen 
haben nnd, da sie zweifelsohne künftig nur anf dem Wege der 
Gesetzgebung geftndert werden kennen, aucb formelle Gesetieskraft 
besitzen. Sobald die Scheidung von Gesetz und Verordnung auf- 
tritt, wirlct sie nicht nur in fntnnmi, sondern auch insofern in 
practeritum, al.s die unter der absoluten Herrschaft ergangenen xVu- 
ordnungen bezüglich des Rechtes zu ihrer Derogation nach den 
nunmehr bestehenden verÜBSsongsrnSssigen Normen beurtheilt werden 
müraen 

Die Tertonngsmftssige Verordnung tritt nomur«id auf in der 
durch Gewohnheitsrecht anerkannten oder durch Verfassongssätze 

12) Arndt a. a. 0. 8. 57 ff. xxoA Hfrth*8 Annalen 1886 8. 811 ff. racht 

aus ticr TljatsacliLS Jasa dio preussisclio Vorfa-ssung einer Si lbsteiuschränkung 
des Köoigs ihren Ursprung Terdankt und dem Satze, dass im Zweifel die Ver- 
mnthong ftr das Recht des Monareben streite, die Existenz eines sdbststandigen 

Rechtes der Verordnung,' praeter legem für Pr insm nachzuwoison und unter- 
statet diese tbeoreüacbe liebaaptaog durch zahlreiche Belege aus der preossischea 
Praxis. Allein seine Dedaktion steht nnd IS&t mit dem Satse, dass Art. 62 

(Ut prcuss. Vcrf.-Ürk. unter „(icsetzen" nicht iiiaterii'ni\ soiiil'Tn fonii'i'llo Gesetze 
verstehe, dass nur soweit ausdrücklich der Weg der Gesetzgebung vorgescbricbeu 
sei, dieser einsntreten habe, was der gans«i llntwiekdnngBgescbiehte des con- 
stitntionellen Staates von Grund aus widerstreitet. Auch die belgische Ver- 
fasBiuig exempliticirt ganz wie die preussiscbe in vielen Punkten, welche An- 
ordnangen darch Gerati sn erlassen seien, obna dass Arndt selbst daraus den 
Schluss zöge, dass nur wo eine ^hi" berufen '^l i, lie Cuinpetenz der belgischen 
Legislative eintrete. Indem eine Verfassungsurkunde die Competenzen der 
StMtsorgane feststellt, kennt sie nor verfassungsmässige Redite derselben. Sie 
l\< nnt neben dem constitutionellen Könii^' iiiclit nocb einen vorconstitutionellen, 
wenn aucb die küniglichen Bechtc aus trüberer Zeit stamrocn. Es ist nicht 
unsere Aufgabe, zn nntersncben, wie weit in Preussen das gelbststündige Ver- 
ordnungsrecht reicht (vpl. gej^on Arndt E. Mayer, Krit. Vierteljahresschrift 
ltid5 8. 134 fif.), jedenfalls kann es aber nur ein verfassungsmässiges liecht des 
Königs TOD Preussen sein, dessen AusQbung also intra legem steht, dessen 
Aeusserungen kraft der es ausdrücklich oder stillschweigend anerkennenden lex 
gelten. Für das deutsche Landesstaatsrecht gilt allerdings nicht der Satz der 
belgischen Verfassung (.\rt. 78), dass der Monarch nur die Rechte habe, welche 
ibm ausdrücklich (formellement) übertragen sind, ni' lit^ l- stM\VLiii<,'er sind 
seine Rechte heute gesetzliche, sie sind aber z u r uck Li h ;i 1 tc tio , nicht 
übertragene Rechte. Die Praxis alli i Imus k mu bei der Schwierigkeit der 
ümgn^nzung des niat-Tielli^n Gesef zesbei^ritl'es Manches der selbstständigen 
Verordnung /.uwei>. ii, vv..s. nähere Untersuchung deni Gesetzgeber vindiciren 
Wttrdc. Ist iloili selbst in Helgien trotz Art. 78 dem König durch die Praxis 
ein weitgehendes Kedit iL r Polizei Verordnung zuerkannt, VOn dem die Ver- 
fassung selbst schweigt. Vgl. Giron 1, p, u2. 
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geschaffcDeo Dom&iie der Begienmg, welche als .FrfiiogatiTe der 
Krone* in dem althistorischen Staatereehte Englands, als «ver- 

fassunffsmftssi^e Vollmachten der Regiening" in dem von der 
uational^'n Idco der Volkssouveräiiotiit ausgeliemlen französiftchen 
Staatsrechte bozeiciiuct, in der deutschen staatsrochtlit-hon Literatur 
zu einem selbstständigen gemeinsamen BegriiTc bisher nicht za- 
sanunengefasst worden isk Es ist dies jenes Gebiet, auf welchem 
die Initiatire zn allen oder doch den meisten and wichtigsten 
Aktionen des Staates, der Impnls zn der ununterbrochenen Thätigkeit 
dossolbon, dio Triebkraft seiner Entsehlüsse, die üriachcn seiuer 
lii>tori.>t lien W irk.-amkeit ^i'boren wordeu, jenes (iebiet. dureli dessen 
Dasein der Staat überhaupt erst einer Regierung fähig, ohne das 
er eben nicht mehr Staat, sondern Anarchie ist. In dieser Sphäre, 
welche gemeiniglich die Repräsentation des Staates nach Anssen, 
femer den Oberbefehl und die Organisinmg der Armee, das in 
Tliiltigkeit Setzen der parlamentarischen Körperschaften nebst dem 
Iveelito der Hcsetzesinitiative, ein mehr oder weniger ausgedehntes 
Iveeht der Ik'hördcnorganisation und Beamtenernennung, das Hecht 
der Schaffung und Verleihung staatlicher Auszeicbnnngen, endlich ein 
dem ümfiinge nach verschiedenes Hecht des EingrilTes in die Straf- 
rechtspflege (Abolition, Amnestie, Begnadigung) in sich schliesst, 
scheint zwar dem oberflächlichen Bliclr die Verfügung die einzige Form 
zu sein, in der von diesen bereelitigendtMi Verfa^Jsnngssützen Gebrauch 
gemacht werden kann. Daher ist es denn gekoinnii ii, dass die con- 
stitutionelle Theorie auch in all diesen Fallen nur die Möglichkeit einer 
in Form der Verfügung mm Ausdrucke konunenden Concretisirung des 
in der VerfiKsung ausgesprochenen Gesetzeswillens erblickte, also auch 
hier die Begierung nur als yollziehende Gewalt aniTassen zu kdnnen ver- 
nieinte. Delegirte die Verfassung dem Könige das Recht über Krieg 
Mild Frieden, so war dieser Theorie die Kriegserklärung und der 
l'riedcusschluss nichts als Vollziehung der angegebenen gesetzlichen 
Bestimmung. Sohon die Lehre Ton einer neben der ezecntiTen sich 
sclbststftndig erhebenden königlichen Gewalt suchte dem offenbaren 
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Tnigschliiss der Theorie abzahelfen, und die admiDistratire Gewalt 
der ersten fnuizOsiscbeD YerfassuDg zeigte ganz denilicfaf dass man 
bei dem ersten Versuche, die Theorie ins Leben zu verwandeln, 
die Vorstellung einer bloss mit der Vollziehung von Gcsetzeu 
betrauten Verwaltung nicht realisiren konnte. Indem diese ,ad- 
mioistrativc Gewalt" in der Charte wieder mit dem Kdnigtbum 
vereinigt und diesem überdies ein unbegrenztes Becht der Polizei- 
verordnung eingerftumt wurde, ward es auch für Frankieicb ein 
fSr allemal klar, dass in den verfiissungsm&ssigen Befugnissen der 
Kepierfiui: aui Ii die der allgemeinen Anorduungen innerhalb des 
ihrer freien Verfügungsgewalt zugemf^^^enen Kaumes enthalten ist. 
Wer das Keeht der Verfügung hat, besitzt auch das Kecht, diese 
Verfügungen abstrakt und allgemein zu &ssen, mit anderen 
Worten y wer das Becht der EinzelrerfQgungen hat, darf auch 
Verordnungen erlassen. Für die Yerfiissungen Oesterreichs und 
der deutschen Gliedstaaten, welche den Monarehen in seiner bis 
dahin unbegrenzten ^laclitfülle einsehriinken, seine Rechte durch 
formelle Gesetze umgrenzen, aber nicht schaffen, bedarf dieser Satz 
keiner näheren Begründung. 

So sind denn die Verordnungen, welche der Monarch über die 
Verleihung von staatlichen Auszeichnungen erlasst, die Bestim« 
mungen über die innere Organisation des Heeres, die ans dem 
prinzipiell der Regierung zustehenden Rechte der Organisation der 
Aemter und Leitung des Reanilenkurpers entspringenden allge- 
meinen Anordnungen bezüglich des Aeuiterorganismus und die 
Regulative oder Normalien für die Ausübung der Dienstpflicht 
der Beamten, femer die Normen für die Benützung öffentlicher 
Anstalten Verordnungen, welche nicht bedingt sind durch specielle 
Gesetze oder mindestens durch sie nicht bedingt sein müssen. Sie 
haben dalier. sofern ihnen nicht ein Specialgesetz zu Grunde 
liegt, den Charakter selbstständiger Verordnungen, die in den be- 
stehenden Gesetzen nur ihre Schranke, niciit ihren Inhalt tindcn. 
Sie sind es, in denen das der Regierung eigene Moment freier, 
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zweckbewnsster Th&tigkeit in der Fonn allgemoner Anordjnmgen 
zum Aosdraclr gelangt. Eine direkte parlamentarieehe Hit- 
wirkung ist bei ihnen selbstverständlich immer, eine indirekte in 

vielen Fallen aiis<]^e.si'hlossen. Nur insofern die Verortlmmg zu 
ihrer Ausführung: die Bewilligung von Geldmitteln nothweadig hat, 
steht indirekt dem Parlament ein Beeht der Bewilligung nnd Hem- 
mung m'*). 

Eine bedeutsame Stelle unter den verfossungsmüssigen Verord- 
nungen nehmen die gesetzvert retenden Verordnungen ein^^). Aus 

dem Wesen des Staates und der Regierung ergiebt sieh , dass es 
Lagen geben kann, in denen der Augenblick gebieterisch eine prin- 
cipiell im Wege der Gesetzgebung zu erlassende Anordnung er- 
fordert, ohne dass dieser Weg mit der nöthigen Eile betreten wer- 
den könnte. Versagt eine Verfiissnng in solchen Fallen der 
Regierung das Recht der Snpplirung des gesetzgeberischen Willens, 
so schaft't sie damit eines jener zu vermeidenden Verhältnisse, 
wo die Wirksamkeit der natürlidiPii Kräfte des Staates den von der 
Rechtsordnung leer gelas.seuen Kaum auszufüllen bestrebt ist. Die 
Begierung wird hier, durch die Gewalt der Umstände gezwungen, 
auf eigene Verantwortung mit allen ihr zu Gebote stehenden 
Mitteln das NOthige vorkehren und an den Eammem ist es dann, 
durch nachträgliche Anerkennung des Geschehenen den Bmdi des 
formellen Rechtes zu sühnen. Dem Interesse grösstmöglicher 
NroUkommeuheit der Recht^orduung entspricht es jedoch, wenn 
fiür solche Fälle eine Generalvollmacht für die Regierung ver- 
fassungsmässig festgesetzt wird, in dringenden Augenblicken, bei 
offenbarer Unmöglichkeit, doi Gesetzesweg sofort zu beschrdten, 



13) Das VtTordnungsrecht auf diesen Gebieten kann natürlich durch 
Gesetze eingeschränkt, die Regelung gewisser Angelcgenbeiten Geaeteen Tor> 
behalten wtTden. Daraus erklärt sich der Schein eines Veror inungsrechte« 
praeter lo^'oui, indem die Verünlnung mit jedem neuen Gesetze an lerrain ver- 
liert. Daher auch die Lelire von der Geltung der Venndniing auf dem TOD 
der Gesetzgebunfj noch niolit o< i n[iirt>'n Orbiotc. 

14) In weiterem Sinne gebraudit liaenul, Studien ^um deutschen Staats- 
techt II, 8. 83 diea«n Aiudmck. 
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das NOtbige durch gcsetevertreteiide Verordnung m veranlaBsen. 

Um Missbrauch zu verhüten, ist dieses Kecht der Nothverord- 
nuug in den jüngeren Verfassungen, die es acceptirt haben, mit 
weitgehenden Cautelen umgeben worden. An der Verfassung eine 
absolate Sehranke findend, mnss die NothTerordnung durch die 
VerBDtwortMchkeit des Gesammtmimsterimns getragen werden und 
das Terfiissnngsmflssige Beebt der Kammern insofern anch hier ge- 
wahrt bleiben, als sie nacii ihrem Wiederzusammentreten sofort 
über Aufhebung oder Foitbi'^taud der gesetzvertretondoii Massregel 
zu beschliesscn haben. Selbstverständlich kann der Beschluss der 
Kammern nicht in praeteritum wirken, und es sind daher alle auf 
Grund einer nichtgenehmigfcen Nothverordnung bis zum Eintritte 
der Versagung der Genehmigung vorgenommenen Handlungen rechts- 
beständig. Die Noth Verordnung ist resolutiv mit der Wirkung ex 
nunc bedingt. Die getu hniigte Notliverordüung steht in ihren Wir- 
kungen dem Gesetze vollkommen gleich. 

Die zahlreichen Controversen, welche sich an das Nothverord- 
nungsrecfat in den einseUien Staaten knüpfen, zeigen, wie notbwendig 
eine vorsichtige, aUe Möglichkeiten erwflgende Stilisirung der be- 
züglichen Normen ist. Die grOsste legislatorische Durchbildung hat 
das Nothverordnungsrecht iu Oesterreich erfahren durch das in die 
Dezemberveriassuug aufgenommene Gesetz vom 16. Juli 1867**). 
Trotzdem ist es auch in Oesterreich nicht ganz ohne Gontroversen 
geblieben. Wie sehr das Nothverordnungsrecht aus dem Wesen 

Vi) Gruudgesetz über die Roicli.svortrctunfr Art. 14. In donisellnii sind 
alle Einscbränkungen (k's Nothvcrorduunijsrecbtes und soi^nr woitcrgclunde 
Cautflcn >,'.'t,'>'n dessen Älissbrauch aufgenommen worden , \s lIlIic die staats- 
rechtliche Theorie gefordert hatte. Naiiientlidi ist i< v n Bedeutung, da^s 
ausdrücklich erklärt wurde: „Die Gesotzt^skrall dieser \ erorduungon erlischt, 
wenn die R^eran^ unterlassen liat. dit st llu ti dem nächsten nach deren Kund- 
ntaehiing zusammeHtntondon l\eichsiatli<% und zwar zuvörderst dem Hause der 
Abgeordneten binnen vier Wochen nach diesem Zusammentritt zur Cieuehmigung 
vorzulegen , oder wenn dieselben die Genehmigung der beiden Häuser des 
Reichsruthes nicht erhalten. — Diis Gesammtmini>:teriuni ist dalür verantwort- 
lich , dass solche Vcrurdiiungen . sobaM sie ihre jirovi-sorisehe Gesetzeskraft 
verloren haben, sofort ausser Wirksamkeit ge>etzt worden." Damit Bind für 
Oesterreich eine Reihe von Zweifeln nicht vorhanden, welehe für das prcnssildiO 
Kecht aus der Interpretation des Art ü3 der Verfassung eutspringcu. 
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dei Staates folge, lehrt die Entwickelung der Geseizgebmig im 
deatscben Beiche. Dort ist eiae Terfassungsmässige InstitatioB der 
Notbrerordnung nicht Torhanden. Hingegen enthalten einzdne 

Reichsgfesetze, >oear ohne Voriu-S'-tznnir eines Xothstandes. eine 
aii-ilrürkli. h»' Ermü. hti;^ur.g zu VeroplnungeQ mit provisorLscher 
Gesotzeskraxt, &o dass kraft ?i»»'ciel!'T reichsge^etzlioher Delegation 
der Kegiening anch hier die Möglic-hlieit geschaffen ist, in dringen- 
den Fällen, anch wenn der Beichstag nicht Tersammelt ist, gegen 
nachträgliche Genehmigung auf dem Yerordmingswege Vorkebnmgoi 
zu treffen 

Da <lie Xothveronlnung ein formplles Gesetz zu ersetzen be- 
stimmt ist, so kann ihr Inhalt sowohl in der Anordnung von 
ßccht -ätzen als Ton Verwaltuogsakten bestehen; sie kann materiell 
entweder Hechts- oder VerwaltongsTerordnnng sein. 

Die zweite Klasse Ton Yerordnnngen, zn deren Erlassong die 
Regiemog kraft VcrfassnDgsrecbtes berafen ist, sind die gesetx- 
ausführenden. die Ausführungs- oder Vollzugsveror.li.ni u'tu. Ihr 
rechtlicher Grund beruht nicht auf dem speciellen Gesetze, das zn 
vollziehen sie bestimmt sind, s -nd. rn in dem verfassungsmässigen 
Dasein der Regierung selbst*^). Eine wesentliche Aufgabe der 
Regierung ist es, die Gesetze zu voUzieben, d. h. niebt nur ihren 
Handlungen und Entscheidungen die bestehenden Gesetze zu Grunde 
zn logen, sondern auch die gleichmri-i^i' Anwendung der Gesetze 
durch die Behürdi'u zu sichern, das Gt'<»»tz anzupassen den rnisx'ron, 
wechselnden, vom Gesetzcrel)er nicht vorhergesehenen Umstanden. 
Ist der Regierung kraft ihres Wesens zu diesem Zwecke das Recht 
der Verfügung inhärent, so kann es anch in Form der Genend- 
▼erfSgung, d. h. als Verordnung sreltend gemacht werd^. Es haben 

16) üebcr derartiiro GL-set/- v-1. Laitan St latsreobt Tl. S. 7G, 148ff.; 
dendb«' bei Marquanl^.ii S. 91; G. Mo vor. Sta;\t^r. S. -IS»;. 

17) Vyl. üben S. '.M, !''>, i'i*!; L. v. Stein. Hantlbuch d. Venvaltnnirs- 
Ichre S. 30; Hünel a. a. 0. S. 63: Batbio. Trccis da coars de droit public 
oömo ed. p. l:»: ,Le droit rtglementairo i st inhereot ao ponvoir oxecutif, et 
r£mj)crear rexen-o juro proprio, sans dclegation erpresse." Vgl. ferner di« 
▼on Arndt. S. 79 citirtt'n Stellen aas franzüsischen, italicnischcu and niedei^ 
landischen Werken. 
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daher mehrere Staateu ^iw keine ansclTficklicheii Bestinrnrangfen Aber 

das Hecht der Reg-ierunir zum Erlasse von Vollziipsveronliiungpn 
getroffen, da es mit loj,ä.stiier Nothweudigkeit aus dem Begriffe 
einer mit der Vollziehung der Gesetze betrauten liegierung sich 
ergiebt 

Von den Verordnungen der ersten Klasse unterscheiden sieb 
die Vollzugsverordnangen wesentlich dadurch , dass sie stets ein 

spccielles Oesetz zur Voraussetzung liabou. Knüpfen je» } an all- 
gemeine Verfassungsbe.stinuninigen an, ?o bedarf es für diese des 
Daseins individuell bestimmter Gesetze, um wirksam zu werden. Sie 
sind unselbststftndige Verordnungen, da zwar nicht ihre Berech- 
tigung, wohl aber ihre Existenz und Wirksamkei'. dureh das specielle 
Gesetz bestimmt ist und mit dem Dasein desselben ipso iure ver- 
schwindet. 

Dem Inhalte nach kann die Vollzugsveroi duung niemals neue 
Kechtssätze enthalten. Sic macht vielmehr von den bereits durch 
das Gesetz fixirten neuen Kochtspflichten der Unterthancn Ge- 
brauch'*); eine Verordnung, die neues Becht schafft, gehört in 

18) Vgl. oben S. 96, 123. 

19) Während R. t. Mohl in der oben Note 4 citiiten Stdle, K. Meier 

a. n. 0. H. 200. v. GcrLer. Gruntlziier'' S. ITvi ff. 151, v. Sarv.cy. All?. Ver- 
waUmigsrcclit S.30, II. Schulze, Preuss. Staatsrecht II. ^.220, v. U iine, Preuss. 
Staatsrecht I. S. 379, Hfinel a. a. 0. S. <■»:>. I,öninp. Verw.ilton^'srccht 
S. 22H, 229. der A'isfiihninfrsvorordiiung' grundsätzlich rt i Ii t.-^.Tzeugendo Kraft .ib- 
sprechen. ist von La band, Staatsrecht U, S. 70, 1'osin. l'ulizoivoronlnnngsrecht 
S, 24 N. 8G, Arndt S. TGff.; G. Heyer, Staatsivcht S. U',G N. 8 behauptet 
worden, dass die Ausführun^rsverordnniiLr s "wolil ll. ijlits- als Vor\valtiiiiL'«vor- 
onliuinj,' sein könne, l'ei der schwanki n li i» (iieuze, welche dem ]!'':riitl ^Kcclits- 
satz" für unsere Krkenntniss ge»>f;cii ist. fallt es allerdings niclit schwer, in 
isolirt betrachteten Bestiinmnng'en der Vollzu^sverordnungen Kechtssätze zu 
erblick" n. Gelit man jcdiu li von der hier allein zulä.*;sigen Ansicht aus, dass 
die Ainti in i;ti<^'^v. r.trdnung' bereits bestehendes Kecht zur Anwendung bringt, 
"o ergiebt sich, dass ihr Zweck niclit auf die Schöpfung neuer Hechte und 
rili eilten gerichtet seiu kanu. Diese -•VulTassung der reinen Vollzugsverordnung 
wird für das belgische Recht getheilt von Giron I, ]>. 91: ,Le Kol n'a point 
rinitiativc des regles generales qui obligent les citoyens. Sa mission sc uorne 
a dt'cr^ter les mesnres d'apjdication"; für das italienische von Casanova. Del 
diritto costituzionale, terza ed. (da lirusa) II, p. 85: „Dove pure una materia 
qnalnnqae fosse sfuggita aUattcnzione del legislatore, da questo silcoiio non 
deriverebbe ncl re il diritto di fame nn snbbietto di un' ordinanza; conciossiacch^ 
le ordinenzc di lui non hanno il carattere di legalitä costituzionale. sc non in 
quanto se riferiscono a ana legge eaistente. e tcndono ad assicarome Tese* 
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die vorhergehende oder folgende Kategorie In der Pnuds aller- 
dings sind gesetzausfflhrende und gesctzorgftnzende Bestimmungen 
hflufi? mit einander verbiiudLn. Die letzteren jedoch ruhen, sofern sie 
nicht in dem verfassungsmässigen Recht des Verordnenden begründet 
sind, stets auf ausdrücklicher specieller Delegation des Gesetzgeben, 
sind daher in ihrem jaristischen Omnde von den zur YoUziehiuig 
der Gesetze bestimmten rerschieden. 

Die Nothwendigkeit der ÄnsfOhnrngsverordDong ist von der 
constitiitionelleu Theorie jederzeit anerkannt worden. Zur Bekräf- 
tigung, zur Unterstützung des Gesetzes, wie die Engländer sagen, 
zur vollen Bethätigung der vollziehenden Gewalt, wie die franzö- 
sische Doktrin erklftrte, hat die Begierung das fiecht zum firlasseo 
allgemeiner Yorschriften. Die constitutionelle Theorie ging aber 
noch weiter und behauptete, dass die AnsführongsTerordnung die 
einzige legale Form der Verordnung überhaupt sei. Indem sie die 
Stautsfuuktionon in der Organisation des Staates scharf trennen zu 
können vernieiute, <,'laubte sie die Kegieriiug beschränken zu müssen 
auf Vollziehung des Gesetzeswillens, sah daher jeden legalen Be- 
gierongsakt als Concretisirung eines im Gesetze abstrakt rorfaer- 
gesehenen Thatbestandes, oder wo dies nicht anging, als Aus- 
übung einer Delegation des Gesetzgebers an Daher ersehenen 

20) Insofern der Regierung ein verfassungsinä^sigcs uelbststäadiges Yer» 
ordnungsrecht zusteht, kann sie die Ausübung desselben mit der des Kechtee 
der Ausführungsverordnung verbinden. Dadurch können allerdings Recl)t->äli'e 

feschaffen wcriden. So schreibt die neiK re Theorie des frauzösifichcn und 
elgischen Venraltnngsrechts kraft der pria* i[dell der Regierong zostohenden ,ad- 
ininistration" derselben ein Vcrurdnungsrccht zu, welches i*ie nicht ängstlich auf 
die blosse Aasfühmngsveroduuug beschränken will. Vgl. z.B. ViTien. Üitadee 
adrainistratiTes p. 19 Ton dem franzSsischen Yerordiraiigsrecht im G^^enaati 
zum rii;,'lischen und amerikanischen: ,11 n'est pas de meine, lorsquo la loi 
comme en France, se contente de promnlgucr quelques principes foudiainentaax, 
de confiSrer des pKOQToin fr^^ranz k I'administration et de 1 armw de certeioi 
droits. L"iiJmini>trateur n'est ]ilu.s uii exccuteor servile strictement cnferme dans 
ies ri^'U( iirs d'un texte. Arbitrn veritable, il jooit de liberte moraJe; il doit 
faire :i\>\>v\ ä ton intelli^'ence, interroger la pensee dn legislateor avee leqnel ü 
poursuit un but coimiiun et dont il est rintcrjirete mutant i|ne le ministre." 
Zu weit aber geht U. Mayer S. 40 N. 10, der die YoUzugäveroidnuug des 
framSsiscben RiMhts principiell ffir dne Rechtsrerordnniig erUirt. 

21) Letzteres ist der Standpunkt der Tbeorle des i>ositiven französischen 
Rechts: „Les luis uo peuTcnt pas tout prevoir; Ies urincipes generaux une fois poii^, 
il faUait abandonner an poaToir cifcatif le diojt de ndre deieeiidro eea tiglea 
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ihr die ans den nun einmal nicht zu eutbelirenden „pouvoirs gene- 
raux du gouvernement" fliessenden VerordnuDgen nicht minder als 
VoMehimg des gesetzlichen Willens wie jede andere Verordnung. 
Nor mittelst eines grossen Anftrandes sophistischer Dialektik aller- 
dings konnte ihr die Dnrchfühning dieser Ansicht gelingou. So 
sollten z. B. die Organisationsverordnungen auch dort, wo .sie auf 
kein Hpeeielles Geaet/, sieh stützen , xVnsführungsverürduunffen sein, 
weil die Kegieruiig zur Vollziehung der Gesetze eines Organismus 
Yon Aemtem und Anstalten bedarf. Unüberwindliche Schwierig- 
keiten macht jedoch die Verwandlung einer auf Terfiusungsmftssiger 
oder gesetzlicher Erm&chtignng beruhenden Verordnung in einen 
Akt der Vollziehung. Man vollzieht doch nicht einen fremden Willen, 
wenn man von einer Erlaubuiss Gebraueh macht, sondern der eijjene 
Wille ist es, der hier als zu Recht bestehend im Vorhinein an- 
erkannt wird. Dieser Schwierigkeit ist die constitutionelle Theorie 
des Continents dadurch entgangen, dass sie die auf Ermächtigung 
beruhenden Verordnungen einer eingehenden Untersuchung niemals 
unterzogen hat. 

Den verlassungsmiissigen Veroiilniingen stehen als eine zweite 
Kategorie diejenigen gegenüber, welelie durch ein specielles Gesetz 
begründet werden. Im Gegensatz zu den Vollzugsverordnungen, 
die zwar ein specielles Qesetz zur Voraussetzung haben, jedoch kraft 
einer generellen, bereits vor dem Gesetze rorhandenen Befugniss er- 
lassen werden, sind diese, die gesetzergänzenden Verordnungen'^) 
in ihrer Gesetzmässigkeit selbst durch ein specielles Gesetz bedingt. 
Es sind Verordnungen, welche kraft einer Delegation d. > Oesetz- 
geber.s erlassen werden die daher bestimmt sind, Auorduimgen 

elevees dana Ics details de rapplicntion", Batbie 1. c. p. 49. Ebenso der des 
italienischen: II legislatorc non puo tutto provedere: il linguaggio delle leggi 
devo esscr semplice; ed esso non ^trebbe, senxa graTissimi inconvenienti, 
entrarc in quella moltitndine dl particolari, a cni fa Inogo la sna appUcaiione. 
Per questc ragioni, la Custituzione dovcva la^ciarc al re OOBM capO ddlo Stato, 
la cora di completare le leggi, Casanova, II, p. 84. 

81a) Oder mit LSning 8. 230 ErgfinzangsrerordnnngeD. 

22) Vgl. oben S. 31, 99, 126; Gneist, Rcchtslexicon III, 2, S. 1064} 
Häncl, a. a. 0. S. üi; Laband, Staatsrecht II, S. 77; Löning S. 230. 
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die in die rnmpetonz der (iosotzg^pbuncf geliören , auf dem Wege 
der Verordnung zur Geltung zu bringen ^'). Sie sind das Gegen- 
stück zu jenen Kegierangsaktcn, welche kraft eines fiDtschlossee der 
RegieroDg auf dem Wege der Gesetzgebung angeordnet werden. 
Die pTaktisehen Forderangen des Staatslebens, welebe der con- 
scqueuten Durchfflliran^ aller abstrakten Schablonen widerstehen, 
haben zu der einen wie zu der anderen Modificirung der uormalen 
Grenzen von Gesetz und Verordnung geführt. 

Die grosse praktische Bedeutung dieser Form der Verordnung 
ist nach dem Mher Gesagten vOlUg klar. Ohne sie wftie die 
Schnelligkeit und Sicherheit der Verwaltung, wie sie der moderne 
Staat erfordert, schlechterdings unmöglich. Der Gesetzgeber ist im 
eonstitutionellen Staate weder ununterbrochen thütig, noch kauu er 
die zeitlichen und lokalen Bedingungen, auf welchen viele in die 
Competenz der Gesetzgebung gehörige Bestimmungen in ihrer Wirk- 
samkeit unausweichlich ruhen, stets mit Tölliger Bestimmtheit vor- 
aussehen. Viele Bechts- und Verwaltungsnoimen lokalisiren und 
individualisiren sich nach a priori nicht messbaren Umständen derart, 
dass der meistens nur in abstrakter Form sich zu äussern vermö- 
gende Wille des Gesetzgebers einer Ergänzung durch die Organe 
der Verwaltung 1)edarf, um den durch das Gesetz beabsichtigteD 
Zweck voll und sicher zu errdchen. 

Die Erg&nznngverordnung beruht auf einer Delation des Ge- 
setzgebers. Diese Delegation kann imperativiscber, kann aber auch 
bloss ermächtigender Natur sein, derart dass der Erlass der Ver- 
ordnung entweder überhaupt oder doch unter gewissen Umständen 
dem Ermessen der Kegierung auheimgestellt ist. Grenzen und Inhalt 
solcher Delegationen lassen sich a priori nicht bestimmen**). Auf 

23) Sie mOssen daher nicht, wie io der Re^i behauptet wird, tnateriell 
RechtsTerordnansren sein. Aaeh der Erlass Ton VerwaltangsTorschriftcn, insoweit er 
kraft {»ositiven lusrhts doni We^ der Gesetigebiuig SQg«irieBeii ist» kiiui TOD der 
Gesetzgebanj? delegirt wenlon. 

24) Es kann bloss cum Erla», nicht aber xar Äafbebang der Verordnong 
••nnricbtigt worden, die Ermichtigiing kann nwt f&r bertimute Zdt «rthcflt 
Mtn 0. s. w. 
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dem Wcgi' ilcr ri''M't/L'-<'buug könoeii selbst EingrilTo in das Ver- 
fiiasungsrecht der VerordnangsgewaU delegirt werden. So hat z. B. 
in Oesterreich das in dem Staatsgmndgesetz über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger selbst begründete Gesetz vom 5. Mai 1869'*) 
der Uof(ioruug unter gewissen Umständen und Bedingungen die 
Snsi)oni]iniii,<( mehrerer Artikel dieses Staatsgrundgesetzes durch Aus- 
nahmäverordnung eingerilumt und ebenso hat das verfassuugsändcrude 
Gesetz vom 23. Mai 1873^^) dem Gesammtministerinm das Becht 
zogestanden, in bestimmten Fällen nach Anhörung des obersten 
Gerichtshofes durch Verordnung die Einstellung der Wirksaml^eit 
der Geschworenengorichte zu verfögen. 

Da sich bei der Froilioit des gesetzgeberisclien Willens juristi- 
sche Schranken solcher Delegation, sofern sie nicht ausdrücklich 
in einer Verfassung vorhanden sind, nicht ziehen lassen, so ist durch 
die Existenz der Ergänzungsverordnung jede Möglichkeit genommen, 
eine absolute materielle Gompetenzabgrenznng von Gesetz und Ver- 
ordnung vorzunehmen. Es giebt keinen Gegenstand staatlicher 
Gültigkeit, der nicht durch Gesetz und durch Verordnung norinirt 
werden könnte. In den politischen Verhältnissen liegen allerdings 
Grunzen der gegenseitigen Gebiete : dauernde Verfassungsänderungen 
werden schwerlich dem Ermessen der Kegierung anheimgestellt, mit 
untergeordneten Vollzugsmassregeln — auf dem Cktntinente wenig- 
tens — die gesetzgebenden Faktoren nicht behelligt werden. In 
diesem Sinne kann die Theorie des französischen Staatsrechts von 
einem eigenthümlichen Gebiete der Gesetzgebung und der Verwal- 
tung und einem zwisciieu beiden liegenden Territorium gemeinsamer 
Competenz sprechen. Diese Theilung ist jedoch nur faktisch-poli- 
tischer, nicht normativ-rechtlicher Natur'^. 

Von der Vollzugsverordnung unterscheidet sich die auf gesetz- 

25) R.-G.-Bl. Nr. 6G. 
20) K.-G.-Bl. Nr. 120. 

27) Das ist ausdrücklich constatirt von Ancoc I. p. 55: „Est-cc a dirc 
qu'il (sc. lo lt3gistattiur) cscrcc toujours par lui-mcmc cca diffüronts pouToirs? 
Non; il pout cn d^Ugacr, 11 en dfljgae parfois l'eterdae k dm orguu» da 
poa?our oxicatiC" 
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geberi^cher Delegation l)erulu'nde nocli we^eutlieli dadurch, ila.ss jene 
zwar uicht auf dem Kin/elgesetz beruht , aber in ihrer Existenz 
BD dasselbe gekDäpft ist, diese hingegen auf dem specielIeD Gesetze 
beruhend, in ihrer EzisteoE von dem fortdauernden Dasein des 
Gesetzes ganz unabhängig ist. lüt dem Erlöschen des Gesetzes 
erlischt zwar pro futuro die Vollmacht der Jicgitiung zum Erlasse 
uuucr Veronlnuni?on, keineswegs jedoch worden die bereits erlassenen 
in ihrer vei i>ilicliteudeu Kraft dadurch berührt. Zu ihrer Aufhebung 
ist vielmehr ein selbstständiger actus contrarioSi sei es der Verord- 
nnngsgewalt, sei es der Gesetzgebung nötbig. 

Nach dem Yerhftltnisse des Gesetzes zur Verordnung haben 
sich demnach zwei juristisch relevante ElntheUnngen derselbe 
ergeben. Die verfassungs- und die gesetzmässigen Ver- 
ordnungen, ferner die selbstständigen und die unselbst- 
8 tan d igen. Unter den selbstständigeu treten hervor als besondere 
Kategorie die gesetzersetzenden. Die unselbstständigen zer- 
fidlen in gesetzToUziehende und gesetzergänzende Yer* 
Ordnungen ; von den letzteren beruht die erste unmittelbar auf Ycr* 
fassungsrechtssatz, die zweite auf speciellem Gesetze. 

Dem Inhalte nach zerfallen die Verordnungen in zwei Klassen: in 
Bechtsver ord nungen und Verwaltungs Verordnungen"). 
Da das Gebiet der formellen Gesetzgebung und der Verordnung niefat 
absolut geschiedeu ist, so gelten die materiellen üntersefaiede unter 
den Gesetzen im formellen Sinne auch für die Verordnungen. Sie 
können demnach enthalten entweder die Anordnung eines Bechts- 
Satzes oder einen A^Twaltungsakt. Die dritte Funktion des Staates 
die BecbtssprechuDg kanu auf dem Wege der Verordnung nicht geübt 

28) La Land, Staatsrecht II, S. G7 IT., 222 ff. von den meisten Autoren 
acceptirt, dagegen Zorn. Hirth's Annalcn 1885 S. 300 ff.. Sartrey, Allg. 
Vemaltungsrecht S. 30, v. K i rchenheiu, £infüliruug in das Ycr^aitunga* 
recht S. 32. Bernatz ik, S. 5, 6. Einen ganz anderen Sinn hat der Ter- 
minus Verwaltungsverordnung bei L. von Stein, Handbuch der Verwaltungs- 
lehre S. 30, 31 : »Die Verwaltungaverordnung tritt da ein, wo für ein Ver- 
liältniss der Verwaltung, das eioer Gesetzgebung bedarf, das Gesetx selber 
fehlt und der Wille der ToUiiebeiideD Gewalt d«i der geMtagebenden er^ 
»eUen muss." 
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werden, weil sie stets abstrakt, der iiecliLsspruch stets concret 
gpfasst ist. Die Keohtsverordnung ist ein materielles Gesetz, das 
in der Form der Verordnang erBcbeiut, jedoch dieselben Wirkungen 
ftuBsert, wie irgend ein anf anderem Wege, sei es der formellen 
Qeaetzgobung, sei es der Qewobnheit entstandener Becfatssats. In 
allen Theilen der Becbtsordnong, im Civil-, Straf-, Process-, Ver- 
waltuugsrecbt, tritt die Kecbtsveronlnmig auf. Der breiteste Spiel- 
raum ist ibr jedocb eingeräumt bezüglich der Eingriffe der üehördea 
in die Freibeitssphfire der Einzelnen zu Yerwaltnngszwecken. Die 
Folizeivero rdna ng ist die praktisch weitaus bedeutsamste Form 
der Bticbtsverordnung, 

Das Wesen der Verwaltungsrerordnung , von Lab and aacb 
als materielle Veroriliimig bezoicbnot , crbeischt eiue eiiigelieiKlere 
Uutersuehuug f die auf die Uruud^robleme des Staatsreditei zu- 
rückführt. 

In der Verwaltung sind, wie oben ausgeführt, zwei Elemente 
mit einander verbunden. Das eine besteht in der Geltendmachung 
des staatlichen Imperiums, das andere in der Anwendung der geistigen, 
ökonomisclieu und tecbniscben Mittel, um deu Verwaltuugszweck 
zu erreicben. Von beiden Elementen ist nur das erste spocitisch 
staatlicber Natur, das zweite kann, als der vom Kcclite geschützten, 
aber inhaltlich nicht bestimmten Sphäre der Persönlichkeit angehörig, 
von jeder physischen und juristischen Person kraft dgenen Hechtes 
zu ihren Zwecken verwendet werden. Daher ist Verwaltung, insofern 
sie nicht das Moment des staatlichen Zwanges enthalt, dne Funktion, 
die von Jedermann ausgeübt werden kann, es sei denn, dass der 
Staat bestimmte Verwaltungszweige derart monopolosirt hat, dass 
alle anderen Personen von ihnen ausdrücklich ausgeschlossen sind. 
Schulen, Spit&ler, Akademien, Museen stiften und verwalten, Strassen 
bauen, Arme versorgen u. s. w. sind Thätigkeiten, die der Einzelne 
und Corporationen so gut ausüben können, wie der Staat. 

Ist dies der Fall, so erhellt, dass ein Verfügungsrecht zum 

Zwecke der Verwaltung uielit allein dem Staat, sondern jeder ver- 
JeUinek, Ucsetz axid Verorü&aug. 25 
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waltonden Persuuliclikeit zintoht. Soweit «lie Dispositionsfühigkeit 
einer Person rciclit, soweit geht ihr Verwaltun^^srecht. Wer ein Verfö- 
gungsrecbt besitzt, der hat aber auch ein Becht die Verfügungen zu 
generalinren, d. h. ein Verordnungarecbi Daher hat jede verwaltende 
Persönlichkeit ein selbstständiges Verordnnngsreehf ). Sofern sie 
Bechts^erordnnDgen erlassen will, bedarf sie einer staaffidiett Delegation; 
Venvaltungsverordnungeu innerhalb der ihrer Competon/ unter- 
worleuen Sphäre darf sie jedoch aus eigenem Rechte erlassen. Die 
VerwaltnngsverordDung ist dalier nicht specifisch staatlicher Natur. 
In ihr ersoheint der Staat als eine unter vielen Persönlichkeiten, 
die den gldchartlgen Zweck der Befriedigung von Gemeininteressen 
verfolgen. Hier ist das Gebiet, wo neben den Staat als Gesammt- 
l'eräönlichkoiteu mit eipreucm selbststiindigen Zweck die Kirclie, die 
Gemeinde, der Verein treten. Sofern diese Persönlichkeiten öffcntr 
liches Recht ausüben und handhaben wollen, steht über ihnen die 
einzige Quelle des öffentlichen Rechtes — der Staat, von dem aileio 
sie die Legitimation als Persönlichkeiten des öffentlichen B«ohtes 
empfangen. Der Staat schafft sie nicht; ihr eigener, nichtstaatlicher 
und daher der Verwirklichung durch selbstständiges Imperium ent- 
behrender Zweck hat sie in's Dasein gerufen, mit der Waffe des 
öüentlichen Hechtes jedoch können sienurvom Staate bewehrt werden 

Die Verwaltungsverordnungen des Staates schaffen demnach 
niemals neues Recht, sondern bewegen sich auf dem Boden der 
geltenden Bechtsordnung. Sie können an zwei Gattungen von Per- 
sönlichkeiten adressirt sein. Entweder nftmlich nur an die Staats- 
beamten '"j oder auch an die Unterthaueu. Die erste Gattung um- 



29) Daher haben auch Privatpcrsouoa ein Verordnangsrccht dieser Art 
Die Vonchriffeni, welche der Besitzer eines dem Pabliknm geöflneten ParkeB 

für dossuii lienutzniiLC. ilio Ifanj^oriliiuii^^, ilio *lor L-iter einer Heilaiit^taH. die 
DienstpragiuatUi, welche cia grosser Gutsbesitzer lür aeiue Beamten und Ar- 
beiter erlässt, haben den Charakter v<m Yerwaltangrrerordnnngen. 

30) Damit findet auch die Frage nach Joni eigenen Wirkungskreise der 
CommunalTorbändo ihre Lösiuig. Eigener Wirkungskreis ist nichtstaatlicher, 
d. h. eine imperlo. 

81) Das ist die Ansicht Laband*^, Staatveeht ü, 8. 228 und Selige 
mann's S. lOU tt'. 
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faaat die Dieostinstruktioo, das Beglement des Cbe£s der Ver- 
waltaog oder der vorgesetzten Behörden an die untergeordneten. 
In ihr macht der Staat Gebranch von der ihm zu Gebote stehenden 
Dienstpflicht seiner Beamten, er schafft durch sie kein neues Bechts* 

verhältniss, sondern handhabt eine ihm kraft eines besteheinli'u 
Kpt lit^vcrliältiiissps zukommende Befiigniss. Ebenso [^diören in diese 
Kategorie die Dienstreglements für Heer und FlottOf die auf dem 
theüs freiwillig eingegangenen, theils durch Gesetz begründeten 
militftrischen Dienstrerhftltnisse ruhen. Bei nichtstaatlichen Persön- 
lichkeiten erschdnt sie ebenfalls als Instruktion der Gemeinde an 
ihre Orgiine, der Kircheiibehörde an die Geistliclien, des Vereins 
an seine Bedicusteten u. s. w. 

Zu der zweiten Gattung gehören zunächst, insofern sie Ober- 
haupt reine YerwaltungSTerordnungen sind, die Organisationen 
Verordnungen. Durch diese wird nftmlich nicht nur der Aemtcr- 
organismns innerhalb der Verwaltung geregelt, sondern auch dem 
Publikum die Existenz und der Wirkungskreis desselben bekannt 
<?ogeben. Sie sind daher nicht rein interne Saciie der Verwaltung, wie 
die Dienstinstruktionen, sondern ad ressiren sich auch an die Oeffentlich- 
keit. Organisationsverordnungen sind aber vielfach sowohl Beehts-, 
als Verwaltungsverordnungen **). Insofern nämlich duieh dieselben 
bloss Organe geschaffen werden, regeln sie reine Verwaltungsakte. 
Die Schöpfhng einer Persönlichkeit oder eines Organes kann niemals 
ein Ilechtssatz sein: alles Recht knüpft an bereits existircnde Per- 
sönlichkeiten oder Organe an. Insofern jedoch eine Verordnung 
die Competenz der durch de eingesetzten Organe abgrenzt, ist m 
wenn in der Competenzbegrenzung zugleich eine Verldhung von 
Imperium gelegen ist, Bechtsverordnnng, wdl dadurch neue Bechte 
und Pflichten geschaffen werden. 

Ferner gehören dieser Gattung an alle Verordnungen, ^Yelche 
die Benutzung OüentUcher Anstalten durch das Publikum regeln; 

32) Naeh Iiöning 8. 880 sollen die Organisationsverordnuugcn priocii>icU 
sn den Seohtsrerordnangen siUen. 

25* 
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diese sind den OrganisationsverordnangeD verwandt and berühren 
sieh mit ihnen in fielen Poskten. Sie imtersehdden steh von ihnen 
aber dadurch, dass m nicht in erster Linie eine staatliche Thfttig- 
heit, sondern private Handlangen normiren. Dadurch nfthem sie 

sich der Polizeiverordnung, dor sie wiederum Li im gegenüberstehen, 
dass sie nicht Rechte und Pllichten normireu, sondern Bedingungen 
eines liethtsgeschäfts festsetzen. Ein Bibliotheks- , Museoma-i 
Schal-, Pest-, Telegraphen-, Eisenbahnreglement stellt, sofern es 
sich mir nm die Benutzung dieser Anstalten durch das PnUilmm 
handelt, Normen auf, die sich auf dem Boden des geltenden Rechts 
bewegen, aber nicht neues objektives Recht schaffen. Sie können 
in conÜDUO zwar Reditssätze enthalten, fallen dann aber hinsichtlich 
derselben in andere Kategorien der Verordnungen. 

Dass auch diese Art von Verordnungen von nichtstaatlichen 
Persönlichkeiten bezflglich der von ihnen vorgenommenen Organi* 
sationen und errichteten Anstalten aus eigenem Bechte erlassen 
werden können und erlassen werden, bedarf keiner näheren Ans- 
fiüirung. 

Die dritte Art dieser Gattung umfasst alle an das Publikum 
geriditeten Verordnungen unverbindlichen Inhalts, z. B. Aussprechen 
des Dankes der Begierung an die Bevölkerung anlAssIich fderlicher 
Gelegenheiten, Bekanntmachungen Aber stattgehabte Ereignisse 
irgend welcher Art, Proklamationen nnd Manifeste zur Verkdndi* 
guug von Thronbesteigungen, Eiiisiii;Iii'uuL,'eii und lifpublicatiooen 
bereits bestehender Gesetze und Kachtsverordnungen , Drohungen 
von Ausoahmsmassregeln, Bathschläge zur Verhütung der Ver- 
breitang von Seuchen n. s. w. Sie haben materiell am wenigsten 
den Charakter eines Öffentlichen Aktes, den sie nur durch die Eigen- 
schaft der sie erlassenden Organe erhalten. Es sind MittheUungen 
an das Pnblikum, welche inhaltlich Aeiisserungen des socialen 
Verkehres sind, wie sie das tägliche Leben in Fülle bietet, die ent- 
weder den Cliaraktor der Soleunität erhalten sollen oder den 
Zweck weitgehendster Fublicität verfolgen und desshalb von der 
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Bflgiening oder in ihrem Anftrage voigenommen werden. Nur wo 

sie als abgeschwächte Akte des imperinins aufgefasst werden kön- 
nen, wie z. B. in der Republicatiun einer Polizei Verordnung oder 
in der Drohung der Verhängung des Standrecht.s bei fortdauernder 
OfTentl icher Unsicherheit, empfangen sie auch materiell einen staat- 
lichen Charakter. H&nfig der Veifagang sich nfthemd, weil sie in 
der Regel ans Anlass eines concreten Falles erlassen werden, sind 
sie dennoch der Kategorie der Verordnnng einzureihen, weil sie an 
eine unhestimnite Anzahl von Personen, eventuell au die üesainmt- 
heit der Untert hauen gerichtet sind ^'). 

Verwaltungsverordnungen können in formelle Gesetze verwandelt 
werden, was stets die Folge bat, dass nmunebr die Verwaltung nicht 
mehr seihststftndig fiber das Dasein der gesetdich gewordenen Tor- 
sdinften Terfngen kann. Ebenso können VerwaltangsrerordDimgen 
in der Regel allerdings nur durch gleichartige Akte geändert, 
durch Gesetze aufgehoben und neue Bestimmungen im Gesetzes- 
wege an ihre Stelle gesetzt werden. Hingegen kann eine Ver- 
waltnngsverordnnng niemals in ein matehelles Gesetz verwandelt 
werden. Rechte and Pflichten der Unterthanen können durch dnen 
Akt der Verwaltung selbstständig nicht constätmrt werden, nnd es 
ist daher für das Wesen der Sache gleichgiltig , ob der Akt von 
der Regierung oder vom Gesetzgeber anbefohlen wurde. Die Re- 
gierung selbst jedoch eiuplangt durch ein solches Gesetz weder neues 
iiecbt, noch neue Pflicht, vielmehr stellt sich jedes, materielle Verwal- 
tungsnormen für die Begierong enthaltende Gesetz dar als SpecialiiELll 
för die Anwendung der allen Staatsorganen kraft derVerfiissung oder des 
Dienstrerhftltnisses obliegenden Oehorsamspfücht gegen den in wehiher 
Form immer, also in erster Linie in der von Gesetzen geäusserten 
Staatswillen. Kraft des allgemeinen Rechtssatzes, dass das Gesetz 
den Willen der Regierung bindet, hat sie die in Gesetzesform er- 
lassenen Verwaltungsvorschriften zur Durchführung zu bringen; das 



88) Vgl oben Note 8» 
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für sie 

Als das Siibjokt dor staatlit'hpn Verordnung"s:izowalt erscheint 
überall das Staatsoberliaupt : der „Chef der executiveu Gewalt' in 
der Prftsidentscbaftsrepublik, die KegierungscoU^gieD, welche in der 
schweizer iädgeaossensehaft und den Kantonen die Staatsgesehlfte 
leiten, der Bondesratb nnd der das Frftsidiam desselben führende 
Kaiser im deutschen Reiche, in der Monarchie der Monarch. In 
den Staaten des niouarchischen l'riuripes ist der Monarch als Träger 
der gesaiuinten Staatsgewalt auch der des staatlichen Verordnungs- 
rechtes, in den Staatenj welche in ihrem positiven Bechte von dem 
Principe der Gewaltentbeilimg ausgehen, steht dem Monarchen als 
dem Haupte der vollziehenden Gewalt principiell das Yeroidnnngs- 
recht zu. In mehreren Verfassungen ist dies ansdrficklich aus- 
ges}>ruchi'n, so dass es einer speciellen Delegation durch eio Gesetz 
oder den Monarchen selbst bedarf, um irgend ein mittelbares Staats- 
organ zum Erlasse einer Verordnung zu ermiUihtigen. So ist in 
Preussen, Belgien nnd Italien die Verordnung gnmdsätzlidi kAnig- 
licbe Verordnung. In anderen Staaten hingegen, wozn namentlich 
Frankreich gehOrt, findet berdts eine verfassungsmSssige Delegation 
des Verordnungsrechtes in grösserem oder geringerem Umfange 
an die Minister oder sogar an die untergeordneten Behörden 
-taft. In der Tlieorie B. C o n s t a n t s erscheinen die Minister 
als die Trftger der vollziehenden Geirait nnd damit des als eines 
Ausflusses derselben gedachten Yerordnungsrechtes. Unter dem 
Einflüsse seiner Theorie ist in manche Verfassungen, z. B. die 
portugiesische und die österreichische der Satz übergegangen, 

84) Dass VerwaltungsTerardiitiiigen durch den Gesetzgeber zu materiellen 
Gesetzen erhoben werden können, behauptet Lab and, Staatsrecht II. !S. 6?, 
210, ihm sich anschUessend IJosin, Polizcivcrordnangsreclit i>. 21, dajjegcn 
gut Seli^rmann S, lu8 ff. 

35) Port. Verf. Art. 75: ,I.e Roi est^le chof da pOttTOir «x^atif et 
l'exerco par riutenncdiaire de se» ministres d'Etat. 

.■><■>) Staatsu'rundjjeiotz über die Ausübungr dcT: Eegierunj»s- und der Voll- 
zichongsgewalt Art. 2: Der Kaiser übt die Kogierangsgewalt durch verantwort- 
liche Uinister und die deuselbi^u untcrgeordueten Beamten und liestelltcu aiu. 
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dass der Honarch die voUzieheDde Gewalt durch Teiantwortliche 
Minister sosflbt. Man hat hieraus den Schluss gezogen, dass darin 
o\i]>' Heneraldelegation des grundsätzlich der Krone zustolieiulon 
Veiorduuugsrechtes an die Minister vorliege , ähnlich wie der 
Satz, dass der Monarch die richterliche Gewalt durch die dichter 
ansäht, die VersaguDg der selbstständigen Bechtssprechang durch 
den Monarchen bedeutet. Ans der Anfifthlong von Ausnahms- 
föllen in diesen Yerfossungen, in denen der Monarch selbst ver- 
ordnend auftreten muss, wird forner der Schluss «gezogen, dass 
das normale Organ der Verordnung das Ministerium sei. Die 
Praxis dieser Staaten zeigt ebenfalls die Ministerialverordnung als 
die normale Form der Verordnung. Mit Rücksicht auf diesen That- 
bestand wohl hat L. ?. Stein, der die Verordnung keineswegs auf 
die Vollzngsferordnnng hescbrftnkt, die Theorie aufgestellt, dass das 
Ministerium der eigentliche Träger der Verorduungsgewalt sei ^^). 

üieseAnsii ht widerlegt sich inde.-%s t^clion dudiirch, dass ein des Ver- 
ordnungsrechtes zu Gunsten anderer Organe beraubtes Staatsoberhaupt 
zur Tdlligen Ohnmacht verdammt wäre. Denn consequenterweise 
mfisste man ihm auch das Becht der Verf&gung entziehen, welches 
ebenfiills ein Theü der »vollziehenden Gewalt* ist, das daher auch 
durch den Minister auszuüben wäre. Bei logisch richtiger Durch- 
führung dieser Idee kann man nur zu der Auffassung dor monar- 
cliischen Staatsform als eines Ministei-staates kommen, in welchem 
em schattenhaftes Staatsoberhaupt mit dem leeren Titel eines Mo- 
narchen aller realen Macht entkleidet dem Namen nach die Spitze 
des Staates bildet. Das entspricht zwar politischen Ideen, wie denen 
Constants, kann auch in manchen Staaten dem durch die socialen 
Machtverhältnisse bedingten politischen Loben dos Staates, der 

87) üeber die „GentnddilqgatiiNi* äm VflrordmiQgnvdite des SttttMbor* 
liauptes zu Gunsten der Minister TgL 0. Mayer, TheoriA dw fiansönachen 
Verwaltou^recbts S. 35. 

88) volhiehende Ckwalt L S. 301 ff. V^l jedoch auch desselben Handbuch 

tler Verwaltiini:>lr'lire S. 30, wo ^aoz richtig liervorgohobcn wird , diuss die 
YoUzagsklausel eino gesetzgeberische Delegation des Verordnungsrechtcs au 
Minister für den speaetlen Fall bildet 
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historisehen T^klichkeit entspr^dun, ist aber desshalb nocb nidlit 

Keclitcns 

Soweit keine ausdrückliche Verfassungs- oder Gesetzesbestimniung 
entgegensteht, kann von dem Staatsoberhanpte den Behörden, 
namentlich den Ministerien, das Verordnimgsrecbt delegirt werden ^^). 
Sofern im Gtosetse eine YolkogsUaiisel an den Ifimster gerichtet Ist, 
enthält sie eine gesetzliche Megation des yerordnungsrechtes » 
sei es der Yollzngs- oder der Erganzungs Verordnung — für das 
betreflende Gesotz. lu diesem Falle muss zwar der Minister die 
Verordnung erlassen, aber auch hier hindert Nichts, dass das Staats- 
oberhaupt den Erlass an seine Approbation knüpft. So werden z. B., 
wie oben erw&bnt, in Oesterreich organisatorische Verordnungen 
hftafig von den Ministem, jedoch anf Qnind AUerhOdister Ent- 
schliesBong oder nach eingeholter kaiserlicher Genehmigong er- 
lassen. 

Das Verordnungsrecht kann durch Gesetz, durch das Staats- 
oberhaupt, durch die Minister den mittleren und unteren Behörden 
delegirt werden. Sofern diesen Behörden durch ihre Organisation 
nnd Competenz ein Verffignngsrecht dngeiftnmt ist, besitzen sie 
aneh, insoweit das nach den Gegenständen mOglicih ist, das 
Recht der Verordunng. Nur soweit ansdrficklich ein bestimmtes 
Staatsorgan zum Erlasse ge^visser Anordnungen durch Gesetz ver- 
ptüclitet ist, ist eine Subdelegation des Verorduungsrechtes aus- 

S9) Der Monareh kann daher selbit Terordnra, soweit « nidit go wteJIdi 

R(>ine>i V(TMrilminesrorhtcs sich ■be<r'''t:i''n hat. Auch im Falle solcher P»M''iTatioil 
aber kann er den Erlass der Verordnungen an seine Genehmigung knüpfen. 

40) Vgl. Arndt 8. 169 ff., fttr Oeslerreieh oben 8. 128. Die Frag« 
hänjft zusammen mit der vielfach erört'^rt*^n nhor dio ZulüssijL'l^rit pinrr Tl'^- 
^ierungsstellTertretung kraft Delegation von Selten des Staatsoberbauptes. 
Wer diese ab reebtmfissig betraehtet — und die neuere dentsehe staatneehludw 
Literatur thnt es (vfjl. v. Martitz, Rechtslcxicnn s. v. Re^ncruncrsstell- 
vertrctung Iii, 1, S. 324 ff.) — der muss auch die Delegation und Subdelegation 
des Vcrordnungsrechtes fBr snlässig erklären. Anch bezOglich der Staatenrer- 
trätr-' i«t iVic i^ehauptniie aufgestellt worden, rlnss sie vom Staats.. l/tThanpt 
personlii h ratiticirt werden müssen. Die völkerrcclitliche Praxis indess kennt 
zahlreiche Beispiele, in denen kraft einer Delegation des Repräsentanten tat!« 
ficirt wurde. (Für Oesterreich z. B. Batification der Anhang-stlcklamtinn zum 
Handelsverträge miti Spanien vom 24. Marz 1870 4vch den {.ieichskanzler 
Grafen Benst B.G.BL 1871 Nr. 189 8. 432.). 
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geschlossen. Keineswegs jedoch bedeutet die Vollziehungklausel der 
Gesetze, dass die Minister nur persönlich verordnen dürfen. Kraft innerer 
Einheit des Yerwaltungsorganismus und zum Zwecke besserer VoU- 
ziehoDg können sie den Frovinzial- und Lokalbehörden das Ter- 
oidnnngsrecht subdelegiren, indem sie m denselben sich in dieser 
Hinsicht ebenso ?erhalten, wie sie selbst zmn Staatsoberhaupte. Das 
Yerordnungsrecht untergeordneter Behörden istwiedemm den mannig- 
faltigsten Modifikationen untenvorfen. Es kann der Erlass der 
Verordnung der Behörde uneingeschränkt zusteheu, oder an die Ge- 
nehmigung der höheren Behörde geknüpft sein. 

Oeifentlichen Corporationen im Staate steht ein Becht der Yer- 
waltungsverordnnng, wie früher ansgefdhrt wurde, zu eigenem Becht 
zu kraft des jeder Persönlichkeit zukommenden Rechtes, ihre Lebens- 
zwecke innerhalb der Schranken der "Rechtsordnung zu verfolgen ; 
llechtsverordnungen können sie jedoch nur kraft staatlicher Dele- 
gation erlassen, da alle Herrschaftsrechte, die sie ausüben, nebst 
dem Zwange, der ihnen die Ausübung sichert, vom Staate abge- 
leitet erscheint^ Li der Begel wird eine derartige Delation an 
relativ selbststSndige Verbände innerhalb des Staates durch den 
Gesetzgeber erfolgen, obwohl principiell eine Subdelegation des Ver- 
ordnungsrechtes an sie von Seiten der höheren Staatsbehörden nicht 
unzulässig ersclieiut. 

Auch Verordnungen internationaler Organe sind denkbar. In 
den organiflirten internationalen Yerwaltnngsrereinen ist den etwa 
durch sie eingesetzten Anstalten und Behörden das Becht der Ver- 
waltungsverordnung, den Leitern derselben unter Umständen sogar 
das der Kechtsverordnung eingeräumt*'). Der europäischen Donau- 
kommission z. B. steht ein Koclii der Polizeiverordnung zu, welches, 
auf dem Grunde von Staaten vertragen ruhend, völkerrechtlicher 
Natur ist Auch in diesen F&Uen ist das Verordnungsrecht ein 
gesetzliches, wal derartige Verträge, als in die Sphäre der Gesetz- 

41) YffL Uoltzendorff . Handbuch dos Völkonecbts I, S. 108, 112, 
Note 1. 



Digitized by Google 



— 394 — 



gebung eiogrdfend, in den Staaten, weldie dnrcb sie gebanden 

werdeu sollen, als Gcsotzo publicirt werden müssen*^). 

Da.s Zustandekommen der Uechtsverordmiug niaelit begrifflich die- 
selben Sta<lieri diircli. wie das Gesetz. Nur dass die einzelnen Momente 
bei ihr in der Begel nicht mit derselben Klarheit hervortreten wie bei 
dem stets durch das Znsammenwirken mehrerer Organe entstehenden 
Gesetze. Aber auch bei ihr ist logisch zu unterscheiden die Feststellung 
des Verordnungstexte?, der Entschluss zur Vcrtiündigun^^, die Sanktion, 
die Ausfertigung der Vorordnungsurkunde, der PublicationsbefeLl und 
die Publication selbst *^). Die einzelnen Akte werden hier oft real 
nicht auseinander fallen und haben auch nicht die juristiscben 
Consequenzen, welche den betreffenden Stadien des Gesetzes innewohnen. 

Vollendet wie das Gesetz ist auch die Verordnung erst durch 
die Publication. Aber die Publication derselben unterscheidet 
sich von der des erstereu dadurch, dass das Gesetz ab unter allen 
ümatänden aiiverbiudlich andi zur allgemeinen Kenntniss gebracht 
werden muss, daher die Gesetzespablication selbst in den meisten 
Staaten durch Gesetz geregelt ist Von den Verordnungen hin- 
gegen sind nur diejenigen in gleicher Weise wie Gesetze zu pnbli- 
ciren, die wie das Gesetz an die Gesammtheit der ünterthanen sidi 
richten. Hingegen sind zwar an die Ünterthanen, aber nur au einen 
Theil derselben sich richtende Verordnungen, wie z. B. lokale Polizei- 
verordnungen, Keglemeuts zur Benützung bestimmter ötfentlicher 
Anstalten, nur in einer Weise zu publiciren, welche die Möglichkeit 
der Bekanntmachung derselben ffir den Kreis der dabei Interessarten 
sichert. Auch bei ihnen ist aber Jedermann Gelegenheit gegeben, 
sich Kunde von ihrem Inhalte zu verschaffen. Die Verwaltungs- 
instrukliuiieu liingegen brauchen, ja dürfen unter Ilmständen bloss 
den Mitgliedern des Beamtenkörpers selbst auf dem Wege der 

4Jn Vgl. Jellinck, Staatonvcrtindungen S, ir.8 ff. 

48) Laband, Staatsrecht II, S. 85 ff., deräclbü bei Marquardsen ü. 87 ff. 
Die Coiueqaemeii, welche Laband ans der Aoefertigmi^ der Ver- 
• •nlniing bezüglich «les richterlichen Pi lifiiiif^srochtos derselben zieht, vennag 
ich Dicht anzuerkcnnca. Die FrUfung «Icr Gesetzlichkeit der Verordnung um« 
üMt nothwendig auch die Fnge na^ ihrw formelleii VovanMelraiigeD. 
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, Insinuation" zurEenntniss zu g» langen^*), obwohl auch bei ihnen allge- 
meine Bekanntmachung durch besondere Verordnungsblätter und selbst 
Fublication im Staatsrecht! iclieu Sinne, also durch die Gesetzblättei 
theils angeordnet, theils zulässig sein kann. 

Die poblicirte Yerordninig bindet den Verordnenden selbst der- 
art, dass er» so lange sie zu Becht besteht, verpfliohtet ist, sie 
seinen eigenen Entscheidungen und Verfügungen zu Grunde zu 
legen. Hin<40gen stellt ihm in der liegel eiu Dispeusationsrccht 
von den eigcneu Verordnungen zu*^). 

Aufgelioben werden iiann jede Verordnung durch derogatorische 
Gewohnheit, dureh Gesetz, und durch actus contrarius oder dero- 
girende Verordnung des urspränglich Verordnenden, sofern nicht 
ausdrficklich etwas Anderes TerfBgt ist (z. B. wenn durch Gesetz 
erklärt würde, dass gewisse Verordnungen nur im Gesetzeswege 
sollten geändert werden können); ferner jede Verordnung der 
niederen Behörde durch die höhere, insoweit es dieser Jü:att gesetz- 
licher Beschränkung nicht versagt ist. 

VU. 

Di« Garantien der Beohtmässigkeit der Gesetae und 

Verordnungen. 

Eines der wesentlichsten Merkmale des constitutionellen Staates 
im Gegensatze zum absoluten liegt darin, dass jener ein Staat der 
gesetzlich geordneten Competenzen ist. Iflit dem Dasein Ton Ter- 

scliiedenartigen Competenzen erwächst jedoch der Keclit.sordnung 
die Aufgabe, durch Recbtssätze Vorsorge zu treffen für den Fall 
der strittigen oder zweifelhaften Competenz. 

Das zeigt sich vor Allem bei den Competenzgnmzen, welche 
den Formen der staatlichen Willensftusserung gezogen sind. Es 
muss die Frage entstehen: Was ist als Gesetz, was als Verordnung 

4-1) Vgl. Ifäiit l a. a. 0. S. G4; Laband, bei Marquardson S. 100. 

Ab) So Werden /, I!. in ÜLstoncich die Verordnungen über die Uniformen 
dflr Beamten durch das Reicbsgesctzblatt publicirt. 

4)>) .Tc(1ü< Ii ohno ausdrQc1<Ii('h oriiKlchtigendes Gwets nicht ,ft poiteriori% 
rgl. Arndt, Verordnungsrecht b. 2üy Ü". 
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anzuerkennen? Es muss Vorsorge getroffen sein, dass Uar und 

unzweifelhaft entschieden werde, was als Gesetz oder Verordnung 
uud unter welchen Bedingungen es zu gelten habe. 

Die (.iarantieii für die Einhaltung der Compeienzgrenzen zwischen 
Gesetz uud Verordnung, der Erfüllung der verfassungsmäss^ vor- 
geschriebenen Bedingungen för die rechtliche Existenz deiseibeD liegen 
zunftchst in der Verantwortlichkeit der höchsten Begierongsbeamien 
für die Verfassung - und QesetzmSssigkeit ihrer Begiernngsakte, 
kurz in der — nicht überall zutreffend so zu beuciiueiideu — Minister- 
verantwortlicbkeit. Der Minister liaftet kraft der von ihm vor- 
zunehmenden Contrasignatur der ausgefertigten Gesetze und der 
Vollziehung des an ihn ergehenden Publicationsbefehles für die 
Verfossongsmftssigkeit der ausgefertigten und publidrten Gesetze. 
Er haftet ebenso fllr die Verfossungs- und Gesetzmässigkeit der 
vom Staatsoberhaupte und von ihm ausgehenden Verordnungen. 

Allein die Ministerverantwortlichkeit gewährt isolirt keine 
genügenden Garantien für die Einhaltung der legislatorischen Com- 
petenzen und die Beobachtung der ver&ssnngsmftssig yoigeschriebenen 
Formen. Ihrer Natur nach ist sie nur gegen dolus und cu^ 
gerichtet. Das ganze grosse Gebiet der Fälle , wo aus entschuld- 
barem Trrthum, namentlich in rechtlich zweifelhaften FftUen eine 
objektive Gesetzesvcrlctzuug stattgefunden hat, kann nicht unter 
die Gewähr der constitutionellen Ministerverantwortlichkeit gestellt 
werden. Nun lehrt aber die tägliche Erfahrung, dass durch un- 
richtige Rechtsanwendung, ohne dass irgend Jenumden ein Verschulden 
desshalb trftfe, die Bechtssph&re der Persönlichkeiten, sei es des 
Staates, sei es der Individuen geschl&digt werden kann. Desshalb 
erhebt sich die weitere Frage, welche Vorkehrungen sollen getr(»lleu 
werden, um die objektiven Grenzen der einzelnen Gattungen der 
staatlichen Willensäusserungen zu siLhern. 

Diese Frage hat sich namentlich in Deutschend zugespitzt 
zu dem Ftoblem, ob kraft der Natur der Rechtsordnung dem Bichter 
das Becht zuzusprechen sei, Gesetze auf ihre VerfiusungsmSssigkdt, 
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Verordnungen auf iliie Gesetzmässigkeit zu prüfen, bezifhentlicli wie 
weit das Kecht den Bichten gehe, über die formelle und materielle 
Gfltigkeit der AeusseniDgen des StaatswUlens zu entschadeo. 

Diese Frage, lange Zeit tundarcli ein Lieblingsthema der 
deutschen Jarispmdenz hat in einem vielerörterten Pmikte viel 
von ihrer Schärfe verloren. Das rioblt in, ob der Richter die mate- 
rielle Verfassuugsmässiglcoit der Gesetze zu prüfen habe, wurde näm- 
lich wesentlich aus einem politischen Grunde gestellt. Sowohl in 
der Zeit von 1815— 1848, als auch während der Beaktionsepoche, 
welche dem letzteren Jahre folgte, mangelte dem deutschen Volke 
das Gefilhl der Sicherheit der ihm verÜBssungsmässig zugesicherten 
Rechte. Die Verfassungsaufhebungen, Verfassungsbrflche und Vcr- 
fassungsstreitiijkeiten in manchen deutschen iitaaten während der 
ersten coustitutionellen Epoche, die Infraktionen in das Verfassungs- 
recht der Gliedstaaten, welche der deutsche Bund zu verschiedenen 
Malen veisnchte, die Ungiltigkeitserklänmgen mancher zu den „Er^ 
nmgenschaften* des Jahres 1848 z&hlenden Verfossongsnrknnden 
von Bnndeswegen, die oktroyirten Wahlgesetze u. s. w. hatten das 
Vertianen in die VerfassungsiiuU^igkeit der publicirteu Gesetze nicht 
erstarken lassen. Daher suchte man in der richterlichen Unabhängigkeit 
einen wirksameren Schutz der Verfassung, als ihn die überdies häufig 
noch ganz unentwickelte Ministerverantwortlichkeit zu gewähren ver- 
mochte. Dem Bichter sollte kraft des Satzes, dass er nur das anzu- 
wenden habe, was wirklich Becht sei, ein PrOftmgsrecht der materiellen 
und formellen Verfassungsmässigkeit der Gesetze zustehen und er sollte 
dem Scheingesetze die materielle Gesetzeskraft aberkennen. 

So ehrenhaft die Beweggründe waren, aus denen mau die Garan- 
tirnng der YerlassungsmSssigkeit der Gesetze durch Bichterspruch 

1) Ueber die so aasgedehnte Literatar dieser Frage vgL namentlich 
T. Stockmar in der Zeitschrift (fir Civilrecht nnd Process. Neoe Folge. X. 
(1S53) S. IS ff. 212 ff. K. V. Mobl, Uebor die rechtli- Iio Bedeutung ver- 
fassungswidriger Gesetze, IStaatsrecht, Völkerrecht ood Politik I, ä. GO ff.; 
Zachariao, Studsrecht II, 8. 243 ff.; E. Ullmanii a. a. 0.; A. Henger, 
Syatem des öst. Civilproccssrcchts S. 234. N. 11; G. Meyer, Staatsr. % 178, 
N. 2 — 1; E. Meier, Bechtslexikou s. v. Prüfangsrecht III, S. 227. 
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vorthoidi^o, so wenig praktisch war am solches Beginnen. Alle 
juristischen Oaraatien <ler Verfassunc'' lunvähreu sich nur, wenn 
starke politischd and ethische Garautieu für sie vorlianden sind. 
Fehlen diese, so werden jene nicht ihren Zweck erreichen. Dann 
werden eben die socialen MachtTerhftltnisse über Bestand oder Nkbt- 
bestand von yerfassmig nnd Gesetz entscheiden, nnd Hichtersprfiehe 
haben nicht die Macht, in solche Krisen des Staatslebens gestaltend 
einzugreifen-). In d»'ii romanischen Staaten ist daher mit Ausnahme 
deä bd^anuten Streites zwischen Verhaegen und Faid er in Belgien 
diese Frage unter dem Gesichtspunkte der Verfassnngsgarantie gar 
nicht eingehend erOrtert worden, weil die an Bevolationen gewöhnten 
Nationen die Wirkungslosigkeit bloss moralischer Machtmittel oft m 
erprohen in der Lage waren. 

Mit der Festigung verHissungsrnrissigor Zustünde ist aber die 
Gefahr der absichtlichen Publication verfassungswidriger Gesetze 
auf ein Minimum geschwunden und mit gutem Grunde kann man 
behaupten, dass die Torsfttzliche Ausfertigung und Verkfindignng eines 
Gesetzes, das nieht den parlamentarischen Gonsens empfangen hat, 
— was doch immer der wichtigste Fall eines verfassungswidrigen 
Gesetzes ist — ausserhalb des Bereiches der "Wahrscheinlichkeit 
steht Allerdings bleiben aber noch die Fälle übrig, in denen 
das Parhiment die erschwerenden Formen bei Yerfusungsftnderangen 
nicht beobachtet hat, irrthümlich du vom Parlamente nicht fest- 
gestellter Text sanküonirt^) und ausgefertigt wurde oder Fehler bei 
der Publication des Gesetzes in der of&ciellen Gesetzessammlung 
unterliefen. 

Indem wix uns der Beantwortung der Frage zuwenden, inwie« 

2) Treffend sagt A. Meng er, Civilproceasr. S. 239. daas die ControTeree 
.viel mehr Macht- als liCchtsfrage" sei. Fiir ganz unpraktisch halte ich Er- 
ürterangen über die Frage, ob der Richter die Lcigitimität der StMtsgew&lt ru 
prüfen, fftr anjnristisch die. ob er die Uebereinstinunong des C le BCtoflfl mit 
gOttlidien oder Vcnmnftgeboten zu untorsuchen habe. 

1^ A. Menger S. 238; Laband, ätaatsr. II, ä. 47. 

4) Oder die Suktioii nkht hi «nfekter Fonn «ifaeilt winde. VeL 
den von T e zn er a. a. 0. Nr. 7, 8 mitfetheiltflD Fall efam Muiktioiiirten Ltno- 
tagsbeschlaseee. 
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weit dor Richter oin PniiiniLr^iccht der Giltiijkpit von (Josetzon und 
Ver(irdimn*,'eu hat, imtersucbeu wir zuerst das Verhältui.ss des ivichtera 
zu den Geset/cu. 

Hier ist selbstverst&Ddlich in erster Linie massgebeDd das posi- 
tive Recht eines jeden Staates. In einer grossen Zahl Ton Staaten 
ist dem Bichter untersagt, die Verfassongsinftssigkeit der Gesetze 
zu prüfen, so dass er daranf beschrfinkt ist, die in verschiedenen 
Staaten verschieden rixirt<Mi formellen Erforderiiisäc der Verkfindigunf^ 
des Gesetzes seiner Prüfung zu unterziehen. So ist z. B. in Oester- 
reich die Berufung auf die erfolgte parlamentarische Zustimmong 
kraft ausdrucklicher Verfassungsbestimmung ein formelles Kriterium 
des Gesetzes*), während sie nach prenssischem Bechte bereits zu 
den materiellen Erfordernissen eines Gesetzes zfthlt, daher der 
richterlichen Cognition entnickt ist *"'). 

Für diese Staaten ist die Frage nach dem materiellen Prüfungs- 
recbt der Gesetze eine Frage de lege ferenda, also der politischen 
Erwftguogen. De lege lata kann sie nur entschieden werden für 
diejenigen Staaten, welche entweder keine ausdrücklichen Be- 
stimmungen hierüber getroffen oder ein solches Prfifüngsrecht an- 
erkannt haben. 

Aus der Natur der Vorhält ^i^^•e ergiebt sich ein niatorielles 
Piürungsrecht in Staaten mit mehreren legislativen Organen, also 
dort, wo nicht zwischen objektiven, sondern zwischen subjektiven 
Competenzen zu entscheiden ist. Das ist der Fall in den Staaten, 
die getrennte Organe f3r einfiuhe und far Verfiissnngsgesetzgebung 
besitzen, sowie in Bundesstaaten, wo Collisionen zwisehen der 
Bundes- und Gliedstaatsgesctzgebunf:^ möglich sind und olme eine 
feste Kegel zu ihrer Entscheidung zu der grösstcu Verwirrung fuhren 
können. 

Am entwickeltsten stellt sich daa richterliche Prüfhngsrecht 
dar in den Vereinigten Staaten, wo sowohl über die VeifiEkBsungs- 

5) Staatsprrund^esetz fiber die Rc^iernngfs- lud VoUlOgifewalt Art 10. 

6) E. Meier, Kccbtsiexikoii Iii, Ü. 22(j. 
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mässigkt'it der Uuions- , diT Staiiteugeset/A' entschieden wird'). 
Das Staaten gesetz, wekbes eiuem Bundesgesetze, das Bundesgesetz, 
welches einem Verfassungsgesetze ^viderspricht, wird von den Unions- 
gerichten als «void", d. h. als wirkungslos erklärt Niclife sowohl 
ans der Gleichstelliuig der richterlidieii und gesetzgebenden Gewalt, 
wie in der Begel lieliaaptet wird, ergiebt sieb diese Befogniss der 
Gerichte, als vielmehr daraus, dass die verschiedenen Arten der 
Gesetzgeliuug verschiedenen Organen zustehen. Das amerikanische 
Volk hat nach der in der Verfassung selbst ausgesprochenen An- 
sicht sein Gesetzgebungsrecht dem Coogresse nnr für die ge- 
wöhnliche Gesetzgebung delegirt, Amendements sar YeifiusDng 
hingegen zur definitiTeD Beschlnssfiusang überwiesen entweder einer 
Yerfassangsconvention oder den dnrch zwei Drittel Majorität cnt- 
selieidenden Staatonlegislaturen '^). Ebenso sind die nicht der Buudes- 
gesetzgebung übertragenen legislatorischen Fouktioneu für die Ge- 
setzgebung der einzelnen Staaten reservirt worden '^). Die Ver- 
fassung geht ans von dem Gedanken limitirter Macht der rer- 
scfaiedenen gesetzgebenden Organe, und desshalb erscheint der Bichter- 
sprucb als ein nothwendiges Mittel, um in dem complicirten Bäder- 
werke ineinandergreifender und doch geschiedener Competenzen einem 
jeden Thcilc die ilira zul^oMimende Funktion zu sichern. Trotz des 
80 weitgehenden Prüfungsrechtes der ünionsgerichte erstreckt es 
sich jedoch nicht auf die Frage, ob Gesetze, die innerhalb der ver- 
fiissungsmässigen Competenz eines jeden Organes zu Stande ge- 
kommen sind, unter Beobachtung der für den Process der Gesetz- 
gebung innerhalb der Kammern bestehenden Vorschiiften existent 
wurden. 

7) Vgl. Story, Comnientaries U,§ 1575 ff.; Ken t, CoiHinentaries I, p. 295 ff. ; 
nQttimann I, § 288 ff.; Schlief, Die VerfanODg da iiardatDCrikaiiisch» 

Union S. 2fi1 ff.; v. Holst a. a. 0. S. 33 ff. 

8) K> ist zn beachten, „dass dieGeriebto keineswegs berechtigt sind, ein 
rjesetz als VLTta.ssnng'swidrig zu kiissircn, sondern iI;l<s: sie bloss in »'ini'iTi ein- 
zelnen Kechtäfallc, der vor ihnen schwebt, die Anwendung des Gesetzod für 
unstatthaft erklären können." Ilüttimann I, 8. 845. 

9) Const. of the U. St. Art. V. 

10) Amendements zur UnionsverL Art. 10. 
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Auch im deutschen Reiche zeigt skh die bOhere formene 

Gesetzeskraft der Keiihsgcsctze im Verhaltnisse zu den Landes- 
gesetzen darin, dass jene den letzteren vorangehen, welcher Ilechts- 
satz ein richterliches Prüfungsrecht der materiellen Giltigkcit der 
Landei^fesetse inyolvirt"). Ebenso gflt fftr das Schweizer Bundes- 
gericht der Satz, dass für die BechtssprechuDg des Bnnde^gerichtes 
das Bnndesreeht das Eantonsreeht bricht '^). 

Ganz andiis als in Bundesstaaten sind die legislatorischen 
Conipetenzen in Einheitsstaaten bestimmt. In ihnen können zwar 
formelle Unterschiede zwischen einfachen und Verfassungsgesetzea 
eiistiren, in der Begel jedoch sind es dieselben Organe, deimi 
beide Gattungen von Oesetzgebongen zukommen. Es handelt sich 
daher hier nur um objektive, nicht um subjektive Gompetenzen. 

Für diese Staaten ergiebt sich nun, insofern ein ausdrückliches 
Verbot dos Pnifungsrechtes nicht existirt, dass dasselbe sich kcincs- 
wpcrs zu erstrecken habe auf die Entstehung der Beschlüsse inner- 
halb der legislativen Körpeiscbaften. Die Frage, ob das Parlament 
ordentlich oonstituirt, ob die Formen der Gesetzgebung, eventuell 
der Terfassungagesetigebung beobachtet wurden u. s. w., unterliegen 
nicht dem richterlichen ürtheil. Der Grund hiervon liegt nicht 
darin, dass es sich um interna des Parlamentes handelt '^j, sondern 
in einem Punkte, der bisher nicht klar erkannt wurde. 

In Folge des Einflusses der Lehre von der Gewaltenthoilung 
hatte man nftmlich übersehen, dass im l^gishitorischen Frocesse selbst 
Momente vorhanden seien, welche die Natur eines ürtheils haben. 
Man hatte zwar erkannt, dass in den collegialisehen Befhgnissen 
des Parlamentes auch richterliche gelegen seien , wie z. B. in den 
Verificiitionen bestrittener Walilen, Aber mau übersah, dass in der 
Erklärung einer Kammer, es sei ein Bcschluss gefasst, eine Beur- 
kundung liegt, welche, wie jede Beurkundung, durch Subsumtion 

11) Vgl. Luband.Staatsrechtll. S.IIS ff., derselbe bei MarquArdsea S. 03^ 
H. Schulze, Deutsches Staatsrecht I, S. 566; G. Meyer, S t autsiecht S. 511. 

12) Uovicl. Verf. il. Schweizer E tdgenofliMnsohafb Art. 113. 

13) ünciat, Gutachten S. 11. 

JelliBck, OtMls and Tcnidnaiig. 26 
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eines Einselfalles unter eine allgemeine Begel, mindestens eine starke 

Analogie mit einem Urtheile aufweist 'M. Indem eine Kammer 
ihre Zuslimmuug zum Erlasse eines Gesetzes ertheilt, bekundet sie, 
da>s nach ihrer Ueberzoiigung den verfassungsmässigen Formen 
Genüge geschehen seL Sie selbst hat gleichsam als Gericht die 
VerfiissongsrnSssigkeit ihres Beschlusses constatirt ond eine üeber- 
prflfung desselben dnreh den Bichter erseheint nach der BegeL non 
bis idem ansgesebloesen Denn sdiwerlich kann man der Nator 
der Sache nach den lüchttT als obere Instanz für Urtheile betrachten, 
die das Parlament gefällt hat. Nur dem Monarchen steht es zu, 
eine Prüfung der parlamentarischen B ' cblüsse auf ihre Verfassungs- 
mässigkeit Torzonehmen und durch Verweigermig der Sanktion 
den Terfessnngswidrigen Beschlnss in seinen möglichen reehtlidiett 
Wirkungen zu yemiehten. 

Was vom Parlament gilt, hat in noch erhöhtem Masse für das 
Staatsoberhaupt seine Bedeutung. Wer das Recht der Sanktion 
und der Ausfcrtigang, oder wer auch nur das letztere besitzt, dem 
liegt die verfassmigsmässige Pflicht ob, zn prfifen, ob das von ihm 
za Sanktionirende, beziehentlich Aoszofertigende den verfhasongn- 
mSssigen Bedingungen entspricht Indem das Staatsoberhanpt 
ein Gesetz ausfertigt, beurkundet es in erster Linie, dass das von 
ihm Ausgefertigte Gesetz sei. In dieser Beurkundung liegt ebenfalls 
ein Urtheil und zwar ein Urtheil, welches nur dann einer Ueberprüfung 
unterliegen kann , wenn eine solche ausdrücklich durch Gesetz an- 
geordnet ist. Es existirt somit in jedem Staate eine Instanz, welche 
über die formelle und materielle VerfossnngsmSssigkeit der Gesetze 
durch ein in Form der Beurkundung auftretendes ürtbeO CDtsdieidei. 

14) Dass Bourkun langen log^^ imter den Begriff dei Uztiuili fBUBD, 
TgL Bernatzik a. a. 0. S. 7. 

15) Gans richtig safft G. Meyer, Staatsrecht S, 508, dass der Richter 

niclit berechtigt sei. Entscheidungen dor gesetzgebenden Organe über die An- 
wendoog gewisser Formea aZiim GegenstaDd seines Saperarbitriama sa 
machen*. 

16) Eingehend über dieses „nobilo officium" La band, Staatsrecht II, 
43 fl'. Der Gedanke, dass die Ausfertigong UrtheiLsnatar habe a. a. 0. 

S. 86 augedeatet. 
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Es ist der staatsreditlleli zur Ausfertigung Berechtigte, der die 
Pflicht hat, die legale Existenz des Gesetzes durch sein gleichsam 
den Charakter eines rräjudiciulurtheiles tragendes Zeugnis» zu 
cODstatiren. 

Wae Lab and für das deutsche ßeich Dachgewiesen hat, ist in 
jenen Staaten, welche die Institation der Ansfertignng als eines 
solennen der Publication Torhergehenden AUes besitzen, dnrch die 
Praxis längst anerkannt Trotzdem in der Yerfiissung dieser Staaten 

über «las Dasein oder Niehulasein eines richterlichen Prüfungsrechtes 
der Gesetze ausdrückliche Bestimmungen häufig mangeln, ist nirgends 
dem leierlich ausgefertigten Gesetze gegenüber ein materielles 
Präfangsrecht von den Gerichten geübt worden. Unter den Staaten, 
welche die Ausfertigung als besonderen Formalakt nicht kennen, 
Iflsst, soviel ich sehe, nur Norwegen eine PrflAing der Gesetze 
auf ihre Verfassimgsmässigkeit zu ^'). Die Theorie liat sich im 
Auslande mit der Frage, wie erwähnt, wenig beschäftigt, und der 
einzige entschiedene Vertreter des Vorhandenseins eines Prüfungs- 
rechtes, der Belgier Verbaegen, hat weder die Theorie noch die 
Praxis des belgisehen Staatsrechts zu seinen Anschannngen zu 
bekehren vemiocht In Frankreich ist bis auf den heutigen 
Tag die Rechtsbesiändigkeit vieler unter den offenbarsten Yer- 
fassungsverletzuugeu zu Stande gekommener Gesetze nicht bestritten. 
Das franzüsisclie Staatsrecht kennt sogar eine eigene Bezeichnung 
für Gesetze, die ohne Zustimmung des corps lögislatif zu Stande 
gekommen sind. £s shid das die tUereUMs aas der Zeit des Con- 
sulates, des ersten und des zweiten Eaiserreiehes ^*). 

Eine Instanz ^'o^ou den aufgestellten Satz schemt im englischen 
Staatsrecht voiiiaadeii zu sein. Die Gerichte liaben, naeli dem 
Ausspruche Gn eist 's, nur das als Gesetz anzuwenden, was die 

^^—^^—1^— ^^^^^^ • 

17) Vgl. Aschehoug a. a. 0. S. 47 ff. 

18) R. V. Mobl, Staatsrecht, Völksrreclit, Politik I, S. 77; Thonissou 
p. 835. 336; Giron I, § 100. 

10) Vgl. Aucoc I, I'. Gl fT., Lcbon S. 24. Für ein materielles PrQfungs- 
recht der Gesotz« ist in Praukroich, so viel icli sehe, nur Berriat-Saint- 
Prix, TiaitüS du droit oonatüiitioiiiMl fraofab n. 725 eingotreten. 

28* 
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Zustimmung der beiden Hftuser des Pferlaments eriiaiten hat, wäh- 
rend über die „jura interna* der gesetzgebenden Körperscliaft 
ihnen kein Urtheil zusteht '®). 

Sieht man schärfer zu, so ergiebt sich kaum ein Fall, in dem 
nach englischem Staaterechte ein Richter in die Lage kommen 
konnte, über die Frage zu entscheiden, ob etwas, das sich offidell 
als Gesetz ai^giebt, ein vom Könige genehmigter Parlamenl»- 
besddiiss sei oder nicht. ]>ie Gesetze werden in England nicht 
durch den Druck, souderu im Parlamente pul)licirt. Es kann daher 
wohl der Richter untersuchen, ob ein in Druck oder Abschrift vor- 
liegendes Gesetz thatsächlich den Charakter eines Gesetzes habe, 
d. h. übereinstimme mit dem im Farhimente publicirten Gesetze, 
ja es kann sogar bei einer nicht gedrudcten Privatbill der Ptotei 
der Beweis ihrer Echtheit aufgetragen werden. Mein in solchen 
Füllen erstreckt sich die richterlicln' Pnlluiiir niemals auf das Zu- 
standekommen, sondern nur auf das Daseiu des Gosi tzes. Wenn 
hingegen, w;ls öfters vorgekommen ist, bei der Ausfertigung des 
Gesetzes im Parhunente ein Irrthum unterlief*'), so ist er stets ?om 
Parhunente selbst corrigirt worden. Em einziges Prftcedenz hat in 
England stattgethnden, in dem von einem Gericht die Frage, ob eine 
Akte in allen Punkten die Genehmigung beider Hftnser erhalten 
habe und demnach giltig sei, aufgeworfen wurde. Aber der Ver- 
lauf des Pylkingtoü-Falles aus dem 33. Kegierungsjahre Hein- 
rich's IV. — zudem im Einzelnen nicht bekannt — ist nicht 
danach angetban, um aus ihm ein wirklich geübtes richterliches 
Prüfimgsrecht der Gesetze in der von Gneist behanpteten Bich- 
tung nachweisen zn können. Es mnss im Gegentheile als wahr- 
scheinlich angenonimeu werden, dass die Erklärung eines Gerichtes, 
ein Gesetz sei wegen innerer Gebrochen kraitios, vom Parlamente 

20) Gutachten S. 11. 25. Bis in die neueste Zeit ist in England häufig 
behauptet worden, dass der ßicbter die Pflicht habe, einer gi^en das coromoo 
law Tentossenden Parlamentsakte die Anwendung in fersagcn. Za allen Zeiten 
ist ihr jedoch widersproclioii woidoii. 

21) Vgl. May , Parliaraent p. 55n S. 

22) Ueber Um May 1. c. p. 554, 55S. 
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als Bruch seiner Privilegien betraclitet werden würde, denn der 
Gesetzgelmiigsprocess findet in England im Parlamente nicht nur 
seinen Anfing, sondern auch seinen AbscUnss. Die Erfcheilnng des 
royal assent und alle ihm nachfolgenden Akte gehören ebenso sehr 
oder vielmehr ebenso wenig zu den «inteniis corporis*^ wie Ein- 
bringung, Bcrathung und Bcschlicssung des Gesetzes in beiden 
Häusern. 

Lftsst sich demnach aus der Natur des Gesetzesrechtes keines- 
wegs ein richterliches Prfifungsrecht der materiellen und formellen 
Verftssungsmftssigkelt abldten, so ist es dne Frage der Rechts- 
politik, ob mindestens zum Schutze der formellen Verfliissungs- 

mässigkeit der Gesetze besondere Veranstaltungen sollten getroffen 
werden , wo sich de lege ferenda eine ganze Reihe von Möglich- 
keiten aulthut ~ darunter auch ausdnlck liehe Einräumung eines 
Ueberprufungsrechtes der Ausfertiguttg der Gesetze. Diese Möglich- 
keiten näher zu erörtern, liegt ausserhalb der uns hier gestellten 
Aufgabe. Aber es muss zugegeben werden, dass zahlreiche FUle 
in den eonstitutionenen Staaten vorkommen, in denen, ohne dass 
dcsshalb immer eine Person verautwortlich gemacht werden könnte, 
ein verfassungsänderndes Gesetz ohne Beobachtung der vorgesclirie- 
benen erschwerenden Formen sanktionirt und ausgefertigt, ein nicht 
vom Parhunente beschlossener Gesetzestezt zum Gesetz erhoben 
wird, ein Gesetz bei der Pnblication fiilsch abgedruckt wird**). 
Qtegen solche, in der Bogel nicht durch dolus und culpa, sondern 
durch error verursachte Verfassungswidrigkeit der Gesetze bietet 
die geltende Rechtsordnung allcrdinfrs keinen genügenden Scliutz 
und insoferne keine Kedressirung durch die hiezu berufenen Organe 
eintritt, ist ein verfassungswidrig zu Stande gekommenes Gesetz 
seinen formellen und materiellen Wirkungen nach einem verfassungs- 
massigen vollkommen gleich. Es ist daher immerhm eine wohl zu 

Wo keine entgegenstehenden Bestimmungen vorhanden sind, wird in 
den Staaten, wo die Originalien der Gesetze feierlich aosgcfortigt und auf- 
bewahrt werden, ein auf die Dichtigkeit des AbdrudOM des GeMtMS lidflDdes 
Pr&fangarecht wohl in constatiren sein. 



Digitized by Google 



I 



— 406 — 

erwägende Frage, auf welchem Wege die Rerbts>atze über die formellen 
Bedingungen des verfassangsmässigeQ Zastandekommens der Gesetze 
mit stärkerai Qarantien za nmg^eo wftren, als sie heoie beatzen, 
ohne daas die Nachtheile eintraten, welche ein in weit gehendes 
Prfiftingsrecht praktisch ohne Zweifel mit sich bringen kann. 

Ganz anderen Charakter als zum Gej>etze trägt das Verhältniss 
des "Riclitor- zur Verordnunir. Das Gesetz hat formelle Gesetzes- 
kraft, soll daher durch keinen anderen als ihm gleichartigen staat- 
lichen Wiilensakt tangirt werden können. Gesetz nnd Verordnung 
bezeichnen im constitntionellen Staate überdies nicht nnr objekÜTe, 
sondern anch subjektive Competenzen. Die Organe, dnrch welche 
oder wenigstens raiter deren Mitwirkung das Gesetz zu Stande 
kommt, sind andere als diejenigen, welchen das Verorduunfrsrecht zu- 
steht. In der Hepablik stehen sich Kaniinorn und Kegierung als ganz 
geschiedene Organe gegenüber derart, dass die ersteren das Gesetz 
Sanktioniren, die letztere allein Trägerin des staaUichen Teroid- 
nnngsrechtes ist. In der Ifonarebie ist zwar der Honaich sowohl 
Gesetzgeber als Träger des Verordnungsrechtes, allein durch das 
Zustimmungsrecht der Kammern zu legi.slatorischeu Akten i.-t auch 
hier bei aller Concentration der Staatsgewalt im Staat^oberhaupte 
eine subjektive Trennung der Competenzen gegeben. Ueberdies können 
gesetzlich die Competenzen Terschiedener Organe sei es snm Brlasae 
Ton Verordnung^, sei es znr Mit?rirkung an demselben gei^^t sein, 
üeber subjektive Competenzen kann aber, es sei denn ausdrucUidi 
anders festgesetzt, nicht eine der betheiligten Parteien, sondern nur 
der Richter entscheiden. Und zwar der Richter um so mehr, als er 
grundsätzlich nur secundum legem zu urtheilen hat. woraus aliein 
schon sdn Becbt nnd seine Pflicht sich ergiebt, alle an ihn sidi wen- 
denden Verordnungen und Verfügungen auf ihre formelle und 
materielle Legalit&t zu prüfen. 

Historisch ist das zuerst in England zum Haren Bewnsstsein 
gekommen. Der Unterschied von Gesetz und Verordnung konnte 

24) VgL oben Abth. I, Kap. U. Oneist, Gntadiiea 8. 11, 12. 
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nur desshalb mit solcher Schalle sich entwickeln, weil der Richter 
nur nach der lex non scripta und scripta — nach dem common 
law und dem Statute law — zu urtheileu, königliche Ordioauces 
oder Proclamations jedoch nur dann anzuwenden h&iid, wenn sie auf 
gesetzHcbem Boden ruhten. 

Die constitulionelle Entwickelung auf dem Gontinente war 
anfangs dem richterlichen Prüfungsrechte der Verordnungen nicht 
günstig. Die Durclifübning des Principes der Gewaltentheilung wurde 
in Frankreich in der Richtung unternommen, dass Gesetzgebimg 
und Verwaltung möglichst sicher gestellt werden sollten vor Eingriffen 
der Bichter. DaJier findet zu Beginn der Revolution sofort «ne aus- 
drficUiche Untersagung jedes Urtbeils der Gerichte über die legale 
Ausfibung der Gesetzgebung und der Verwaltung statt. Das Gesetz 
vom IG.— 24. August 1790 über die Gerichtsorganisation bestimmt 
erstens: ,Les tribunaux ne pourront prendre directement ou in- 
directement aucune part ä Texerdse du pouvoir lägislatif, ni em- 
ploher ou suspendre Tez^ution des dtoets du Corps lägishitif, 
sandionnds par leBoi, ä peine de forfiiiture '^)*, und sodann: «Les 
fonctions judiciaires sont distinctes et demeureront touj urs stfparto 
des tonctions administratives. Les juges ne pourront, ä peine de 
fort'aiture, troubler, de quelque manierr quo ce soit, les op<$ration8 
des Corps administratifs, ni citer devaut eiii les administrateurs pour 
raison de leurs fonctions* *^), Bedeutet auch die letztere Bestimmung 
zunächst nur die Ausscheidung verwaltnngsgerichtlicher Sachen von 
der Competenz der ordentlichen Gerichte, so lag doch indirekt darin 
eine Ausächliessung des Frflfungsrechtes der gL><ammten Terord- 
nungeu, da für Verordnungen über die Reclitsspreelmng der Gerichte 
in der J]poche der ersten französischen Verfassung überhaupt kein 
Kaum war. In der Folgezeit ist allerdings auch in Frankreich das 
Bewusstsein der Nothwendigkdt und des Daseios eines Profungs- 
rechtes der Verordnungen durchgedrungen, wenn auch nicht in vollem 

25) Art. 10. 

26) Art. 13. 
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ümfhnge, da dnreh die dgenibttiiillehe OrganisstbD der tanOdachen 

Verwaltungsjustiz der bei weitem ^össte Theil der Verordnungen rich- 
terlicher Cognition entzogen geblieben ist -"). Von den romanischen 
Staaten hat jedoch Belgien durch ausdrückliche verfassungsmässige 
Beetimmong das fräfungsrecht der VerordnimgeD anf ihre Geeets- 
nUteigkeit zur Anerkemumg gdlmcht **). 

In der neueren dentsehen Idteratur herrscht wenigstens beinglieh 
des aus der Natur des Gesetzes fliessenden materiellen Prüfungsrechtes 
der Verorduimgen Einstimmigkeit, so dass es mangels abweichender 
Festsetzungen aiidi ohne ausdrückliche Anerkeüauüg als existent 
betrachtet wird. Solche abweichende Festsetzangen haben jedoch 
in einer AmaU deatacher Staaten stattgefondeo, so aodi in Prenssen. 
Indem in Fteossen die PrOfhng der BechtsgUtigkeit königlicher 
Yerordnnngen den Gerichten nicht zosfelit ist fBr den bedeutendsten 
der deutschen Gliedstaaten kralt des positiven Hechtes eine wichtige 
staatsrechtliche Frage im Gegensatze zu den Anfordemngen der 
Wissenschaft entschieden worden. Das an Stelle der Gerichte dem 
Landtage gewährte Prfifhngsrecht der königlichen Yerordnongen ist 
schon desshalb kein genügendes Surrogat des richterliehen PriifiiagB- 
rechtes, weil dem Landtage das Imperimn mangelt und er da- 
her niclit durch einen seiner Beschlüsse eine Verorduuiig mit uü- 
niittelbarer Wirkung für die Unterthaneu aus>cr Kraft zu setzen 
vermag, wozu vielmehr stets ein Akt der Kegienmg uothweudig iät. 
Eine sichere Gewähr, dass die Begiemng eine von den Kammern 
für gesetzwidrig erkiftrte Yerordmmg cassiren werde, ist bei den 

27) Vgl. ileu von H. A. Zacliaria«, Arch. f, civ. Praxis XVI. i>. 155 ff., 
•ngeführten Fall, wo 1832 der Cassationsgerichtshof eine königliche OrdoanBiii, 
weldie Ausiuilmisijrerichto einsetzte, durcli soin Urtlieil indirekt für ungiltig er- 
kliirtt.'. NuiiK iitlich der durch die Erklärung der Menschenrechte aufgestellte 
Satz, dass Strafen nur ,en vertu de la loi" verhängt werden dürfen , gilt als 
Legitimation des Richters zur Prüfung der GesetsnuMsigkeit der mit Stnf- 
sanktionen versehenen Verordnungen. 

28) Belg. Verf. Axt 107 : Let oonrs et les triboiuraz n^appliqneroot les 
arri'tcs et reglements göneraux. praviiiciaux ou locaux. qu'autant qn'ils seront 
confonued aux lois. Vgl. Thoniasen p. 329 ff., Giron I, Nr. 100. Aoch 
Italien hat in der Theorie und Praxis das PvQfiuigmreeht der YflNidsiingeil 
anerkannt. Vgl. Casanova II, n. 85£ 

29) Verf.-Urk. Art. 107. 
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ohne Auslüh rungsgesctz gebliebeueu VerfasaimgsbostimmuDgeü ü])er 
Ministervorautwortlichkeit nicht gegeben. Mit Recht wird von 
H. Schulze diese Bestimmimg des preiusischen Staatsrechtes för 
dnen .absolutistischeii üebeirest* erUftrt*^. 

AtisdrüeUidt anerkannt ist hingen das aas dem Wesen des 
Gesetzes und der constitutionellen Staatsordnuüg iiiessende Recht 
des Kichter.s in der österreichisclieD Gesetzgebung. Durch den staats- 
gruudgesetzlichen Satz, dass die Gerichte über die Giltigkcit von 
Verordnungen in geeetzlichem Instanzenznge zu entscheiden haben 
and die Bestimmung des Gesetzes betreffend die Enichtong eines 
Yerwaltungsgerichtshofes, dass dieser bezQglicb des Prüfnngsrechtes 
der Verordnungen den ordentlichen Oeriehten gleich steht ist für 
das österreicliische Staatsrecht die Frage iu der klarsten, jeden 
Zweifel aiisscbliessoudeu Weise gelöst ^^). 

Das richterliche Prüfungsrecht der Verordnungen erstreckt sich 
sowohl auf die formelle als die materielle Qesetzlichlieit, da die 
erste stets Voraussetzung der zweiten ist; es erstreckt sich auf 
alle Gattungen der Verordnungen, insoweit keine ausdruckliche 
gesetzliche Ausnahme gemacht ist und die Verordnung geeignet ist, 
zur richterlichen Cognition zu gelangen. Es erstreckt sich daher 
auch auf Nothverordnungen, jedoch nicht auf die materieileu Voraus- 
setzungen derselben. Ob ein dringendes ßedürfniss zum Erlasse 
einer Nothverordnung TOrhanden ist oder nicht, ist eine Thatfiage, 
welche die im Bedtze umfassender Eenntniss der staatlichen Zu- 
stände befindliche Regierung unter ihrer Verantwortlichkeit, aber nicht 
der nur den Einzelfall prüfende liichter zu entscheiden vermag ^^). 

'MT) rn iiss. Staatsrecht U, S. 247. 

•il) ät.-Gr.-G. über dia richterliche Gewalt Art. 7. 

82) GeMte vom 82. October 1875 R.-6.-B. 1876 Nr. 36. § 8. 

'?:]! Die iiiihtdinitschcn germanischen Staatm haben ebenfalls das richter- 
liche Trüfungsreciit der Verordnongen darch die Praxis oder ausdrückliche j^e- 
setiliehe Bestiinmaii|r anerkannt Für die Niederlande Tgl. de Hartog S. 52, 53 ; 
für s:c1iu<m1, ii Stmt^rog.-Fomi Art, 17, u. auch Aschehong S. 107, 108, ilor- 
selbü für ^urwegcu ii. 11*3 ff.; für Dänemark lievid. Yerfassang vom 2Ö. Juli 
1866 Ari 78. 

34) Gneist, Gutachten S. 22; v. Gerber, Grondsflg« 9 49, N. 6} 
A. Meuger S. 242; A. A. Ulimann a. a. 0. ä. 352. 
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Der Richter, welclior über die Notliueiuligkeil des Erlasses einer 
staatlichen Auordnung entscheidet, judicirt nicht secuodiim legem, 
sondern de lege ferenda. 

Dem Wesen der lichterlichen Thfttigheit entsprechend, kann 
sich die Frflftog einer Verordnong nur auf ihre Qiltigkeit Ar den 
einzelnen zu entscheidenden Fall erstrecken, keineswegs jedoch kraft 
Kiehterspruches die Veronlnuiif' für aufirehoben erklärt werden. 
Formell existirt vielmehr die Verordnung auch dann noch fort, 
wenn ihre bealnichtigien materiellen Wirkmigen durch ihre dekla^ 
rirte Niohtanwendbarkeit nicht eintreten. Da sich 'die Prüfung ihrer 
Natur nach häufig nur auf einzelne Punkte einer Verordnung benefat, 
so werden die anderen von einer Erklftrung der Gesetzwidrigkeit 
nicht berührt ^*). 

Die Frage, innerhalb welcher Grenzen Gesetze und Verord- 
nungen auf ihre Rechtmässigkeit zu i>rüfen seien, besteht nicht nur 
in Beziehung auf die Gerichte, sondern auch auf di« Verwaltungs- 
behörden"). Ein formelles P^fhngsrecht muss selbstTeistSDdlicIi 
auch ihnen zugesprochen werden, indem auch sie als emem Gesetz 
oder einer Verordiuiy^: nur dem zu gehorchen haben, was sich als 
das eine oder die andere formell legitimiren kann. Nur die in den 
gesetzlich vorgeschriebenen oder auerkannten Formen pubUcirten 
staatlichen Willensakte haben für die Verwaltungsbehörden recht- 
liche Geltung; auch die insinuirten Dienstinstmktionen und sonstigflii 
Verwaltungsmschrlften sind dahin zu prüfen, ob m sich formell als 
Willensftusserangen einer höheren competenten Behörde darstellen. Ein 
materielles Prüfungsrecht der Gesetze ist jedoch, wie schon bei den 
Gerichten, auch bei ihnen ausgeschlossen. Und kraft des noth- 
wendigen strikten SubordinationsTerhältmsses der unteren Behörden 
unter die höheren, steht diesen principiell ein PrOfungsrecht der 
Verordnungen der ersteren zu; hingegen kann sich das Prüfimge- 



35) IJcbcr die Conflict«, welche hieraas entetelieD kSnoen, vgl BetBltsIk 
S. 292. Note 38. 

36j Ueber diese Frage vgL G. Mujer, Staatsrecht 8. 524. 
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rocht der iintergeordneton Behörden bezüglich der Verorduiingcn der 
vorgesetzten nur in engen Grenzen bewegen. Insofern nämlich 
nach dem positiven Bechte der Dieostesbefehl den Beamten nicht 
von jeder straf- und dvilrechtlichen Yerantwortlicbkeit beiMt, ist 
schon kraft dieser jeder Beamte tmd daher auch jede Behörde ver- 
pflichtet, Verordnungen auf ihre Gesetzmässigkeit zu prüfen, aller- 
dings auf ihre eigene disciplinare Verantwortlichkeit hin , was der- 
artige Fälle zu den schwierigsten für die Praxis macht. Wo eigene 
Disciplinargerichte existiren, wird ihnen allerdings die Prüfung solcher 
bestrittener Verordnongen devolviren, Eiaft der Unterordnung unter 
Verfitösong und Gesets, die in der Bogel durch den Diensteid ver- 
stärkt ist, besteht aber far die Verwaltungsbeamten auch das Raht 
und tlie Pflicht, absolut verfassungs- oder gesetzwidrigen Verordnungen, 
selbst wenn die Befolgung derselben keine criminell zu ahndende 
oder civilrecbtlich zum Schadenersatz verpflichtende Handlung invol- 
virt, jedoch auch nur auf eigene QeMr den Gehorsam zu verweigern. 
Femer hat gerade kraft der dienstlichen Unterordnung jede Behörde 
die Pflicht, die Competenz der höheren verordnenden und £e eigene 
zur Befolgung der Verordnung zu prüfen, indem unter Umständen 
die Vollziehung competeuzübersclireiteuder Verordnungen den Voll- 
ziehenden selbst verantwortlich machen kann. Endlich hat die 
höhere Behörde das Becht, unter Umständen die Pflicht, die Ver- 
ordnungen der unteren sowohl bezflglieh der Competenz als der 
Gesetzlichkeit ihres Inhalts zu prfiüBn. 

Dem \\'cseM der Sache entsprechend kann sich nur bei Rechts- 
vorordnungeu die Prüfung darauf erstrecken, ob ihr Inhalt gesetz- 
mässig sei, bei Verwaltungsverordnuntren hingegen nur, ob sie 
innerhalb der ihnen vom Gesetz gesteckten Schranken sich bewegen. 

Ein weitergehendes PrOfniigsrecht der Terordnnngen als die 
StaatsverwaltungsbehOrden haben die der CommunalverbAnde*^. Die 

37) Eingehend erörtert wurde die Stellung der ("onimuiialverLäiido zn den 
Verordnungen auf dem belgischen N;itioualcongreää (Iluytteuä, Diacuttäions 
t. II, p. 68 ff., 481 ff.). Die belgische Jaiüpnidenz schemt ihnen jedoeh kdn 
Prüfnngirecht mxngestehai; TgL Thonisson p, 337. 
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ComniiiiKiUx'liöidoii steheu nicht in dem Verhältnisse der strikten 
dienstlichen Unterordnung zu den höheren Staatsbehörden, wenn 
sich ihrer auch in vielen Sichtungen der Staat als Vollzugsorgane 
bedient und über sie die Oberau&icbt fShrt Allein sie unterstehen, 
soweit ihre Autonomie reicht, grundsätzlich nur den Gesetzen und 
haben daher das i i iueipielle Recht der Prfifnn^ der Verordnnn^n 
auf ihre Gesetzlichkeit, welches allerdings im Coiifliktsfulle , sofern 
die Sache zur richterlichen Cognition geeignet ist, an die ordent- 
lichen oder VerwaltuDgsgericlite devolvirt. 

Dem Einzelnen ist ein Präfungsrecht von Gesetz und Ver- 
ordnung im Juristischen Sinne nicht gegeben. Br kann sidi weigern 
staatlichen Befehlen, die an ihn auf Grund ?on Gesetz und Ver- 
ordnung ergehen, nachzukommen. Dann muss er vor dem coni- 
petenten Uichtor Kechenschait ireben, und dessen Sache ist es dann, 
soweit er gesetzlich hiezu berechtigt ist, die Gütigkeit des betreffen- 
den staatlichen Willensaktea zu prüfen. 

Trotz aller durch Becht und Gesetz g^benen Garantien wer- 
den in allen Staaten die Grenzen ?on Gesetz und Verordnung 
niemals mit absoluter Schftife und Sicherheit sich abzirkeln lassen, 
wie ja schon daraus hervorgeht , dass die Scheidelinien von mate- 
riellem und formellem Gesetz ineinanderfliessen. Eine solche genaue 
Abgrenzung beider Gebiete herbeizuführen ist auch nicht Aufgabe 
der Jurisprudenz. Nur das Leben des Staates kann hier, wie alles 
Leben, und wie nur das Leben, schöpferisch gestaltend wirken. Je 
länger die oonstitutionelle Staatsordnung sich bethätigt, desto mehr 
bildet sich die Praxis der staatlichen Faktoren zu eiuem Gewohn- 
heitsrechte um, welches einerseits bisher leereu Kaum mit Kechtssätzen 
erfüllt, andererseits Gebiete mit schützenden Normen umgiebt, da- 
mit in ihnen die politischen Kräfte sich frei bewegen und in Zeiten 
der Spannungen und Gegensätze in Gompromissen Terelnigen kOnnen, 
auf welche ein Staat mit einer Mehrheit unmittelbarer Staatsorgane 
in schwierigen Lagen seiner Natur nach angewiesen ist 
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tiitivt-n M II i: 1 . " H«'(ht uuJ Politik 
der mpraesentativen L»eiiiokrati<>. — 
VüllMneclit. Or. B. im. (XIV. tts s ) 

^ 

TL Bd.: Politik L: 

Inbalt: PoUtbebe ApboTunMa.— Bwrean- 
loratte. — OrdensweMO. — Staat tmd 
Sirdie. — AUgeneiii« Abstimmnns. — 
Katioimlftitsfru«. — Justiz - Politik. 
Or ^. i«.62. (XII. «1 &) M. W.— . 

HL Bd.: Politik II: 

Inhalt: Erzitihune^-Politik. ~ Der Staats- 
dienst. — .SoLial-Politik T'b»Tt.ilt('s. 
ÜtÜMidacliMss imd L'nfertigps in dt r Tagcs- 
pmiM. Or. B. im, QLS. 724 s } 

M. 13. 

^ ^antwortrti^&dt brr ^tuiDn 
inSinj^errfdiaftenmit^DlfsDcrtTetung, 
TC(f)tli(^, l)oUtif(ö unb flefdiit^tlit^ cnt* 
njidelt. 8. 1837. (XVL 726 6.) 

an. 12.50. 

^•5 heutige ^(Qsffoatfrti^f. Steigt- 

lic^e unb poltttf^e ^törtetungen. 8. 
1873. (XVT. 408 6.) ÜR. 8. -. 

Kritische Bemerknnj?en ü1.<t die 
Wahlen zu m d eutschen KeicLstagc. 
8. 1874w (Vm. 141 S.) iL S.iO. 

^nmlriil lu iFot((fttit§ai ftttr SBHkrt' 
temberfl. etoaHn^t. Wein 8. 1824. 
(23 6.) 3n. — . 40. 

^rSrletrttttflm üb« bie tDütltemberfli^e 
etaatsjc^ulb. 8. 1877. Tl. 1.80. 



«Mtler her VaiMtlltat 



fttein 8. l^^Tx O^- 'm. 0. -. 

Xu 3iMH: 1. ^Xb: Utttr Scr. i^e^r;^ 
eine« fodal« 9tie%H, I^-iT. — ^f^tr ta-. 
9Cc4t*8cföi)t, !«:!. — Utbct »«t ^ctrtfi 
»elff«, IPTl' - llfi« ba9 SciWltiiii tfr 

^lolntf »ur 'Jlcra:, :oTI. Odter bie 

furt. lS4Sr. — Mthc lur ^cur bfo «tbartS' 
tafle* bti b«itf(^tn äüi'c: ), :-74 - II aaf- 
fS|f: .Sur t^corie btr itatitsif I l^ -T unb 
II. 1874. — Utbfr btn S?«8nff unb ^:c Taucr 
hntr öfjTfTiitieti. — TXtbn bxt i'iiltiuj ji^fn 
2t6rfn, 3:a>t unb a«nb. - III üleinc 
ettra^tungtn unb PffmoUtiiic DCTmt{(|tc« 
^n^alt«. — 2tt SiilttävulfaMfe. — JMc 
CcwMsk kcc Vcatttr. — 



Älein 8. 1881. (VL 724 S.J 3)1. 8. 
1« hm 9stilt: I. >Acb: IMcr cfariat pfs^o» 



I«0lf4c SrnnttfclHRim M 6tntfre(|«t, Un. 

- tubtr Mc kor «m^tiiM«, las». - 
n. «mffiic: knt Idt^vllf^ca Jltr^es* 
f cttflc. ~ «I« hm fir km 
SIchMtot. - tine lxi«ltiMi bei Se^. — 
mtminm/UtMi^: Sal ante ittc SM*. 

- Vcftcr bd« Oftt<tt M MBb»ni«. — 
IHlcdUraca: Stoti^««!. 

HtftiTTMtfriiin#fTB[ti 



grftttfte 9ttf laat; 

L Sonb: @t]iS)\ä)tt bei 9{e(!^tgDht(o^ 
fop^ie. 8. 1878. (XXX. 
500 6.) Dl. . 

n. Sanb: tRed^t«- unb €taatdle^te auf 

9i)eÜaniitauu.iii. 

1. Sfatl).: 2ic aÜQcmntuii ^tiirm 

unb boÄ ^Ptiiintrcd)t. 8. 

I87a(xxxv:.52is.) 

Di. 8. -. 

2. Slbt^.; 2ie £taatilclirc unb bie 

^ßtincipien bcö Staates« 
rechts. 8. 1878.(XXXIV. 

721 6.) an. 8. — . 

Jeder Band ist emzdn k&u^ieh. 
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örftet 2^cii: flcrmanifi^e Seit 8. Iöö9. (X. 597 S.) ü«. D. — 3»eiter 
Xlcil: beutfc^c Seit 1. 1860. (VI. 548 6.) 51. 9. -. 3»eiter Sfieil: H. 
1861. (567 6.) a». 9.-. Stocitcr 11)011: m. 1863. (701 S.) m. 11. 40. 

3ufammen ftatt m. o8. 40. nur 6. ~. 

§U§»et, G)runMcf)rc bcr @cte^e bed €taatc0, OMibobifi^ neu begrftnbct. 

1. il3b. 8. 1805. (VII. 2U.S 8.) 3«. 3.80. 

0fr8er, ^. lieber öffentliche 9icc^tc. h. 1852. (VIII. 107 S.) Sffl. 2. -. 

ilAlEner, K., lieber die civilrochtliche Verantwortlichkeit der Bichtcr (Syn- 
(likatsklage). 8. 1885. (1'>G 8.) M. 3.60. 

^ümitt0n, 38. ^atlameutaviic^e ^ogil, XaÜil unb Sfl^eiorit. %ui bem 
(Engüfd^m ftoeifcjft unb na^ tDlatenen geoibnet bon tL o. SRo^I. 
dioeite Kuflaee. & 1872. (VIII. 80 e.) tDl. 1. 50. 

JMttH» 9U» Hungariea. Cim «nfCddcf^rift (9ro| 8. 1882. (XI. 128 8.) 

9)1. 2. — . 

^icifr} lieber bfircierlicl^c Srfci^eif »"b Scibftocrhialtung. 51acf) bcr .^teciten 
tluflaae aus bem Snaliidicn überlebt oon Dr. OfconA äJlitteimaier. 8. 
1860, (XUI. 477 6.) SR. 4.50. 

Mein, Sur Ülaturgcfc^ic^te b«l Ceiitivtti. €^a(;]oIitif($e Setrod^tungen. 
8. 1882. (70 6.) SR. 2.—. 

Mlttemaier* J* C> A., Die englische Staat-sverfassnng in ihrer Entwickclung 
naeh cicr neuesten Sclirift von K C. Creaay. Zweite Auflage. 8. 
1840. (40 S.) M. -..50. 

MnfAa, il. ^3 (^rinnerunaen aui altet unb neuer S^^- ^eraudaeaeben Don 
St. mitdt. mt Re l)f jer'i »tlb. 8. 1884. (VUI. 823 6.) 91 6. 

^0fln, Dr. 208 JRct^t ber Dcffentlid^cn ©enoncn[d^aft. 6ine Derttialtung8= 
rcd)t[i(^e !Dlono()rap^te. Sugleic^) ein ^Beitrag ^ur aSgcmeinen fie^re »on 
ber «örperfc^iaft. 8. 1886. (XX. 210 ©.) 2K. 4. 80. 

Sta|r, % Saä monard-zifcfH^ ^rtnji^. tttne fioallieAiIi^ibi>tttif(i)c m-- 

fianbfuttii. S. 1845. (XVI. 11 S.) 9)1. 1. 

aSinkr« it.» lieber bic Siilbuna bet eiüen ßammem in S>eutfi&lanb. @rog 8. 
1870. (V. 626 ©.) 9)1. 11.-. 

S)er S3unbeSxat^ unb bie dieicbdoberbauSfrage. 8. 1872. (149 6.) 

fOl 1.80. 



Hermann , K. F, , Kurzes Lehrbuch der griecliischen StaatsaltorthQmer. 
Fuiiltü Auflage, herausgegeben von J. Ch. F. Baehr iindE. B. Stark, 
Zweite Auagabe. 8. 1884. (XXXI. 879 8.) M. 8. — . 

HMinannN Lehrbuch der griechischen Antiquität. n. II. Tlieil. 1. Abtheilung: 
Kccktsalterthttmer. Herausgegeben von Th. Thalheim. Groes 8. 
1884. (VIII. 160 S.) H. 4.—. 
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ans 

v«ii ISttfnieriact) @ct|(itneratl?, ^tofeffor an ber llniOeTfität ^cibrlberg, Sdlftr* 
^ rcdjt. 3n. 6. — . 

^mrU) Dr- ^an^Ui bei lliüricifUiit töieH«"» ^Qgenieineäi StoatSrn^t. 
i»i«r<S{«s, Dr. y., (3«!). .litfüjrall) unb «Profef^or an ber Untoerfttat 

MK ^umv9$ Dr., (iultudmiiii)lct in Stuttgart, iHAficitteine« ^tmaUuu%atti^ 

m. 5. — . 

Jtf4(4<wg» I>r. ^ frofeijor an ber UniDcrfität ^^riftiania, 2)a£ 6taat8re<^t 
bet Sentalgttii IrlnigTH^e SAmbrit viil XtnMgei. VI. 7. 

9S$»%t 9tAtt^ ^Ho, 1!*itlf(6tT, THiiftififr, tLlöntfrs. 3=arßmann, :3:nö Stnaio 
tt(&t t)on SKrtflcnliurg^ Clbeubuig^ ii^iaunft^ioctg, tHn^alt^ ä>}al5i((, 
€iN«iiMir0*8t^e mib SH^H. 5. — . 

<ftar({5) Stoatßred^t ton (>ffffn f. u. 6 dien Tel. 

iAU99, Dr. in Bübingen, Slai Staatöre^t bei itdnigctil^S ^Württemberg. 

ai. 9. — . 

U ^trfofl^ ^tofcHoT an ber tlntonfUfit VmflerlMnn, SHiS Stnat^rcc^t 

beo iiomgtcid^d bcc !Mteberlonbr. fäl. 4. — . 

9$m ^tß, Dr. @e^. ^ofrati) unb ^rofeffor an ber llnitrarfitSt ^teibimg, 
2)a8 StaotSre^t ber bereinigten «tootcn von Hmcrifo. Tl. 6. — . 

^<li<m>» Dr. '3^., StaatSrot^ unb ^rofcffor an ber Uniuerfttät 8traijbuTj, Xai 
Staatsrecht bed Seutfi^en Reiches. 

^eoni, l' irbrrr d)tgrat^ in 6tctt^iitg, etaatin^t ber Hei^d* 
lonbe (^IjaB'^ottjrutgen. 9)1. 8. — . 

SM§mh iUf SoMndg^ in 9<tn<, M etaatltc^t ber ftOWUil ^ranlreiii. 

«. 6. — . 

<^«tti, StaalÄredji reu (vijüy.iiütljiiiiöcn f. o. Sabanb. 
Jjmt^tbf 8taatäred)C t^on SoAfen f. u. Sc^ulje. 

Jfb^it, <*>n I " :tai ^ix(^ct, Sonnfnßofß, ^orßef, ^nuA^ammtr, $^amta6, 
jLuömann, 3*. gBüJIer, 2a« stdutöicc^t ber IftüiiiiftiirtJfn 6tflattn. 

rni. 5. . 

um ^tfni, r fcffor au ^cr Uniberfit&t SlOxidf, Staaticn^t ber S(|»eije< 

^4Ml«r, Dr. ^ditiftcrialrot^ in Statlml^, M etaatltedM bcg 

bfr'^rrtt^uinö SBaben. 

Dr. Aatiiler kr Uniucrfitot ©iefeen, 2ao <stoat8re(6t be« 
Wrofet)friO(jtljume ^cf^en. 501. :5. — . 

^^'*- (^'» @ct)ninviitf^ uub ^rofcii'or an ber Unioerfität ^eibelbeq}« 
ÜiJö 3tiiatürcdjt bc>3 llÖniflrctt^jS ^^rcufien. 

Jittttbotbf Dr. c.. mtgbireUor in Steibctg i. 6v Qiaatixt^ 

bcö iiöuiflrcirtje «aüjicn. 3Jl. 8. — . 

^r6ri($, Di. 5., 'i'rcfeiior cm ber bcuttdjen tlmöerfität in ^Jrag, ^o«6lootl* 

rct^t ber Ceitcrretrtitfrtj'nnfloriidifn l^^onar^ic. III. 5. ~. 

9«gcf> Di- ^kofefior an ber UniMrfUät Erlangen, SkiS &taatire4|t beS 

OTBiqreirfH 5<n»jcrn. Ctef. 1 n. 8 i 91. I.—, tum 18^»? oB 9». , 

i'ij. -Ii;, j. . 

9§tff(9n, ^(ügmMu, ßit9eu9 2)a8 6taatftie(j^t bei freien unb ^n{eßälle 
^anbKrg^ eflbrC Srcntii« 9t. 3. ~. 
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